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1. Einleitung 
Am 24. Juli 2014 schwoll die Emme nach fünfstündigen Regenfällen stark an, trat an verschiedenen 
Orten über die Ufer und verursachte Millionenschäden. Besonders betroffen war das Dorf Bumbach 
im oberen Emmental, wo mehrere Häuser unter Wasser standen.1 Obwohl schon lange bekannt war, 
dass die Emme ein unberechenbarer Wildfluss ist, wurden auch Experten von den plötzlich in die 
Höhe schnellenden Wassermengen überrascht.2 In den Medien fand das Thema kurzfristig eine gros-
se Resonanz, verschwand dann aber mit dem Nachlassen der Regenfälle und der Entwarnung der 
Wehrdienste wiederum schnell. Während und unmittelbar nach der Akutphase behandelten die Zei-
tungen das Hochwasser aus verschiedenen Blickwinkeln und unter Bezugnahme verschiedener Zeu-
gen. 
 Auf der einen Seite standen die Aussagen der Experten, die das Ausmass anhand von Parametern 
wie Abfluss- und Niederschlagsmengen einzuordnen und mit vergangenen Werten zu vergleichen 
versuchten. Gemäss David Volken, Sprecher des Bundesamtes für Umwelt, übertrafen die gemesse-
nen Werte diejenigen der Hochwasser von 2005 und 2007 und erreichten gar den höchsten Stand 
seit 300 Jahren.3 Während die Behörden auf Solothurner Gebiet froh darüber waren, dass die nach 
den letzten Ereignissen angebrachten Hochwassersperren sich bewährt hatten4, mussten die zustän-
digen Experten des Kantons Bern und die lokalen Behörden Stellung beziehen, weshalb das Gebiet so 
unerwartet und stark getroffen wurde. Sie begründeten die Überschwemmungen damit, dass die 
Schutzmassnahmen in der Region Schangnau auf Ereignisse ausgerichtet gewesen seien, die alle 100 
Jahre aufträten. Wenn man sich auf ein Extremereignis wie dasjenige im Juli einrichten wollte, wäre 
dies eine Kostenfrage. Das Bundesamt für Umwelt entlastete die lokalen Behörden mit dem Hinweis, 
dass die Emme „seit Urzeiten als Wildbach bekannt“ und sprichwörtlich unberechenbar sei.5 
 Neben den Experten wurden auch Augenzeugen befragt, die unter anderem aussagten, dass noch 
nie so viel Holz die Emme herabgeschwemmt worden sei.6 Auch ein Anwohner, der schon lange in 
der Nähe der Emme zu Hause war, gab an, dass er so etwas schon lange nicht mehr gesehen habe. 
Seine Deutung des Ereignisses lautete folgendermassen: „Das ist die Natur.“7 Die Augenzeugen nah-
men in der Berichterstattung der Medien nicht nur eine passive Rolle ein, sondern haben wesentlich 
zu deren Ausgestaltung beigetragen. Dies zeigen die zahlreichen Fotos und Videos, welche von Leser-
                                                     
1 Vgl. Schweizer Radio und Fernsehen: Millionenschäden im Emmental nach Unwetter, 24.07.2014, 
http://www.srf.ch/news/regional/bern-freiburg-wallis/millionenschaeden-im-emmental-nach-unwetter, 
18.08.2014. 
2  Vgl. Neue Zürcher Zeitung: Hoffen und Bangen im Emmental, 28.07.2014, http://www.nzz.ch/panorama/ 
ungluecksfaelle-und-verbrechen/bangen-im-emmental-1.18352682, 18.08.2014. 
3 Vgl. Neue Zürcher Zeitung: Wassermassen wälzen sich durch Kanton Solothurn, 24.07.2014, 
http://www.nzz.ch/panorama/warnung-vor-flutwelle-an-der-unteren-emme-1.18350090, 18.08.2014. 
4 Vgl. Schweizer Radio und Fernsehen: Millionenschäden im Emmental nach Unwetter, 24.07.2014, 
http://www.srf.ch/news/regional/bern-freiburg-wallis/millionenschaeden-im-emmental-nach-unwetter, 
18.08.2014. 
5  Vgl. Neue Zürcher Zeitung: Hoffen und Bangen im Emmental, 28.07.2014, http://www.nzz.ch/panorama/ 
ungluecksfaelle-und-verbrechen/bangen-im-emmental-1.18352682, 18.08.2014. 
6 Vgl. Schweizer Radio und Fernsehen: Die Emme-Flut als sommerliches „Natur-Spektakel“, 25.07.2014, 
http://www.srf.ch/news/regional/aargau-solothurn/die-emme-flut-als-sommerliches-natur-spektakel, 
18.08.2014. 




reportern vor Ort aufgenommen wurden und ihren Weg auf die Internetportale der Zeitungen ge-
funden haben.8 Die in grossen Mengen im Internet kursierenden Bilder und Videos widerspiegeln 
auch die Faszination, die von solchen Katastrophenereignissen ausgeht und welche viele Unbeteiligte 
anzieht. Die Redakteure des SRF widmeten diesem Voyeurismus den Artikel Die Emme als sommerli-
ches „Natur-Spektakel“. Während die Einsatzkräfte ihre Vorbereitungen trafen, sammelten sich viele 
Menschen auf den Brücken, um das Hochwasser aus nächster Nähe zu beobachten.9 Die Medien 
selbst bedienten die Schaulust mit Aufschaltung und ständiger Aktualisierung der genannten Auf-
nahmen. Auf ihren Internetportalen wichen einige Zeitungen sogar von der gängigen Berichterstat-
tung ab und veröffentlichten ihre Neuigkeiten als Live-Ticker.10 Diese Form der Berichterstattung 
wird ansonsten überwiegend bei Sportveranstaltungen benutzt, da sie ein hohes Mass an Aktualität 
bietet und die Spannung aufrechterhält. 
 Trotz moderner Verbreitungsformen in den Medien sind die aufgeführten Reaktionen, Erklärun-
gen und Deutungen keineswegs neu, sondern gründen auf historisch bekannten Mustern der Kata-
strophenbewältigung. Die Tatsache, dass die Emme noch heute eine Gefahr für den Menschen dar-
stellt und selbst moderne Schutzverbauungen ihren Fluten nicht entgegenzuwirken vermögen, wirft 
verschiedene Fragen auf. Seit wann siedelten sich Menschen in der Nähe der Emme an, welche An-
reize bestanden, sich in die gefahrvolle Umgebung des Flusses zu begeben und wie versuchten sie 
sich zu schützen? Eine interessante Frage ist weiter, wie sich die Flusslandschaft unter der Einwirkung 
des Menschen über die Jahrhunderte veränderte und welche verschiedenen Faktoren dabei von Be-
deutung waren.  
 
1.1. Erkenntnisleitende Fragestellung 
Die Emme prägte besonders durch ihre Hochwasser und Überschwemmungen die Landschaft in ihrer 
Umgebung und beeinflusste die Lebensweise der dort lebenden Menschen. Trotz der Gefahr, die sie 
ständig ausstrahlte, bot ihr Potenzial für die Energiegewinnung und die Beschaffenheit ihrer Umge-
bung den Anreiz für vielfältige Nutzungen. Seit jeher wurde versucht, mit Hilfe von Schutzverbauun-
gen den wilden Fluss in Schranken zu halten, damit die eigene Nutzung nicht gefährdet wurde. Teil-
weise führte diese anthropogene Nutzung dazu, dass Hochwasser zu einer Gefahr für Mensch und 
Kulturland wurden, wie dies aufgrund der Anlage von Kanälen vorkommen konnte.  
 In dieser Arbeit soll der Frage nachgegangen werden, wie sich die menschliche Nutzung und Ver-
bauung11 der Emme auf dem Gebiet des Kantons Solothurn unter der Einwirkung von Überschwem-
mungen gegenseitig beeinflusste und im Zeitraum von 1500 bis 2000 veränderte. In dieser Frage sind 
zwei Ziele enthalten: Zum einen sollen die Schadenshochwasser der Emme chronologisch erfasst und 
die Entwicklung der Nutzungs- und Verbauungsformen aufgearbeitet werden. Andererseits werden 
die Wechselwirkungen zwischen diesen drei Bereichen behandelt. Dabei soll untersucht werden, wie 
sich Überschwemmungen auf menschliche Eingriffe – bedingt durch Nutzung und Verbauung – aus-
wirkten und umgekehrt. Das Untersuchungsgebiet beschränkt sich auf den Flusslauf der Emme im 
                                                     
8 Vgl. Berner Zeitung: Flut richtet Millionenschaden an, 24.07.2014, http://www.bernerzeitung.ch/ 
region/emmental/Emme-ueberschwemmt-Teile-des-Emmentals/story/17704768, 18.08.2014. 
9  Vgl. Schweizer Radio und Fernsehen: Die Emme-Flut als sommerliches „Natur-Spektakel“, 25.04.2014, 
http://www.srf.ch/news/regional/aargau-solothurn/die-emme-flut-als-sommerliches-natur-spektakel, 
18.08.2014. 
10 Vgl. Berner Zeitung: Flut richtet Millionenschaden an, 24.07.2014, http://www.bernerzeitung.ch/ 
region/emmental/Emme-ueberschwemmt-Teile-des-Emmentals/story/17704768, 18.08.2014. 
11  Grundsätzlich werden in dieser Arbeit zwei Arten von Verbauungen unterschieden. Die erste bezeichnet 
Verbauungen, welche zur Nutzung angebracht wurden. Diese wurden verwendet, um beispielsweise Was-
ser in einen Kanal zu lenken. Die zweite Art sind Verbauungen, welche zum Schutz vor Überschwemmungen 
dienen. Wird der Begriff Verbauung in der Arbeit verwendet, ist immer die zweite Kategorie gemeint, aus-
ser wenn ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass sie einen Nutzungszweck erfüllte. 
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Kanton Solothurn sowie seine unmittelbare Umgebung auf dem Gebiet der Gemeinden Biberist, Der-
endingen, Gerlafingen, Luterbach und Zuchwil. Da eine isolierte Betrachtung des Unterlaufs bei be-
stimmten Themen wenig sinnvoll ist, wird stellenweise auf die Forschungsliteratur zur Emme auf 
Berner Territorium zurückgegriffen.  
 
1.2. Forschungsstand 
1.2.1. Geschichte der Emme und ihrer Umgebung 
Die geschichtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit Hochwassern sowie der Nutzung und Ver-
bauung der Emme begann Mitte des 19. Jahrhundert und hatte einen politischen Hintergrund. Nach 
mehreren Überschwemmungen zwischen 1834 und 1855 sollte das Berner Wasserpolizei- und Wuhr-
gesetz überarbeitet werden, weshalb der Berner Staatsschreiber und Staatsarchivar Moritz von 
Stürler12 den Auftrag erhielt, die Verhältnisse jedes Flussgebiets in Bern zu untersuchen und eine 
Chronologie der wichtigsten Ereignisse darzulegen. Die Behörden warteten jedoch die Fertigstellung 
des Berichts nicht ab, weshalb die Studie nicht über die Emme hinauskam. An der Versammlung des 
Historischen Vereins des Kantons Bern im Jahr 1871 sollte er zu diesem Thema ein Referat halten, 
welches aus Zeitgründen nicht zustande kam, jedoch 1872 in der Zeitschrift Archiv des Historischen 
Vereins des Kantons Bern publiziert wurde.13 Einen weiteren wichtigen Beitrag zur Geschichte der 
Emme lieferte Johann Heinrich Graf14, welcher die Ausführungen von Stürlers ergänzte und um die 
Überschwemmungen sowie Verbauungsprojekte der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erweiter-
te.15 Ebenfalls aufbauend auf von Stürlers Arbeit veröffentlichte Fritz Huber-Renfer 1941 im Burgdor-
fer Jahrbuch einen Aufsatz, in welchem er nicht nur die Geschichte der Emme und die Chronik der 
Überschwemmungen fortführte, sondern auch für den bereits erarbeiteten Zeitraum neue Erkennt-
nisse aus den Quellen einfliessen liess.16 Zur Besiedlung des unteren Emmentals und den Über-
schwemmungen bis ins 16. Jahrhundert veröffentlichte er 1942 einen weiteren Artikel.17 Ergänzende 
Informationen zu historischen Überschwemmungen der Emme finden sich im zweiteiligen Aufsatz 
von Hermann Merz, in welchem er das Löschwesen in Burgdorf aufarbeitete und in diesem Zusam-
menhang auch die frühneuzeitliche Wasserwehr thematisierte. Er stützte sich dabei nicht auf die 
bereits erwähnten Arbeiten, sondern wertete lokale Quellen aus, wodurch teilweise präzisere Anga-
ben über Schäden zugänglich gemacht wurden.18 Stärker auf sozialgeschichtliche Fragestellungen 
konzentrierte sich Anne-Marie Dubler, welche 1997 einen Aufsatz zu den an der Emme lebenden 
Menschen – den sogenannten Schachenleuten – im Emmental verfasste.19 Im Gegensatz zu den bis-
her genannten Titeln ist der 1976 erschienene und reich illustrierte Band zur Emme populärwissen-
schaftlicher Natur.20 
 All diese erwähnten Arbeiten, welche sich unmittelbar mit der Emme und ihrer Umgebung ausei-
nandersetzen, haben gemeinsam, dass ihr geografischer Schwerpunkt auf dem Emmental liegt, wäh-
                                                     
12 Moritz von Stürler war sowohl als Staatsschreiber wie auch als Staatsarchivar tätig und zeichnete sich durch 
seine Arbeiten als ausgezeichneten Kenner der Berner Geschichte aus. Vgl. Braun 2011 (e-HLS). 
13 Vgl. Stürler 1872. 
14 Johann Heinrich Graf war Professor für Mathematik an der Universität Bern und einer der Hauptinitianten 
zur Gründung der Schweizerischen Landesbibliothek. Neben weiteren Tätigkeiten im wissenschaftlichen, 
politischen und kulturellen Bereich publizierte er zahlreiche Schriften zur Geschichte der Mathematik, der 
Naturwissenschaften und der Kartografie. Vgl. Neuenschwander 2010 (e-HLS). 
15 Vgl. Graf 1898. 
16 Vgl. Huber-Renfer 1941. 
17 Vgl. Huber-Renfer 1942. 
18 Vgl. Merz 1936; 1937. 
19  Vgl. Dubler 1997. 
20  Vgl. Neuenschwander 1976. 
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rend der Abschnitt auf Solothurner Gebiet nicht oder nur marginal behandelt wurde. Um mehr über 
letzteren zu erfahren, ist es unerlässlich, die Geschichte der angrenzenden Siedlungen zu untersu-
chen. In jeder solothurnischen Gemeinde an der Emme ist die Dorfgeschichte zumindest ansatzweise 
aufgearbeitet worden, wobei die Qualität dieser Werke – bewertet anhand wissenschaftlicher Krite-
rien – unterschiedlich ist. Es wird aber deutlich, dass die Emme für die Besiedlungs-, Verbauungs-, 
und Nutzungsgeschichte jeder der Gemeinden eine wesentliche Rolle spielte.  
 Walter Herzog beschrieb in seiner 1959 erschienenen Dorfgeschichte zu Luterbach ausführlich die 
Bedeutung der Emme, deren unsicherer Lauf immer wieder Anlass zu Grenzstreitigkeiten mit den 
Nachbarsgemeinden bot.21 Auch in Ludwig Rochus Schmidlins Geschichte der Pfarrgemeinde Biberist 
aus dem Jahr 1886 werden verschiedene Themen im Zusammenhang mit der Emme behandelt22, 
während die 1993 erschienene und sehr umfangreiche Neuauflage von Peter Kaiser den Flussnamen 
im Titel trägt.23 Letztere enthält wirtschafts- und sozialgeschichtliche Ansätze und ist reichlich mit 
historischen Plan- und Kartenausschnitten zur Emme versehen. Für die Gemeinde Derendingen hat 
Heinz Hösli eine chronologische Auswahl historischer Ereignisse der Dorfgeschichte sowie eine geo-
grafische Beschreibung mit Schwerpunkt auf das Gewässernetz veröffentlicht.24 Da eine quellenkriti-
sche und historisch fundierte Auseinandersetzung fehlt, eignet sich dieses Buch vor allem als Über-
blickswerk und Ausgangspunkt für weitere Nachforschungen. Eher populärwissenschaftlich ausge-
richtet ist die Schriftreihe zur Gemeinde Zuchwil, in welcher bestimmte dorfgeschichtliche Aspekte 
herausgegriffen, aber nicht historisch vertieft bearbeitet wurden.25 Zur Geschichte des Emmenhol-
zes26, welches heute ein Teil der Gemeinde Zuchwil ist, veröffentlichte Charles Studer einen Aufsatz, 
in dem besonders die Rolle der Emme bei den Grenzstreitigkeiten hervorgehoben wird.27 Neben den 
genannten Werken bestehen auch eine Reihe von Artikeln im Jahrbuch für Solothurnische Geschich-
te28 und in der Zeitschrift Jurablätter29, welche spezifische lokalgeschichtliche Themen im Zusam-
menhang mit den Gemeinden an der Emme behandeln. Weiter findet sich eine Kurzbeschreibung zu 
allen erwähnten Gemeinden in der Geschichte des Bezirks Wasseramt aus dem Jahr 1966.30 
 Die Emme auf Solothurner Gebiet war nicht nur für die Gemeinden, sondern auch für die Fabri-
ken, welche vor allem seit Mitte des 19. Jahrhunderts ihre Wasserkraft zu nutzen begannen und teil-
weise auch von der Flösserei profitierten, von besonderer Bedeutung. Aus diesem Grund ist es sinn-
voll, auch Werke mit wirtschafts- und industriegeschichtlichem Schwerpunkt hinzuzuziehen. Die ver-
gleichsweise späte, aber rasche industrielle Entwicklung des Kantons Solothurns und die Entstehung 
der Schlüsselindustrien ist erstmals 190731 von Werner Flury aufgearbeitet worden. Ebenfalls mit 
Schwerpunkt auf die bedeutendsten Betriebe veröffentlichte Fernand Schwab 1927 eine umfangrei-
che Festschrift, in der er zeitlich weit zurückgreift, um die Entwicklungen zu begründen und den Ein-
fluss der Industrie auf die Volkswirtschaft aufzuzeigen.32 In einer 1946 erschienenen Dissertation 
thematisiert Otto Zimmermann neben den Schlüsselindustrien auch die Kleinbetriebe im Kanton.33 
 Daneben gibt es weitere Publikationen, welche eher populärwissenschaftlich ausgerichtet sind, 
wie beispielsweise die Broschüre zur Industrialisierung am Emmekanal von Stefan Blank.34 In dieselbe 
Kategorie fallen auch die Jubiläumsschriften von grossen Betrieben, wobei die 1953 und 1973 in zwei 
                                                     
21  Vgl. Herzog 1959. 
22  Vgl. Schmidlin 1886. 
23  Vgl. Kaiser 1993. 
24  Vgl. Hösli 1996. 
25  Vgl. Däppen, Tatarinoff 1996; Tatarinoff 1987. 
26  Zur Geschichte des Emmenholzes siehe Kapitel 2.2. 
27  Vgl. Studer 1981. 
28  Vgl. Kaufmann 1936; Moser 1991; 1997. 
29  Vgl. Affolter 1953; Kaufmann 1961; Tatarinoff-Eggenschwiler 1974. 
30  Vgl. Jäggi, Ingold 1966. 
31  Vgl. Flury 1907. 
32  Vgl. Schwab 1927. 
33  Vgl. Zimmermann 1946. 
34  Vgl. Blank 2002. 
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Bänden erschienene Geschichte der Ludwig von Roll’schen Eisenwerke35 oder diejenige der Kamm-
garnspinnerei Derendingen erwähnenswert sind.36 Auch wenn die genannten Werke auf ein breites 
Publikum ausgerichtet sind und keinen wissenschaftlichen Anspruch erheben, lassen sich darin trotz-
dem wertvolle Hinweise auf Überschwemmungsschäden und die Nutzung der Emme finden. 
 
1.2.2. Geschichte des Hochwasserschutzes und der Gewässerkorrektionen in 
der Schweiz 
Die Geschichte des Wasserbaus und der Gewässerkorrektionen37 wurde lange Zeit vor allem aus in-
genieurwissenschaftlicher Sicht behandelt. Das damalige Eidgenössische Amt für Strasse- und Fluss-
bau veröffentlichte 1977 eine Schrift, in der die grossen Hochwasserschutzprojekte aller schweizeri-
schen Kantone seit Einführung des Wasserbaupolizeigesetzes im Jahr 1877 überblicksartig aufgeführt 
und insbesondere die finanzielle Beteiligung des Bundes hervorgehoben wurde.38 Die Wasserwirt-
schaftsverbände von Baden-Württemberg und der Schweiz trafen sich 1983 an einer Fachtagung, um 
einen geschichtlichen Überblick zu den Themen Hochwasserschutz und Flussverbauungen zu erarbei-
ten. Bruno Böhlen gab daraufhin einen Sammelband, der die Referate enthält, heraus. Da in den 
Vorträgen nur einzelne Aspekte des Wasserbaus und der Wasserkraftnutzung thematisiert und der 
Schwerpunkt auf technische Pionierwerke gelegt wurde, kann hierbei nicht von einer Gesamtdarstel-
lung gesprochen werden.39 Dieser Begriff trifft eher auf Niklaus Schnitters Die Geschichte des Was-
serbaus in der Schweiz zu, in der er die Verbauungen nicht nur im Zusammenhang mit dem Schutz 
vor Überschwemmungen, sondern auch mit der Nutzung – insbesondere der Wasserkraft – seit römi-
scher Zeit aufarbeitete.40 Einen wesentlichen Beitrag zur Erforschung der Entwicklung des Hochwas-
serschutzes lieferte Daniel L. Vischer, ehemaliger Professor für Wasserbau an der ETH Zürich, mit 
seinem 2003 erschienenen Werk. Neben den wichtigsten Wasserbauprojekten des 18. und 19. Jahr-
hunderts sowie einem Kapitel zu den Wildbachverbauungen thematisierte er auch die Fortschritte 
und Veränderungen in den Bereichen Wissenschaft, Politik und Gesellschaft, welche diese Grosspro-
jekte erst ermöglicht hatten.41  
 An der Universität Bern ist der Hochwasserschutz als Teilbereich der Umweltgeschichte ab den 
1990er Jahren bearbeitet worden. Daniel Brändli untersuchte in seiner 1998 eingereichten Lizenti-
atsarbeit die Entwicklung der Hochwasserprävention in der Schweiz und prägte in diesem Zusam-
menhang den Begriff des Abholzungsparadigmas, welcher die seit dem 18. Jahrhundert aufgekom-
mene Annahme umschreibt, dass Abholzungen im Gebirge die Ursache für Überschwemmungen in 
den Talebenen darstellen.42 Basierend auf den gewonnenen Erkenntnissen publizierte er gemeinsam 
mit Christian Pfister 1999 einen Aufsatz zu diesem Thema.43 Pionierarbeit leistete Stephanie Sum-
mermatter mit ihrer 2012 publizierten Dissertation, in welcher sie die Entwicklung des Hochwasser-
schutzes seit der Gründung des Bundesstaates aufarbeitete. Dieser Bereich war zuvor fast aus-
schliesslich aus technischer oder naturwissenschaftlicher Perspektive untersucht worden. Mit dem 
Schwerpunkt auf die politische Dimension von Hochwassern und Überschwemmungen auf Bundes-
                                                     
35  Vgl. Direktorium von Roll 1953; 1973. 
36  Vgl. Riesen 2004. 
37  Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf die wichtigsten in der Arbeit verwendeten Titel, die sich 
vor allem auf das Gebiet der Schweiz konzentrieren. Einen ausführlicheren Forschungsstand zur Geschichte 
des Hochwasserschutzes und der Gewässerkorrektionen – auch über die Schweizer Grenzen hinaus – findet 
sich in der Dissertation von Melanie Salvisberg. Vgl. Salvisberg 2017. 
38  Vgl. ASF [Eidgenössisches Amt für Strasse und Flussbau] 1977. 
39  Vgl. Böhlen 1983. 
40  Vgl. Schnitter 1992. 
41  Vgl. Vischer 2003. 
42  Vgl. Brändli 1998. 
43  Vgl. Pfister, Brändli 1999. 
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ebene eröffnete Summermatter ein neues Themenfeld und schuf gleichzeitig ein erstes übergreifen-
des geschichtswissenschaftliches Werk für das Gebiet der Schweiz.44 Den Philosophiewandel im 
schweizerischen Wasserbau seit den 1950er Jahren behandelte Marc Zaugg Stern in seiner 2006 er-
schienenen Dissertation, in welcher er den Übergang von einem technologieorientierten zu einem 
nachhaltigen Hochwasserschutz thematisierte.45 Diese Veränderungen waren unter anderem auf 
einen gesellschaftlichen Wahrnehmungswandel zurückzuführen. François Walter hat mit seinem 
Werk zur Umweltgeschichte der Schweiz seit 1800 eine wichtige Grundlage für das Verständnis der 
sich verändernden Umweltwahrnehmung geschaffen. Er zeigte auf, wie sich das Verhältnis vom 
Menschen zur Natur über die Zeit veränderte, welche Faktoren dabei eine Rolle spielten und welche 
Konsequenzen – unter anderem in den Bereichen Hochwasser- und Gewässerschutz – dies hatte.46 
Die Entwicklung des Gewässerschutzes in der Schweiz und die damit einhergehenden Probleme bei 
der Aufgabenverteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden sowie die Schwierigkeiten des 
Vollzugs hat Werner Bussmann eingehend aufgearbeitet.47 
 Neben diesen übergreifenden Arbeiten bestehen auch mehrere Studien zu einzelnen Gewässern, 
wie beispielsweise die 2003 von Daniel Speich veröffentlichte Dissertation zur Linthkorrektion, in 
welcher er die Auswirkungen dieses Grossprojekts auf die menschliche Naturwahrnehmung themati-
sierte.48 In den Lizentiatsarbeiten von Andreas Hügli zur Geschichte der Aare zwischen Thun und 
Bern von 1500 bis 200049 und Dominic Bütschi zur Flusslandschaft der Kander zwischen 1800 und 
1950 finden sich sowohl Hochwasserchroniken der entsprechenden Flüsse, welche mindestens 500 
Jahre zurückreichen, als auch Informationen zur Nutzungs- und Verbauungsgeschichte.50 Sie weisen 
somit grosse Ähnlichkeit mit der vorliegenden Publikation auf, legten den Fokus aber stärker auf die 
Entwicklungen seit dem 19. Jahrhundert. Denselben Schwerpunkt setzte auch Melanie Salvisberg in 
ihrer 2017 erschienenen Dissertation zum Hochwasserschutz an der Gürbe zwischen 1855 und 
2010.51 
 
1.2.3. Historische Hochwasserforschung 
Seit den 1970er Jahren hat Christian Pfister basierend auf historischen Dokumenten die Klimage-
schichte52 der Schweiz sowie die Geschichte von Naturkatastrophen erarbeitet und dazu in verschie-
denen Bereichen Pionierarbeit geleistet. Dank seiner Initiative wurde die Abteilung für Wirtschafts-, 
Sozial-, und Umweltgeschichte (WSU) an der Universität Bern gegründet, womit die Basis für zahlrei-
che weitere Forschungsarbeiten geschaffen wurde. Seine Wetternachhersage ist ein Standardwerk 
der historischen Klimatologie und enthält eine Zusammenstellung der monatlichen und jahreszeitli-
chen Anomalien der letzten 500 Jahre, anhand derer klimatische Veränderungen auf Schweizer Terri-
torium aufgezeigt werden. In einem weiteren Teil der Arbeit wurde der Zusammenhang von Klima-
variationen und Naturkatastrophen thematisiert und verschiedene schwerwiegende Überschwem-
mungen aufgearbeitet.53 In Zusammenarbeit mit Stefan Hächler verfasste Christian Pfister unter an-
derem eine Studie zu den Überschwemmungskatastrophen im Alpenraum seit dem Mittelalter.54 
                                                     
44  Vgl. Summermatter 2012. 
45  Vgl. Zaugg Stern 2006. 
46  Vgl Walter 1996. 
47  Vgl. Bussmann 1981. 
48  Vgl. Speich 2003. 
49  Hier wurde die überarbeitete Fassung aus dem Jahr 2007 verwendet. Vgl. Hügli 2007. 
50  Vgl. Bütschi 2008. 
51  Vgl. Salvisberg 2017. 
52  Auch in diesem Kapitel werden nur grundlegende Werke genannt. Einen ausführlichen Forschungsstand zur 
historischen Klimatologie hat Chantal Camenisch verfasst. Vgl. Camenisch 2015. 
53  Vgl. Pfister 1999. 
54  Vgl. Pfister, Hächler 1991. 
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Weiter untersuchte er gemeinsam mit Oliver Wetter das Jahrtausendhochwasser von 1480.55 Oliver 
Wetter hat seinerseits die Methoden der Historischen Hochwasserforschung massgeblich verfeinert 
und das Potenzial seines Ansatzes für das Gebiet der Schweiz aufgezeigt.56 Letzterer fand auch in den 
an der Universität Bern eingereichten Masterarbeiten von Raphael Longoni57 und Fiona Spycher58 
Anwendung.  
 Während sich die bisher erwähnten Werke stärker auf die Rekonstruktion des vergangenen Kli-
mas und die Erfassung von Naturkatastrophen konzentrieren, behandeln die nachfolgend aufgeführ-
ten Schriften vornehmlich die Folgen von Extremereignissen. In Zusammenarbeit mit verschiedenen 
Autoren publizierte Christian Pfister 2002 einen Sammelband mit Aufsätzen zu ausgewählten Natur-
katastrophen in der Schweiz zwischen 1500 und 2000. Das Ziel war es, verschiedene Bewältigungs-
strategien über einen grossen Zeitraum zueinander in Beziehung zu setzen, um dadurch Erkenntnisse 
über langfristige Veränderungen und Konstanten im gesellschaftlichen Umgang mit Katastrophen-
ereignissen zu gewinnen.59 Für die vorliegende Arbeit ist besonders der darin enthaltene Artikel von 
Andreas Götz zur Entwicklung der Hochwasserschutzkonzepte interessant.60 Intensiv mit der Rekon-
struktion von Hochwassern und Überschwemmungen sowie deren kulturgeschichtlichen Einordnung 
im Ostalpenraum setzte sich Christian Rohr, welcher 2010 den Lehrstuhl für Wirtschafts-, Sozial-, und 
Umweltgeschichte übernommen hatte, auseinander. In der vorliegenden Arbeit findet sein Klassifika-
tionskatalog für Überschwemmungsschäden Verwendung.61  
 Spezifisch zur Emme wurden mehrere Studien mit naturwissenschaftlichem Schwerpunkt am Ge-
ographischen Insitut der Universität Bern (GIUB) erarbeitet. Mit dem Ziel, die Emme ins Gleichge-
wicht zu bringen, gab die Baudirektion des Kantons Bern gemeinsam mit dem Baudepartement des 
Kantons Solothurn die Studie Emme 2050 in Auftrag. Die Versuchsanstalt für Wasserbau, Hydrologie 
und Glaziologie (VAW) der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich und das Geographische 
Institut der Universität Bern sollten den Zustand der Emme ganzheitlich erfassen und Empfehlungen 
für Massnahmen aufzeigen, mit Hilfe derer das Emmebett bis ins Jahr 2050 in einen Gleichgewichts-
zustand gebracht werden kann. Zu diesem Zweck sollten Verbauungskonzepte, Hochwasserereignis-
se und der Geschiebehaushalt bis zurück ins Jahr 1870 aufgearbeitet werden.62 Als Beitrag zu diesem 
Projekt hat Robert Hugentobler in einer Lizentiatsarbeit das Niederschlagsgeschehen im Einzugsge-
biet der Emme im 20. Jahrhundert untersucht.63 Da aufgrund der Untersuchungen der Studie Emme 
2050 bereits viele Unterlagen vorhanden waren, nutzte Andreas Gees die Emme in seiner Dissertati-
on zu historischen und seltenen Hochwassern in der Schweiz als Fallbeispiel. Im Zuge dieser Arbeit 
erstellte er auch eine Schadenshochwasserchronik, in der er die Ereignisse von 1500 bis 1995 zu-
sammenstellte.64 Ergänzt wurde diese Datenbank von Thomas Reist, welcher in seiner Diplomarbeit 
eine Simulation der historischen Überschwemmung vom 13. August 1837 basierend auf Jeremias 
Gotthelfs Erzählung Die Wassernot im Emmental vornahm.65 Ebenfalls eine Diplomarbeit verfasste 
Sabina Steiner, welche die grössten Emme-Hochwasser zwischen 1930 und 2005 analysierte.66 
 Die systematische Erfassung und Kategorisierung von Hochwasser- und Überschwemmungsereig-
nissen ist sowohl für geschichtswissenschaftliche wie auch naturwissenschaftliche Ansätze zur Hoch-
wasserforschung von grosser Bedeutung. Mit dem Ziel, die Elementarschäden und deren Vergütung 
                                                     
55  Vgl. Pfister, Wetter 2011. 
56  Vgl. Wetter et al. 2011; Wetter 2017. 
57  Vgl. Longoni 2019 (Überarbeitung der Masterarbeit von 2016). 
58  Vgl. Spycher 2019 (Überarbeitung der Masterarbeit von 2017). 
59  Vgl. Pfister 2002. 
60  Vgl. Götz 2002. 
61  Vgl. Rohr 2007. 
62 Vgl. VAW, GIUB 1987. 
63 Vgl. Hugentobler 1988. 
64 Vgl. Gees 1997. 
65 Vgl. Reist 2002. 
66 Vgl. Steiner 2007. 
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in der Schweiz aufzuarbeiten, veröffentlichten die Versicherungsexperten Hermann Lanz-Stauffer 
und Curt Rommel im Jahr 1936 ein zweibändiges Werk, in dem sie amtliche und zeitgenössische Be-
richte über Elementarschäden im 19. und 20. Jahrhundert auf nationaler und kantonaler Ebene 
sammelten. Darin lassen sich viele hilfreiche Hinweise zu Überschwemmungen und den dadurch 
entstandenen Schäden finden.67 Gerhard Röthlisberger publizierte 1991 die Chronik der Unwetter-
schäden in der Schweiz, die über 2000 Schadensereignisse zwischen 563 und 1988 enthält. Dabei griff 
er auch auf die Schadensmeldungen der Eidgenössischen Forschungsanstalt für Wald, Schnee und 
Landschaft zurück, die seit 1972 systematisch gesammelt werden.68 Letztere führt auch eine Daten-
bank zu historischen Schadensereignissen durch Schweizer Gewässer und stellte für die vorliegende 
Arbeit die Daten zur Emme auf Berner und Solothurner Gebiet zur Verfügung.69 Die klimahistorische 
Datenbank Euro-Climhist ist seit 2015 über das Internet abrufbar und bietet Zugang zu tausenden 
witterungs- und klimageschichtlichen Daten, insbesondere zu Überschwemmungen.70 
 
1.3. Quellenlage 
Die Solothurner Regierung herrschte lange Zeit sehr autoritär und vereinte die ungeteilte staatliche 
Gewalt auf sich. Es gab keine Appellationsmöglichkeit gegen die Entscheide des Rats und alle Druck-
erzeugnisse unterlagen einer strengen Zensur.71 Alle von der Regierungsbehörde gefassten Beschlüs-
se wurden in den Protokollen des Kleinen Rats bzw. ab 1841 des Regierungsrats72 niedergeschrieben, 
welche ab dem Jahr 145873 lückenhaft und ab 1600 fast vollständig erhalten und zugänglich sind. 
Neben der zeitlichen Kontinuität sind die Protokolle vor allem in Bezug auf die Vielfältigkeit der The-
men, die bedingt durch die Konzentration aller staatlicher Geschäfte auf einen engen Personenzirkel 
zustande kam, für die vorliegende Arbeit von zentraler Bedeutung. Verwendet wurden die Protokolle 
des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats der Jahre 1500 bis 1940, worin sich viele Informationen zur 
Nutzung und Verbauung der Emme sowie deren Hochwasser und dadurch entstandene Schäden 
finden lassen. Ein weiterer Vorteil in der Wahl dieser Quellengattung liegt darin, dass keine literari-
sche Ausarbeitung des Inhalts stattfand. Die Einträge sind meist sehr kurz gehalten und fassen die 
Beschlüsse für die weitere Vorgehensweise. Diese Kürze stellte bisweilen auch einen Nachteil dar, da 
durch die Konzentration auf das Wesentlichste viele Informationen ausgespart wurden, die den da-
maligen Ratsmitgliedern bekannt gewesen waren, heute aber nur aufwendig oder gar nicht mehr 
rekonstruierbar sind. So fehlte bei Beschlüssen zu Verbauungsarbeiten aufgrund der Schäden der 
letzten Überschwemmung meistens das genaue Datum des Ereignisses. Ein weiterer Nachteil bei der 
Arbeit mit den Protokollen des Kleinen Rats ist, dass bei der Suche der gewünschten Themen auf 
Register zurückgegriffen werden musste. In diesen Registern wurde der Inhalt der Beschlüsse zu-
sammengefasst, das Jahr und die Seite im Protokoll des entsprechenden Jahres genannt und die 
Vermerke einem Stichwort74 zugeordnet. Da die Register über Jahre hinweg von verschiedenen Mit-
                                                     
67  Vgl. Lanz-Stauffer, Rommel 1936. 
68  Vgl. Röthlisberger 1991. 
69  Vgl. WSL: Unwetterschadens-Datenbank. 
70  Vgl. Pfister 2015. 
71  Vgl. Wallner 1992: 121. 
72  Die Protokolle des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats des Kantons Solothurns sind im Staatsarchiv teil-
weise auch unter dem Begriff „Ratsmanual“ auffindbar. In der vorliegenden Arbeit wird konsequent der 
erstgenannte Terminus verwendet. 
73  Die älteren Exemplare sind durch eine Feuersbrunst zerstört worden. Vgl. Strohmeier 1836: 186. 
74  In dem Register von 1600-1800 findet sich beispielsweise folgender Eintrag: „Emme. Unterhalt der Ufer. 
1769. S. 557.“ Vgl. Register Protokolle des Kleinen Rats 1600-1800, E, Stichwort Emme; STASO [Staatsarchiv 
Solothurn] [im Folgenden STASO PKR Jahr]. Die Protokolle wurden bis 1866 mit einer Paginierung versehen, 
während ab 1853 zusätzlich und ab 1867 ausschliesslich die einzelnen Ratsbeschlüsse nummeriert wurden. 
In der vorliegenden Arbeit wird bei Beschlüssen ab 1853 konsequent die Nummer verwendet. Nach 1900 
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arbeitern des Staatsarchivs erstellt wurden, bestehen beträchtliche Unterschiede, was die Ausführ-
lichkeit und Vollständigkeit derselben betrifft. Dies ist besonders bei quantitativen Schlussfolgerun-
gen, wie beispielsweise bei einer Gegenüberstellung der Anzahl Verbauungen oder Überschwem-
mungen in unterschiedlichen Zeitabständen, problematisch, weil die Resultate durch die ungleiche 
Qualität der Register verzerrt werden könnten. 
 Neben den Protokollen des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats wurden einzelne Missiven in der 
Arbeit verwendet, welche eine hilfreiche Ergänzung darstellten. Dies sind Schreiben des Solothurner 
Rats an die Berner Regierung, deren Inhalte ebenfalls in den Protokollen erwähnt wurden. Im Unter-
schied zu den Einträgen in den Protokollen des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats wurde der 
Sachverhalt in den Missiven ausführlicher beschrieben, was vermutlich mit dem bereits geschilderten 
Umstand zusammenhängt, dass die Vertreter von Bern nicht über dasselbe Kontextwissen verfügten 
wie die Solothurner und entsprechend eingehender informiert werden mussten. 
 Bis zum Jahr 1798 bestand in Solothurn keine kantonale Verfassung im heutigen Sinn, sondern 
eine Vielzahl von Rechtsaufzeichnungen, Ratsbeschlüssen, Verträgen, Verordnungen, Mandaten und 
Satzungen.75 Diese normativen Quellen widerspiegeln einerseits den von der Regierung gewünschten 
Idealzustand, enthalten andererseits aber auch Informationen zur tatsächlichen Situation und den 
Problemen, welche Anlass für einen gesetzlichen Eingriff boten. In der Arbeit wurden vereinzelt 
Mandate der Regierung verwendet. 
 Im Staatsarchiv Solothurn befinden sich zudem historische Akten des Bauamts, in denen Informa-
tionen zu Verbauungen an der Emme zu finden sind. Bis ins 19. Jahrhundert sind diese spärlich vor-
handen und häufig als Kopien von Ratsbeschlüssen überliefert, wobei viele Dokumente aus der Zeit 
zwischen 1800 und 1818 sowie 1868 und 1918 erhalten sind. Auch bei dieser Quellengattung können 
Ungenauigkeiten – wie beispielsweise literarische Verformungen – weitgehend ausgeschlossen wer-
den. Für die Zeit zwischen 1870 und 2000 wurden vorwiegend diejenigen Bauakten verwendet, wel-
che sich im Archiv der Fachstelle Wasserbau in Solothurn befinden. Hier werden Ratsbeschlüsse, 
Korrespondenzen, technische Berichte zu Verbauungen, Rechtsfälle sowie Quer- und Längsprofile76 
der Emme aufbewahrt. 
 Für die vorliegende Arbeit ebenfalls von Bedeutung waren Karten und Pläne aus dem Staatsarchiv 
von Solothurn, auf denen häufig auch Anmerkungen mit zusätzlichen Informationen zu Verbauungen 
zu finden sind. Damit die Details in den Karten und Plänen besser erkennbar sind, wurden in der Ar-
beit vorwiegend Ausschnitte verwendet und einige davon zusätzlich vom Verfasser koloriert. Die 
Originale finden sich im Anhang77. 
 Franz Haffner publizierte 1666 eine zweibändige Chronik, in der er Solothurn in den Mittelpunkt 
der Weltgeschichte stellte. Im Rat von Solothurn nahm er verschiedene wichtige Funktionen wahr, 
vertrat Solothurn mehrmals an der Tagsatzung78 und wurde von Papst Clemens VII. geehrt. Haffner 
ordnete unter anderem das Solothurner Staatsarchiv und verfasste Gutachten und Streitschriften für 
die Regierung. Während die Vorgeschichte der Stadt, wie sie im ersten Teil der Chronik beschrieben 
wurde, auf Sagen und biblischen Erzählungen beruht, stützte Haffner die historischen Angaben im 
zweiten Buch teilweise auf Urkunden.79 Für die vorliegende Arbeit ist der zweite Teil der Chronik von 
Bedeutung, da sich hier Informationen zu politischen Ämtern finden. Weiterhin schrieb er eine Chro-
nologie sonderbarer Geschichten, die sich in und ausserhalb von Solothurn zugetragen haben sollen. 
                                                                                                                                                                     
umfassen die Protokolle mehrere Bände pro Jahr, weshalb zwecks besserer Auffindbarkeit jeweils auch das 
Datum der einzelnen Beschlüsse angegeben wird. 
75  Vgl. Wallner 1992: 121.  
76  Weitere Quer- und Längsprofile der Emme befinden sich im Staatsarchiv Bern. 
77  Vgl. Anhang 10.3. 
78  Die Tagsatzungen waren Versammlungen, an denen bevollmächtigte Boten der eidgenössischen Orte bis 
zum Jahr 1848 gemeinsame Geschäfte berieten. Die Zusammensetzung, Kompetenzen und Funktion der 
Tagsatzung entwickelten sich seit dem 13. Jahrhundert. Vgl. Würgler 2014 (e-HLS). 
79  Vgl. Marti-Weissenbach 2013 (e-HLS).  
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Darin hielt er zu jedem Jahr fest, wie das Wetter allgemein gewesen und wie die Ernte ausgefallen 
war. Es finden sich auch zahlreiche Einträge zu Hochwassern der Aare. Hochwasser der Emme wur-
den nur im Zusammenhang mit Schäden der Emmenbrücke in Derendingen genannt.  
 In der Arbeit wurde auf die Verwendung von Flugblättern, Kalendern und Zeitungen aufgrund der 
langen Entwicklungsphase des solothurnischen Buchdruck- und Zeitungswesens80 verzichtet. Nicht 
behandelt wird weiter Jeremias Gotthelfs literarisierte Schilderung der Überschwemmungskatastro-
phe des Jahres 1837, weil sie sich nicht direkt auf das Untersuchungsgebiet bezieht. In der Forschung 
wurde diese Quelle sowohl aus naturwissenschaftlicher81 wie auch geisteswissenschaftlicher82 Per-
spektive untersucht.  
 
1.4. Methode und Aufbau 
1.4.1. Methode 
Für die vorliegende Längsschnittstudie wird – abgesehen von einigen Themen mit quantitativem 
Schwerpunkt – ein historisch-hermeneutischer Zugang gewählt, da der Erkenntnisgewinn aus der 
qualitativen Bearbeitung ausgewählter Quellen unter Berücksichtigung des Entstehungszusammen-
hangs und des historischen Kontexts erfolgt. Wesentliche Elemente des hermeneutischen Prozesses 
sind einerseits die Darstellung und andererseits die Interpretation oder Deutung. Da noch keine um-
fangreiche historische Aufarbeitung der Geschichte der Emme auf dem Gebiet des Kantons Solothurn 
besteht, trägt die Arbeit grösstenteils einen deskriptiven Charakter und konzentriert sich auf die Her-
ausarbeitung wesentlicher Entwicklungslinien.  
 Die Arbeit lässt sich der Umweltgeschichte, welche sich als Teildisziplin der Geschichtswissen-
schaft seit den 1970er Jahren herausgebildet hat, zuordnen. Trotz dieses disziplinären Ursprungs 
herrscht Konsens darüber, dass Umweltgeschichte nicht nur ein Spezialgebiet der Historiker, sondern 
ein Forschungsfeld mit interdiszplinärem Charakter ist.83 In ihr vereinen sich gleichzeitig kulturwis-
senschaftliche, gesellschaftswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Zugänge. Die Analyse 
menschlichen Handelns allein genügt nicht, weil Regeln und Gesetzmässigkeiten der Natur berück-
sichtigt werden müssen. Die Einbindung disziplinenübergreifenden Wisssens ist deshalb eine Grund-
voraussetzung für die umweltgeschichtliche Arbeit.84 
 Eine allgemein akzeptierte Definition von Umweltgeschichte existiert nicht, da es hierzu differie-
rende Grundannahmen der historisch arbeitenden Geisteswissenschaften und historisch arbeitenden 
Naturwissenschaften gibt.85 Grundsätzlich lassen sich zwei Perspektiven aufzeigen: Die erste sieht 
das Ziel in der Erforschung der Wechselbeziehungen zwischen Mensch und Natur in der Vergangen-
heit. Gemäss dieser Position ist der Mensch einerseits eine Entität für sich, die in Wechselbeziehung 
zur Natur steht, andererseits ist er auch Teil der Natur.86 Die Wechselbeziehungen sind vielschichtig 
und komplex. Sie unterstehen einem steten Wandel, da einerseits Veränderungen in der Gesellschaft 
und andererseits Prozesse in der Natur Einfluss auf das Verhältnis von Mensch und Natur haben kön-
                                                     
80  Vgl. Baumann 1909. 
81  Reist rekonstruierte das Hochwasser von 1837 anhand eines hydrologischen Modells und erörterte das 
Zusammenspiel verschiedener Faktoren, durch welche das Ereignis zur Katastrophe wurde. Vgl. Reist 2002. 
82  Holl behandelte in seinem Aufsatz die Vielschichtigkeit von Gotthelfs Wassernot, welche wissenschaftliche 
mit altertümlich religiösen Erklärungsansätzen verband und gleichzeitig auf vaterländische Sagen und Ge-
schichte einging. Vgl. Holl 2004. 
83  Vgl. Hughes 2006: 8. 
84  Vgl. Herrmann 2013: 3-4. 
85  Vgl. hierzu Siemann, Freytag 2003: 8; Winiwarter, Knoll 2007: 24-25; Herrmann 2013: 6-7. 
86  Vgl. Winiwarter, Knoll 2007: 24. 
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nen.87 Eine zweite Definition, welche eher aus dem Verständnis naturwissenschaftlicher Disziplinen 
erfolgt, unterscheidet zwischen der Rekonstruktion von Umweltbedingungen in der Vergangenheit 
und der Rekonstruktion von deren Wahrnehmung und Interpretation durch die damals lebenden 
Menschen.88 Gemäss dieser Definition soll sich die Umweltgeschichte nicht nur auf Menschen und 
deren Handlungen konzentrieren, weil der Natur ein Eigenleben zugeschrieben wird.89 In diese Kate-
gorie fällt beispielsweise die Geschichte des Klimas, der Bodenerosion oder die Veränderungen von 
Flussläufen und Küstenlinien, denen sich Disziplinen wie die Paläoklimatologie, Archäobotanik, Paläo-
zoologie und weitere widmen. Letzere Position basiert auf der Annahme, dass naturwissenschaftli-
ches Wissen objektiv und die aus Naturarchiven gesammelten Daten Mitteilungen über die Vergan-
genheit der Natur sind, wie sie eigentlich gewesen ist. Allerdings ist auch naturwissenschaftliches 
Wissen nicht voraussetzungsfrei und überzeitlich, weil Praktiken, mit Hilfe derer Informationen er-
zeugt werden, immer auf bestimmten Annahmen der Forschenden beruhen. Aus diesem Grund muss 
bei einer umweltgeschichtlichen Bearbeitung eines Themas immer auch eine Reflexion über die Be-
dingungen von dessen Bearbeitbarkeit erfolgen.90  
 Die vorliegende Arbeit orientiert sich an der ersten Definition, da die Bearbeitung des Themas aus 
geschichtswissenschaftlicher Perspektive vorgenommen wird und sich auf schriftliche Dokumente 
aus den Archiven der Gesellschaft stützt. Trotz dieser Schwerpunktsetzung findet eine Verknüpfung 
mit Wissen über die Fächergrenzen statt. Insbesondere die Ergebnisse naturwissenschaftlicher Stu-
dien fliessen in die Arbeit ein und helfen dabei, die Konsequenzen menschlichen Handelns innerhalb 
des Rahmens von natürlichen Gesetzmässigkeiten verstehen zu können. Vor allem in Bezug auf 
Hochwasser und Überschwemmungen ist es unerlässlich, die Terminologie und das Verständnis be-
stimmter Begriffe genau zu definieren. 
 
1.4.2. Aufbau 
Die starke Verwobenheit der Themenkomplexe Nutzung, Verbauung und Hochwasser sowie der lan-
ge Untersuchungszeitraum erschweren eine strikte Gliederung und führen zwangsläufig dazu, dass 
gewisse Aussagen vorweggenommen oder wiederholt werden müssen. Zudem können nicht alle 
Sachverhalte ausführlich behandelt und manche müssen ganz ausgeblendet werden. Die Grundlage 
dieser Arbeit sind die bereits beschriebenen Quellen und einschlägige Sekundärliteratur. Die Themen 
werden chronologisch aufgearbeitet, wobei der Übersichtlichkeit halber eine Unterteilung des Unter-
suchungszeitraums in drei Abschnitte vorgenommen wird: Der erste Abschnitt umfasst den Zeitraum 
zwischen 1500 und 1849. Zwischen 1850 und 1900 erfolgten tiefgreifende Veränderungen in ver-
schiedenen Bereichen und auf lokaler wie auch auf nationaler Ebene, weshalb dieser Abschnitt ge-
sondert betrachtet wird. Im letzten Teil wird die Zeit nach dem genannten Wandel bis zum Jahr 2000 
untersucht. Die Definition der Zeiträume dieser Abschnitte hängt mit politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklungen auf kantonaler und nationaler Ebene sowie den Ergebnissen der Arbeit zusammen. 
Die Gliederung ist eine Hilfestellung, um bestimmte Prozesse besser hervorheben zu können und soll 
keine starren Grenzen festlegen. 
 Nach der Einleitung wird im zweiten Kapitel auf die Emme und ihre Umgebung auf Solothurner 
Gebiet eingegangen. Ziel dieses Kapitels ist es, einen Einblick in die naturräumlichen Gegebenheiten 
und die menschliche Besiedlung zu erhalten. In einem ersten Teil stehen die politische, verfassungs-
rechtliche und territoriale Situation des Gebiets und die an die Emme grenzenden Gemeinden im 
Zentrum. Dieser Überblick ist unerlässlich, um Nutzungs- und Verbauungskonflikte zu verstehen. Im 
                                                     
87  Vgl. Jakubowski-Tiessen, Sprenger 2014: 1-2. 
88  Vgl. Winiwarter, Knoll 2007: 24-25 
89  Vgl. Radkau 2003: 169. 
90  Vgl. Winiwarter, Knoll 2007: 24-26. 
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zweiten Teil werden historische Flussverläufe und das Gewässersystem des Wasseramtes mit seinen 
Bächen, Kanälen und Wässerungsgraben thematisiert.  
 Im dritten Kapitel folgt das Thema Schadenshochwasser, wo die Grundlage für das Verständnis 
von Überschwemmungen, welche im Verlauf der Arbeit immer wieder behandelt werden, geschaffen 
wird. Zu Beginn werden hydrologische Grundlagen erläutert und die Geschichte der beiden ältesten 
Brücken aufgearbeitet. Anschliessend wird auf die Methodik bei der Erstellung der Ereignischronik, in 
die historische Schadenshochwasser aufgenommen wurden, eingegangen, bevor die Resultate ge-
nannt werden. Zum Schluss werden noch verschiedene Deutungsmuster thematisiert. Die Verteilung 
von Spenden und Liebesgaben können in dieser Arbeit nicht berücksichtigt werden. 
 In Kapitel vier wird die Nutzung und Verbauung in vorindustrieller Zeit aufgearbeitet. Dabei wird 
zunächst auf verschiedene Nutzungsformen eingegangen, welche in der damaligen Zeit von Bedeu-
tung waren. Die Nutzung der Emme durch die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll, welche als erster 
grosser Industriebetrieb der Region bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts entstanden war, 
wird am Ende dieses Unterkapitels behandelt. Im zweiten Teil werden die Schutzverbauungen in 
vorindustrieller Zeit thematisiert, wobei auch nutzungs- und verbauungsbedingte Konflikte aufgear-
beitet werden.  
 Die tiefgreifenden Entwicklungen der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts sind Untersuchungsge-
genstand des fünften Kapitels. Im Bereich der Nutzung wird die Ansiedlung der Industrie an der Em-
me dargestellt, wobei zuerst die strukturellen Veränderungen, welche diese erst möglich gemacht 
hatten, genannt werden. Im zweiten Teil steht die Gesamtkorrektion der Emme auf dem Gebiet des 
Kantons Solothurn im Zentrum. Zum besseren Verständnis werden ebenfalls vorgängig die wesentli-
chen Entwicklungen in Gesetzgebung und Flussbautechnik erläutert.  
 Im sechsten Kapitel wird die Zeit nach der Emmekorrektion bis zum Ende des 20. Jahrhunderts 
bearbeitet. Zum Verständnis der Situation an der Emme ist es dabei unerlässlich, die schweizweiten 
Entwicklungen zu berücksichtigen. Aus diesem Grund findet sich zunächst ein Kontextkapitel, in wel-
chem wesentliche Prozesse im Bereich des Umweltbewusstseins, des Hochwasserschutzes, der Fi-
scherei und auf dem neu entstandenen Gebiet des Gewässerschutzes beschrieben werden. Da zu 
den Themen Fischerei und Gewässerschutz im Kanton Solothurn kaum wissenschaftliche Arbeiten 
bestehen, wurden diese beiden Aspekte ebenfalls aufgearbeitet. Auf Basis dieses Kontextkapitels 
wird anschliessend auf die verbliebenen Nutzungsformen der Emme eingegangen, bevor die Tenden-
zen im Hochwasserschutz aufgezeigt werden. Für die Zeit nach 1970 werden die Verbauungen infolge 
der zweiten Juragewässerkorrektion sowie der Wandel im Wasserbau thematisiert. Da in der Arbeit 
die chronologische Entwicklung der Themen im Vordergrund steht, werden die Resultate im Fazit 
stärker unter dem Gesichtspunkt ihrer gegenseitigen Beeinflussung zusammengefasst. 
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2. Die Emme auf dem Gebiet des Kantons Solothurn 
Der Flusslauf der Emme misst von der Kantonsgrenze bei Gerlafingen bis zur Mündung in die Aare 
6,47 Kilometer.91 Auf dieser Strecke befinden sich fünf Gemeinden, deren Geschichte massgeblich 
von der Emme beeinflusst wurde. Die Gemeinde- und Kantonsgrenzen sowie die Rechtsverhältnisse 
hatten sich in den letzten 500 Jahre tiefgreifend verändert. Da die Zeit vor 1850 einen grossen Teil 
dieser Arbeit einnimmt, ist es unerlässlich, kurz auf die territoriale Ausbreitung der Stadt Solothurn 
wie auch auf die sich verändernde Gesetzessituation einzugehen. Das Ziel dieser Darstellung ist es, 
aufzeigen zu können, wie verstrickt die Gebietsansprüche sein konnten, ohne dass diese komplexen 
Themen vertieft untersucht werden können. Weiter werden wichtige Ämter und die Funktionsweise 
der Regierung erläutert, was für das Verständnis der Quellen unerlässlich ist. 
 
2.1. Territorial- und Verfassungsgeschichte der Stadt und des Kantons  
Solothurn 
Die Stadt Solothurn entwickelte sich nach dem Ende der zähringischen Rektoratsherrschaft im Jahr 
1218 über mehrere Schritte von einer königlichen Untertanenstadt zu einer freien Reichsstadt. Die-
ser Weg zur politischen und militärischen Selbstständigkeit ging fliessend über in eine eigenständige 
Territorialpolitik. Der Stadtstaat erwarb durch Käufe, Burgrechtsverträge und militärische Eroberun-
gen ein Territorium, welches er durch seine Bündnispolitik absicherte. Nach weitreichender Ausdeh-
nung war die Territorialbildung mit Erwerb der Herrschaft Gilgenberg 1527 im Wesentlichen abge-
schlossen. Es folgten noch weitere kleinere Veränderungen des Territoriums, wie die Erlangung der 
Hochgerichtsbarkeit über den südlichen Teil der Vogtei Kriegstetten. 1826 kam mit Wisen die letzte 
Gemeinde zum Kanton Solothurn.92 Vor der Französischen Revolution und dem Franzoseneinfall von 
1798 verstand sich Solothurn aber kaum als Kanton, sondern als Stadtstaat, welcher autonom und 
gestärkt durch kaiserliche Privilegien nach und nach das Kantonsgebiet im aussenpolitischen Ringen 
gegen Bern und Basel erworben hatte.93 
 Die Hochgerichtsbarkeit befasste sich mit Kapitaldelikten wie Verbrechen gegen Eigentum, Leib 
und Leben, die mit hohen Bussen oder dem Tod bestraft werden konnten, während die Niederge-
richtsbarkeit sich mit Alltagsdelikten beschäftigte.94 Das Gebiet, in dem jemand über die Niederge-
richtsbarkeit verfügte, wurde auch als Vogtei bezeichnet. Dieses Recht konnte als erbliches Eigentum 
an ritterliche Dienstleute verliehen werden und wechselte durch Erbschaft, Verkauf oder Schenkung 
häufig den Besitzer. Der Vogt hatte die Pflicht, die Insassen seiner Vogtei zu schützen und durfte als 
Gegenleistung Abgaben einfordern sowie Frondienste beanspruchen. Die Dorfgerichte erstreckten 
sich häufig nicht auf das ganze Dorf. In Biberist gab es beispielsweise ein Halbgericht, dessen eine 
Hälfte nach Solothurn gehörte und die andere nach Landshut. Ebenso besassen die Herren von Spie-
gelberg in Zuchwil nur das Gericht im Emmenholz.95 Im 14. Jahrhundert verfügte das Sankt Ursenstift 
über die Niedergerichtsbarkeit eines Teils von Biberist sowie über Luterbach und Zuchwil. Mit dem 
                                                     
91  Vgl. VAW, GIUB 1987: 4. 
92  Vgl. Braun 2017 (e-HLS).  
93  Vgl. Wallner 1992: 121. 
94  Vgl. Dubler 2018 (e-HLS).  
95  Vgl. Eggenschwiler 1916: 20-27. 
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wachsenden Einfluss der Stadt Solothurn wurden diese Rechte aber bis zum Beginn des 16. Jahrhun-
derts an dieselbe abgetreten.96 
 Das untertänige Gebiet unterlag zwar einer gewissen politischen Ordnung, welche jedoch nicht 
mit einer kantonalen Verfassung im modernen Sinn verglichen werden kann. Im alten Solothurn gab 
es ein Stadtrecht und daneben eine Vielzahl von Rechtsaufzeichnungen, Ratsbeschlüssen, Verträgen, 
Verordnungen, Mandaten sowie Satzungen und ungeschriebene Bräuche und Gewohnheiten. Es 
existierte keine systematische Zusammenfassung oder schriftliche Urkunde, in der das geltende Ver-
fassungsrecht niedergeschrieben war, wobei sich der Stand Solothurn diesbezüglich kaum von ande-
ren eidgenössischen Orten unterschied. Begüterte und gebildete Familien verstanden es, die politi-
sche Macht in einem engbegrenzten Zirkel zu erhalten, die Rechte der Bürger zunehmend auszuhöh-
len und den Einfluss der Zünfte97 einzudämmen. Die Souveränität wurde weitgehend durch den 
Grossen Rat verkörpert, der sich aus 66 Grossräten, 33 Kleinräten, dem Alt- und dem Amtsschultheis-
sen zusammensetzte.98 Sitz der Regierung war Solothurn und die Mitglieder mussten Stadtburger 
sein.99 Durch die Beschneidung des Wahlrechts der Bürger und Zunftangehörigen zugunsten der 
Selbstergänzung durch den Grossen Rat vereinigte der Kleine Rat die ungeteilte staatliche Gewalt auf 
sich: Gesetzgebung, Vollzug und Rechtsprechung. Es gab keine Appellationsmöglichkeit gegen die 
Entscheide des Kleinen Rats und alle Druckerzeugnisse unterlagen einer strengen Zensur. Trotz des 
Einflusses aufgeklärten Gedankenguts blieb die uneingeschränkte Herrschaft des solothurnischen 
Patriziats bis zum Einmarsch der Franzosen 1798 unerschüttert.100  
 Obwohl der Grosse Rat offiziell als höchste Gewalt galt, berief doch der Kleine Rat die Zusammen-
kunft ein und es wurden nur Themen behandelt, die zuvor im engen Kreis diskutiert worden waren. 
Der Kleine Rat umfasste die Versammlung der 11 Alt- und 22 Jungräte. An oberster Stelle standen die 
beiden Schultheissen, welche bei allen Ratsversammlungen die erste Stimme abgeben durften, alle 
Schreiben als erste öffneten und den Rat darüber informierten. Der Bannerherr oder Venner beklei-
dete ein sehr delikates und angesehenes Amt und hatte die zweite Stimme im Rat. Auf ähnlicher 
Stufe befanden sich die beiden Säckelmeister, welche das Recht der dritten Stimme hatten. Ihre Auf-
gabe war die Rechnungsführung der Stadt. Sie hatten jeden Freitag, „wann man den gemeinen 
Werck- und Handwercksleuthen das Wochengelt ausstheilt“, in dem „Seckelstüblein“ zu erscheinen 
und die von den Bauherren unterschriebenen Zettel zu kontrollieren. Danach folgte der Stadtschrei-
ber, der ebenfalls sehr angesehen war, da er am besten über die Rechtssituation Bescheid wusste. Er 
hatte Zugang zu allen Dokumenten und war über alles Geheimgehaltene informiert. Die beiden 
Schultheissen, der Bannerherr, Säckelmeister, Stadtschreiber, Gemeinmann und der Älteste aus dem 
Altrat bildeten zusammen den geheimen Rat, der in Korrespondenz mit den anderen geheimen Rä-
ten der Eidgenossenschaft stand und über Themen beriet, die nach Behandlung im exklusiven Zirkel 
vor den Kleinen Rat gebracht wurden.101  
 Wesentliche politische Veränderungen setzten in Solothurn mit der Besetzung des eidgenössi-
schen Territoriums durch die französischen Revolutionstruppen im Jahr 1798 ein, auf welche mehre-
re Machtwechsel und Verfassungsanpassungen in kurzer Zeit folgten.102 Infolge der Solothurner Re-
generationsbewegung wurde die Verfassung Ende 1831 revidiert und eine repräsentative Demokra-
tie mit beschränkten Volksrechten eingeführt. Allein im 19. Jahrhundert folgten acht weitere Verfas-
sungsrevisionen, im Zuge derer die Volksrechte ausgebaut wurden. Ab 1887 oblag die Wahl des Re-
                                                     
96  Vgl. Freddi 2014: 170-173. 
97  Die Ratsmitglieder wurden ursprünglich von den Zünften ernannt. Später ergänzten sich die Räte jedoch 
selbst. Vgl. Berger 1984: 17. 
98  Vgl. Wallner 1992: 121. 
99  Vgl. Zimmermann 1946: 4. 
100  Vgl. Wallner 1992: 121-122. 
101  Vgl. Haffner 1666: 50-58. 
102  Vgl. Fankhauser 2017 (e-HLS). 
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gierungsrats und weiterer Beamter dem Volk und 1895 fand mit der Einführung des Proporzsystems 
die Zeit der Verfassungskämpfe im Kanton Solothurn ihren Abschluss.103 
 
2.2. Der Bezirk Wasseramt und die Gemeinden an der Emme 
Die Gemeinden an der Emme liegen allesamt im solothurnischen Bezirk Wasseramt. Dieser umfasst 
ein Territorium, dessen amtliche Bezeichnungen über die Jahrhunderte mehrmals gewechselt hatten. 
Während das Gebiet zwischen 1536 und 1798 Vogtei Kriegstetten hiess, wurde es zur Zeit der Helve-
tischen Republik 1798 bis 1803 zu einem Teil des Distrikts Biberist. Von 1803 bis 1831 wurde es 
Oberamtei Kriegstetten und von 1831 bis 1987 Bezirk Kriegstetten genannt, bevor es 1988 zum Was-
seramt wurde.104 Die Stadt Solothurn bemühte sich seit dem Mittelalter, die Nieder- und Hochgerich-
te der zu Kriegstetten gehörenden Ortschaften zu erwerben. Dabei geriet sie mit der Stadt Bern in 
Konflikt, welche über die hohe Gerichtsbarkeit der Vogteien Bucheggberg und Kriegstetten verfügte. 
Die Streitigkeiten nahmen mit dem Wynigervertrag von 1665, infolgedessen Bern alle Ansprüche auf 
Kriegstetten aufgab, ein Ende.105 
 Die älteste bekannte Erwähnung der Gemeinde Gerlafingen findet sich in einer Urkunde aus dem 
Jahr 1278. In diesem Schriftzeugnis wurde sie als „Nidergerolvingen“ verzeichnet, welches die offizi-
elle Form bis zur Umbenennung im Jahr 1939 war. Obwohl es die Namensgebung nahelegt, ist und 
war die etwas südlicher gelegene Gemeinde Obergerlafingen nicht ein Teil von Gerlafingen. Bis zum 
Erwerb aller Rechte durch die Stadt Solothurn im Jahr 1665 war die Herrschaft in Gerlafingen lange 
Zeit geteilt, da die Stadt Bern über die Hälfte des Twing und Bann106 verfügte. Wesentlich geprägt 
wurde die Gemeinde durch die 1810 gegründete Gesellschaft der Eisenwerke von Roll, die sich im 
Verlauf des 19. und 20. Jahrhunderts zu einem bedeutenden Unternehmen der Eisen- und Maschi-
nenindustrie entwickelte. Aufgrund der Verbauungen an der Emme und der Emmenbrücke hatte sich 
Gerlafingen immer wieder mit dem Dorf Biberist auf der anderen Seite des Flusses zu verständi-
gen.107 
 Die erste überlieferte Erwähnung von Biberist datiert auf das Jahr 762. Der Ort besteht aus den 
beiden Siedlungskernen Oberbiberist und Unterbiberist108, welche 1857 zu einer Gemeinde vereint 
wurden.109 Diese Trennung war nicht nur rein geografischer Natur, sondern zeigte sich lange Zeit 
auch in der politischen Stellung der Bewohner, welche eher Personen im eigenen Weiler, als diejeni-
gen des anderen Dorfteils heirateten.110 Die Grenzen wurden bereits im 15. Jahrhundert festgesetzt 
und sind im Wesentlichen dieselben geblieben.111 Die Gerichtsbarkeit wechselte mehrmals den Be-
sitzer, bis das niedere Gericht 1370 und das hohe im Jahr 1516 an die Stadt Solothurn überging. Die 
Geschichte des Dorfs ist eng mit derjenigen des 1874 aufgehobenen Sankt Ursenstifts verbunden, 
welches bis ins 19. Jahrhundert Zehntherr war und über das Recht, den Pfarrer zu wählen, verfügte. 
                                                     
103  Vgl. Graf 2017 (e-HLS). 
104 Vgl. Freddi 2013 (e-HLS). 
105 Vgl. Meyer 1921: 22-23. 
106 Twing und Bann war ein Sammelbegriff für die Herrschaftsrechte, welche sich in einem Bezirk ausgebildet 
hatten. Diese waren bestimmt durch den Rang des Twingherren und den Grad der Abhängigkeit der im Be-
zirk wohnenden Menschen. Twing und Bann umfasste auch die niedere Gerichtsbarkeit und die Polizeige-
richtsbarkeit, wozu unter anderem die Forst- und Wasserpolizei gehörte. Vgl. Studer 1981: 535-536. 
107 Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 75. 
108 Ursprünglich trug Unterbiberist den Namen Niederbiberist. Vom 17. bis ins 19. Jahrhundert bestehen die 
Bezeichnungen Nieder- und Unterbiberist nebeneinander, bis Erstere aus den Quellen verschwindet. Vgl. 
Kaiser 1993: 73. 
109 Vgl. Kaiser 2004 (e-HLS). 
110 Vgl. Kaiser 1993: 257-258. 
111 Vgl. ebd.: 69. 
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Ab Mitte des 19. Jahrhunderts führte die einsetzende Industrialisierung zu grundlegenden strukturel-
len Veränderungen und einem starken Bevölkerungswachstum.112  
 Auch in der Gemeinde Derendingen, deren älteste überlieferte Erwähnung in einer Urkunde von 
1291 zu finden ist, verfügte das Sankt Ursenstift im Mittelalter über Güter und Herrschaftsrechte. 
Während die niedere Gerichtsbarkeit bereits im 15. Jahrhundert an die Stadt Solothurn überging, 
verfügte die Stadt Bern bis 1665 über die hohe.113 Ab Mitte des 19. Jahrhunderts siedelten sich meh-
rere industrielle Betriebe in Derendingen an, wobei vor allem die Textilbranche zentral war und die 
Gemeinde grundlegend prägte. So waren im Jahr 1960 84 Prozent aller Erwerbstätigen im Industrie-
sektor tätig. Zusammen mit Biberist und Gerlafingen zählt Derendingen zum Industriegürtel am unte-
ren Emmelauf.114  
 Die industrielle Entwicklung in der Region und insbesondere die angrenzenden Textilbetriebe in 
Derendingen wirkten sich auch auf die Gemeinde Luterbach aus, in welcher im Jahr 2000 rund zwei 
Drittel der Arbeitskräfte im zweiten Sektor angestellt waren. Vor der Industrialisierung lebte die Be-
völkerung fast ausschliesslich von der Landwirtschaft.115 Die Stadt Solothurn hatte sich schon vor 
1365 die niedere Gerichtsbarkeit über Luterbach angeeignet und die hohe 1516 von Bern übernom-
men. Wie in Biberist und Derendingen verfügte zuvor das Sankt Ursenstift über Güter und niedere 
Herrschaftsrechte in der Gemeinde.116 
 In Zuchwil hatte die Stadt Solothurn die Hochgerichtsbarkeit im Jahr 1365 erlangt, wobei das Dorf 
unter die Verwaltung des Vogts von Kriegstetten gestellt wurde.117 Das Emmenholz, wozu drei Höfe 
gehörten, stellte eine Besonderheit im Gefüge des alten Solothurn dar, da es bis zum Untergang der 
Patrizierherrschaft ein eigener Twing und Bann war. Dies ist deshalb bemerkenswert, weil Solothurn 
bestrebt war, alle Herrschaftsrechte in seine Hand zu bekommen, damit sie nicht an einen anderen 
Ort – vor allem nicht an Bern – fallen konnten. Das Emmenholz war dennoch eng mit Solothurn ver-
bunden, da die Rechte über dieses Land Familien wie den Spiegelbergs oder von Rolls gehörten, die 
zur Führungsspitze der Stadt zählten.118 Die Familie von Roll sorgte sich darum, dass ihr Recht am 
Twing und Bann nicht angetastet wurde, wie verschiedene Klagen und Rechtsstreitigkeiten vom 16. 
bis zum 18. Jahrhundert belegen. Noch 1783 machte von Roll mit Verweis auf seine Rechte klar, dass 
das Emmenholz keinesfalls zur Herrschaft des Vogts von Kriegstetten gehöre.119 Mit dem Untergang 
des alten Solothurn endete die Twingherrschaft des Emmenholzes und das Gebiet wurde 1799 der 
Gemeinde Zuchwil einverleibt.120 Mit der einsetzenden Industrialisierung erfuhr auch Zuchwil eine 
Bevölkerungszunahme und eine starke Verschiebung der Beschäftigungsstruktur in Richtung Indust-
riesektor.121 
 
2.3. Lauf der Emme 
Die Emme entspringt am Hohgant in der Nähe des Brienzersees und nimmt in ihrem Lauf durch das 
bernische Emmental mehrere Fliessgewässer auf, wozu die ihr an Grösse ebenbürtige Ilfis aus dem 
Entlebuch und der Steinenbach sowie die Trub aus dem Napfgebiet gehören.122 Insgesamt legt die 
Emme in ihrem Lauf 80 Kilometer zurück und verzeichnet einen Höhenunterschied von nahezu 1’300 
                                                     
112 Vgl. Kaiser 2004. 
113 Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 72. 
114 Vgl. Zurschmiede 2005 (e-HLS). 
115 Vgl. Zurschmiede 2009 (e-HLS). 
116 Vg. Jäggi, Ingold 1966: 85-86. 
117 Vgl. ebd.: 94. 
118 Vgl. Studer 1981: 535. 
119 Vgl. ebd.: 555-557. 
120 Vgl. ebd.: 561. 
121 Vgl. Zurschmiede 2014 (e-HLS). 
122 Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 53. 
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Metern, bevor sie bei Luterbach in die Aare mündet.123 Ihre Zuflüsse und das grosse Gefälle im Ober-
lauf führten dazu, dass ihre Wassermassen bei Gewittern, andauernden Regenfällen und plötzlichen 
Schneeschmelzen auf das Hundertfache anschwollen und die Gebiete im Unterlauf bedrohten. Dem-
entsprechend bezeichnend ist ihr Name, der sich auf das keltische Wort „ambi“ zurückführen lässt, 
welches mit „starke Strömung, reissender Bergbach“ übersetzt werden kann.124 Die unmittelbare 
Umgebung der Emme wurde deshalb lange Zeit nicht landwirtschaftlich genutzt. Erst zu Beginn des 
16. und 17. Jahrhundert liessen sich vermehrt Siedler einige hundert Meter vom Fluss entfernt nie-
der. Trotz dieser scheinbar grossen Entfernung waren sie vor der Emme keineswegs sicher, weshalb 
sie sich mit grossem Zeit- und Materialaufwand vor den Fluten zu schützen versuchten.125  
 Die Schutzbemühungen gestalteten sich deswegen schwierig, weil es vor der 1870 bis 1889 erfolg-
ten Korrektion keinen festen Flusslauf gab. Durch die stark schwankende Wasserführung wurde im-
mer wieder Ufermaterial fortgeschwemmt und Kiesbänke neu abgelagert, womit das Flussbett einem 
stetigen Wandel unterlag.126 Huber-Renfer 1942 hat einen interessanten Rechtsstreit aus dem Jahr 
1492 gefunden, bei dem sich der Besitzer von Landshut und das dortige Kloster wegen des Fisch-
rechts stritten. Hintergrund dieser Auseinandersetzung war ein ausserordentliches Hochwasser, in 
Folge dessen die Emme ihren Lauf verändert hatte. Dieses Ereignis fand irgendwann in den 1460er 
Jahren statt, wobei Huber-Renfer das Jahr 1466 als das wahrscheinlichste erachtete.127 Neben die-
sem Beispiel aus dem Emmental fand Kaiser auf Plänen aus dem 18. Jahrhundert Zeugnisse dafür, 
dass die Emme manchmal bis nahe an das Dorfzentrum von Biberist geflossen war.128 Auch in den 
Protokollen des Kleinen Rats gibt es Belege für Veränderungen des Laufs der Emme. Im Jahr 1784 
ersuchten die Gemeinden Biberist und Gerlafingen den Rat, er möge ihnen Holz zum Bau eines 
Wehrs129 in der Emme zur Verfügung stellen, was wegen deren abgeänderten Laufs notwendig sei.130 
Einige Jahre später hatte ein Hochwasser wiederum eine Änderung des Flussverlaufs bewirkt und die 
obrigkeitliche Pulvermühle bedroht.131 
 Als Folge des unsteten Flussverlaufs entstanden immer wieder Grenzstreitigkeiten zwischen den 
Gemeinden Luterbach, Zuchwil und dem Emmenholz. Gemäss Studer war es 1529 zu einem Konflikt 
zwischen Luterbach und dem Emmenholz gekommen, der durch einen Schiedsspruch beendet wer-
den musste. Die Grenze des Emmenholzes wurde daraufhin durch zwei Reihen von Steinen festge-
setzt. Sollte ein Hochwasser eine Reihe Steine wegschwemmen, blieb die andere bestehen. Der Ab-
stand der beiden Reihen wurde genau festgehalten, sodass die weggeschwemmten Steine durch 
neue ersetzt werden konnten. Da die Emme dennoch immer wieder Marchsteine fortführte, kamen 
die Grenzstreitigkeiten zwischen dem Emmenholz und Luterbach trotz der ergriffenen Massnahmen 
regelmässig vor den Rat, was Beispiele aus den Jahren 1764132 und 1776 bezeugen.133  
 Nach mehreren abgelehnten Grenzvorschlägen widmete sich der Rat der Streitfrage aufgrund der 
Klagen der Gemeinden Zuchwil und des Emmenholzes ab 1791 eingehender. Luterbach wies darauf 
hin, dass das Bett der Emme bereits höher liege als ihr Gemeindegebiet und sie deshalb mit allen 
                                                     
123 Vgl. Hösli 1996: 130. 
124 Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 53. 
125 Vgl. Kaiser 1993: 135. 
126 Vgl. ebd.: 36-38. 
127 Vgl. Huber-Renfer 1942: 122-127. 
128 Vgl. Kaiser 1993: 36. 
129 Die Begriffe Wehr, Wehrung oder Wuhr stehen allgemein für flussbauliche Elemente, mit Hilfe derer die 
Strömung beeinflusst wurde. Vgl. Vischer 2003: 44. Siehe dazu auch Kapitel 4.2.2.  
130 Vgl. STASO PKR 1784: S. 235. 
131 Vgl. Der Pulververwalter an das lobl. Bau Amt des Kantons, 20.09.1812, Emmenkorrektion, 1781-1818; 
STASO B 21,1. 
132 Ein 80-jähriger Mann meldete 1765, dass er noch wisse, wo sich die verschwundenen Marchsteine befun-
den hätten. Der Besitzer des Emmenholzes lehnte diesen Zeugen jedoch ab, da er als Bürger von Luterbach 
in eigener Sache spreche und ein Mann von 80 Jahren auch nicht mehr von besten Sinnen sei. Vgl. Herzog 
1959: 33. 
133 Vgl. Studer 1981: 541-542. 
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Kräften den Fluss abwehren müssten. Aus diesem Grund sollte eine Mittellinie festgesetzt werden, 
die nicht überschritten werden durfte.134 Diese Grenzstreitigkeiten wurden deshalb so erbittert und 
über lange Zeit geführt, weil die Gemeinden durch ihre Schutzverbauungen selbst Einfluss auf den 
Flussverlauf nahmen und dadurch das kultivierte Land der Gemeinde auf der anderen Seite der Em-
me bedrohten oder weil sie ihren Nutzungsanspruch aufgrund der unsicheren Grenzen ausdehnten. 
 
 
Abb. 1: Ausschnitt aus einem Plan von 1766. Dieser Plan, dessen Geometer unbekannt ist, stammt aus dem Jahr 
1766 und wurde in den nachfolgenden Jahren ergänzt. Der Ausschnitt wurde koloriert, um die wesentlichen 
Elemente hervorzuheben. Abgebildet ist die Mündung der Emme in die Aare. Die farbigen Linien kennzeichnen 
verschiedene im Rat diskutierte Grenzverläufe: Gelb eingetragen ist die Grenze, welche in einer Urkunde im Jahr 
1530 festgelegt wurde. Die beiden grünen Linien bezeichnen Vorschläge, welche nicht umgesetzt wurden. Ge-
mäss Angaben im Plan wurde die obere Linie im Jahr 1767 und die untere 1782 eingefügt. Der 1795 bestimmte 
und 1809 ausgeführte Verlauf der Grenze ist orange eingezeichnet und befindet sich in der Mitte der beiden 
älteren Vorschläge. Die Emme verlegte irgendwann zwischen der Entstehung des Plans und den letzten Bearbei-
tungen ihr Flussbett, da neben dem ursprünglich abgebildeten Flussverlauf (dunkelblau) ein weiterer (hellblau) 
nachgetragen wurde. Die grünlich grauen Flächen zwischen den Gewässern waren Geschiebeablagerungen der 
Emme. STASO B 12,6. 
 
So klagten die Emmenholzer 1795, dass die von Luterbach ein Stosswehr135 errichtet hätten, welches 
das Wasser mit Gewalt auf ihre Seite treibe. Zudem hätten die Luterbacher über der Grenze Holz 
geschlagen. Letztere antworteten, dass sie aus Not ein Streichwehr136 gebaut und ihre Grenzlinien 
nicht überschritten hätten, was sie mit dem Verweis auf eine Urkunde aus dem Jahr 1530 beweisen 
wollten. Beide erklärten sich bereit, die Grenzen zu bereinigen, wobei auch Zuchwil an dieser Ver-
handlung teilnehmen sollte. Der Grund dafür war ein Konflikt bezüglich des Weidgangs der Gemein-
de.137 Dieses Beispiel zeigt sehr deutlich, wie unterschiedliche Nutzungsansprüche und unkoordinier-
te Flussverbauungen unter dem Hintergrund einer komplizierten Rechtssituation und beeinflusst von 
Hochwassern zu komplexen Streitfragen führen konnten. 
 Am 20. November 1795 lag dann ein Plan mit einer Grenzziehung vor, welcher von allen Parteien 
unterstützt und am 29. Dezember ausdrücklich bestätigt wurde. Der Einmarsch der Franzosen 
scheint die Ausführung allerdings verzögert zu haben.138 1808 verlangten die Luterbacher, dass „zu 
                                                     
134 Vgl. Herzog 1959: 33. 
135 Diese Verbauung wurde auch Schupfwehr genannt und lenkte den Strom des Flusses von einem Ufer zum 
anderen. Vgl. Vischer 2003: 40. 
136 Streichwehre oder Streichwuhre waren Längswerke, die die Ufer verstärkten. Vgl. ebd.: 88. 
137 Vgl. STASO PKR 1795: S. 366. 
138 Vgl. Herzog 1959: 33-34. 
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Verminderung täglicher Anstände wegen Benutzung des Holzes und Anlegung der Wehrungen bey 
täglich sich änderndem Lauf der Emmen“ das Projekt von 1795 ausgeführt werde.139 Dieses sah vor, 
dass ein Stein auf dem Prestenberg jenseits der Aare auf der Höhe des Bords aufgestellt und von 
diesem Punkt eine gerade Linie bis zur Derendinger Emmenbrücke gezogen werden sollte. Hier war 
die Befestigung eines Blechs mit der Aufschrift „Zuchwyl, Lutterbach und Därendinger Gränzschei-
dung“ vorgesehen. Zwischen diesen Eckpunkten sollten dann auf den Gütern des Emmenholzes und 
Luterbachs Steine gesetzt werden, die den Abstand zur genannten Grenzlinie bezeichneten. Die 
dadurch entstehenden Kosten sollten gleichermassen aufgeteilt werden.140 Der Stein am Prestenberg 
wurde als erster Marchstein im Jahr 1809 gesetzt und somit auch die lange diskutierte Grenzfrage 
zwischen Luterbach, dem Emmenholz und Zuchwil gelöst.141 
 
2.4. Gewässernetz des Wasseramts 
Bei der Betrachtung der Emme auf alten Plänen fallen die vielen Seitenarme, Bäche und Kanäle auf, 
welche sich entlang des Flussbetts schlängeln, sich zeitweise mit ihr vereinen und an anderer Stelle 
wieder austreten. Aus dem 19. Jahrhundert sind insgesamt 113 Namen von Bächen im Wasseramt 
urkundlich überliefert, während heute noch 36 existieren. Der Grossteil der Bäche wurde durch die 
seit den 1950er Jahren durchgeführten Meliorationsunternehmungen entweder eingedolt oder 
durch Absenkung des Grundwasserspiegels zum Verschwinden gebracht, womit auch die Vielfalt der 
Gewässernamen verloren ging.142   
 
 
Abb. 2: Ausschnitt aus einem Plan von Johann Ludwig Erb aus dem Jahr 1731. Dieser Ausschnitt bildet den Lauf 
der Emme zwischen der Emmenbrücke in Derendingen und der Mündung in die Aare ab. Die Emme erscheint 
hier nicht als ein Fluss, sondern als Nebeneinander vieler Ausläufer, die sich immer wieder vereinigen und tren-
nen. Weniger deutlich zu erkennen sind die vielen kleinen Gewässer, welche ausserhalb des Flussbetts verlaufen 
und teilweise auch der Emme entstammen. STASO Kb 6. 
 
  
                                                     
139 Vgl. Protokoll der Ratssitzung, 30.08.1808, Emmenkorrektion, 1781-1818; STASO B 21,1. 
140 Vgl. Kopie der Ratssitzung vom 20.12.1795, 30.08.1808, Emmenkorrektion, 1781-1818; STASO B 21,1. 
141 Vgl. Herzog 1959: 34. 
142 Vgl. Künzler Grossenbacher 1999: 234. 
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Der Name Wasseramt passt dennoch weiterhin zur Region. Allein in Gerlafingen fliessen heute neun 
Wasserläufe der Nachbargemeinde Biberist zu, obwohl in den letzten 200 Jahren etliche Bäche der 
menschlichen Nutzung zum Opfer gefallen sind. Die Bachläufe haben lange Zeit die Siedlungsplätze 
beeinflusst und fungierten als natürliche Grenzen. Die Abgrenzung gegenüber anderen Gemeinden 
wurden auch dadurch ausgedrückt, dass viele Bäche beim Grenzübergang umbenannt wurden und 
jedes Dorf seine eigenen Bezeichnungen hatte. So heisst beispielsweise der von Zielebach herkom-
mende Hurnisbach nach der Grenze zu Gerlafingen Dorfbach und wird nach dem Verlassen des Ger-
lafinger Gebiets auf Biberister Boden zum Sagibach. Dieser ist nicht mit dem Obergerlafinger Säge-
bach zu verwechseln, der in Niedergerlafingen auch Sackbach genannt wird und in Biberist Grüttbach 
heisst.143 Neben den natürlichen Bächen legten die Menschen ein grosses Netzwerk an Wässerungs-
gräben an. So hoben die Gemeinden Niedergerlafingen und Niederbiberist 1724 einen Graben aus, 
der den Thannschachenbach mit dem Sackbach verband und mit Nebengräben zur Verteilung des 
Wassers versehen war. Dieser Thannschachenbach wurde später von den Eisenwerken von Roll ge-
nutzt.144 
                                                     
143 Vgl. Hösli 1996: 87-91. 
144 Vgl. Schmidlin 1886: 318-319. 
 30 
3. Schadenshochwasser der Emme 
Das wissenschaftliche Interesse an der Häufigkeit von Naturkatastrophen kam erst Ende des 
20. Jahrhunderts auf. Die Historische Klimatologie stellte sich als Zweig der Umweltgeschichte die 
Aufgabe, Witterungsverläufe, Klimaparameter, Grosswetterlagen und Naturkatastrophen für die 
Periode vor der Errichtung staatlicher Messnetze zu rekonstruieren.145 Bei der Erforschung histori-
scher Überschwemmungen stehen für diese Richtung die Langzeitauswirkungen im Vordergrund. Ein 
anderer Zugang ist vornehmlich kulturgeschichtlich geprägt und konzentriert sich auf die Auswirkun-
gen der Überschwemmungen auf die Denk- und Lebenswelten der Menschen.146 
 In diesem Kapitel finden sich beide Zugänge: Die Frequenz der Überschwemmungen sowie die 
allgemeinen Klimatendenzen sind von Interesse, um einen Überblick zu erhalten, wie häufig die 
Menschen mit Hochwasserschäden konfrontiert wurden. Dazu muss auch auf naturwissenschaftliche 
Grundlagen eingegangen werden. Die kulturgeschichtliche Auseinandersetzung mit Überschwem-
mungen ist Teil der Fragestellung und zieht sich durch die gesamte Arbeit. Die nachfolgenden Aus-
führungen dienen als Basis für die späteren Themen, in denen immer wieder auf die Auswirkungen 
von Hochwassern hingewiesen wird. 
 
3.1. Hydrologische Grundlagen  
3.1.1. Terminologie 
Aus hydrologischer Perspektive wird zwischen den Begriffen Hochwasser und Überschwemmung 
unterschieden. Mit einem Hochwasser wird derjenige Zustand eines oberirdischen Gewässers be-
zeichnet, bei dem der Wasserstand oder der Durchfluss einen bestimmten Schwellenwert erreicht 
oder überschreitet. Bestimmend sind hierbei der Scheitelabfluss, die Dauer des Hochwassers und die 
im Verlauf des Hochwassers abfliessende Wassermenge.147 Die Abflussmengen werden mit Hilfe von 
Messungen bestimmt und dienen in der Hydrologie als Grundlage für die Berechnungen von Wieder-
kehrperioden von Ereignissen. Da Hochwasser bei Fliessgewässern eine natürliche Erscheinungsform 
sind, werden kleinere Hochwasserabflüsse, die meistens keine Schäden verursachen und an die sich 
sowohl das Ökosystem wie auch die Menschen angepasst haben, kaum beachtet. Sie stossen meis-
tens erst dann auf Resonanz, wenn die anthropogene Nutzung beeinträchtigt oder sie direkt auf die 
Umgebung der Flüsse einwirken.148 Allerdings muss beachtet werden, dass eine grössere Abfluss-
menge nicht in jedem Fall mit höheren Schäden gleichzusetzen ist, wie Gees anhand von Beispielen 
an der Sitter aufgezeigt hat.149 Bei einer Überschwemmung wird auch die Umgebung eines Flusses 
unter Wasser gesetzt und Land überflutet. Dies kommt vor, wenn ein Hochwasser einen bestimmten 
Pegel überschreitet oder ein Schutzdamm bricht. Gemäss Rohr ist diese Unterscheidung in den meis-
ten Quellen des 13. bis 16. Jahrhunderts nicht ableitbar und es kann davon ausgegangen werden, 
                                                     
145 Vgl. Pfister 1999: 15. 
146 Vgl. Rohr 2007: 207. 
147 Vgl. ebd.: 201. 
148 Vgl. Salvisberg 2017: 78. 
149 Vgl. Gees 1997: 14. 
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dass es sich bei allen dokumentierten Hochwassern gleichzeitig um Überschwemmungen gehandelt 
hatte.150 
 In der vorliegenden Arbeit werden neben frühneuzeitlichen Quellen auch wasserbauliche Doku-
mente aus dem 20. Jahrhundert und Forschungswerke verwendet, in welchen die Hochwasser und 
Überschwemmungen anhand von Abflussmengen oder Schäden eingestuft werden, weshalb eine 
möglichst präzise Terminologie angestrebt wird. Die Begriffe Hochwasser und Überschwemmung 
implizieren jedoch nicht, ob und in welcher Weise Schäden aufgetreten sind. So können beispielswei-
se erhöhte Abflussmengen zu Beschädigungen der Ufer führen, ohne dass der Fluss ausbricht. Des-
halb wird zusätzlich der Terminus Schadenshochwasser verwendet, wenn einerseits Schäden ent-
standen sind, andererseits unklar ist, ob es auch zu einer Überschwemmung des Umlandes gekom-
men ist. Im Gegensatz zum Begriff Hochwasser, der lediglich auf erhöhte Abflussmengen verweist, 
wird davon ausgegangen, dass bei einer Überschwemmung immer Schäden in irgendeiner Form ent-
standen sind. Der Terminus Schadensereignis fasst deshalb sowohl die Schadenshochwasser wie 
auch die Überschwemmungen. 
 
3.1.2. Abflussregimes der Emme 
Der Begriff Abflussregime bezeichnet das Abflussverhalten eines Fliessgewässers, welches durch die 
Faktoren Klima, Relief, Vegetation und den hydrogeologischen Aufbau des Gebiets gesteuert wird.151 
Diese gebiets- und gewässerspezifischen Faktoren spielen für das Entstehen von Überschwemmun-
gen neben hydrometeorologischen Parametern wie Niederschlag, Schneeschmelze oder Eisverset-
zung eine Rolle. Auf die Art und Beschaffenheit des Hochwassers wirken sich auch anthropogene 
Einflüsse wie Flussbegradigungen, die Nutzung einstiger Überschwemmungsflächen, Bodenversieg-
lung oder intensive Land- und Forstwirtschaft aus.152 
 Die Emme und ihre grösseren Zuflüsse verfügen über ein grosses und verschiedenartiges Einzugs-
gebiet, weshalb zwischen mehreren Abflussregimes unterschieden wird. In den hochgelegenen Ein-
zugsgebieten wird der mittlere Abfluss der Emme und der Ilfis besonders durch die Schneeschmelze 
im Frühjahr geprägt. Unterhalb von Emmenmatt werden die Abflussregimes zunehmend von Regen-
fällen beeinflusst und extreme Hochwasser vor allem durch Gewitterregen ausgelöst. Dabei können 
die gemessenen Werte das Dreissig- bis Fünfzigfache der mittleren Abflussmengen erreichen.153 Der 
untere Teil des Einzugsgebiets der Emme bis zu ihrer Mündung wird dem mittelländischen Abflussre-
gime zugeordnet, welches pluvial inférieur genannt und besonders von Niederschlägen154 beeinflusst 
wird.155 Das Einzugsgebiet befindet sich unterhalb von 750 Metern über Meer, weshalb sich die Spei-
cherung des Niederschlags in Form von Schnee kaum auf die Monatsabflüsse auswirkt. Abflussspit-
zen können in jedem Monat auftreten, allerdings kommen sie im Monat Februar oder auch März 
besonders häufig vor.156 
 
                                                     
150 Vgl. Rohr 2007: 201. 
151 Vgl. BAFU 2011: 20. 
152 Vgl. Rohr 2007: 203. 
153 Vgl. VAW, GIUB 1987: 9. 
154 Sabina Steiner untersuchte 25 Hochwasser der Emme von 1930 bis 2005 und ordnete diesen vier Hochwas-
serprozesstypen zu. 44% der Ereignisse bezeichnete sie als „Kurzregen-Hochwasser“, 24% als „Schauer-
Hochwasser“, 20% als „Dauerregen-Hochwasser“ und 12% als „Regen-auf-Schnee-Hochwasser“. Vgl. Steiner 
2007: 56. 
155 Vgl. Hugentobler 1988: 12. 
156 Vgl. Aschwanden, Weingartner 1985: M-50. 
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3.2. Brücken 
Brücken sind für die Erfassung und Rekonstruktion von historischen Hochwasserereignissen beson-
ders interessant, da sich Hochwassermarken an den Brücken finden lassen oder in Fluss- und Brü-
ckenplänen eingetragen wurden. Gees entdeckte beispielsweise bei einem Brückenbauprojekt aus 
dem Jahr 1941 Informationen zu den Hochwassern von 1837 und 1891. Zudem wurden nach Über-
schwemmungen meist Krisensitzungen einberufen, deren Protokolle noch heute vorhanden sind.157 
Aus umweltgeschichtlicher Perspektive sind weniger die tatsächlichen Durchflussmengen als viel-
mehr das Ausmasse der Schäden von Bedeutung. Während der Abstand zum Fluss bei Siedlungen 
sehr unterschiedlich ist, liegen Brücken immer nur wenige Meter über dem durchschnittlichen Pegel-
stand der Flüsse. Somit eignen sich Nachrichten über den Umfang der Reparaturarbeiten an Brücken 
nach einer Überschwemmung sehr gut, um die Intensität eines Hochwassers zu bestimmen.158 In den 
Solothurner Protokollen des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats finden sich zahlreiche Einträge, 
welche die Brücken über die Emme betreffen. Die ständig angeordneten Reparaturen zeugen nicht 
nur von häufigen Hochwassern, sondern widerspiegeln auch die Bedeutung, welche der Rat den Brü-
cken zumass. In diesen Quellen ist vieles enthalten, dass aus umwelt- und kulturgeschichtlicher Per-
spektive interessant ist. Die Brücken fungierten nicht nur als Verbindung zweier Ufer, sondern waren 
lange Zeit ein Ort des sozialen Zusammentreffens. Der Zusammenhang zwischen der Frequenz der 
Überschwemmungen und den Auswirkungen auf die Menschen wird bei den Brücken besonders 
deutlich. Die Geschichte der beiden Brücken, welche schon vor dem 19. Jahrhundert über die Emme 
in Solothurn führten, wird im nächsten Kapitel aufgezeigt. Zudem werden deren verschiedene Funk-
tionen159 erläutert.  
 
3.2.1. Emmenbrücke bei Derendingen 
Vor der Erbauung der Brücken wurde die Emme gemäss Hösli vor allem von Vertretern der Obrigkeit 
durchquert, weil sie über Pferde und Wägen verfügten, während für die übrige ansässige Bevölke-
rung wenig Anreiz dazu bestand.160 In Derendingen gab es eine Furt über die Emme, die in den 
Schachenweg im oberen Emmenholz mündete sowie einen hölzernen Emmensteg, welcher 1454 
durch die erste Emmenbrücke ersetzt wurde.161 Der Emmensteg und die spätere Brücke bei Deren-
dingen sind bereits im 15. Jahrhundert mehrmals in den Säckelmeisterrechnungen zu finden. Der 
erste Eintrag betrifft die Lieferung eines eisernen Pfahls im Jahr 1443.162 Die Luzernstrasse verband 
Solothurn über Herzogenbuchsee und Huttwil mit der Innerschweiz und war für die Stadt schon sehr 
früh von Bedeutung, weswegen auch die Emmenbrücke gebaut und als einziger solider Übergang am 
Unterlauf der Emme viel begangen wurde. Noch 1740 entrichteten 37 Ortschaften des angrenzenden 
Berner Gebiets von Walliswil bis Limpach dem Werkmeister von Solothurn, welcher für den Unter-
halt der Brücke und der Strasse zuständig war, eine Naturalabgabe, die Brugghaber genannt wurde. 
Hatten die Gemeinden diese Steuer bezahlt, konnten ihre Bürger die Brücke zollfrei passieren. Dies 
galt allerdings nur für Privatpersonen und nicht für Gewerbetreibende.163  
                                                     
157 Vgl. Gees 1997: 21. 
158 Vgl. Rohr 2007: 205. 
159 Da die Brücken immer wieder von den Hochwassern beschädigt wurden, erschien es nicht sinnvoll, deren 
Geschichte mit ihren vielfältigen Funktionen und die Beschädigungen der Brücken durch Hochwasser in ei-
nem getrennten Kapitel zu untersuchen. Aus diesem Grund finden sich in diesem Kapitel viele Ausführun-
gen zu kultur- und sozialgeschichtlich interessanten Themen, welche nicht direkt in Zusammenhang mit 
Hochwassern stehen. 
160 Vgl. Hösli 1996: 133. 
161 Vgl. Tatarinoff-Eggenschwiler 1974: 51. 
162 Vgl. Säckelmeisterrechnung, 1443; STASO: 147 [im Folgenden STASO SM Jahr]. 
163 Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 50. 
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 Die Brücke wurde während Jahrhunderten immer wieder durch Hochwasser beschädigt. Gemäss 
Franz Haffner wurde 1543 die halbe Emmenbrücke „durch das gross Wasser hingeführt“. Bereits fünf 
Jahre später erlitt sie wiederum grossen Schaden und musste erneut repariert werden. Der solothur-
nische Rat erteilte dem Zimmermeister Offrion Frick im Jahr 1560 den Auftrag, die Emmenbrücke 
„ganz new zumachen“. Die Arbeiten wurden 1567 abgeschlossen und hatten 663 Pfund, sechs Schil-
ling und 8 Pfennig gekostet. 1576 wurde die Emmenbrücke mit Schindeln gedeckt und 1628 die ers-
ten steinernen Joche angebracht.164 Der Kreislauf von Beschädigung und Reparatur setzte sich in 
unterschiedlichen zeitlichen Abständen fort. Im Jahr 1639 hatte ein Hochwasser die Brücke beschä-
digt, wozu diese 1640 wiederum instandgesetzt wurde. Kaum fertiggestellt, wurde sie in demselben 
Jahr erneut von einem Hochwasser erfasst und im darauffolgenden Jahr repariert.165 1673 wurde 
befürchtet, dass das Wasser ein Brückenjoch unterfressen könnte.166 Weitere Schäden sind für das 
Jahr 1721 bekannt.167  
 In einem Dokument aus dem Jahr 1734 wird sehr detailliert festgehalten, wie die Schutzbauten an 
der Brücke am besten ausgerichtet und konstruiert werden sollten.168 Danach findet sich in den 
Quellen bis 1865 nichts mehr zur Emmenbrücke bei Derendingen169, während in dieser Zeit mehrere 
Reparaturarbeiten für die Brücke bei Biberist in Auftrag gegeben wurden. 1865 musste das rechtssei-
tige hölzerne Joch der Emmenbrücke bei Derendingen erneuert werden, was 2’181 CHF (2009: 
171'107 CHF)170 kostete. Auch in den Jahren 1879 und 1880 wurden wieder mehrere Verbesserungen 
an der Brücke angeordnet171, bevor die alte gedeckte Holzbrücke 1884 durch einen eisernen Neubau 
ersetzt wurde.172 Im Jahr 1954 musste diese einer Brücke aus vorgespanntem Beton weichen.173 
 Die Emmenbrücke war nicht bloss ein behelfsmässiger Bau zur Überquerung der Emme, sondern 
fungierte als wichtiger Ort des sozialen und öffentlichen Lebens. Der Schachen am Emmeufer galt 
lange Zeit als „das Eldorado der Körberfamilien, das Stelldichein des fahrenden Volkes der ganzen 
Schweiz“. Nicht nur das Gehölz am Ufer der Emme, sondern auch die Brücke war bekannt, da jeden 
Samstag auf der gedeckten Holzbrücke ein Markt stattfand und auch getanzt wurde.174 Der Obrigkeit 
schien dieses muntere Treiben nicht sonderlich zu gefallen, weshalb sie bereits 1611 den Vogt von 
Kriegstetten damit beauftragte, das Feilbieten von Waren zu unterbinden und diese allenfalls zu kon-
fiszieren.175 Der Sohn von Ruedi Lüthi musste 1629 eine Strafe von 50 Pfund bezahlen, weil er am 
Pfingstmarkt Wein ausgeschenkt hatte.176 Anscheinend hatten diese Massnahmen nicht gefruchtet, 
                                                     
164 Vgl. Haffner 1666: 333-336. 
165 Vgl. STASO PKR 1639: S. 749; STASO PKR 1640: S. 157, 545; STASO PKR 1641: S. 262. 
166 Vgl. Herzog 1959: 30. 
167 Vgl. STASO PKR 1721: S. 907. 
168 Vgl. Emmenbrücke, 22.09.1734; STASO B 16,2. 
169 Dies ist vermutlich darauf zurückzuführen, dass der zuständige Werkmeister die Reparaturarbeiten selb-
ständig vornahm und diese somit nicht speziell angeordnet werden mussten.  
170 Weil Geld durch die Inflation an Wert verliert, lassen sich historische Preisangaben nicht mit den heutigen 
vergleichen. Mit Hilfe des Geldwertrechners „Swistoval“ lassen sich historische Geldwertangaben von 
einem Ausgangsjahr (ab 1800) auf ein Zieljahr (bis 2009) umrechnen. In der Arbeit wurden alle historischen 
Preisangaben ab 1800 mit „Swistoval“ berechnet. Der entsprechende Geldwert im Jahr 2009 findet sich 
jeweils in Klammer hinter der Angabe des historischen Preises. Zur Umrechnung bietet „Swistoval“ 
verschiedene Indices an, welche sich jeweils an anderen Referenzwerten orientieren. Der historische 
Lohnindex gibt die für den Durchschnitt der Bevölkerung repräsentative Lohnentwicklung wieder und 
eignet sich für die Umrechnung historischer Geldangaben, in denen Dienstleistungen, Bauten und Infra-
struktur im Vordergrund stehen. In der Arbeit wurden alle Umrechnungen mit diesem Index durchgeführt. 
Vgl. Pfister, Studer: SWISTOVAL. 
171 Vgl. STASO, Protokolle des Regierungsrats 1879, Beschluss Nr. 1344 [im Folgenden STASO PRR Jahr, Nr. 
Regierungsratsbeschluss]; STASO PRR 1880, Nr. 288. 
172 Vgl. Jeker, Meier 1991: 13. 
173 Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 53. 
174 Vgl. Kaufmann 1936: 39. 
175 Vgl. STASO PKR 1611: S. 256. 
176 Vgl. STASO PKR 1629: S. 210. 
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denn im Jahr 1637 folgte ein Verbot des Marktes und des Tanzens auf der Emmenbrücke.177 Das so-
ziale Zusammentreffen auf der Brücke lief nicht immer friedlich ab. So klagte beispielsweise Ulli Galli 
aus Recherswil im Jahr 1612, dass er von einem aus Grasswil auf der Emmenbrücke an seinem Leib 
und zusätzlich in seiner Ehre verletzt worden sei, indem er ihn einen Ketzer genannt hätte.178 1627 
musste sich der Rat mit einem weiteren Schlaghandel auf der Emmenbrücke befassen.179 Die Stadt-
burger Peter und Viktor Brunner sowie Peter Suri haben sich im Jahr 1642 beklagt, weil sie bei der 
Emmenbrücke von etlichen Bauern misshandelt worden seien. Deshalb forderten die Kläger, dass sie 
als Burger vor solchen Angriffen geschützt wurden.180  
 
3.2.2. Emmenbrücke bei Biberist 
Bei Biberist befand sich die sogenannte Grafenfurt, deren ältester überlieferter Beleg auf das Jahr 
1458 zurückgeht. Die Furt führte knapp 100 Meter unter der Kantonsgrenze über das damals etwa 80 
Meter breite Emmenbett in den Biberister Geissschachen.181 Für die Bauern von Biberist war die 
Überquerung der Emme notwendig, weil sie 300 Jucharten182 Land auf der anderen Seite des Flusses 
besassen. Bei Anschwellen des Wildbaches konnten sie dieses Land nur unter Gefahr oder gar nicht 
bewirtschaften und mussten zudem fürchten, dass der Strom Teile davon fortschwemmte.183   
 
 
Abb. 3: Ausschnitt aus einem Plan von Johann Ludwig Erb aus dem Jahr 1762. Dieser Plan wurde von Johann 
Ludwig Erb zwischen 1756 und 1762 angefertigt und bildet die 1751 angefertigte Emmenbrücke bei Biberist ab. 
STASO Stift St. Urs 183. 
 
  
                                                     
177  Vgl. STASO PKR 1637: S. 212, 413. 
178  Vgl. STASO PKR 1612: S. 245. 
179  Vgl. STASO PKR 1627: S. 718-719. 
180  Vgl. STASO PKR 1642: S. 476. 
181  Vgl. Hösli 1996: 133. 
182  Die Juchart war ehemals ein wichtiges Flächenmass für Äcker in der Schweiz. Es handelte sich dabei um ein 
Schätzmass, welches einem Tagewerk des Pflügers entsprach und je nach Gelände variierte: In der Ebene 
waren die Jucharten am Grössten und massen 41-62 Aren, während im Korngebiet des Mittellandes zwi-
schen 27 und 36 Aren veranschlagt wurden. 1877 wurden sie im metrischen System durch die Are als ge-
setzliche Einheit ersetzt, waren in der Umgangssprache noch lange Zeit gebräuchlich. Vgl. Dubler 2010  
(e-HLS). 
183  Vgl. Amiet, J[osef] I[gnaz]: Bericht über die Emmenbrücke in Biberist, 15.01.1858, Brücken; STASO B 16,1. 
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1578 wird in den Quellen das erste Mal der Emmensteg erwähnt. Dieser schmale Steg war nicht für 
Schwertransporte geeignet, weshalb grössere Fuhrwerke die Emme weiterhin durch die Furt, die sich 
etwa einen Kilometer weiter flussaufwärts befand, überqueren mussten. Wegen des zunehmenden 
Verkehrs im 18. Jahrhundert ersuchten die Biberister den Solothurner Rat, den Übergang zu verbrei-
tern. Im Jahr 1751 wurde die erste richtige Brücke fertiggestellt, welche 3,6 Meter breit war. Die 
Unterhaltspflicht oblag der Gemeinde Biberist, welche ein Brückengeld erheben durfte. Zudem führ-
te der Rat einen Brückenzoll ein, der für die Staatskasse bestimmt war.184  
Der Staatsarchivar Josef Ignaz Amiet185 schrieb 1858 einen Bericht über die Kosten und Schwierigkei-
ten, die im Zusammenhang mit dem Bau der Brücke aufgekommen waren. Die Mehrheit der Ge-
meinde Biberist sprach sich für die Brücke aus und gedachte diese ohne grosse Kosten zu erstellen, 
da sie über genügend Holz verfügte und die alten Joche verwendet werden sollten. Aus diesem 
Grund beabsichtigte die Gemeinde, die Brücke auf eigene Kosten zu bauen und zu erhalten. Da sich 
ein Teil der Einwohner widersetzte, bewilligte der Rat, dass die Brücke von denjenigen Bürgern er-
richtet werden dürfe, welche sich dafür einsetzten. Der Rat erteilte zudem einer Zollkommission den 
Auftrag, zu eruieren, wieviel im Namen der Solothurner Regierung von den Passierenden verlangt 
werden könne und ordnete weiter an, dass der Weg bis Gerlafingen in einen brauchbaren Zustand 
versetzt werde. Die Baukosten beliefen sich auf mehr als 400 Kronen, was deutlich mehr war als er-
wartet. Deshalb wollten die Bürger von Biberist, welche den Brückenbau beschlossen hatten, nun 
auch von den übrigen Einwohnern der Gemeinden Unterbiberist und Gerlafingen Beiträge einfor-
dern. Da sich diese weigerten und die Brücke fünf Jahre nach Erstellung immer noch nicht bezahlt 
war, wandten sich der Ammann und die Mehrheit der Gemeinde Biberist an die Regierung und er-
suchten um die Beiträge der Nicht-Beteiligten und um Herabsetzung des Brückenzolls. Der Rat setzte 
eine Kommission ein, nach deren Gutachten beschlossen wurde, dass die Nicht-Beteiligten ebenfalls 
zu bezahlen hatten. Zudem sollte der Brückenzoll nicht verringert werden, sondern ein Beitrag der 
Regierung zu den Kosten der Erbauung und Erhaltung der Brücke gewährt werden.186   
 
Tab. 1: Brücken- und Wasserzoll bei der Emmenbrücke in Biberist. Amiet, J[osef] I[gnaz]: Bericht über die Em-
menbrücke in Biberist, 15.01.1858, Brücken; STASO 16,1. 
Brückenzoll im Jahr 1753 Wasserzoll im Jahr 1760 
Ein Pferd 1 Kreuzer Ein Floss 4 Kreuzer 
Eine Kuh oder ein Stier 1 Kreuzer Ein Ladenfloss 3 Kreuzer 
Ein Kalb ½ Kreuzer Ein Zentner Käse 4 Kreuzer 
Ein grosser Fasel [Schwein] ½ Kreuzer Ein Zentner Magerkäse 2 Kreuzer 
Ein kleiner Fasel  1 Rappen Ein Zentner Anken [Butter] 4 Kreuzer 
Eine Geiss [weibliche Hausziege] 1 Rappen Ein Mäss Ziger [Molkenkäse] 2 Kreuzer 
100 Gänse 1 Rappen Ein Schaf 2 Kreuzer 
Eine Tragete [Rückentraggerät] 1 Kreuzer Ein Kalb oder eine Ziege 1 Kreuzer 
 
Die neue Emmenbrücke ebnete den Weg für weitere Entwicklungen. Bis anhin gab es in Biberist kei-
ne Sägemühle, weshalb die Einwohner diejenige in Derendingen oder Lengendorf benutzen mussten. 
Urs Burki hatte schon 1747 beabsichtigt, ein Sägewerk in Biberist zu bauen. Aufgrund der fehlenden 
                                                     
184  Vgl. Kaiser 1993: 135. 
185 Josef Ignaz Amiet arbeitete in den Staatsarchiven von Aarau, Bern und Solothurn, bevor er Sekretär der 
Solothurner Staatskanzlei und später Staatsschreiber und Staatsarchivar wurde. Er verfasste zahlreiche Arti-
kel und Miszellen zur solothurnischen und eidgenössischen Geschichte des Spätmittelalters und der Frühen 
Neuzeit. Vgl. Gutzwiller 2015 (e-HLS).  
186 Vgl. Amiet, J[osef] I[gnaz]: Bericht über die Emmenbrücke in Biberist, 15.01.1858, Brücken; STASO B 16,1. 
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Unterstützung der Gemeinde sah er davon ab. Nach der Erstellung der Brücke war die Gemeinde 
dem Vorhaben günstig gestimmt, da sie zukünftig auch repariert werden musste. Trotz Einsprachen 
der Sägemühlenbesitzer von Derendingen und Lengendorf bewilligte die Regierung im Jahr 1757 die 
Errichtung des Sägewerks. Urs Burki wurde des Weiteren zum Einnehmer des Brückengelds und Brü-
ckenzolls ernannt, welches er der Obrigkeit abzugeben hatte. Die bei der Brücke zu entrichtende 
Gebühr war zweifacher Natur: Sie bestand einerseits in einem Brückengeld, das nur von denjenigen 
bezahlt werden musste, die die Brücke benutzten. Der Wasserzoll hingegen musste von denjenigen 
entrichtet werden, die mit einem Floss auf der Emme hinabfuhren. Bis anhin war dieser Durchfahrts-
zoll bei der Emmenbrücke in Derendingen eingefordert worden. Da die Einkünfte aus dem Wasserzoll 
bei beiden Brücken gering ausgefallen waren, vermutete die Regierung, dass die Flösser oft überse-
hen wurden. Aus diesem Grund beschloss der Rat 1762, dass die Erhebung des Brückengeldes und 
Wasserzolls öffentlich auf drei Jahre verliehen werden sollte, womit dieser sich mehr Ertrag erhoff-
te.187  
 Nach einem regenreichen Winter in den Jahren 1780 und 1781 wurde die Brücke Anfang Februar 
1781 vollständig weggeschwemmt.188 Auf Gesuch des Besitzers des Sägewerks und desjenigen der 
Mühle von Biberist veranlasste der Rat, dass das Bauamt die nötigen Vorkehrungen treffe, damit die 
neue Brücke „währhaft gemacht“ werden konnte und übernahm auch einen Drittel der Kosten.189 Ein 
Teil der Brücke stürzte 1799 unter der Last eines Weinwagens ein, wobei Pferde, Fässer und Fuhr-
mann ins Wasser fielen.190 Auch bei einem Flösserunglück im Jahr 1827 war ein Teil der Brücke zu-
sammengebrochen.191  
 Die Annahme der ersten Bundesverfassung im Jahr 1848 hatte zur Folge, dass Binnenzölle an den 
Kantonsgrenzen und im Innern der kantonalen Territorien abgeschafft wurden. Damit fielen die Ein-
nahmen der Gemeinde Biberist für die Brückenbenutzer und die Flösser weg. Die Emmenbrücke 
musste aber weiterhin repariert und unterhalten werden. Neben den Hochwassern bedrohte der 
rege Flossverkehr die Brücke, weshalb die Aufseher ein scharfes Auge auf die Flösser hatten. Im Ge-
gensatz zur Emmenbrücke bei Derendingen war diejenige bei Biberist weniger stabil gebaut, da sie 
über kein Dach und keine stabile Balkenverstrebung verfügte. 1858 konnte sich Biberist mit dem 
Kanton einigen, dass Letzterer den künftigen Unterhalt der Brücke und die Ausführung von Neupro-
jekten übernahm, während die Gemeinde dem Staat die bestehende Brücke und das übrige Gutha-
ben des Brückenfonds in Höhe von 5’370 CHF (2009: 500’074 CHF) überliess sowie 1’000 Kubikfuss 
Eichenholz zum neu geplanten Brückenbauwerk lieferte. Die neue Brücke konnte im Jahr 1862 be-
gangen werden.192 Obwohl diese Brücke nun stabiler gebaut war, blieb sie nicht von Hochwasser-
schäden verschont. Im Jahr 1891 wurde die Brücke von den Holzmassen, welche die Emme beim 
Hochwasser vom 25. Juni mitgeführt hatte, beschädigt.193 1956 wurde schliesslich eine Brücke aus 
vorgespanntem Beton dem Verkehr übergeben.194 
 
3.3. Rekonstruktion und Auswertung historischer Schadenshochwasser 
Gemäss Jäggi und Ingold gab es in den letzten 500 Jahren mehr als 50 grosse Überschwemmungen 
der Emme im Wasseramt und den angrenzenden Gebieten.195 Diese Zahl führt deutlich vor Augen, 
welche konstante Bedrohung die Emme für die angrenzenden Bewohner darstellte. Die oben ge-
                                                     
187  Vgl. ebd. 
188  Vgl. Die Emmenbrücke in Biberist, 29.09.1956; STASO Stift St. Urs 183. 
189  Vgl. STASO PKR 1784: S. 138-139. 
190  Vgl. Die Emmenbrücke in Biberist, 29.09.1956; STASO Stift St. Urs 183. 
191  Vgl. STASO PKR 1827: S. 675. 
192  Vgl. Kaiser 1993: 254-255. 
193  Vgl. Schreiben an das Baudepartement, Nr. 52, 02.07.1891, Brücken; STASO B 16,1. 
194  Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 53. 
195  Vgl. ebd. 
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nannten Autoren verzichteten auf eine Auflistung der einzelnen Ereignisse. Aus diesem Grund wurde 
für die vorliegende Arbeit eine Ereignischronik196 erstellt, in der alle Hinweise auf historische Scha-
denshochwasser und Überschwemmungen der Emme zusammengetragen wurden.  
 
3.3.1. Methodik 
3.3.1.1. Erstellung der Ereignischronik 
Für die Erstellung der Ereignischronik wurden alle Hinweise auf historische Schadenshochwasser und 
Überschwemmungen der Emme, welche sowohl in Quellen wie auch in der Forschungsliteratur ge-
funden wurden, erfasst. Aufgenommen wurden nur Ereignisse, die mit hoher Wahrscheinlichkeit197 
Schäden verursacht hatten. Dies ist damit zu begründen, dass systematische Messungen der Ab-
flussmengen an der Emme erst seit dem 20. Jahrhundert durchgeführt wurden. Im Gegensatz zur 
vorinstrumentellen Zeit, in der Hochwasser ohne Schäden kaum dokumentiert wurden, hätte die 
Erfassung erhöhter Abflussmengen die Auswertung verzerrt. 
 In der Ereignischronik sind nicht nur Schadenshochwasser und Überschwemmungen der Emme 
auf Solothurner Territorium verzeichnet, sondern auch diejenigen auf dem Gebiet des Kantons 
Bern.198 Der Grund dafür ist, dass die isolierte Betrachtung eines Flussabschnitts, dessen Abgrenzung 
durch politische Machtkämpfe und nicht durch naturräumliche Gegebenheiten entstanden ist, als 
wenig sinnvoll erachtet wurde. Gemäss Hügli bedingen unterschiedliche Wetterlagen und eine Ab-
weichung des Einzugsgebiets eine regionale Differenzierung für Hochwasser und Überschwemmun-
gen, da diese nicht zwingend gleichzeitig auftreten müssen, was am Beispiel des Ober- und Unterlauf 
der Aare zwischen Thun und Bern ersichtlich ist.199 Dasselbe gilt auch für die Gürbe, bei der sich die 
Unterschiede im zweiteiligen Gerinne auf die Art und Intensität von Überschwemmungen auswir-
ken.200 Zu demselben Resultat kam auch Steiner bei der Auswertung der Abflussmengen bei ver-
schiedenen Messstationen der Emme. Die im Emmental gemessenen Spitzenabflüsse konnten 
durchaus höher sein als diejenigen bei der Kantonsgrenze.201 Zudem wurden in den solothurnischen 
Quellen teilweise Hochwasserschäden gefunden, während zu demselben Zeitpunkt im Emmental 
nichts vermerkt war und umgekehrt. Eine breitere Basis erleichtert weiterhin die Dimensionierung 
der Schäden eines Ereignisses. Zuletzt schien die Aufnahme von Schadenshochwassern im Emmental 
auch deswegen sinnvoll, weil bereits mehrere Forscher202 die Ereignisse zusammengetragen hatten 
und deswegen nicht eigens Quellen203 aus dem Kanton Bern gesichtet werden mussten. Ergänzend 
wurden die Daten zu Schadensereignissen der Emme auf Berner Territorium angefordert, welche die 
Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft (WSL) in einer internen Daten-
bank sammelt.204 In der Datenbank Euro-Climhist205 fanden sich zusätzliche Überschwemmungen der 
Emme, welche sich jedoch ausschliesslich auf Berner Gebiet ereigneten. 
                                                     
196  Vgl. Anhang 10.2. 
197 Es konnte nicht bei allen in der Forschungsliteratur erwähnten Schadensereignissen die ursprünglichen 
Quellen gesichtet werden. Aufgrund der terminologischen Unschärfe kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass auch einzelne Hochwasser ohne Schäden erfasst wurden.  
198  Vgl. Rohr 2007: 15. 
199  Vgl. Hügli 2007: 32. 
200 Vgl. Salvisberg 2017: 80. 
201 Vgl. Steiner 2007: 17. 
202 Die wichtigsten Titel sind Stürler 1872, Graf 1898, Merz 1937, Huber-Renfer 1941 und Gees 1997. 
203 Da die Informationen aus der Sekundärliteratur zum Berner Gebiet nicht eigens anhand von Quellen über-
prüft werden konnten, bestand die Möglichkeit, dass fehlerhafte Informationen aufgenommen werden. Aus 
diesem Grund wurde versucht, jeweils mehrere Belege pro Ereignis in der Sekundärliteratur zu finden.  
204 Vgl. WSL: Unwetterschadens-Datenbank. 
205 Vgl. Pfister 2015. 
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 Zur Zusammenstellung der Schadensereignisse der Emme in Solothurn wurden in einem ersten 
Schritt alle einschlägigen Werke der Sekundärliteratur auf Hinweise überprüft. Erwähnenswert sind 
hier besonders die Ausführungen von Herzog206. Insofern in der Sekundärliteratur vermerkt, wurden 
auch die Angaben zur ursprünglichen Quelle notiert, damit bestimmte Daten überprüft werden 
konnten. In einem zweiten Schritt wurden die Daten des WSL für das solothurnische Gebiet angefor-
dert.207 Als Nächstes folgte die Suche nach Schadenshochwassern in den Quellen. Die Chronik von 
Franz Haffner aus dem Jahr 1666 lieferte dazu erste Anhaltspunkte. Weitere Überschwemmungen 
konnten in den offiziellen Dokumenten der Regierung, den Protokollen des Kleinen Rats bzw. des 
Regierungsrats und Missiven, gefunden werden. Die Archivbestände der Gemeinden und die Pfarrei-
archive208 konnten im Rahmen dieser Arbeit nicht konsultiert werden, obwohl sich dort noch Notizen 
zu Überschwemmungen209 finden liessen. Weiter würden sich noch wertvolle Hinweise in den Sä-
ckelmeisterrechnungen der Stadt Solothurn finden lassen, welche nur vereinzelt verwendet wurden. 
 
3.3.1.2. Datierung der Ereignisse 
Ein Problem bei der Erstellung der Ereignischronik stellte die genaue Datierung der Schadenshoch-
wasser dar, was besonders mit den unpräzisen Angaben in den Quellen vor dem 20. Jahrhundert 
zusammenhängt, aus denen häufig nur das Jahr des Ereignisses entnommen werden kann. Dadurch 
wird die Möglichkeit von monatlichen und saisonalen Auswertungen eingeschränkt oder es besteht 
die Gefahr, dass die Resultate verzerrt werden. Um die Informationen dennoch teilweise verwenden 
zu können, wird basierend auf einer qualitativen Analyse der überlieferten Angaben eine ungefähre 
Datierung vorgenommen. Auch wenn der genaue Zeitpunkt einzelner Ereignisse unbekannt ist, kann 
anhand des Datums, an welchem sie im Rat besprochen wurden, eingeschätzt werden, wann sie 
stattgefunden hatten. Da bei einzelnen Ereignissen sowohl das genaue Datum als auch dasjenige der 
Ratsbesprechung bekannt ist, konnten nachfolgende Erkenntnisse gewonnen werden: Bei akuter 
Überschwemmungsgefahr210 veranlasste der Rat noch während des Hochwassers Massnahmen, um 
Schäden vorzubeugen. Wurden Schutzverbauungen beschädigt, ordnete er ebenfalls eine umgehen-
de Reparatur an, da ansonsten die Gefahr bestand, dass weitere Schäden bei erneuten Hochwassern 
entstanden. Hierbei konnte es eine Verzögerung von mehreren Tagen geben, bis der Rat seine An-
weisungen aussandte, da der Schaden erst gemeldet und von einem Beauftragten in Augenschein 
genommen werden musste. Zeitlich weiter vom Ereignis entfernt sind die Beschlüsse, in denen der 
Regierungsrat Hilfeleistungen für Einzelpersonen anordnete, wozu beispielsweise Zinserlässe, Scha-
denersatzzahlungen211 oder die Auffüllung des weggeschwemmten Landes gehören. Solche Weisun-
gen wurden erst Wochen oder Monate nach der Beschädigung erteilt.  
 Anhand des Inhalts der Einträge kann somit ungefähr auf das Datum des Ereignisses geschlossen 
werden. Um die Zuverlässigkeit der Datierungen aufzuzeigen, wurde bei der Erfassung der Schadens-
hochwasser in der Ereignischronik die Spalte „Sicherheit Datum“ eingefügt. Basierend auf den ge-
wonnenen Erkenntnissen wurde ein vierstufiges Schema entwickelt und umgesetzt: 
  
                                                     
206 Vgl. Herzog 1959: 29-34. 
207 Vgl. WSL: Unwetterschadens-Datenbank. 
208  Insbesondere die Gemeinde Biberist verfügt über ausgezeichnete Archivbestände. Vgl. Kaiser 1993: 22. 
209  Hinweise auf Hochwasserschäden sind unter anderem aus Zinserlässen der Zehntherren ersichtlich. Kaiser 
verweist auf eine Notiz im Urbar der Zehntpflichtigen (Archiv des Pfarramts Biberist) von Biberist aus dem 
Jahr 1580, in der dem Besitzer eines Hauses der Zins erlassen wurde, da ihm die Emme das Haus wegge-
schwemmt hatte. Vgl. Kaiser 1993: 39. 
210  Dies war beispielsweise in den Jahren 1642 und 1764 der Fall. Vgl. STASO PKR 1642: S. 463-464; STASO PKR 
1764: S. 911, 924-925. 
211  Im Jahr 1595 unterstützte der Rat einen Eigentümer, dessen Land bei einem Hochwasser 57 Tage zuvor 
beschädigt worden war, mit einem Beitrag. Vgl. STASO PKR 1595: S. 416. 
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• Kategorie 1: Das genaue Datum des Schadenshochwassers ist bekannt und in den Quellen oder 
der Sekundärliteratur überprüfbar. 
• Kategorie 2: Das Datum ist unbekannt, allerdings kann aufgrund des Inhalts der Quellen auf den 
Monat, an welchem das Ereignis stattfand, geschlossen werden. Dies ist beispielsweise bei Be-
schädigungen der Schutzverbauungen der Fall, welche innert Tagen repariert wurden. 
• Kategorie 3: Das Datum ist unbekannt und es gibt lediglich Hinweise auf die Jahreszeit.  
• Kategorie 4: Das Datum ist unbekannt und auch die Jahreszeit kann nicht mit Sicherheit genannt 
werden, weshalb nur das Jahr aufgeführt wurde. In diese Kategorie fallen auch die erwähnten Hil-
feleistungen oder Schadensersatzzahlungen, welche erst Monate nach einem Ereignis gewährt 
wurden. 
Diese Kategorisierung ist darauf ausgerichtet, dass einerseits alle Hinweise auf Schadenshochwasser 
gesammelt und andererseits bei unterschiedlichen Auswertungen nur ausgewählte Daten verwendet 
werden können. Die Zuweisung der Schadenshochwasser zu den entsprechenden Kategorien wurde 
einzeln und basierend auf einer Interpretation der überlieferten Informationen vorgenommen. 
 
3.3.1.3. Dimensionierung der Ereignisse 
Um historische Hochwasserdaten aus vorindustrieller Zeit bezüglich ihrer Intensität auswerten zu 
können, müssen die Informationen aus den vorhandenen schriftlichen Zeugnissen ebenfalls anhand 
eines Bewertungsschemas interpretiert werden. Eine Berechnung historischer Hochwasserabflüsse 
und ein Vergleich dieser Ergebnisse mit heutigen Abflussmengen wäre sehr schwierig, da zahlreiche 
unbekannte Variablen vorhanden sind. Neben den ständig ablaufenden natürlich-dynamischen Pro-
zessen im Gerinne müssten beispielsweise auch anthropogene Eingriffe in das Abflussgeschehen 
berücksichtigt werden. Die Stärke und Auswirkungen von Überschwemmungen können so nur auf-
grund der angerichteten Schäden klassifiziert werden.212 In der Forschungsliteratur konnten ver-
schiedene Schemata gefunden werden, welche die Intensität der Hochwasser in drei-, vier-, oder 
fünfstufigen Skalen213 einteilen. Alle diese Ansätze unterscheiden sich bezüglich des Hintergrundes 
der Forscher, des gewählten Zeitraums, des ungleichen Untersuchungsgebiets und aufgrund der 
Wahl verschiedener Quellengattungen.  
 Rohr erstellte einen Klassifikationskatalog, der weniger auf das messbare Ausmass der Über-
schwemmung als hydrologisches Problem, als auf die kulturgeschichtlichen Auswirkungen der Über-
schwemmungen auf Brücken und die Lebenswelten der Menschen ausgerichtet ist.214 Dieser Ansatz 
bot sich auch für die vorliegende Arbeit an. Das Klassifikationsschema von Rohr sieht folgendermas-
sen aus:  
• Intensität 1: geringe und moderate Überschwemmungen von ufernahen Wiesen, Feldern und 
Siedlungen ohne nennenswerte Schäden. 
• Intensität 2: grössere Überschwemmungen, die Schäden anrichten, die in vorindustriellen Gesell-
schaften innerhalb eines Monats behoben werden können. 
• Intensität 3: sehr grosse Überschwemmungen, die schwere Schäden anrichten und Teile der 
(Holz)Brücke völlig zerstören; dadurch wird ein Fährverkehr über den Fluss zumindest für einige 
Tage notwendig. Die Schäden können von den Menschen in vorindustrieller Zeit nur in ein bis drei 
Monaten behoben werden. 
  
                                                     
212  Vgl. Rohr 2007: 203-204. 
213  Vgl. Pfister, Hächler 1991: 133; Gees 1997: 16; Rohr 2007: 206. 
214  Vgl. Rohr 2007: 203-206. 
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• Intensität 4: extrem grosse Überschwemmungen, die aufgrund der enormen Schäden als Kata-
strophe wahrgenommen werden; die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen sind zumindest für 
mehrere Monate schwer gestört, die Aufräumarbeiten dauern mehr als drei Monate. Die Men-
schen markieren den Wasserstand zur Erinnerung an die Katastrophe mit Hochwassermarken an 
Kirchen, Stadttoren und anderen öffentlichen Gebäuden.215 
 
3.3.2. Schadenshochwasser der Emme vom 15. bis 20. Jahrhundert 
Erste Hinweise auf Überschwemmungen der Emme finden sich bereits in Quellen des 15. Jahrhun-
derts und zwar auf Solothurner wie auch auf Berner216 Boden. Die Errichtung von Schutzverbauun-
gen, welche in den Säckelmeisterrechnungen217 aufgezeichnet sind, zeigen, dass schon damals gegen 
Überschwemmungen angekämpft wurde. Explizite Erwähnungen von Schadenshochwassern aus 
dieser Zeit sind nur wenige vorhanden, können aber teilweise mit Hilfe von Hinweisen rekonstruiert 
werden. So erwähnt beispielswiese Jäggi und Ingold eine Sage, gemäss derselben die Emme im Mit-
telalter den Turm der alten Kirche in Biberist unterspült und weggerissen hatte. Es seien sogar Särge 
aus dem alten Friedhof weggeschwemmt worden.218 Kaiser fand den Standort dieser Kirche, welche 
nach der Zerstörung an einem anderen Ort neu gebaut wurde, auf einem alten Plan. Aufgrund dieses 
Eintrags vermutete er, dass die alte Kirche irgendwann um das Jahr 1470 beschädigt worden war.219 
Die katastrophalen Ereignisse des Jahres 1480 wurden von mehreren Chronisten beschrieben. Ge-
mäss Pfister und Wetter, welche das Hochwasser mit witterungsgeschichtlich-hydrologischen Me-
thoden quantifiziert haben, war dies die schwerste Überschwemmungskatastrophe an Aare und 
Rhein in den letzten 750 Jahren. Betroffen war hauptsächlich das Einzugsgebiet der Aare, während 
ebenfalls Zerstörungen der Kander, Simme und Emme220 bekannt sind.221 Die ersten gesicherten 
Einträge zu Schadenshochwassern der Emme sind in der Chronik von Franz Haffner222 zu finden, wo 
die Beschädigungen der Emmenbrücke bei Derendingen in den Jahren 1543 und 1548 genannt wer-
den.223  
 Im Zeitraum zwischen 1500 und 2000 konnten insgesamt 125 Schadenshochwasser der Emme 
gefunden werden, welche entweder das Gebiet des Kantons Bern, dasjenige des Kantons Solothurn 
oder beide Regionen gleichzeitig betrafen. Informationen über die genauere Zusammensetzung ge-
                                                     
215  Vgl. ebd.: 206. 
216 Im Jahr 1431 verwies die Regierung der Stadt Bern auf die grossen Kosten, welche der Schutz ihres Gebiets 
erforderte. Deshalb beabsichtigte sie von den umliegenden Städten und Gemeinden eine Steuer zu erhe-
ben. Burgdorf wehrte sich vehement dagegen und argumentierte, dass die Stadt täglich von der Emme be-
droht werde und die Zerstörungen ihnen grosse Kosten und Arbeit bescheren würden. Die Berner Regie-
rung muss von der Wahrheit dieser Aussage überzeugt gewesen sein, weil sie die Einführung der Steuer zu-
rücknahm. Vgl. Huber-Renfer 1942: 120-121. 
217 In den Jahren 1495 und 1496 sind dort Verbauungen angebracht worden. Vgl. STASO SM 1495: 71; STASO 
SM 1496: 125, 137. 
218 Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 53. 
219 Vgl. Kaiser 1993: 44-45. 
220 In den Registern des Staatsarchivs Solothurn findet sich ein Eintrag, in dem ein Treffen mit Bern wegen des 
Ausbruchs der Emme vermerkt ist. Dieser Eintrag konnte aber trotz Seitenangabe nicht in den Amtsbüchern 
gefunden werden. Der Grund dafür ist, dass mehrere Amtsbücher dieser Zeit in einzelnen Bände zusam-
mengeführt, jedoch nicht chronologisch geordnet wurden. Vgl. Register Amtsbücher 1450-1499, D-E, Stich-
wort Emme; STASO. 
221 Vgl. Pfister, Wetter 2011: 41-43, 48. 
222 Bei Angaben zu Hochwassern vor 1500 beschränkte sich Haffner auf die Aare, die beispielsweise in den 
Jahren 1424, 1432, 1453 und 1469 viel Wasser führte. Andere Einträge sind sehr allgemein gehalten und 
lassen keinen direkten Schluss auf ein Hochwasser der Emme zu. So verzeichnete er für das Jahr 1433 stetes 
Regenwetter, welches die Flüsse anschwellen liess. Vgl. Haffner 1666: 147-148, 156, 176. 
223 Vgl. ebd.: 334. 
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währt die Tab. 2, welche einen Überblick über die Anzahl an Schadenshochwasser über die Jahrhun-
derte vermitteln soll. Bei den aufgelisteten Schadenshochwassern handelt es sich um Ereignisse, die 
mit hoher Wahrscheinlichkeit224 stattgefunden haben und anhand der angegebenen Quellen oder 
der Sekundärliteratur überprüft werden können. Die Anzahl Ereignisse, welche beide Gebiete betraf, 
ist bei den einzelnen Gebieten jeweils schon eingerechnet. Die vorliegenden Zahlen dürfen nur mit 
Vorsicht interpretiert werden, da aufgrund von Lücken in den Registern und der Quellenauswahl kein 
Anspruch auf Vollständigkeit erhoben werden kann. In der Zeit zwischen 1850 und 2000 konnte zu-
dem auf eine breitere Quellenbasis zurückgegriffen werden, als für die Zeit davor.  
 
Tab. 2: Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet der Kantone Solothurn und Bern (1500-2000). Diese 
Tabelle wurde basierend auf den in der Ereignischronik gesammelten Daten erstellt (Anhang 10.2.). Eigene 
Darstellung. 
 1500 bis 2000 1500 bis 1849 1850 bis 2000 
Solothurn 50 Schadensereignisse 27 Schadensereignisse 23 Schadensereignisse 
Bern 91 Schadensereignisse 48 Schadensereignisse 43 Schadensereignisse 
Beide Gebiete 16 Schadensereignisse 6 Schadensereignisse 10 Schadensereignisse 
Total 125 Schadensereignisse 69 Schadensereignisse 56 Schadensereignisse 
 
Um die Anzahl Schadenshochwasser der Emme auf einer Zeitachse lesbar abbilden zu können, muss-
te der Zeitraum geteilt und zwei Grafiken erstellt werden. Schadenshochwasser, welche zu derselben 
Zeit beide Kantone betrafen, wurden als Einzelereignis pro Gebiet aufgeführt.   
 
 
Abb. 4: Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet der Kantone Solothurn und Bern (1500-1749). Eigene 
Darstellung. 
 
Gemäss Christian Pfisters Untersuchungen der Überschwemmungen der letzten 500 Jahre in der 
Schweiz gab es zwei Perioden mit niedriger Überschwemmungsdichte (1641 bis 1706 und 1927 bis 
                                                     
224 Es wurden nur Schadenshochwasser berücksichtigt, die sicher auf die Emme zurückgeführt werden konn-
ten. In Röthlisbergers Unwetterchronik der Schweiz werden beispielsweise Wasserschäden im Emmental 
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1975) und zwei mit hoher Überschwemmungsdichte (1550 bis 1580 und 1827 bis 1875).225 In den 
verwendeten Quellen wurden vor allem Schadenshochwasser der Emme ab 1570 gefunden, weshalb 
das Fehlen von Ereignissen davor vermutlich der Lückenhaftigkeit der Überlieferung zugeschrieben 
werden kann. Eine Häufung an Schadensereignissen ist zwischen 1570 und 1595 erkennbar, womit 
sich dieses Resultat teilweise mit demjenigen von Pfister deckt. In Solothurn richtete die Emme zwi-
schen 1575 und 1650 auffallend oft Schäden an, was in Kapitel 3.3.5. genauer untersucht wird. Im 
Zeitraum zwischen 1650 und 1750, in den auch die von Pfister beschriebene Periode mit niedriger 
Überschwemmungsdichte (1641 bis 1706) fällt, scheint die Emme im Vergleich zu der Zeit davor we-
nig Schäden verursacht zu haben. Trotzdem lässt sich auch hier eine Verzerrung nicht gänzlich aus-
schliessen, da die Register zur Emme auf dem Gebiet des Kantons Solothurn von 1600 bis 1648 we-
sentlich besser aufgearbeitet sind, als diejenigen für die Zeit danach. 
 Ab 1750 sind vor allem für das Gebiet des Kantons Bern wesentlich mehr Schadenshochwasser 
der Emme überliefert. Allein zwischen 1758 und 1781 sind elf Ereignisse226 abgebildet. Eine starke 
Häufung ist ab 1831 festzustellen, welche mit zwei kleinen Unterbrüchen bis etwa 1881 anhält, was 
wiederum sehr gut mit der von Pfister eruierten hohen Überschwemmungsdichte im Alpenraum227 
zwischen 1827 bis 1875 übereinstimmt. Gemäss Gees stieg die Anzahl an überlieferten Ereignissen 
ab 1850 auch deswegen an, weil parallel zu den grossen Flusskorrektionen eine Besiedlung, Urbari-
sierung und Industrialisierung der ufernahen Gebiete erfolgte und dadurch das Risiko- und Scha-
denspotenzial zunahm. Diese Entwicklung ist unter anderem dadurch zu begründen, dass die Bevöl-
kerung der Schweiz zwischen 1798 und 1850 um 42 Prozent zugenommen hatte und die Anbauflä-
chen zunehmend auf marginales Land (Schachen, Auen, Wälder) ausdehnte. Gleichzeitig wurden im 




Abb. 5: Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet der Kantone Solothurn und Bern (1750-2000). Eigene 
Darstellung. 
                                                     
225 Vgl. Pfister 1999: 243. 
226 Allerdings sind die meisten Ereignisse zwischen 1750 und 1800 in den verwendeten Titeln der Sekundärlite-
ratur sehr kurz und unpräzis beschrieben. Eine zusätzliche Überprüfung in den Quellen wäre insbesondere 
für die genauere Untersuchung der Häufung zwischen 1769 und 1781 notwendig. 
227 Gemäss Gees lässt sich allerdings keine höhere Gesamtzahl der Schadensereignisse für die Gesamtschweiz 
nachweisen. Vgl. Gees 1997: 50-51. 
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Die bereits erwähnte Periode mit niedriger Überschwemmungsdichte zwischen 1927 und 1975 lässt 
sich bei der Emme ebenfalls feststellen und ist bereits in naturwissenschaftlichen Publikationen the-
matisiert worden. Insbesondere der Zeitraum zwischen 1940 und 1965, welcher aus meteorologi-
scher Perspektive als warm und trocken bezeichnet werden kann, gilt schweizweit als schadensarm, 
obwohl sich aus hydrologischer Sicht ein uneinheitliches Bild ergibt.229 Für die Emme lassen sich trotz 
der tieferen Niederschlagssummen der 1940er Jahre höhere Jahresmaxima feststellen.230 Gemäss 
Weingartner lässt sich diese schadensarme Periode neben meteorologisch-klimatischen vor allem 
durch anthropogene Einwirkungen erklären. Während die Hochwasserschutzmassnahmen bereits 
weit fortgeschritten waren, wurden die flussnahen Gebiete in der Regel noch extensiv bewirtschaf-
tet. Mit der Wirtschaftsentwicklung nach dem Zweiten Weltkrieg wurden diese Gebiete zunehmend 
intensiver genutzt, wodurch das Schadenspotenzial zunahm.231 
 Die schadensarme Periode ist auch deshalb augenfällig, weil sich die Überschwemmungen zwi-
schen 1977 und 1990 wiederum häuften. Letztere Entwicklung ist unter anderem damit zu begrün-
den, dass für das Gebiet des Kantons Bern auf die Ergebnisse der Schadensdatenbank von Andreas 
Gees zurückgegriffen wurde, welcher ab 1972 auch Artikel über Ereignisse in Zeitungen sammelte 
und dadurch eine grössere Anzahl an leichten Schadenshochwassern erfasst wurden.232 
 
3.3.3. Monatliche und saisonale Verteilung der Hochwasser 
Gemäss Röthlisbergers Chronik der Unwetterschäden in der Schweiz fielen 51 Prozent der Schäden 
auf die Sommermonate Juni bis August, während lediglich zwölf Prozent der Ereignisse im Frühjahr 
und 13 Prozent im Herbst stattfanden. Wenig bedeutend waren die Wintermonate mit lediglich fünf 
Prozent. Bei 19 Prozent der schweren Unwetter war die genaue Jahreszeit nicht bekannt.233 Auch 
Huber-Renfer stellte bei der Untersuchung der Hochwasser im Emmental zwischen 1570 und 1940 
fest, dass die häufigsten und gefährlichsten Hochwasser infolge schwerer Regengüsse und starker 
Schneeschmelzen im Sommer auftraten. Allerdings verwies er darauf, dass Hochwasser an keine 
Jahreszeit gebunden sind.234  
 In Abb. 6 ist die monatliche Verteilung der Schadenshochwasser aufgeführt. Es wurde wiederum 
zwischen den Ereignissen in Solothurn und Bern unterschieden, wobei die Anzahl auf beiden Territo-
rien gleichzeitig auftretenden Schadenshochwasser ebenfalls angezeigt wird. Als unbekannt werden 
diejenigen Ereignisse dargestellt, welche bei der Datierung in die dritte und vierte Kategorie entfie-
len.  
 
                                                     
229 Vgl. Weingartner 1999: 87-89. 
230 Vgl. Gees 1997: 51. 
231 Vgl. Weingartner 1999: 91. 
232 Vgl. Gees 1997: 45-47. 
233 Vgl. Röthlisberger 1991: 109. 
234 Vgl. Huber-Renfer 1941: 84. 
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Abb. 6: Monatliche Verteilung der Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet der Kantone Solothurn und 
Bern (1500-2000). Eigene Darstellung. 
 
Es ist deutlich erkennbar, dass die meisten Überschwemmungen sowohl auf Berner wie auch auf 
Solothurner Territorium in den Sommermonaten stattfanden. Dies ist darauf zurückzuführen, dass in 
den Einzugsgebieten der Emme in den Sommermonaten am häufigsten mit intensiven Niederschlä-
gen zu rechnen ist.235 Die Schadenshochwasser im Winter und im Frühsommer entstehen meistens 
aus einer Kombination erhöhter Niederschläge und der Schneeschmelze.236 Auffallend sind die Über-
schwemmungen im Februar, die in Solothurn verhältnismässig häufig auftraten. Dies kann damit 
erklärt werden, dass der unterste Teil der Emme ein abweichendes Einzugsgebiet aufweist und des-
halb einem anderen Abflussregime zugeordnet wird, als der obere Teil. Wie bereits erwähnt, sind im 
Abflussregime pluvial inférieur Abflussspitzen im Februar sehr häufig. 
 Die relative Verteilung der Schadenshochwasser in den verschiedenen Jahreszeiten237 bestätigt, 
dass Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet beider Kantone besonders im Sommer vorka-
men. Während 44 Prozent der Ereignisse auf Berner Territorium im Sommer auftraten, waren es 
rund ein Drittel in Solothurn. Ebenfalls deutlich wird, dass in beiden Gebieten kaum Schadenshoch-
wasser im Frühling verzeichnet wurden. In Solothurn wurden mit 20 Prozent verhältnismässig viele 
Ereignisse für die Wintermonate gefunden, während es in Bern lediglich 14 Prozent waren, was mit 
den unterschiedlichen Einzugsgebieten und der Zuordnung zu verschiedenen Abflussregimes erklärt 
werden kann. Statistische Verzerrungen sind aufgrund der geringen Anzahl von Ereignissen für den 
Kanton Solothurn möglich. Hier fällt besonders ins Gewicht, dass ein Viertel der erwähnten Scha-
denshochwasser nicht datiert werden konnten.  
 
                                                     
235  Vgl. VAW, GIUB 1987: 137.  
236  Vgl. Pfister 1999: 215. 
237  Winter: Dezember/Januar/Februar; Frühling: März/April/Mai; Sommer: Juni/Juli/August; Herbst: Septem-
ber/Oktober/November. Die dritte Kategorie bei der Datierung wurde ebenfalls einbezogen, während die 
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Abb. 7: Saisonale Verteilung der Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet der Kantone Solothurn und 
Bern (1500-2000). Eigene Darstellung. 
 
3.3.4. Art und Intensität der Hochwasserschäden 
In der Ereignischronik wurde die Intensität der Schadenshochwasser der Emme in Solothurn zwi-
schen 1500 und 1849 anhand des beschriebenen Kriterienkatalogs238 von Rohr eingeschätzt und be-
wertet. Aufgrund der meist sehr kurzen und unpräzisen Angaben in den verwendeten Quellen239 
erwies sich diese Einschätzung als sehr schwierig, weshalb die aufgeführte Grafik mit Vorsicht zu 
interpretieren ist. Im gewählten Untersuchungszeitraum ist keinem Schadenshochwasser die vierte 
Kategorie, welche für katastrophale Ereignisse steht, zugewiesen worden. Im Gegensatz zum Em-
mental240 konnten für das Solothurner Gebiet keine Hinweise gefunden werden, dass ein bestimmtes 
Ereignis die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen längerfristig beeinträchtigt hätte.  
Dies hängt vor allem mit sich wandelnden Siedlungs- und Nutzungsmustern zusammen, welche für 
das Verständnis der Art und das Ausmasses der Hochwasserschäden von Bedeutung sind. In vorin-
dustrieller Zeit beschädigten Überschwemmungen der Emme vor allem Brücken, Kulturland und 
Schutzverbauungen.241  
 
                                                     
238 Vgl. Kapitel 3.3.1. 
239 Es ist zu überprüfen, ob die Säckelmeisterrechnungen von Solothurn hierzu ergänzende Informationen 
bieten. 
240 Nennenswert ist hier die Überschwemmung von 1837, die sich unter anderem aufgrund Gotthelfs Schilde-
rung in die gesellschaftliche Erinnerung eingeprägt hatte. Vgl. Reist 2002; Holl 2004. 






















Abb. 8: Intensität der Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet des Kantons Solothurn in vorindustrieller 
Zeit (1500-1849). Eigene Darstellung. 
 
Die Emme stellte lediglich eine direkte Gefahr für die Menschen dar, wenn sie infolge einer Über-
schwemmung ihren Lauf veränderte und gegen eine Siedlung zu fliessen drohte. In den Quellen war 
jedoch kein Ereignis zu finden, bei dem der Fluss bis in den Kern eines Dorfes vorgedrungen wäre. In 
den Jahren 1580 und 1618 riss die Emme je ein Haus mit sich242, ebenso im Jahr 1605.243 Abgesehen 
davon konnten keine Schäden an Wohnhäusern244 gefunden werden. Immer wieder ertranken ein-
zelne Menschen in der Emme245, weil sie vermutlich bei Hochwasser in den Strom246 geraten waren. 
Die direkte Gefahr für die Menschen und ihren Siedlungsraum kann somit als gering eingestuft wer-
den. Im Gegensatz dazu schwemmte die Emme immer wieder Kulturland, wie die zu den Gemeinden 
oder Privaten gehörenden Wiesen, weg und bedrohte dadurch die Lebensgrundlage der Menschen. 
Besonders Zeit- und Kostenaufwendig war die Reparatur oder der Neubau der Brücken. Wie in Kapi-
tel 3.2. beschrieben, konnten diese in kurzen Zeitabschnitten mehrmals beschädigt werden. Zu Be-
ginn des 19. Jahrhunderts siedelten sich kleinere Betriebe im Schachen an, welche die Wasserkraft 
der Emme mittels Kanälen nutzten. Entsprechend wurden ab dem Zeitpunkt die Betriebe von 
Laufänderungen der Emme bedroht und deren Kanäle247 beschädigt. 
 In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts veränderte sich das Gebiet an der Emme durch den 
Bau der Eisenbahnen, die Ansiedlung der grossen Industriebetriebe und insbesondere durch die Ge-
samtkorrektion der Emme tiefgreifend, was im Laufe der Arbeit thematisiert wird. Diese Nutzbarma-
chung der Überschwemmungsgebiete im 19. Jahrhundert ist ein Prozess, der auch in anderen Ge-
genden stattfand und sich auf die Art und das Ausmass der Überschwemmungsschäden auswirkte.248 
                                                     
242  Vgl. Kaiser 1993: 39, 135. 
243  Vgl. STASO PKR 1605: S. 23. 
244  Im Vergleich dazu wurden beim verheerenden Hochwasser von 1764 im Rüegsauschachen im Emmental 24 
Häuser zerstört. Vgl. Stürler 1872: 17. 
245  Vgl. dazu beispielsweise: STASO PKR 1561: S. 232; STASO PKR 1626: S. 481; STASO PKR 1811: S. 746. 
246  Stephan Luterbacher von Biberist war während des starken Hochwassers im Jahr 1764, als er freiwilligen 
Dienst bei der Hilfsmannschaft leistete, in die Emme gefallen. Vgl. STASO PKR 1764: S. 928. 
247  Siehe dazu Kapitel 4.1.3. 
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In Solothurn wurden ab Mitte des 19. Jahrhunderts mehrmals die Anlagen der Industriebetriebe und 
die Eisenbahnlinien beschädigt.249 Im 20. Jahrhundert zerstörten Hochwasser infolge Veränderungen 
der Sohlenhöhe besonders die Uferverbauungen. Dies war eine unerwünschte Nebenwirkung der 
Emmekorrektion.250  
 
3.3.5. Überschwemmungen von 1550 bis 1650 
Die Klimaverhältnisse in der Zeit zwischen 1565 und 1629 waren für die Menschen ungünstig, da sich 
die Niederschlagstätigkeit stärker auf die Sommermonate konzentrierte und die durchschnittliche 
Temperatur in allen Jahreszeiten sank. Während den Bergbewohnern dieser Prozess durch weitrei-
chende Vorstösse der Alpengletscher ins Bewusstsein trat, führte die Häufung kalter und nasser 
Sommer, schneereicher Winter und kalter Frühjahrsperioden zu zahlreichen schweren Über-
schwemmungen.251 Insbesondere zwischen 1566 und 1575 war nahezu jeder zweite Frühlingsmonat 
sehr kalt.252  
 Für diesen Zeitabschnitt erwähnte auch Haffner in Solothurn einige Überschwemmungen und 
Ernteausfälle. Vor allem zu Beginn der Periode entstanden viele Schäden durch Gewässer, wie bei-
spielsweise in den Jahren 1566, 1567 und 1571. Es wurden zudem sehr kalte Winter vermerkt und 
mehrere Ernteausfälle führten zu einer Teuerung.253 Auch in den nachfolgenden Jahren gab es 
schlechte Ernten254, während Haffner aber nur wenige Überschwemmungen aufzeichnete.255 Ab 
1620 setzten wiederum unfruchtbare Jahre begleitet von einer langjährigen Teuerung ein. Erst für 
das Jahr 1629 berichtete Haffner, dass Gott nach so langen unfruchtbaren Jahren wiederum reichlich 
Nahrungsmittel gedeihen liess.256 
 Im Emmental häuften sich die Überschwemmungen gegen Ende des 16. Jahrhunderts. Grosse 
Verheerungen sind für die Jahre 1570, 1575, 1577, 1585 und 1588 überliefert. Die Zeitgenossen führ-
ten diese Häufung vor allem auf die Abholzung257 der Emmentaler Berge und Schachen zurück. Die 
Funktion der Wälder wurde darin gesehen, dass sie bei Wolkenbrüchen und raschen Schneeschmel-
zen Wasser aufsaugten. Aus ihrer Sicht stürzten infolge des rücksichtslosen Holzschlags die Wasser-
massen ungehemmt über die entblössten steilen Berghalden. Auch die zunehmende Urbarisierung 
des Landes in Flussnähe wurde als problematisch empfunden, da dadurch das Bett der Emme immer 
mehr eingedämmt und begradigt258 wurde, wodurch die Fluten umso stärker gegen die Schutzver-
bauungen strömten. Die Berner Regierung erliess deshalb ab 1592 mehrere Verordnungen, um der 
                                                     
249  Siehe dazu die Beschreibung der Überschwemmung des Jahres 1877 in Kapitel 5.4.3. 
250  Dies wird in Kapitel 6.2.1. ausführlich behandelt. 
251  Vgl. Pfister 1988: 119. 
252 Vgl. Pfister 1999: 204. 
253  Vgl. Haffner 1666: 248-250. 
254  Beispielsweise in den Jahren 1587, 1588, 1606, 1608. Vgl. Haffner 1666: 263, 267-268. 
255  Für das Jahr 1608 wurde vermerkt, dass infolge der Schneeschmelze Hochwasser auftraten, jedoch ohne 
genauere Schadensangabe. Die „Wasser überlieffen und verschwämbten alles“ im Jahr 1611. Vgl. ebd.: 268, 
274. 
256  Vgl. ebd.: 281.  
257  Das Thema Waldwirtschaft wird in der vorliegenden Arbeit nicht eingehend behandelt, da es für die Ge-
schichte der Emme auf Solothurner Gebiet – im Gegensatz zu derjenigen im Emmental – nur indirekt von 
Bedeutung ist. Für einen Überblick zur Forstgeschichte des Kantons Solothurn bis 1931 vgl. Blöchlinger 
1995. Zur Waldwirtschaft im Emmental vor 1798 vgl. Häusler 1958: 185-296. Eine umfangreiche Studie zur 
Forstpolitik des Kantons Bern zwischen 1750 und 1880 hat Martin Stuber erabeitet. Vgl. Stuber 2008. 
258  Allerdings herrschten bei den Behörden und Sachverständigen bezüglich eines engen und geraden Fluss-
betts verschiedene und über die Zeit auch variierende Ansichten vor. Während es von den einen als wirk-
samstes Mittel gegen Hochwasserschäden angesehen wurde, empfanden es die anderen als grösstes Übel. 
Vgl. Stürler 1872: 9. 
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Entwaldung Einhalt zu gebieten.259 Gemäss Stürler blieb das Emmental danach zwischen 1588 und 
1651 von bedeutenden Überschwemmungen verschont.260 
 Im Gegensatz zum Emmental konnten in den Solothurner Quellen von 1550 bis 1579 keine Scha-
denshochwasser261 gefunden werden, während mit den Überschwemmungen der Jahre 1580, 1585, 
1590 und 1594 eine kleine Häufung festzustellen ist. Im genannten Zeitraum, in der das Emmental 
angeblich verschont geblieben war, richtete die Emme in den Jahren 1604, 1613, 1618, 1625, 1639, 
1640, 1641 und 1642 Schäden auf Solothurner Gebiet an. Von den insgesamt 27 Überschwemmun-
gen, die in vorindustrieller Zeit gefunden wurden, ereigneten sich somit zwölf innerhalb der 62 Jahre 
zwischen 1580 und 1642. Diese Häufung kann als Beleg gesehen werden, dass diese Zeitspanne in 
Bezug auf Überschwemmungen für die damaligen Menschen sehr ungünstig war. Auf der anderen 
Seite muss beachtet werden, dass die Qualität der Register für diesen Zeitraum sehr gut ist, weshalb 
so viele Überschewmmungen gefunden werden konnten. Der Grund dafür, weshalb Stürler für diese 
Zeit keine Hochwasserschäden im Emmental angab, wird vermutlich auch auf Probleme mit den 
Quellen262 zurückzuführen sein. Huber-Renfer vermerkte nämlich noch ein zusätzliches Schadens-
hochwasser im Jahr 1639.263 In demselben Jahr wurde auch der Steg in Kirchberg wegge-
schwemmt.264 Zudem richtete die Emme im Jahr 1609 viele Schäden im Emmental an.265 
 
3.3.6. Deutungsmuster 
Fatale Ereignisse wurden in der Vormoderne häufig dem Willen höherer Mächte zugeschrieben. In 
vielen europäischen Regionen waren Naturkatastrophen ein zentraler Gegenstand von Sagen und 
Märchen, wobei mythische Gestalten266 wie Drachen, Feen oder Zwerge als Verursacher des Elends 
auftraten. Da dieses Unheil Ausdruck des göttlichen Willens war, wurden solche Katastrophen als 
Zeichen, die es zu deuten galt, interpretiert.267 In historischen Berichten über Naturkatastrophen 
durchdringen sich deshalb die Elemente der Beschreibung und Deutung. Während Augenzeugen und 
Chronisten das physische Geschehen beschrieben, wurde dieses immer auch anhand bestehender 
Wissensbestände, Denkstrukturen, Wertesystemen und Handlungspraktiken gedeutet. Zur Zeit des 
Ancien Régimes oblag die Katastrophenkommunikation der Kirche. Der Pfarrer erzählte, deutete und 
verbreitete seine und die Sicht der Obrigkeit. Neben den Predigten wurden die katastrophalen Ereig-
nisse auch in Flugblättern und Briefen verbreitet, wobei die Presse diese Funktionen ab der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts zu übernehmen begann. Bis ins 19. Jahrhundert wurden Naturkatastro-
phen als Tatpredigten eines zornigen Gottes gedeutet, mit Hilfe derer er seine vom rechten Weg 
abgekommenen Kinder strafte.268 Diese Deutungshoheit bestimmte auch die lokalen Bewältigungs-
strategien, welche sich hauptsächlich innerhalb eines religiösen Kontextes abspielten. So wurde ver-
                                                     
259  Vgl. Huber-Renfer 1941: 84-85. 
260  Vgl. Stürler 1872: 9. 
261  Es konnten auch keine Schäden für das Jahr 1566 gefunden werden. In Winter und Frühling desselben Jah-
res waren ausserordentliche Schneemengen gefallen, deren Schmelze im Sommer zu weitreichenden Über-
schwemmungen im Mittelland geführt hatten. Vgl. Pfister 1999: 229.  
262  Zur Überprüfung wurden im Staatsarchiv Bern die Ratsmanualregister der Jahre 1465 bis 1797 für die Regi-
on des Emmentals durchgesehen. In keinem Register waren Hinweise zu Überschwemmungen zu finden.  
263  Vgl. Huber-Renfer 1941: 110. 
264  Vgl. Neuenschwander 1976: 94. 
265  Vgl. WSL: Unwetterschadens-Datenbank. 
266 Auch im Emmental existiert eine Sage, welche sich auf die Überschwemmungen der Emme bezieht. Bei 
jedem Anschwellen der Emme soll der Eggiwil-Fuhrmann, ein grüner Reiter auf einer grünen riesenhaften 
Schlange, sichtbar sein. In der rechten Hand hält er einen grossen Stab, den er in der Luft schwingt und an-
hand dieser Schwingungen soll erkennbar sein, ob die Emme Schaden anrichtet oder nicht. Vgl. Vernaleken 
1970: 78-79. 
267 Vgl. Speich 2003: 46. 
268 Vgl. Pfister 2002: 212-213. 
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sucht, durch Demutsbeweise dem zerstörerischen Wirken Gottes ein Ende zu bereiten. Daniel Speich 
zeigte anhand von mehreren Beispielen, wie solche religiösen Handlungen in den katholischen Ge-
bieten in Glarus bis Ende 18. Jahrhundert Tradition hatten. So wurde der drohenden Überschwem-
mungsgefahr mit Prozessionen, bei denen Heiligtümer mitgetragen wurden, begegnet. Nach Verhee-
rungen wurden Massnahmen zur zukünftigen Prävention ergriffen, wozu Tanzverbote oder Wallfah-
ren nach Einsiedeln gehörten. Zudem wurden in der Linthebene eine Reihe von sakralen Gebäuden 
errichtet, die einerseits als Orientierungsmarken im Gelände dienten und andererseits der lokalen 
Bevölkerung seelischen Halt im Umgang mit Naturgefahren geben sollte.269 
 Durch die Aufklärung gerieten diese Auffassungen seit dem ausgehenden 17. Jahrhundert ins 
Wanken und Naturkatastrophen wurden nun zunehmend auch mit einem naturwissenschaftlichen 
Blick betrachtet, wobei die vergeltungstheoretischen Deutungsmuster aber weiterhin verbreitet wa-
ren. Es entwickelten sich neue und teilweise widersprüchliche Vorstellungen zur Natur. Im Anschluss 
an den Philosophen und Mathematiker Descartes wurde die Welt beispielsweise als eine gigantische 
Maschine betrachtet, die von selbst funktionierte. Die Naturwissenschaften setzten sich zum Ziel, 
diese Maschine in ihre Bestandteile zu zerlegen und ihre Gesetzmässigkeiten zu ergründen, damit 
der Mensch die Naturkräfte seiner Ordnung unterwerfen und seinen Zwecken dienstbar machen 
konnte. Im Gegensatz dazu prägte der Philosoph Jean-Jacques Rousseau eine ästhetische Naturauf-
fassung, welche das Ideal einer unberührten Natur verherrlichte. Diese wilde Natur widerstrebte sich 
dem menschlichen Ordnungsanspruch, indem sie das durch den Menschen widerrechtlich beherrsch-
te Land durch Überschwemmungen zurückeroberte.270 
 Die Einträge in die Prokolle des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats, die meistens sehr kurz ge-
halten sind, lassen kaum Rückschlüsse über Denk- und Deutungsmuster der Zeitgenossen zu. Es muss 
aber auch berücksichtigt werden, dass die oben geschilderten möglichen Interpretationsschemata 
auf einer Sammlung herausragender Ereignisse basiert, die meist katastrophale Folgen für die Men-
schen nach sich zogen. Rohr weist darauf hin, dass es in mittelalterlichen und frühneuzeitlichen 
Flusslandschaften zahlreiche kleinere und mittlere Wasserhochstände gegeben hatte, welche zwar 
weniger hohe Sachschäden anrichteten, aber dennoch den Lebensalltag der Menschen beeinfluss-
ten, weil ständig Brücken und Wasserschutzbauten repariert werden mussten. Die Normalität sol-
cher Überschwemmungen führte dazu, dass irrationale oder religiöse Deutungsmuster weitgehend 
fehlten. Diesen alltäglichen Umgang mit der Flut bezeichnete er als Überschwemmungskultur.271 Die 
häufigen Hochwasser der Emme lassen vermuten, dass sich in deren Umland ebenfalls eine solche 
Gewohnheit etabliert hatte. So richtete sich beispielsweise die Solothurner Regierung 1641 an dieje-
nige von Bern, weil sie Holz aus dem Emmental zur Errichtung von Schutzverbauungen benötigte. Die 
Begründung dafür bezog sich auf den „Fluss Emmat welcher sich in einem Jahr etliche mahl zu über-
giessen pflegt“.272 
 In der Chronik von Franz Haffner finden sich straftheologische Deutungsmuster für katastrophale 
Ereignisse, die auf seine und die Weltsicht seiner Zeitgenossen schliessen lassen. So schrieb er für das 
Jahr 1576, dass der gütige Gott den Menschen ein sehr fruchtbares Jahr beschert hätte. Die Men-
schen hätten dann die göttlichen Guttaten vergessen, „soffen sich voll und toll“, wobei „etliche im 
balgen gar umbs Leben/ oder wenigst mit blutigen Köpffen“ davon kamen.273 Im darauffolgenden 
Jahr gaben die Rebstöcke wenig her und es regnete häufig, so dass die Ernte nass eingetragen wer-
den musste. Haffner merkt an, dass die Zeitgenossen dies „dess vorigen Missbrauchs halb dem Zorn 
Gottes“ zuschrieben.274 Er selbst scheint diese Vorstellungen auch geteilt zu haben, was die häufigen 
Verweise auf Gott belegen. 1629 beispielsweise liess Gott nach langen unfruchtbaren Jahren wieder 
                                                     
269 Vgl. Speich 2003: 46-48. 
270 Vgl. Pfister 2002: 213-214. 
271 Vgl. Rohr 2007: 214-215. 
272  Vgl. STASO MI 1641: 57. 
273  Vgl. Haffner 1666: 253-254. 
274  Vgl. ebd.: 256. 
 50 
reichlich Nahrung wachsen.275 Nach einer schlechten Ernte im Jahr 1569 vermerkte Haffner, dass 
„abermal ein siben jährige Thewrung“ begann.276 Diese Anspielung auf die alttestamentarische Jo-
sefsgeschichte mit den sieben Jahren des Überflusses und den sieben Jahren der Hungersnot soll sich 
wohl eher auf die Intensität, als auf die Dauer der Teuerung beziehen. Sie zeigt aber, dass historische 
Ereignisse nicht bloss aufgezeichnet, sondern auch anhand des eigenen Denk- und Wertesystems 
eingeordnet und interpretiert wurden. 
 Mit Rücksicht auf die Quellengattung und den Verfasser, welcher der regierenden Schicht ange-
hörte, sind diese Einträge nur bedingt hilfreich, um Rückschlüsse über Denk- und Deutungsmuster 
der Bevölkerung zu erhalten. Wie bereits erwähnt, ist es schwierig, diese Fragen mit Hilfe der Proto-
kolle des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats zu untersuchen, da sie meistens nur einen Handlungs-
auftrag enthalten, welcher wiederum der Denkweise einer elitären Regierungsschicht entsprang. Ein 
zufällig gefundener Eintrag in einem Protokoll des Kleinen Rats ist dennoch aufschlussreich: Am 22. 
August 1764 verordnete der solothurnische Rat ein öffentliches Gebet „zur Abwendung des Zorn 
Gottes und Anflehung der Göttlichen Barmhertzigkeit“. Der Grund dafür war langanhaltendes Re-
genwetter. Am Abend sollte in der Kirche der Rosenkranz gebetet sowie die wichtigsten Stadt- und 
Landespatrone angefleht werden.277 Neben dieser aus heutiger Sicht atavistisch (einem früheren 
Stadium der Gesellschaft entsprechend) erscheinenden Massnahme waren an demselben Tag die 
beiden Emmenherren und der Vogt von Kriegstetten damit beauftragt worden, mögliche Schäden an 
den Flussverbauungen auszumachen und notwendige Vorkehrungen direkt zu treffen.278 Am folgen-
den Tag lag der Bericht der oben genannten Experten vor und sie erhielten den Auftrag, Ausbesse-
rungen vorzunehmen, sobald der Wasserpegel sank.279 
 Dieses Beispiel zeigt eine doppelspurige Strategie280 der Obrigkeit. Zum einen wurden Befehle 
erlassen, wodurch die sich anbahnende Katastrophe von Menschenhand verhindert oder wenigstens 
vermindert werden konnte. Andererseits wandte sich der Rat der vermeintlichen Ursache dieses 
starken Regenwetters zu, welche dem Willen oder Zorn Gottes entsprang. Inwieweit die Obrigkeit an 
den Erfolg letzterer Massnahme wirklich glaubte, ist aus dem Eintrag kaum zu entnehmen. Wichtiger 
ist an dieser Stelle, dass der Rat durch den Auftrag des Gebets der Bevölkerung seine Deutungsper-
spektive aufzeigte und öffentlich vermittelte. Die Tatsache, dass bei anderen Meldungen zu einer 
drohenden Überschwemmung keine Gebetsanordnung gefunden werden konnten, verleitet zur An-
nahme, dass dies eine aussergewöhnliche Massnahme für ein Ereignis war, welches für die Zeitge-
nossen ausserhalb des Bekannten lag. Dies führt mich zur These, dass es einerseits „normale“ Hoch-
wasser mit Schäden gab, an welche die damalige Gesellschaft sich gewöhnt hatte und sich somit eine 
Überschwemmungskultur gebildet hatte. Demgegenüber erforderte ein Extremereignis, welches eine 
grössere Bedrohung darstellte, eine Interpretation, wofür sich im Jahr 1764 immer noch das vergel-
tungstheoretische Deutungsmuster anbot. Überschwemmungskultur und Straftheologie konnten 
demnach nebeneinander bestehen, ohne sich zu wiedersprechen. Diese Erkenntnis muss allerdings 
mit Vorsicht genossen werden, da ein Beispiel nicht als hinreichender Beleg, sondern eher als Hin-
weis für die Möglichkeit der genannten Schlussfolgerungen betrachtet werden muss. 
                                                     
275  Vgl. ebd.: 282.  
276 Vgl. ebd.: 249. 
277  Vgl. STASO PKR 1764: S. 915. 
278  Vgl. ebd.: S. 911. 
279  Vgl. ebd.: S. 924. 
280  Diese doppelspurige Strategie weist Ähnlichkeiten mit derjenigen auf, welche teilweise bei der Bekämpfung 
von Bränden angewandt wurde. Da das Feuer lange Zeit als Strafe galt, betete man zu Gott, dass er dasjeni-
ge verschwinden lassen möge. Trotz dieses Verständnisses, gemäss dem das Löschen von Feuer eine Hand-
lung gegen den Willen Gottes darstellte, wurden Brände auch mit Wassereimern oder Feuerspritzen be-
kämpft. Die beiden Strategien existierten nebeneinander, was bisweilen die Frage aufwarf, welche effizien-
ter sei. Je nach Region bildeten sich verschiedene Vorgehensweisen heraus. Während man in einigen Gebie-
ten zuerst betete und dann löschte, machte man dies in anderen genau umgekehrt. Die dritte Möglichkeit 
war, dass zum Löschen untaugliche Personen beteten und die übrigen den Brand bekämpften. Vgl. Alle-
meyer 2007: 156-159. 
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4. Nutzung und Verbauung der Emme in vorindustrieller 
Zeit 
4.1. Vorindustrielle Nutzung 
4.1.1. Besiedlung und Nutzung des Schachens 
Gemäss dem Deutschen Wörterbuch ist der Begriff Schachen ein althochdeutsches Wort, welches in 
der Schweiz Landzungen, Auen oder Niederungen am Wasser bezeichnet, die mit Gehölz bewachsen 
sein können.281 Im Schweizerischen Idiotikon wird der Schachen als „flaches mit Buschwerk (beson-
ders Weiden und Erlen, auch Pappeln und Eschen) bestandenes Flussufer“ beschrieben.282  Diese 
Beschreibung treffe auf die Ufer der Emme zu. Die Schachen waren für die Bewohner der angrenzen-
den Gemeinden in mehrfacher Hinsicht von Bedeutung, was in zahlreichen Interessenkonflikten zwi-
schen Obrigkeit, Bürger und rechtlosen Taunern283 zum Ausdruck kam. Die Schachen und ihre Be-
wohner werden in mehreren Forschungsarbeiten284 zum Emmental erwähnt oder als Untersuchungs-
gegenstand behandelt. Die wichtigsten Resultate davon sollen in dieses Kapitel ebenfalls einfliessen, 
da dieses Thema auf Solothurner Gebiet wenig bearbeitet wurde. 
 Die Schachen waren stark überschwemmungsgefährdet und konnten erst durch Rodungen und 
Entwässerungen erschlossen und danach als Weideland genutzt werden. Die meisten Häuser befan-
den sich ursprünglich auf einem höher gelegenen und somit sicheren Niveau, welches sie vor den 
Überschwemmungen der Emme schützte. Im Laufe der Zeit liessen sich immer mehr Siedler im 
Schachen selbst nieder und bewirtschafteten denselben. Auch wenn sie einige hundert Meter von 
der Emme entfernt wohnten, waren sie keineswegs vor Überschwemmungen geschützt.285 Bereits 
um das Jahr 1000 bestanden im mittleren Emmental viele Einzelhöfe in begünstigten Lagen und die 
Kolonisation hatte auch die abgelegenen Täler des Oberemmentals erreicht, womit die Besiedlung 
vorerst abgeschlossen war. 500 Jahre später führte ein rasches Bevölkerungswachstum dazu, dass 
die dort lebenden Menschen keinen Platz mehr fanden und neuen Siedlungsraum suchten. Neue 
Siedlungsplätze fanden sie auf den Allmenden, an abgelegenen Orten oder im Schachen. Diese Orte 
waren allesamt ausgesprochen siedlungsfeindlich und für eine bäuerliche Lebensführung ungeeignet, 
weshalb sie bis anhin auch nicht besiedelt worden waren. Einerseits zwang die Armut die Menschen 
in diese Gegenden, andererseits ermöglichten verschiedene wirtschaftliche Veränderungen neue 
Daseinsformen. Dank intensivierter Landwirtschaft gab es mehr saisonale Arbeit. Zudem entstanden 
im Landhandwerk, welches seit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts praktiziert wurde und in der 
später einsetzenden Heimindustrie neue Erwerbsmöglichkeiten, welche Existenzen ohne Abhängig-
keit von der Fruchtbarkeit des Landes boten.286  
 Die Besiedlung der Schachen führte dazu, dass die Menschen sich in gefährlicher Nähe zur Emme 
niederliessen. Durch den Einschlag in das Gehölz, welches bis dahin als Schutz gegen Überschwem-
mungen gedient hatte, konnten auch verhältnismässig kleine Hochwasser die Ufergebiete bedrohen. 
                                                     
281  Vgl. Deutsches Wörterbuch 1852-1971, Bd. 14: Sp. 1959 („Schachen“). 
282 Vgl. Schweizerisches Idiotikon 1881-, Bd. 8: 103 („Schachen“). 
283  Tauner waren Kleinbauern, welche über wenig Land und Tiere verfügten, weshalb sie auf einen Zusatzer-
werb als Taglöhner angewiesen waren. Vgl. Landolt 2013 (e-HLS). 
284  Vgl. beispielsweise Dubler 1997; Huber-Renfer 1942. 
285  Vgl. Kaiser 1993: 135.  
286  Vgl. Dubler 1997: 9-11. 
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Im Emmental fanden schon vor 1500 Einschläge in den Schachen statt, die eigentliche Besiedlung 
erfolgte aber erst nach Mitte des 16. Jahrhunderts.287 Das Schachenland gehörte nach altem Recht zu 
den Allmenden und wurde beweidet, wobei es nicht eingezäunt oder abgegrenzt werden sollte. Die 
Bauernschaft, welche seit dem ausgehenden Spätmittelalter ihr Vorrecht auf die Allmenden gegen 
Eingriffe von aussen verteidigte und den Bau von Häusern auf Allmendland von ihrer Zustimmung 
abhängig machte, schien wenig Interesse für den schlechten Weidegrund der Schachen zu haben. So 
liessen sich arme Leute im frühen 16. Jahrhundert ungefragt im Schachengrund nieder, umzäunten 
das Land, bauten Hütten darauf und legten Gärten an. Der bernischen Landesobrigkeit entging diese 
Siedlungstätigkeit und sie wurde sich derer erst nach Überschwemmungsschäden im Laupers-
wilschachen im Jahr 1566288 gewahr. Ein Austreiben der Siedler war nicht mehr möglich, da es nicht 
nur Neusiedler, sondern auch Leute betraf, die schon in zweiter oder dritter Generation ihr Anwesen 
ererbt oder gekauft hatten. Die Regierung verlangte deswegen von den Siedlern die Anerkennung 
des obrigkeitlichen Obereigentums an den Schachen und setzte einen Jahreszins für die Benutzung 
des Bodens aus.289 
 Auch auf Solothurner Gebiet siedelten sich seit dem 16. Jahrhundert immer mehr Menschen im 
Schachen an. 1625 erstellte die Obrigkeit ein Verzeichnis, in dem die Hausleute im Schachen und die 
Schachengüter von Kriegstetten aufgelistet waren. Diese Hausleute oder Tauner, wie sie auch ge-
nannt wurden, waren persönlich frei und konnten ein kleines Haus mit Garten, etwas Vieh und einen 
kleinen Anteil an der Allmendnutzung besitzen. Dennoch verfügten sie über keinen Hof und zu wenig 
Ackerland, um ihre Existenz zu sichern, weshalb sie meistens als Tagelöhner bei den Grossbauern 
arbeiten mussten. Immer wieder stellten sie Gesuche für den Erwerb von Rechtsamen290 im neu ur-
barisierten Schachen, damit sie ihr Vieh dort weiden lassen konnten. Ohne Rechtsamen blieben 
ihnen die politischen Rechte der Gemeinde verwehrt. Sie vermochten sich meistens nicht gegen die 
Vollbürger und besitzenden Dorfbewohner, welchen die Obrigkeit bei Auseinandersetzungen häufig 
beistand, durchzusetzen.291  
 Als Hinweis auf eine vermehrte Nutzung des Schachens um 1600 können auch die vielen Hoch-
wasserschäden in dieser Zeit gesehen werden. Wie bereits im vorherigen Kapitel erwähnt, wurden in 
der Zeitspanne zwischen 1580 und 1625, welche für die Menschen klimatisch ungünstig war, drei 
Häuser von der Emme weggeschwemmt. Gleichzeitig unterstützte die Regierung fünf Personen, die 
einen Verlust an Kulturland erlitten hatten.292 Diese Häufung an Schäden ist in der Hinsicht einzigar-
tig, dass in späteren Quellen, in denen Überschwemmungen vermerkt wurden, immer die betroffene 
Gemeinde und nicht Einzelpersonen aufgeführt wurden. Die Regierung nahm sich dieser Fälle selbst 
an, was darauf hindeutet, dass es sich bei der Nutzung der Schachen zu dieser Zeit um ein neues 
Phänomen handelte und die Zuständigkeiten noch nicht geregelt waren. Bezeichnend für das impro-
visierte Handeln des Rats war auch die 1594 einmalig erfolgte Aufforderung an das Sankt Ursenstift, 
dass es sich ebenfalls an den Kosten der Überschwemmung beteiligen solle, weil es im geschädigten 
Gebiet über Zins und Zehnten verfügte.293 Die vielen Schäden an Wohnhäusern und Kulturland in so 
                                                     
287  Vgl. Huber-Renfer 1942: 116-117. 
288  In keinem Winter der letzten fünfhundert Jahre wurden die deutschen Mittelgebirge und der Alpennord-
hang dermassen mit Schnee überschüttet, wie in demjenigen von 1565 und 1566. Die Folge waren Über-
schwemmungen im Alpenraum. Vgl. Pfister 1999: 108. 
289  Vgl. Dubler 1997: 12-13. 
290  Die Rechtsame bezeichnete eine Nutzungsberechtigung am kollektiv genutzten Weide-, Wald-, und All-
mendland. Vgl. Kaiser 1993: 139. 
291  Vgl. ebd.: 139-140. 
292  Vgl. STASO PKR 1585: S. 41; STASO PKR 1590: S. 54; STASO PKR 1595: S. 416; STASO PKR 1618: S. 273; 
STASO PKR 1625: S. 159. 
293  Vgl. STASO PKR 1594: S. 509. 
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kurzer Zeit können auch als Hinweis auf die Unerfahrenheit der Neuansiedler294 gedeutet werden, 
welche sich in einem vermeintlich sicheren Abstand von der Emme niederliessen. 
 Auf den Plänen des 18. Jahrhunderts295 sind nur vereinzelt Häuser eingezeichnet, die sich in der 
Nähe der Emme befanden. Auch die von Kaiser296 erwähnte Schachensiedlung bei Biberist wurde 
noch mit einem breiten Streifen Gehölz von der Emme getrennt.297 Zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
waren es besonders vorindustrielle Betriebe, die sich im Schachen niederliessen.298   
 
 
Abb. 9: Ausschnitt aus einem Plan aus der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Auf diesem Ausschnitt ist am 
linken Rand die Emmenbrücke bei Derendingen zu erkennen und oben in der Mitte einige Häuser desselben 
Dorfes. Darunter befindet sich der Schachen, dessen Gebiet durch die vielen Punkte, welche das Gehölz darstel-
len, gekennzeichnet ist. Unterhalb von Derendingen sind drei Gebäude erkennbar, welche sich zwischen dem 
Schachen und den „Matten“ befinden und der Emme am nächsten stehen. Bei den kleinen gelblich grünen Linien 
handelt es sich um Bäche oder Wässerungskanäle. STASO C k 5. 
 
Das Schachenland an der Emme diente lange Zeit dem fahrenden Volk, welches seine Zelte dort auf-
schlug, als Zufluchtsort. In diesem Gehölz fand sich genügend Material für das Flechten von Körben, 
zumal die schmiegsame Weide in grosser Menge vorhanden war. In den Hungerjahren 1816 und 
1817299 sah sich aber die Gemeinde Derendingen dazu genötigt, weite Teile des Gehölzes in der Nähe 
der Emmenbrücke zu urbarisieren. Das nutzbar gemachte Gemeindeland erstreckte sich anschlies-
                                                     
294  Ein möglicher Beweggrund für die Besiedlung der Schachen könnte auch gewesen sein, dass die Emme über 
eine längere Zeitspanne keine grösseren Hochwasser geführt hatte und so das Wissen über die Gefahr, wel-
ches die Menschen zu einem früheren Zeitpunkt möglicherweise besessen hatten, verloren gegangen war. 
295  Vgl. STASO Kb 5 142/90 [Urheber: Johann Melchior Erb; Jahr 1713]; STASO Kb 6; STASO Stift St. Urs 183. Die 
detaillierten Angaben zu Urheber und Jahr der letzteren zwei Pläne finden sich im Anhang Kapitel 10.3. 
296  Vgl. Kaiser 1993: 139. 
297  Kaiser bezog sich auf einen Plan aus dem Jahr 1747, in der die Urbarisierungen in der Umgebung der Emme 
abgebildet waren. Dieser Plan konnte in einem frühen Stadium der Arbeit ebenfalls gesichtet werden, ist 
danach aber dem Staatsarchiv abhanden gekommen, weshalb nicht genauer darauf eingegangen werden 
kann. STASO B 12,3-4 [Urheber: Johann Ludwig Erb]. 
298 Darauf wird in Kapitel 4.1.3. genauer eingegangen. 
299 Der Ausbruch des Vulkans Tambora im Jahr 1815 hatte globale Auswirkungen und verursachte besonders 
im Jahr 1816, welches als Jahr ohne Sommer bekannt ist, Missernten und Hungersnöte in ganz Europa. Vgl. 
Krämer 2015. 
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send von der Brücke bis hinauf ins Dorf und an den Grenzen entstanden einfache Taunerhäuser, in 
deren Mitte das Gemeinde- oder Armenhaus stand.300  
 
4.1.2. Landwirtschaftliche Bewirtschaftung der Schachen 
Bereits in Kapitel 2.4. ist erläutert worden, wie weitverzweigt und verästelt das Gewässersystem des 
Wasseramts war. In den Protokollen des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats der Jahre 1500 bis 
1849 finden sich Einträge zu allen an der Emme liegenden solothurnischen Gemeinden, welche die 
Nutzung von Bächen oder diejenige der Emme betreffen. Neben der Verleihung von Wasserrechten 
und den Verhandlungen um die Erlaubnis, einen Wassergraben zu errichten, finden sich viele Streit-
fälle um Schäden, die dadurch entstanden sind. Die Bedeutung der Emme für die Bewässerung des 
Kulturlandes soll anhand einiger ausgewählter Beispiele aufgezeigt werden.  
 Das Wasser aus der Emme wurde schon früh für die Landwirtschaft verwendet. Das Dorf Zuchwil, 
welches zwar auf einer Seite von der Aare und auf der anderen von der Emme umflossen wird, ver-
fügte lange Zeit über eine ungenügende Bewässerung. 1567 beabsichtigten die Bauern, Wasser aus 
dem Derendinger Dorfbach auf ihre Felder zu leiten. Der erste Versuch schlug fehl, weshalb der 
Werkmeister Offrion Frick zu Hilfe gerufen werden musste. Eben jener reparierte zu dieser Zeit auch 
die Emmenbrücke und deckte sie mit Schindeln. Er hatte den Ruf eines Sachverständigen, aber auch 
groben Dorfgenossen, da er in viele Streitereien verwickelt war. Auf Derendinger Seite unterhalb 
Biberist zweigte ein künstlicher Wasserlauf von der Emme ab, welcher in geringer Entfernung zu ihr 
in Verbindung mit dem Bewässerungssystem des Grüttbachs verlief und sich bei der Brücke wieder 
der Emme zuwandte. Frick fasste dort das Wasser und leitete es in einem an der Brücke befestigten 
Holzkanals in den Bewässerungsgraben von Zuchwil. Um das Wasser in den Kanal zu leiten, baute er 
unterhalb der Brücke ein schräges Stauwehr.301 Der sogenannte Emmenbach floss dem Dorf Zuchwil 
zu und ergoss sich unterhalb desselben in die Aare.302 Dieses Werk wurde 1583 beendet, weshalb auf 
einen anderen Wasserkanal verzichtet werden konnte. Im Protokoll des Kleinen Rats wurde in die-
sem Jahr festgehalten, dass den Zuchwilern der Bodenzins für die Wässerung bei der Emmenbrücke 
erlassen werde, da sie diese nicht mehr brauchen würden.303 Für die damalige Zeit war die Anlage 
dieses Wässerungskanals eine beachtliche Leistung, welche dem Dorf und besonders seinen Bewoh-
nern durch die nun mögliche Bewässerung der Wiesen bedeutend mehr Ertrag einbrachte.304 Ande-
rerseits stellten die Ausgaben für den Bewässerungsgraben und die darüber führende Brücke für die 
Gemeinde eine schwere Last dar. Dies bezeugt ein Gesuch um finanzielle Unterstützung an den solo-
thurnischen Rat im Jahr 1645. Der Rat bewilligte 100 Gulden und verpflichtete die Zuchwiler zur Säu-
berung und Erhaltung der äusseren Gräben.305 Durch die im Jahr 1870 begonnene Korrektion der 
Emme wurde deren Sohle tiefer gelegt, wodurch der Kanal der Zuchwiler nicht mehr nutzbar war.306 
 In Abb. 10 sind die Wassergräben der Gemeinden Luterbach (gelb) und Zuchwil (blau) sowie die-
jenigen des Emmenholzes (orange) eingezeichnet. Hilfreich sind besonders die Beschriftungen des 
Geometers, aus denen zusätzliche Informationen gewonnen werden können. Luterbach erstellte 
beispielsweise im Jahr 1726 einen neuen Bewässerungsgraben.307 Aus den Einträgen im Plan geht 
hervor, dass es sich bei der unteren der beiden gelb eingezeichneten Wasserleitungen um eine alte 
und bei der oberen um den neuen Wassergraben handelte. Der kleine gelbe Strich mitten in der 
Emme war eine Verbauung, mit Hilfe derer das Wasser in den Graben gelenkt wurde. Erkennbar sind 
                                                     
300  Vgl. Kaufmann 1936: 39-40. 
301  Vgl. Däppen, Tatarinoff 1996: 25. 
302  Vgl. Affolter 1953: 178. 
303  Vgl. STASO PKR 1583: S. 197. 
304  Vgl. Affolter 1953: 178. 
305  Vgl. Däppen, Tatarinoff 1996: 25-26. 
306  Vgl. Affolter 1953: 178. 
307  Vgl. Herzog 1959: 139. 
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weiterhin die beiden Wasserleitungen der Emmenhölzer, von denen eine das Wasser unter der Brü-
cke entlangführte.   
 
 
Abb. 10: Ausschnitt aus einem Plan von Johann Ludwig Erb aus dem Jahr 1734. In der Mitte ist die Emmenbrü-
cke bei Derendingen abgebildet. Die Wassergräben der Gemeinden wurden vom Verfasser farbig eingezeichnet. 
STASO B 12,1. 
 
4.1.3. Wasserkraftnutzung vorindustrieller Betriebe 
Westeuropa erlebte vor der Pest der Jahre 1348 bis 1352 unter günstigen klimatischen Bedingungen 
eine Art erste industrielle Revolution. Eine wichtige Grundlage dazu war die Nutzung der Wasser-
kraft, welche schon im Altertum bekannt war und seit dem 11. und 12. Jahrhundert intensiv genutzt 
wurde.308 In der Schweiz waren Wasserräder über Jahrhunderte die einzige motorische Energiequel-
le, welche nicht auf Muskelkraft beruhte. Dieser Zustand herrschte selbst während der industriellen 
Revolution des 18. und 19. Jahrhunderts vor. In dieser Zeit bauten andere Länder weitgehend auf 
Kohle und Dampfkraft. Abgesehen vom beschränkt verwendbaren Holz fehlte in der Schweiz die Koh-
le als Brennstoff für Dampfmaschinen, weil es kein leistungsfähiges Transportmittel gab. Dieses stand 
erst mit der Verbreitung der Eisenbahn in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zur Verfügung. In 
der landesweit ersten Statistik von 1875 zählte die Schweiz deshalb immer noch 6’000 Wasserrä-
der.309 Mit Hilfe von Wasserrädern wurden nicht nur Mühlen, sondern auch Sägewerke, Stampfen310 
aller Art, Papiermühlen, Walken, Hammerschmieden, Hanf- und Flachsreiben, Ölmühlen, Pumpen 
und andere betrieben. Entsprechend gab es je nach Zweck unterschiedliche Konstruktionen von 
Wasserrädern. Vor allem Wasserräder bei Getreidemühlen waren der Dinglichkeit halber weit ver-
breitet.311  
                                                     
308  Vgl. Schnitter 1992: 28. 
309  Vgl. Hügli 2007: 26-27. 
310  Damit stampfte man beispielsweise Knochen zu Knochenmehl oder Eichenrinde zu Loh für die Gerberei. Vgl. 
Herzog 1959: 140. 
311  Vgl. Gähwiler 1983: 1-13. 
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 In den Solothurner Gemeinden an der Emme sind einige Beispiele vorindustrieller Wasserkraft-
nutzung zu finden. Die Gemeinde Gerlafingen verfügte bereits 1337 über eine Mühle.312 In Biberist 
gab es 1467 ein Wasserwerk beim Biberntalbach für die Kornmühle, eine Öltrotte und eine Flachs-
stampfe.313 Bis ins 18. Jahrhundert wurde bis auf wenige Ausnahmen vor allem die Wasserkraft der 
Dorfbäche genutzt, da das Wasser aus der Emme nur mittels Kanälen hergeleitet werden konnte.314 
Der erste in den Quellen gefundene Versuch, die Wasserkraft der Emme zu nutzen, geht ins 16. Jahr-
hundert zurück. Der ehemalige Werkmeister Offrion Frick plante 1582 die Errichtung einer Papier-
mühle315 bei der Emmenbrücke in Zuchwil, was vom Rat unter bestimmten Bedingungen316 geneh-
migt wurde. Da dieselbe Papiermühle in späteren Quellen nicht mehr zu finden ist, ist fragwürdig, ob 
sie überhaupt erbaut wurde oder ob die Bedingungen den ehemaligen Werkmeister abschreckten.317 
Im späten 17. Jahrhundert gab es einen weiteren Versuch, die Wasserkraft der Emme zu nutzen. Der 
Rat erteilte Johann Jakob Graf 1689 die Konzession für eine Hammerschmiede in Luterbach. Es ist 
unbekannt, wie lange diese in Betrieb war. Auf einem Plan von 1723 wurde sie als ehemalige Ham-
merschmitte bezeichnet.318  
 Ab Mitte des 18. Jahrhunderts entstanden immer mehr Betriebe, die sich in der Nähe der Emme 
niederliessen, um ihre Wasserräder anzutreiben. Aufgrund des bereits geschilderten ausgedehnten 
Gewässernetzes entlang der Emme ist nicht immer klar, ob ein Betrieb das Wasser aus der Emme 
oder aus einem in der Nähe fliessenden Bach nutzte. In Biberist baute der Amman Urs Burki im Jahr 
1747 eine Ölmühle im sogenannten Geissschachen, welcher sich unweit des Emmenstegs befand. 
Der Müller Johann Burki bezog beim Altisberg mittels eines Wässerungsgrabens Wasser aus der Em-
me, um seine Matten zu bewässern. Der Ölmüller durfte aus demselben Graben Wasser entnehmen 
und in einem eigenen Kanal bis zu seinem Betrieb lenken, wofür er dem Müller 40 solothurnische 
Taler bezahlen und bei der Erhaltung des Wässerungsgrabens helfen musste. 1757 erhielt Urs Burki 
die Erlaubnis, neben der Ölmühle ein Sägewerk zu errichten. Vier Jahre danach lenkte er den Öle- 
oder Sägebach in seinen bereits bestehenden Kanal, damit er über genügend Wasser verfügte.319 
Beide Einrichtungen bedurften je eines Wasserrades.320 Häufig handelte es sich bei Wasserrädern um 
Mehrzweckräder, welche mehrere Betriebe versorgten.321 So konnten die 1762 errichtete Mange 
(Glättmaschine), die 1763 gebaute Schleifmühle und die 1777 hinzukommende (Garn-)Bauche, Blei-
cherei und Walke322 in Biberist mit nur einem Wasserrad betrieben werden.323  
 1776 liess die Obrigkeit eine Pulvermühle324 im Biberister Schachen bauen, die bis 1845 genutzt 
wurde und ihren Energiebedarf mit drei Wasserrädern deckte.325 Die Pulvermühle bezog ihr Wasser 
ebenfalls aus dem Kanal, der bereits vom Müller und vom Ölmüller genutzt wurde und beteiligte sich 
zu einem Drittel an den Kosten. Urs Burki beklagte sich jedoch im Jahr 1780, dass die Wassermengen 
für sein Gewerbe nicht mehr ausreichten. Deshalb ersuchte er darum, einen Durchschnitt in die Em-
                                                     
312  Vgl. Hösli 1996: 15. 
313  Vgl. Kaiser 1993: 65. 
314  Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 66. 
315  Auf Solothurner Gebiet entstanden die ersten Papiermühlen in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts. Die 
Kanzlei hatte sich bis dahin fremder Papiere, welche unter anderem in Marly, Bern, Luzern und Basel herge-
stellt wurden, bedient. Vgl. Schwab 1927: 499. 
316  Der auf dem Platz lastende Bodenzins von zwölf Pfund sollte von Frick übernommen werden. Zudem sollte 
er das für den Betrieb nötige Holz selbst beschaffen. Vgl. ebd.: 503. 
317  Vgl. ebd. 
318  Vgl. Herzog 1959: 179. 
319  Vgl. Schmidlin 1886: 360-361. 
320  Vgl. Kaiser 1993: 226. 
321  Vgl. Hügli 2007: 27. 
322  Die Walke diente zur Verfilzung von Stoffen. Vgl. Hügli 2007: 27. 
323  Vgl. Kaiser 1993: 226-227. 
324  Im Staatsarchiv Solothurn befindet sich ein Plan, auf der die Pulvermühle und deren Umgebung im Jahr 
1805 abgebildet ist. STASO L A 11 [Urheber: Hirt; Jahr: 1805]. 
325  Vgl. Kaiser 1993: 226-227. 
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me machen zu dürfen und das Wasser mittels einer Schwelle direkt zu seinen Wasserrädern zu lei-
ten. Die eingesetzte Kommission befürchtete, dass das umliegende Land bei einem Hochwasser be-
schädigt werden könnte und lehnte den Antrag ab. Als Alternative wurde schliesslich die Schwelle 
beim Altisberg erweitert und dadurch mehr Wasser in den bestehenden Kanal geführt. Die Regierung 
als Inhaberin der Pulverfabrik beteiligte sich an dem Werk zu einem Drittel.326 
 In Gerlafingen bemühten sich 1787 der Solothurner Ratsschreiber Josef Bözinger und der Notar 
Franz Josef Graf eine Papiermühle im Gerlafinger Schachen betreiben zu dürfen. Ein Jahr danach 
bewilligte der Rat die „Papyri“ im Gerlafinger-Türli. Bereits 1797 wurde der Betrieb dieser Papier-
mühle wieder eingestellt und eine Indienne-Manufaktur im Gerlafinger Schachen installiert. Letztere 
bezog die Wasserkraft aber nicht aus der Emme, sondern aus dem Tannschachenbach. Die von Franz 
Studer aus Kestenholz betriebene Produktionsstätte ging schon 1805 in Konkurs.327   
 
 
Abb. 11: Ausschnitt aus einem Plan der Gebrüder Schwaller aus dem Jahr 1825. Dieser Ausschnitt eines Plans 
aus dem Jahr 1825, welche von den Geometern Franz, Karl und Josef Schwaller angefertigt wurde, bildet die 
Emme unterhalb der Kantonsgrenze ab und wurde vom Verfasser der Arbeit eingefärbt. Die orangen Vierecke 
waren die Gebäude der obrigkeitlichen Pulvermühle, die die Wasserkraft des anliegenden Bachs nutzten. Unten 
im Bild wurde die Hammerschmiede der Eisenwerke von Roll hervorgehoben. Auf dem Plan ist erkennbar, wie 
dieser Betrieb das Wasser aus einem aufgestauten Weiher bezog. In denselben wurde auch das aus dem Em-
mental geschwemmte Holz geführt. STASO LB 16. 
 
Mit der zunehmenden Nutzung des Schachenlandes durch vorindustrielle Betriebe stieg auch die 
Bedrohung durch die Emme. So richtete sich 1812 der Pulververwalter an die Regierung und machte 
sie darauf aufmerksam, dass die Emme bei einer Überschwemmung ihren Lauf geändert, eine grosse 
Strecke des Ufers weggespült hatte und nun die Pulverstampfe sowie das Sägewerk bedrohte.328 Ein 
Jahr später beklagte sich Johann Bürki, Besitzer des Sägewerks, dass beim letzten Hochwasser der 
Emme der Einlauf seines Kanals beschädigt wurde. Der Regierungsrat verordnete umgehend, dass 
alle nötigen Wehrungen unterhalten und die durch ausserordentliche Regengüsse ausgelösten Be-
schädigungen repariert wurden.329 
 
                                                     
326  Vgl. STASO PKR 1781: S. 105-107. 
327  Vgl. Hösli 1996: 40. 
328  Vgl. Der Pulververwalter an das lobl. Bau Amt des Kantons. 20.09.1812, Emmenkorrektion; STASO B 21,1. 
329  Vgl. STASO PKR 1813: S. 820. 
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4.1.4. Flösserei 
Der Transport von Gütern auf der Emme war für das Emmental wie auch für den Kanton Solothurn 
von grosser Bedeutung und wurde bereits in verschiedenen Werken thematisiert. In diesem Unter-
kapitel sollen die für die vorliegende Arbeit relevanten Resultate zusammengestellt werden, wobei 
die Literatur zum Emmental hinzugezogen wird, weil der Warentransport nach Solothurn vom Ober-
lauf der Emme ausging. Die Ausführungen werden mit solothurnischen Quellen ergänzt. 
 Gemäss Daniel Vischer werden die Begriffe Schwemmen, Triften und Flössen330 in vielen Lexika 
und auch in den meisten historischen Quellen der Schweiz synonym verwendet, obwohl damit zwei 
technisch unterschiedliche Transportverfahren bezeichnet werden. Beim Schwemmen oder Triften 
wurde Holz in ein Fliessgewässer geworfen und durch die Strömung talabwärts geführt. Abgesehen 
vom Brennholz, welches in Form von kurzen aufgespaltenen Baumstämmen (Scheitholz) transpor-
tiert wurde, bestand das Holz grundsätzlich aus abgelängten, aber sonst unbearbeiteten Baumstäm-
men. Demgegenüber waren Flösse bemannt, wurden gesteuert und konnten Lasten tragen.331 Sie 
waren schwimmende rechteckige Plattformen, die aus nebeinanderliegenden und miteinander ver-
bundenen Baumstämmen bestanden und dem Transport von Menschen, Vieh und Gütern dienten. 
Flösse konnten entweder an ihren Ausgangsort zurückgebracht und mehrfach eingesetzt oder am 
Zielort auseinandergenommen und das Holz verkauft werden.332 Die Flösserei, welche schon den 
Kelten und Römern bekannt war, hatte sich mehr oder weniger unabhängig von der Schifffahrt ent-
wickelt, war dieser aber rechtlich nie gleichgestellt. Im Vergleich zu den in Zünften organisierten 
Schiffleuten wurden die Flösser weniger geachtet.333 
 Im Kanton Solothurn gab es mehrere Flüsse wie die Emme, die Dünnern, die Birs oder die Lüssel, 
welche sich nicht zur Schifffahrt eigneten und deshalb nur mittels Flössen befahren wurden.334 Die 
früheste Erwähnung der Flösserei in den offiziellen Akten des Kantons Solothurn bezieht sich auf die 
Emme und stammt aus dem Jahr 1461. Darin wird das Interesse der Stadt Solothurn am Bezug von 
Bauholz bezeugt.335 Auf der Emme wurden verschiedene Lebensmittel wie Käse und Butter, aber 
auch andere Waren, besonders Kälber, Ziegel, Schindeln und Bohnenstichel ins Unterland transpor-
tiert. Am bedeutsamsten war aber der Holzhandel. Schon vor dem 16. Jahrhundert profitierte Solo-
thurn vom Waldreichtum des oberen Emmentals. Bei geeignetem Wasserstand im Frühling und 
Herbst wurden Balken und Bretter durch Händler aus Burgdorf und Solothurn bis in den Aargau und 
sogar rheinabwärts bis Basel geführt.336 Ein Floss bestand meistens aus zwei bis drei Bretterbäumen 
und einer Ladung Latten sowie weiteren Holzprodukten wie Schindeln oder Rebstöcken. Trotz eige-
ner Waldungen bezogen die grösseren Gemeinden am Unterlauf der Emme sowie die Stadt Solo-
thurn und der Berner Aargau das benötigte Holz aus dem oberen Emmental. Seit Beginn des 17. 
Jahrhunderts wurde vor allem für den Solothurner Bergbau Brennholz in grossen Mengen die Emme 
hinunter geführt.337 
 Die bernische Regierung versuchte den Transport auf der Emme zu regulieren, während sich Solo-
thurn für den kurzen Unterlauf auf seinem Gebiet lange Zeit nicht zu Massnahmen veranlasst sah. 
Die Flösserei auf der Emme brachte für die Berner zwei Probleme mit sich: Zum einen wurden immer 
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wieder die aufwendig angebrachten Schwellen zur Verhinderung von Überschwemmungen beschä-
digt. Bei günstigem Wasserstand transportierten die Flösser Stämme mit einer Länge von bis zu 20 
Metern. Beim Leiten und Lenken der Flösse benutzten sie Holzstangen und Haken, womit die Schwel-
len zusätzlich beschädigt wurden.338 Die Flösse stiessen bei Flusskrümmungen oft mit grosser Wucht 
gegen die Ufer und zerstörten die Verbauungen. Wenn der Wasserstand es wahrscheinlich machte, 
dass mehrere Flösse durchfuhren, wurden auch Wachen aufgestellt, welche die Schuldigen ausma-
chen sollten. Die Übeltäter waren dann für den Ersatz des verursachten Schadens verantwortlich.339 
Entsprechend waren die Flösser, die als rohes Volk galten, wegen der Uferbeschädigungen nicht sehr 
beliebt und wurden oft mit Spottversen bedacht340: „dr Lung isch us u ds Rad isch ab u d’Schelme 
fahre d’Äme-n ab.“341 
 Ein weiteres Problem für die bernische Obrigkeit war, dass der wertvolle Rohstoff Holz das eigene 
Herrschaftsgebiet verliess. Eine völlige Unterbindung war unter anderem deshalb nicht möglich, weil 
der bernische Aargau auf das Nadelholz aus dem Emmental angewiesen war. Da der Wasserweg 
durch den Kanton Solothurn führte, war für viele Flösser die Versuchung gross, das Holz bereits dort 
zu einem guten Preis zu verkaufen und die Fahrt zu verkürzen.342 Im Kapitel 3.3.2. wurde bereits er-
wähnt, dass das Emmental im letzten Drittel des 16. Jahrhunderts von einer Reihe von Über-
schwemmungen heimgesucht wurde, deren Ursachen anthropogenen Einflüssen wie der Abholzung 
der Wälder sowie der Einzwängung und Begradigung des Flussbetts zugeschrieben wurden. Dabei 
wurden auch die Schäden an den Schutzverbauungen, welche durch die Flösserei entstanden, kri-
tisch beäugt. Die Berner Regierung erliess 1592 zwei Verordnungen, die unter anderem die Verwüs-
tung der Wälder verhindern und eine forstwirtschaftliche Behandlung derselben garantieren soll-
ten.343 Diese Forstverordnungen enthielten nichts über die Flösserei und die Holzausfuhr, weshalb 
1597 ein Mandat nachgereicht wurde, welches dieselben mit einem scharfen Verbot belegte. Die 
Erneuerung dieses Mandats in den Jahren 1622, 1641, 1650 und 1666 lässt darauf schliessen, dass 
die Vorschriften immer wieder missachtet wurden.344 Gemäss Häusler fand während des Dreissigjäh-
rigen Kriegs (1618 bis 1648) ein regelrechter Ausverkauf von Landesprodukten über die Emme 
statt.345 Die Berner Regierung wurde sich 1639 des schlechten Zustandes der Emmentaler Wälder 
bewusst und sah den Grund dafür in der Holzausfuhr. Darauf folgte im Jahr 1641 ein „Mandat gegen 
Verwüstung der Wälder und gegen Flössen ausser Landes“.346  
 Die Massnahmen der Berner Obrigkeit waren auch in Solothurn zu spüren, was am Beispiel eines 
Schreibens des Solothurner Rats an Bern aus dem Jahr 1641 deutlich wird. Die Ratsangehörigen 
schilderten darin, wie die Emme mehrmals jährlich überzulaufen pflegte und erst kürzlich in Biberist 
Schäden angerichtet hätte. Um weiteren Schäden vorzubeugen, seien die Gemeinden dringend auf 
Holz aus dem Emmental angewiesen. Mit Verweis auf die eidgenössische Freundschaft wurde Bern 
gebeten, dass hierzu eine Ausnahme vom Verbot gemacht werde.347 Die Berner Obrigkeit gewährte 
daraufhin zwei Flösse mit Läden und Holz.348 Vier Jahre später folgte ein weiteres Schreiben, in dem 
Solothurn darum bat, dass die Beamten die Flösse „wie von alters her, ohngehindert sollen abfueh-
ren undt passiren lassen“.349  
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 Die solothurnische Obrigkeit schien zu dieser Zeit stark von der Flösserei zu profitieren und sah 
somit keinen Anlass, die gesetzlichen Bestimmungen der Berner ebenfalls zu übernehmen, zumal 
dadurch die eigenen Waldungen geschont werden konnten. Zahlreiche Einträge in den Protokollen 
des Kleinen Rats belegen, dass die Ratsangehörigen die Solothurner Bürger immer wieder an die 
Emme verwiesen, wo sie ihr begehrtes Bauholz kaufen sollten. Hans Kummer von Derendingen bei-
spielsweise benötigte 1628 beim Bau seines Hauses Läden, die er auf Geheiss der Obrigkeit an der 
Emme kaufen durfte.350 Auch der Wagner von Biberist sollte seine Läden ausschliesslich an der Emme 
erstehen.351 Ein gewisser Hans Jakob Koch von Altreu wurde zum Kauf seines Holzes vom Rat an die 
Emme verwiesen, weil es dort billiger sei.352 Der Zimmermann Urs Reinhardt ist 1646 vor dem Rat 
erschienen und hat vorgetragen, dass er zum Schutz der Wälder der Solothurner Obrigkeit Bauholz 
auf Berner Gebiet erwerben und auf der Emme nach Solothurn flössen wolle und zwar zu demselben 
Preis, wie das Holz im Werkhof erhältlich sei. Dazu bat er weiter um ein Darlehen von 200 Kronen.353 
Dieses Gesuch wurde vom Rat bewilligt und das Darlehen gegen eine Versicherung gewährt.354 
 Im 18. Jahrhundert folgte auf Berner Gebiet wiederum eine Reihe von Verboten, mit Hilfe derer 
die Holzausfuhr eingeschränkt werden sollte. Auch diese Vorschriften fruchteten wenig und schon im 
Jahr 1739 war von Händlern und Flössern alles erreichbare Holz aufgekauft worden. Selbst die Er-
nennung eines Flossinspektors im Jahre 1746 hatte wenig Erfolg, da die Kontrolle bald vernachlässigt 
und der Zuständige 1755 wieder abgesetzt wurde.355 In der Schwellenordnung von 1766356 versuchte 
die Obrigkeit, die Beschädigungen von Schwellen zu vermindern, indem sie die Maximalgrösse der 
Flösse auf 37 Fuss357 Länge und 8 Fuss Breite begrenzte. Die Klagen über Zerstörungen der Ufer-
sicherungen verstummten dadurch keineswegs.358 Die ständige Wiederholung der Flösserverbote 
zeigt, wie schwierig die Durchführung ohne fachkundige örtliche Organe war. Auch während der 
Französischen Revolution und der Mediation änderte sich wenig.359  
 Auf Solothurner Gebiet war die Flösserei für Private wie auch für die Obrigkeit ein lohnenswertes 
Geschäft. Die Regierung erhob bei der Emmenbrücke in Derendingen einen Durchfahrtszoll, der für 
jedes Floss bezahlt werden musste. Dieser fiel je nach Art und Menge der transportierten Güter un-
terschiedlich hoch aus. Nach dem Bau der Emmenbrücke bei Biberist wurde der Wasserzoll fortan 
hier eingefordert. Urs Burki, der Besitzer des 1757 errichteten Sägewerks, übte gegen Entgelt auch 
die Funktion des Zöllners bei der neuen Brücke aus.360 Er profitierte somit in zweifacher Weise von 
der Flösserei, da besonders sein Sägewerk sehr viel Holz aus dem Emmental bezog. Ein grosser Teil 
des Holzes wurde hier abgelagert und ins ganze Kantonsgebiet weiterverkauft.361  
 Die Flösserei war aber nicht nur ein Gewinngeschäft, sondern führte gelegentlich auch zu Unfäl-
len, bei denen Verbauungen beschädigt wurden oder Menschen starben. Am 27. April 1712 machte 
sich eine grosse Zahl bernischer Flösse, welche schwer mit Holz, Kälbern, Käse und Fässern beladen 
waren, die Durchfahrt bei der Emmenbrücke in Derendingen streitig. Die grössten Flösse waren zwölf 
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Meter lang und drei Meter breit und hatten schon passiert, als die Wache die nachfolgenden Flösse 
zum Anhalten aufforderte. Ein Floss beachtete den Befehl nicht und wollte weiterfahren. Da schoss 
der Sohn des Ammanns Schreier auf einen der Flösser. Daraufhin folgte eine Untersuchung des Vor-
falls und ein Bericht an Bern.362  
 Im Jahr 1827 zertrümmerte ein aus dem Emmental kommendes Floss ein Joch der Emmenbrücke 
bei Biberist und brachte einen Teil derselben zum Einsturz. Dabei starb der 17-jährige Schneiderlehr-
ling Franz Fluri. Seine Leiche wurde bei Luterbach aus der Emme geborgen. Die anderen fünf gefähr-
deten Personen konnten mit Hilfe einiger Einwohner aus Biberist, die „sich bey diesem Anlass zur 
Rettung der verunglückten Personen sehr werkthätig bezeigt und einige mit Verachtung eigener Le-
bensgefahr denselben zu Hilfe geeilt sind“, gerettet werden. Der Solothurnische Rat belohnte die 
Retter mit Geld aus der Staatskasse, wobei die Höhe des Betrags vom geleisteten Einsatz abhing. Das 
Bauamt wurde mit der Besichtigung der beschädigten Brücke beauftragt.363 Nur zwei Tage danach 
fuhr neuerdings ein Floss gegen die Brücke und beschädigte diese. Obwohl keine Menschen verletzt 
wurden, veranlasste dieser erneute Fall die Obrigkeit zum Handeln. Es wurde vorgeschlagen, dass 
besonders grosse und schwere Flösse, welche mehr Anstrengung erforderten, immer von drei Män-
nern geleitet werden mussten. Der Oberamtmann von Kriegstetten sollte sich diesbezüglich mit dem 
bernischen Oberamtmann in Verbindung setzen, ihm von den zwei Unglücken berichten und zusam-
men Lösungen für das Problem finden.364 
 Im Jahr 1854 trat ein neues Gesetz über die Flossschiffahrt auf der Aare und Emme in Kraft, wel-
ches vom Bundesrat genehmigt worden war. Das Ziel war, Beschädigungen von Brücken, Ufern und 
Uferbauten nach Möglichkeit zu verhindern.365 In das Wasserbaugesetz des Jahres 1858 wurden drei 
Artikel aufgenommen, welche die Flösserei betrafen. Diese enthielten vor allem Bestimmungen zu 
Schäden, welche durch das Flossholz angerichtet worden waren. Beschädigten stand das Recht zu, 
die Schiffe oder das Holz zurückzubehalten, bis der Schaden, für den der Führer oder der Besitzer 
haftete, bezahlt worden war.366 Schliesslich wurde der Flösserei im Jahr 1870 durch die anstehende 
Emmenkorrektion ein Ende gesetzt. Durch das 1870 getroffene Übereinkommen des Kantons mit 




Neben der unbestrittenen Tatsache, dass in der Emme Gold zu finden war und ist368, führt das spärli-
che Vorhandensein von Einträgen zur Goldsuche in den Protokollen des Kleinen Rats unter denjeni-
gen Forschenden, welche sich mit diesem Thema beschäftigten, zu unterschiedlichen Auffassungen 
darüber, wie bedeutsam die Ausbeute war. In den Quellen ist nichts über Goldablieferungen an den 
Rat überliefert und auch nichts über die Menge des gefundenen Goldes in der Aare und der Emme zu 
finden. Schwab ging deswegen von einem Misserfolg der Goldsuche aus, da der Rat sich ansonsten 
einen Anteil gesichert hätte.369 Kaufmann kritisierte an dieser Interpretation, dass die geringe Gold-
konzentration in der Gegenwart nicht zur Annahme verleiten lassen dürfe, dass alle Abbauversuche 
vergeblich gewesen seien. Als Beleg dafür, dass sich der Goldabbau einst gelohnt haben könnte, führ-
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te er den Eintrag in der Chronik von Franz Haffner an.370 Haffner hob bei der Beschreibung der Emme 
besonders die Goldvorkommen des Flusses hervor: „[…] man hat auch zu Zeiten Gold darinn gewä-
schen/ deren wie auch von dem Gold aus der Aaren/ annoch etliche Stänglin in dem Schatzkasten 
allhie auffbehalten werden […]“.371 Kaufmann schlussfolgert aus diesem Zitat, dass es wirklich Ablie-
ferungen von Gold aus einheimischer Produktion an den Rat gegeben hatte und er vermutet, dass 
der Kanton Solothurn einem Berufsgoldsucher einst sehr einträglich gewesen war.372 Aus den Schil-
derungen von Haffner lässt sich entnehmen, dass irgendwann vor Erscheinen seines Werks im Jahr 
1666 Gold in der Emme gesucht wurde. Aus der Angabe „zu Zeiten“ kann geschlossen werden, dass 
während seiner Arbeit an der Chronik kein Gold gewaschen wurde. Auch im Emmental lassen sich für 
diese Zeit nur spärliche Hinweise auf eine erfolgreiche Goldsuche finden. Obwohl Schürfrechte an 
einzelne Personen vergeben wurden, war die Emme nicht als goldhaltiger Fluss bekannt.373  
 Mehrere Einträge in den Solothurner Protokollen des Kleinen Rats zeigen, dass im Laufe der Zeit 
immer wieder Schürfrechte erworben wurden. 1707 wurde dem Bauherren und Altrat Johann Jakob 
Josef Glutz die Erlaubnis gegeben, in der Aare Gold zu waschen. Dieses Lehen hatte vorher einem 
Herrn Buch gehört, der zum Zeitpunkt der neuen Verleihung bereits verstorben war. Interessant bei 
der Zusage des Rates ist, dass dieser nicht Anspruch auf einen Teil der gefundenen Goldvorkommen 
erhob, sondern sich mit einer jährlichen Abgabe von drei Pfund und einem halben Zentner gewa-
schenen Sandes zufrieden gab.374 Aus diesem Umstand kann geschlossen werden, dass der Rat zu 
dieser Zeit nicht der Ansicht war, dass in der Aare grosse Mengen Gold gefördert werden konnten, 
zumal er sich ansonsten höchstwahrscheinlich einen Anteil daran gesichert hätte. 
 Da andere Goldschürfer ebenfalls Interesse bekundeten, mit Hilfe von Maschinen in der Aare Gold 
zu suchen, erwirkte Glutz im Jahr 1720, dass der Rat ihm das Schürfrecht auf 50 Jahre verlieh. Glutz 
argumentierte, dass er schon mehrere Personen angetroffen habe, welche ohne Erlaubnis der Obrig-
keit mit Hilfe von Maschinen Sand aus der Aare gehoben hätten. Aus diesem Grund forderte er, dass 
weder in der Aare, noch in der Emme oder anderswo, wo Gold gefunden werden könnte, jemand 
ausser ihm schürfen dürfe, was ihm unter obrigkeitlicher Vorbehaltung zugesprochen wurde.375 Ein 
Jahr später bemühten sich weitere Bewerber um das Schürfrecht und behaupteten, sie könnten mit 
Hilfe neuer Maschinen mehr Nutzen aus dem Sand ziehen. Mit Bezug auf die Verleihung des Schürf-
rechts für Mineralien, welches alle drei Jahre neu vergeben wurde, versuchten sie den zeitlichen 
Rahmen des Lehens von Glutz zu reduzieren. Der Grosse Rat liess sich davon nicht beeindrucken und 
bestätigte den Entscheid von 1720.376 Es ist nicht bekannt, wo genau zu dieser Zeit nach Gold gesucht 
wurde und wie viel Gewinn dieses Unternehmen abwarf. Im Jahr 1758 setzte Jungrat Jakob Philipp 
Joseph Glutz den Rat in Kenntnis, dass er auf das 1707 erhaltene Schürfrecht verzichte. Fortan sollte 
es der Münzkammer überlassen sein, wie mit dem Goldwaschlehen zu verfahren sei.377 Zwischen 
1720 und 1750 gab es auch in Bern mehrere Versuche, mit Hilfe von Maschinen Gold aus der Emme 
und Aare zu fördern. Der Regierung sollte der zehnte Teil davon in Gold bezahlt werden. Diese ehr-
geizigen Unternehmungen waren aber nicht von Erfolg gekrönt.378 
 Von 1820 an entstand in Solothurn gemäss Herzog eine Art Goldrausch, da wiederum mehrere 
Bewerber das Goldschürfrecht für sich zu beanspruchen versuchten.379 Robert Frey aus Olten erhielt 
1821 dieses von der Emmenbrücke in Derendingen bis zur Mündung der Emme in die Aare und von 
dort bis an die Grenzen des Kantons. Interessant hierbei sind die Bedingungen des Rates: Zum einen 
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musste sich Frey verpflichten, zehn Prozent des gewonnen Produkts dem Finanzrat zu übergeben 
und zweitens verfügte die solothurnische Regierung über das Vorkaufsrecht.380 Im Gegensatz zum 
Jahr 1707, in dem das Schürfrecht für eine jährlich festgesetzte Abgabe verliehen wurde, schien die 
Obrigkeit über 100 Jahre später an eine erfolgreiche Goldausbeute zu glauben und stellte dement-
sprechend ihre Bedingungen. Der zweite interessante Punkt betrifft die Sicherheit. Vor der Benut-
zung der Maschinen musste in der Staatskasse ein Betrag hinterlegt werden, von dem im Schadens-
fall Gebrauch gemacht werden konnte. Zum Schutz des Flussbetts und der Ufer sollte jedes Mal dort, 
wo die Maschinen angebracht wurden, auf Kosten der Unternehmer ein obrigkeitlicher Aufseher und 
ein Vorgesetzter der betreffenden Gemeinde die Unschädlichkeit des Eingriffs anerkennen. Zudem 
war es den Goldsuchern untersagt, die Maschinen irgendwo anzusetzen, wo sich Holzwuchs befand. 
Die durch das Goldwaschen verursachten Vertiefungen sollten sogleich wieder aufgefüllt werden.381 
 Frey wurde zu Beginn von den Herren Hämmer und Bächler aus dem Kanton Sankt Gallen unter-
stützt, welche ihm die Maschinen zur Verfügung stellten. Da er mit diesen in Streit geriet, wurde ihm 
ferneres Goldwaschen im Jahr 1823 untersagt. Auch der Antrag von Hämmer und Bächler, die Gold-
suche mit einem anderen Eigentümer des Privilegs fortzuführen, wurde vom Kleinen Rat abgewie-
sen.382 Wenige Tage nach dieser Absage erhielt Niklaus Steiner aus Flumental unter den gleichen 
Grundsätzen wie Robert Frey das Goldschürfrecht.383 Er beschränkte seine Goldsuche mit einer selbst 
konstruierten Maschine ausschliesslich auf die Emme auf Solothurner Gebiet, also von der Mündung 
in die Aare bis an die Berner Grenze.384 Die zu geringen Ergebnisse zwangen ihn im Jahr 1850, seine 
Bemühungen einzustellen.385 Im Emmental wurde die Goldwäscherei im 19. Jahrhundert vorwiegend 
von Privatpersonen betrieben, welche darin eine Nebenerwerbsquelle fanden und ohne Maschinen 
arbeiteten. Einzelne übten dieses Handwerk noch kurz nach der Jahrhundertwende aus.386 
 
4.1.6. Fischerei 
Die Fischerei387  als eine der ältesten Erwerbstätigkeiten des Menschen ist schon früh in den solo-
thurnischen Quellen zu finden. Es gab immer wieder Bemühungen, das Fischereigewerbe zu regulie-
ren, wozu Satzungen zum Schutz der Fischereigebiete erlassen wurden. Gewohnheitsmässig trafen 
sich die Fischer um Pfingsten herum, also meistens im Mai, zu alljährlichen Versammlungen, weshalb 
diese auch „Meyending“ genannt wurden. 1474 erliess die Regierung zum Schutz der Fische eine 
Fischereiordnung, die zu halten die Fischer zu Gott und den Heiligen schwören mussten. Gefischt 
wurde hauptsächlich in der Aare, da jedermann das Recht dazu besass. Dies führte zu verschiedenen 
Unstimmigkeiten, weshalb die Regierung von Bern 1495 alle ihre Weidleute zusammenrief, um mit 
ihrem Rat gegen die Unordnung auf dem Wasser vorzugehen und damit die Fische zu schützen. Die 
solothurnische Obrigkeit wurde aufgefordert, zum Nutzen beider Kantone ebenfalls zwei oder drei 
ehrbare Fischer an die Verhandlungen zu schicken. Um das Jahr 1500 wurde in Aarau eine neue Fi-
scherordnung erlassen, welche die Aare, die Emme, die Saane und die Zihl betraf. Diese Urkunde ist 
verloren gegangen, im Gegensatz zu den Beschlüssen, welche 1510 gefasst wurden. Diese Beschlüsse 
wurden scheinbar unterschiedlich interpretiert, da es immer wieder zu Auseinandersetzungen zwi-
schen den Fischern und den beiden Regierungen kam.388 
                                                     
380  Vgl. STASO PKR 1821: S. 231. 
381  Vgl. ebd.: S. 230-231. 
382  Vgl. STASO PKR 1823: S. 106-107. 
383  Vgl. ebd.: S. 128. 
384  Vgl. ebd.: S. 27-28. 
385  Vgl. Hösli 1996: 140. 
386  Vgl. Huber-Renfer 1941: 107-108. 
387  Für eine Übersicht zur Fischereiliteratur im deutschsprachigen Raum zwischen 1498 und 1850 vgl. Schlenker 
2009. 
388 Vgl. Altermatt et al. 1949: 230-231. 
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 Im 16. und 17. Jahrhundert finden sich zahlreiche Einträge in den Protokollen des Kleinen Rats 
sowie einige Mandate und Missiven an Bern, welche das Fischereigewerbe auf Solothurner Gebiet 
und damit verbundene Probleme betrafen. Besonders die aufgeführten rechtlichen Unsicherheiten 
führten zu Konflikten. In den Protkollen des Kleinen Rats war folgender Rechtsstreit zu finden: Im 
Jahr 1642389 wandten sich Christen Bochli und Klaus Kuon von Deitingen an die Regierung von Solo-
thurn, weil der Weibel von Bätterkinden ihnen einen fünf Fuss langen Lachs, den sie in der Emme 
gefangen hatten und zwei im Limpach gefangene Otter weggenommen hatte. Sie wiesen darauf hin, 
dass dies freie Gewässer seien. Der Rat richtete sich deshalb im November mit einem Schreiben an 
den Vogt von Landshut.390 Da derselbe bis im Dezember nicht antwortete und die besagten Kläger 
auf ihrem Recht bestanden, wandte sich der solothurnische Rat an Bern und schilderte die Situation 
ausführlich. Die beiden Fischer hatten den Lachs in der Emme den ganzen Tag lang mit grosser Mühe 
gejagt und schliesslich unterhalb des Stegs bei Bätterkinden gefangen. Nachdem sie noch die zwei 
Otter aus dem Limpach gezogen hatten, wurden sie vom Weibel auf der Strasse angehalten und die 
Fische ihnen mit Verweis auf das Recht abgenommen. Die Solothurner Räte erklärten, dass sie mit 
dem Verhalten des Weibels nicht einverstanden seien und baten die Regierung von Bern, dass die-
selbe die Fischer für ihre Arbeit und Mühe entschädige.391 Aus dem Protokoll des Kleinen Rats von 
1647 lässt sich schliessen, dass Christen Bochli nicht klein beigab und die Auseinandersetzung mit 
dem Vogt von Landshut fortdauerte. Der Rat wollte nun die Verhältnisse klären und bestätigte, dass 
auf solothurnischem Territorium das Fischen in der Emme nicht verboten werden solle. Allerdings 
mahnte er Christen Bochli, dass er „damit nit also verderblich umbgehen sondern sich bescheidenlich 
halten thue“, damit sich der Vogt von Landshut nicht weiter beklagen würde.392  
 Gemäss Hösli nahmen die Landesherrschaften im Verlauf des Mittelalters die Fischenzen393 immer 
mehr für sich in Anspruch, wobei sie diese wie Landbesitz verschenkten, verkauften oder verpachte-
ten. Dem gewöhnlichen Bürger blieb infolge nur das Fischen für den Eigengebrauch vom Ufer aus mit 
der Angel. Die Städte dehnten aber ihre Fischereihoheit nicht über die Stadtgrenzen aus, was den 
Vorteil hatte, dass städtische und auswärtige Fischer in Konkurrenz standen und der städtischen Be-
völkerung ein reichhaltiges und preisgünstiges Angebot zur Verfügung gestellt werden konnte.394 Die 
solothurnische Regierung nahm direkten Einfluss auf den Fischverkauf, indem sie Höchstpreise fest-
setzte. Mit dem Mandat von 1544 wurde eine alte Ordnung erneuert, in welcher die maximalen Ver-
kaufspreise für Grundeln, Groppen und Brachse festgelegt waren. Bei Fehlverhalten sollte der Betref-
fende bestraft werden.395 Diesem Mandat wurde nicht Folge geleistet, weshalb die Obrigkeit dassel-
be 1570 wiederum erneuern musste und die Strafandrohung deutlicher ausformulierte. Sollten sich 
Fischer dieser Verordnung widersetzen, würde man sie und die Käufer hart bestrafen. Damit nie-
mand betrogen werden konnte, mussten die Fische zuerst auf einer Fischbank gewogen werden.396 
Im Jahr 1598 wurde eine Satzung für den Verkauf jeglicher Gattung Geflügels erlassen, in der auch 
die oben genannten Fischpreise bestätigt wurden.397  
 Neben diesen marktorientierten Erlassen wurden auch Massnahmen zum Schutz der Fischbestän-
de getroffen. So ordnete der Kleine Rat 1614 an, dass die Vögte gegen das Fischen mit verbotenen 
Hilfsmitteln in den Bächen und in der Emme stärker vorgehen sollten.398 Zu Beginn des 18. Jahrhun-
derts scheint es zu einer Übernutzung der Dorfbäche in der Herrschaft Kriegstetten gekommen zu 
sein, worauf verschiedene Anpassungen im Bereich des Fischereiwesens folgten. Allerdings wurde 
                                                     
389 Gemäss Haffner gab es in diesem Jahr „in allen Wasseren ein grosse mänge Fisch“. Vgl. Haffner 1666: 298. 
390 Vgl. STASO PKR 1642: S. 490-491. 
391 Vgl. STASO MI 1642: 256-257. 
392 Vgl. STASO PKR 1647: S. 1035-1036. 
393 Die Fischenzen bezeichnen Fischereirechte, welche sich auf bestimmte Bereiche eines Gewässers beziehen 
und gepachtet werden können. Vgl. Sommer 2011: 1. 
394 Vgl. ebd. 
395 Vgl. Mandate 1544; STASO MA: 919. 
396 Vgl. Mandate 1570; STASO MA: 411-412. 
397 Vgl. Haffner 1666: 267. 
398  Vgl. STASO PKR 1614: S. 413. 
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die Emme in diesen Bestimmungen nicht explizit erwähnt. 1725 verordnete die Regierung, dass das 
Recht in den Bächen zu fischen auf zehn Jahre verleiht werden und die zum Verkauf angebotenen 
Forellen eine gewisse Länge haben sollten.399 Da diese Verordnung wenig nutzte und die Anzahl der 
Fische und Krebse weiter abnahm, wurde 1746 ein neues Reglement erlassen. Das Fischrecht wurde 
nun vom Rat auf zwölf Jahre verliehen und konnte vom Inhaber nach Ablauf der Frist verlängert wer-
den, insofern er die Verordnungen eingehalten hatte. Bei starker Abnahme der Bestände von Fischen 
und Krebsen konnte ihm das Lehen entzogen werden. Weiter durften Forellen, die mit Kopf und 
Schwanz weniger als sieben Zoll massen, nicht auf dem Markt verkauft werden. Bei den Kirchweihen 
in der Vogtei Kriegstetten wurde zur Feier immer eine grosse Anzahl an Krebsen gebacken, was nun 
ebenfalls verboten wurde. Ohne das Vorwissen der Fischenzenpächter durften die Landeigentümer 
keine Verbesserungen an den Wässerungen vornehmen und keine neuen Schleusenvorrichtungen 
errichten. Sollten Pritschen zur Bewässerung gesteckt werden, musste so viel Wasser durchgelassen 
werden, dass die Fische darunter leben konnten.400 Die Fischenzen wurden in der Folge immer wie-
der neu versteigert und die Bedingungen in Verordnungen festgehalten. Im Jahr 1834 wurde das 
Pachtrecht auf 18 Jahre vergeben.401 Die Bestimmungen scheinen die Abnahme der Fischbestände 
nicht verhindert zu haben. Strohmeier hielt 1836 fest, dass der Fang von Fischen, Fröschen und Kreb-
sen für einige Bewohner der Amtei Kriegstetten und wenigen Anwohnern der Aare eine unbedeu-
tende Erwerbsquelle darstellte. Diese sei deswegen unbedeutend, weil der Bestand durch Überfi-
schung vermindert worden sei.402 1863 erliess der Regierungsrat eine Verordnung zur Abänderung 
und Erweiterung derjenigen von 1834, in welcher neu verschiedene Artikel zum Schutz der Fischerei 
enthalten waren.403 
 
4.1.7. Eisenwerke von Roll 
Die Metallindustrie ist die älteste Solothurner Industrie, welche ihre Entstehung natürlichen Erzvor-
kommen verdankte, die heute bedeutungslos geworden sind. Als erste erhielten die Gebrüder 
Dürholz im Jahr 1804 die Erlaubnis, einen Hochofen in Gänsbrunnen in Betrieb zu nehmen. Der Patri-
zier Ludwig von Roll (1771 bis 1839) trat 1809 in dieses Unternehmen ein und übernahm bereits im 
nächsten Jahr die Leitung der Geschäfte.404 1811 erteilte die Solothurner Regierung die Konzession 
für die Errichtung eines Hochofens in der Klus und eines Hammerwerks an der Emme. Ursprünglich 
wollte von Roll das Hammerwerk in Derendingen errichten, wofür 1810 die Tabakstampfe des Xaver 
von Arb gekauft wurde. Die Gemeinde stellte aber derart hohe Forderungen, dass man von diesem 
Vorhaben absah und die Tabakstampfe als Platzreserve behielt. Die Hammerschmiede wurde in die 
Einrichtungen der ehemaligen Indienne-Fabrik verlegt, welche der Besitzer 1811 versteigert hatte.405 
Im Jahr 1823 fand die Verlegung des Hauptwerks nach Gerlafingen statt, wo 1836 und 1846 zwei 
Walkwerke in Betrieb genommen wurden, wonach sich das Unternehmen finanziell konsolidieren 
konnte. Die ersten 30 Jahre hatte die Gesellschaft jedoch nur mit Mühe überstehen können, wobei 
sie auf staatliche Protektion, Finanzspritzen und den Erlass von Konzessionsgebühren angewiesen 
war. Entscheidend war hierbei der Status des Patriziers Ludwig von Roll, der als Ratsherr zum enge-
ren Kreis der Solothurner Regierung gehörte und sich auf politische Vorteile sowie ererbte Vorrechte 
stützen konnte. Zudem verfügte er über ein weitreichendes Beziehungsnetzwerk bis nach Frankreich, 
von wo er fachliche und materielle Unterstützung von Hüttenbesitzern erhielt. Letztlich waren auch 
                                                     
399  Vgl. STASO PKR 1725: S. 814. 
400 Vgl. Schmidlin 1886: 317. 
401  Vgl. Kanton Solothurn 1834: 68-70. 
402 Vgl. Strohmeier 1836: 98. 
403  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn: Verordnung zum Schutze des Fischereiregals und der Fischzucht 
vom 23. Mai 1863. 
404 Vgl. Zimmermann 1946: 94. 
405  Vgl. Direktorium von Roll 1953: 125-133. 
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ein hoher Einsatz von Eigenmitteln sowie die Finanzhilfe von Verwandten und Freunden notwendig, 
um eine Basis für den späteren Grosskonzern zu schaffen.406  
 Bei der Frage nach dem idealen Standort für den Betrieb war die Energieversorgung von zentraler 
Bedeutung. Da bei den Verkehrsverhältnissen zu Beginn des 19. Jahrhunderts die Transportkosten 
über den Landweg sehr hoch waren, bot sich mit dem Holztransport auf der Emme eine billige Alter-
native an.407 Zudem gewährte die Solothurner Regierung die Konzession für die Eisenwerke nur unter 
der Bedingung, dass 75 Prozent des benötigten Holzes ausserhalb des Kantons beschafft wurden. Die 
Nähe des Standorts Gerlafingen zum Emmental stellte somit einen Vorteil dar, da Holz aus dem Em-
mental und über den Zufluss Ilfis aus dem Entlebuch verhältnismässig einfach transportiert werden 
konnte.408 Die Berner Regierung erteilte der Gesellschaft 1813 die Konzession, jährlich 2250 Klafter409 
Holz auf der Emme zu flössen. An verschiedenen Plätzen wurden Holzsammelstellen unterhalten, 
wobei das Holz nur im Zeitraum vom ersten April bis Mitte Juni auf der Emme transportiert werden 
durfte. Die Bevölkerung musste zudem vorgängig orientiert und in den Kirchen eine öffentliche Pub-
likation verlesen werden. Das geflösste Holz wurde mit einem Rechen bei Zielebach aufgefangen und 
durch einen Kanal, dessen Wasserkraft auch für die Energiegewinnung genutzt wurde, dem Lager-
platz zugeführt. Dieses Vorhaben stiess ursprünglich auf grosse Ablehnung und zog einen Einspruch 
der 41 Anwohner nach sich. Sie fürchteten, dass sich das Emmewasser mit dem Quellwasser der Bä-
che, welches zum Wässern der Matten eingesetzt wurde, vermischen könnte. Deshalb musste ein 
separater Zu- und Ablauf garantiert werden. Es wurde das ausgetrocknete Bett eines alten Bachs 
verwendet, bei dem es sich vermutlich um den Grünibach handelte.410  
 Die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll sicherte sich ihre Holzvorkommen, indem sie ausgedehn-
te Waldungen kaufte. Schon während des Holzausfuhrverbotes, welches die Berner Regierung 1816 
erlassen hatte, besass die Gesellschaft weitreichende Waldgebiete an der oberen Emme. Grössere 
Käufe wurden ab 1825 im Entlebuch und im Lutherntal getätigt. Das erwähnte Ausfuhrverbot wurde 
1830 gelockert und 1836 aufgehoben, was weitere Käufe im Emmental und Entlebuch nach sich zog. 
1834 waren dadurch 41’000 Klafter Holz gesichert, von denen jährlich über 3’000 Klafter über die Ilfis 
und die Emme hinabgeflösst wurden.411 Allerdings waren mit dem Holztransport auf der Emme auch 
grosse Verluste verbunden. Zwischen 1813 und 1815 gelangten von den 5’500 geflössten Klaftern 
Holz lediglich 4’126 in Gerlafingen an. Die übrigen 1’374 Klafter wurden bei Hochwasser wegge-
schwemmt oder von den Anrainern entwendet.412  
 
4.2. Vorindustrielle Verbauung 
„Wie zerstreute militärische Posten sehen wir überall Wehrungen gegen die Angriffe des 
Wassers vorgeschoben, aber keine derselben ist mit Rücksicht auf eine andere angelegt. 
                                                     
406  Vgl. Schluchter 2011: 138. 
407  Vgl. Schwab 1927: 167. 
408  Vgl. Direktorium von Roll 1973: 128-130. 
409  Das Klafter wurde zur Landvermessung, als Flächenmass (Quadratklafter) und als Raummass (Kubikklafter) 
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1975: 15, 23. 
410  Vgl. Hösli 1996: 49-51, 103, 143. 
411  Vgl. Huber-Renfer 1941: 87. 
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Durch die eine wird das Wasser derart abgelenkt, dass es auf der anderen Seite, wenn nicht 
durch eine bestehende zerstört, doch einen Uferbruch erzeugt.“413  
In seinem Bericht an den Regierungsrat des Kantons Solothurn äusserte der Vorsteher des Baudepar-
tements im Jahr 1868 deutlich, was er von den bisherigen Versuchen, den Ausbruch der Emme zu 
verhindern, hielt. Er bezeichnete es als Charakteristikum des Flusses, dass „in nie endendem Kreislauf 
gebaut, zerstört und wieder gebaut“ wurde.414 Es ist anzunehmen, dass er diese Aussagen vor allem 
basierend auf seinen Beobachtungen des damaligen Zustandes von sich gab und kaum schriftliche 
Dokumente einsah.  
 Auch in der Forschungsliteratur bezeichneten einige Autoren die lokalen Schutzbemühungen von 
Uferbewohnern allgemein als unbedeutend und wirkungslos. Hügli schrieb beispielsweise, dass die 
unkoordinierten Schwellenbauten an der Aare oft zu mehr Schaden als Nutzen gereichten, da 
dadurch das gegenüberliegende Ufer gefährdet wurde.415 Zu derselben Schlussfolgerung kam auch 
Götz, der den Wandel von Gewässerkorrektionen untersuchte.416 Diese Sichtweise beschränkt sich 
lediglich auf wasserbauliche Aspekte, wobei das soziale Potenzial ausgeblendet wird. Die Katastro-
phen in der frühen Neuzeit zwangen sowohl kirchliche als auch weltliche Akteure und Kollektive zur 
Organisation gemeinsamer Verhaltensstrategien. Vorkehrungen zum Schutz vor Überschwemmun-
gen waren seit Jahrhunderten etablierte Aufgabe der politischen Gemeindebehörden und Ausgangs-
punkt für die Gründung von Körperschaften, deren Geschichte eng mit den lokalen Naturbedrohun-
gen verbunden ist.417 
 Aus den Protokollen des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats und Säckelmeisterrechnungen von 
Solothurn geht hervor, dass bereits in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts mehrmals Schwellen 
an der Emme gebaut wurden. Zwischen den Jahren 1450 und 1900 konnten über 100 Einträge in den 
Quellen gefunden werden, welche im Zusammenhang mit Verbauungen an der Emme standen. Dies 
lässt erahnen, welchen enormen Aufwand der Schutz vor der Emme mit sich brachte und wirft die 
Frage nach der Organisation auf. In diesem Kapitel wird auf die Schutzbemühungen auf Solothurner 
Boden eingegangen und die Ausführungen vereinzelt mit Informationen zum Schwellenwesen im 
Emmental ergänzt. 
 
4.2.1. Zuständigkeit beim Schwellenwesen 
Im Emmental gehörte das Uferland zu neun Zehnteln dem Landesherrn und zu einem Zehntel dem 
Grundherrn. Die Schwellenplicht lastete somit grösstenteils auf der Regierung, welche eine Lösung 
für die wiederkehrenden Verwüstungen durch Überschwemmungen finden musste. Schon seit dem 
15. Jahrhundert wurden die erwähnten Schachen und Allmenden an die Gemeinden und Güterbesit-
zer abgetreten, welche als Gegenleistung die gesamten Schwellenpflichten unter Oberaufsicht der 
Behörden übernahmen. Dieser Prozess der Landabtretung vollzog sich schleichend über die Jahrhun-
derte. Die Regierung übte keinen Druck aus, sondern ging eher zögernd auf die Forderungen der 
Gemeinden und Güterbesitzer ein, weil sich Letztgenannte zu einer grossen Aufgabe verpflichteten. 
Besonders ab Mitte des 16. Jahrhunderts trat die Regierung grosse Teile des Schachens an die Ge-
meinden ab, womit auch die Schwellenpflicht auf diese überging.418  
                                                     
413  Vgl. Dietler, Hermann: Über Regulierung der Emme und Birs. Bericht des Bau-Departements an den Regie-
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 Es ist schwierig, aus den Einträgen in den Solothurner Protokollen des Kleinen Rats klare Zustän-
digkeiten bezüglich des Schwellenwesens für das 16. und 17. Jahrhundert herauszulesen. Vermutlich 
wird auch hier die Schwellenpflicht in erster Linie auf der Gemeinde und ihren Mitgliedern gelastet 
haben, während die Regierung eine beratende, unterstützende, kontrollierende und je nachdem 
auch strafende Funktion innehatte. Für die Instandhaltung der öffentlichen Gebäude, Mauern, Brun-
nen und Brücken bestimmte der Solothurner Regierungsrat zwei Bauherren, wovon je einer aus dem 
Alt- und Jungrat stammten. Diese standen anderen Handwerkern wie den Werkmeistern vor.419 Im 
Folgenden sollen die genannten Vermutungen durch Quellennachweise gestützt werden. 
 Im Jahr 1581 war der Sommer nass und die Gemeinde Biberist wurde bei 100 Gulden Busse dazu 
aufgefordert, ihr Emmenwehr instand zu setzen. Dieselbe Aufforderung und Bussandrohung wurde 
im Januar 1583 vom solothurnischen Rat wiederholt. Die Gemeinde sollte die Arbeiten innerhalb von 
14 Tagen ausführen. Jeder, der nicht selbst mithelfen wollte, musste bei drei Pfund Busse einen Er-
satzmann oder einen Tauner stellen. Die Schutzverbauungen wurden unter Aufsicht des Werkmeis-
ters sowie des Zimmermeisters Offrion Frick erstellt.420 Der Rat beauftragte auch danach immer wie-
der seine Werkmeister und Bauherren, Verbauungen in der Emme anzubringen.421 Urs Steiner und 
Manz Zuber wurden 1589 eigens zu Emmenmeistern gewählt, um die Emme vom Dorf Biberist weg-
zuleiten.422 Meistens arbeiteten die Werk- und Baumeister mit den betroffenen Gemeinden zusam-
men, indem sie eine beratende oder kontrollierende Funktion einnahmen.423 Neben der Beratung 
übertrug der Rat dem Werkmeister und den Bauherren teilweise auch die Aufgabe, Holz bereitzustel-
len, welches dann an Gutsbesitzer weitergegeben wurde, damit diese ihre Wehre selbst erstellen 
konnten. So erhielt Bernhard Müller aus Niedergerlafingen vom Werkmeister das notwendige Tan-
nenholz.424 Im Jahr 1644 sollten die Bauherren Urs Karli „Thantschaupli“ bereitstellen, damit er seine 
Matte schützen konnte. Auch dem Vogt von Kriegstetten wurde aufgetragen, dass er dem Urs Karli 
Leute beschaffen solle, die ihm bei der Arbeit an der Emme halfen.425 Im Jahr 1611 und 1612 wurde 
der Vogt von Kriegstetten an die Emme beordert, damit er selbst die Lage vor Ort beurteilen konnte. 
Die Verbesserungen sollte er von seinen Untertanen als Gemeinwerk ausführen lassen.426  
 Präzise Informationen über die Zuständigkeiten beim Schwellenwesen liefert uns erst eine Quelle 
aus dem Jahr 1760, welche die Schwellenpflicht der Gemeinden Niedergerlafingen, Unter- und 
Oberbiberist427 festlegte. Jungrat Schwaller, der sich in dem Dokument als „Emmenkommissair“ be-
zeichnete, vermerkte genau, welche Gemeinde welche Strecke zu verbauen hatte. Der Müller und 
der Ölmüller, welche ihre Betriebe im Schachen hatten, waren die einzigen Privatpersonen, die ihr 
Gebiet428 selbst zu schützen hatten. Ihnen wurde eine Strecke von 40 Klaftern429 angetragen. Diese 
zog sich vom Einfluss des Mühle- und Ölebachs dem linken Emmeufer entlang bis zu einem March-
stein, der in sicherer Entfernung von der Emme stand und neben dem sich ein Pappelbaum befand. 
Von diesem Stein weg war die Gemeinde Oberbiberist für das linke Emmeufer zuständig und zwar bis 
zur Emmenbrücke, in deren Nähe ein weiterer Stein und Pappelbaum gesetzt worden war. Nieder-
biberist sollte von diesem Stein diesseits der Emme bis zur Einung von Derendingen (Ägerten) weh-
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ren. Am rechten Ufer der Emme mussten sie von der Einung von Niedergerlafingen, wo sich wiede-
rum ein Stein und ein Pappelbaum befanden, über die Emmenbrücke bis zur Derendinger Einung 
verbauen. Niedergerlafingen sollte die Strecke von Zielebach bis zum letztgenannten Stein überneh-
men.430 Dieses Abkommen könnte als Vorbild für einen 1769 bis 1770 angefertigten Schwellenkatas-
ter gedient haben, welcher auf Berner Boden die Wehrpflichten von Rüegsauschachen bis zur Grenze 
von Solothurn festhielt.431  In solothurnischen Abkommen wurde zudem festgehalten, dass der 
Schachen hinter den Verbauungen der jeweiligen Gemeinde vorbehalten war und niemand ohne 
Wissen der Emmenherren Holz daraus entnehmen dürfe, da die Gemeinden dies zur Errichtung der 
Wehre bräuchten. Von der Emme angeschwemmtes Kleinholz durften die Armen sammeln, während 
grössere Stämme ebenfalls der Gemeinde gehörten.432  
 Die vielen Verordnungen, welche über die Jahrhunderte entstanden sind, wurden am 4. Juni 1858 
im Gesetz über Wasserbau und Entsumpfungen zusammengetragen und die Eigentums- sowie die 
Benutzungsverhältnisse festgelegt. Die öffentlichen Gewässer, wozu alle Flüsse zählten, wurden be-
züglich ihres Betts, des Uferunterhalts und der Benutzungsweise unter die Aufsicht des Staates ge-
stellt. Der Regierungsrat bestimmte dort, wo es nötig war, über die Normalbreite des Flussbetts und 
das System der anzuwendenden Schutzverbauungen. Bauten und Anlagen, welche einen Einfluss auf 
die Höhe des Wasserstands, den Laufs des Wassers oder die Sicherheit der Ufer hatten, durften nur 
mit Bewilligung des Regierungsrats ausgeführt werden. Die Sicherung der Ufer, Bette und der Schutz 
gegen Überschwemmungen oblagen dem beteiligten Eigentümer, dessen Besitz unmittelbar oder 
mittelbar durch Schutzmassregeln gesichert wurde. Je direkter und grösser die abzuwendende Ge-
fahr, desto grösser war das Verhältnis seiner Schutzpflicht. Bei drohender Wassergefahr waren alle 
benachbarten Gemeinden und Privaten zu sofortiger Hilfeleistung verpflichtet. Die Entschädigung für 
geliefertes oder in Anspruch genommenes Material blieb dabei vorbehalten. Musste für die Erstel-
lung der Schutzverbauungen Grundeigentum in Anspruch genommen werden, konnte dieses ex-
propriiert werden.433 Der Unterhalt der Ufer und Bette sowie der Schutzverbauungen richteten sich 
nach den Gemeindegrenzen, insofern nicht spezielle Rechtsverhältnisse abweichende Bezirke434 
gründeten. Die betreffenden Gemeinderäte hatten unter Mitwirkung der Pflichtigen ein Reglement 
für die zu unterhaltende Gewässerstrecke zu erlassen, welche Vorschriften über die Bauart, die 
Pflichtigen und die Verteilung der Baulast unter denselben, die Organisation und die Bussandrohun-
gen für Fehlbare enthielt. Für die Erfüllung der Unterhaltungspflicht der öffentlichen Gewässer hafte-
te die Gemeinde gegenüber dem Staat. Die Gemeinde konnte auf die reglementarisch Pflichtigen 
zurückgreifen. Letztere mussten alle Pflichten, die ihnen durch Erlass dieses Gesetzes übertragen 
wurden, sofort erfüllen.435  
 
4.2.2. Verbauungstechnik 
Typische Bauelemente des Flussbaus waren Längs- und Querwerke, mit denen die Strömung beein-
flusst wurde. Ein Querwerk von einem Ufer zum anderen diente dazu, die Flusssohle vor Erosion zu 
schützen oder auch eine Sohlenhebung zu erzwingen. Gemäss Vischer erhielt dieses Bauwerk den 
Namen Schwelle, weil der Fluss diese wie eine Türschwelle überqueren musste. Auch die Begriffe 
Wehr oder Wuhr wurden dafür benutzt. Zur Bekämpfung der Ufererosion wurden Längswerke ver-
wendet, die in der Machart den Querwerken glichen und deshalb ebenfalls als Schwelle, Wehr oder 
Wuhr bezeichnet wurden. Bau und Unterhalt von Längs- und Querwerken wurden allgemein mit den 
                                                     
430  Vgl. Schwaller: Kund zu wüssen seie hiermit, 01.10.1760, Emmenkorrektion, 1781-1818; STASO B 21,1. 
431  Vgl. Vischer 2003: 59. 
432  Vgl. Schwaller: Kund zu wüssen seie hiermit, 01.10.1760, Emmenkorrektion, 1781-1818; STASO B 21,1. 
433  Vgl. Kantonsrat von Solothurn: Gesetz über Wasserbau und Entsumpfungen vom 4. Juni 1858: Art. 8-14. 
434  Die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll hatte beispielsweise 1815 die Schwellenpflicht der Gemeinde 
Zielebach übernommen. Vgl. STASO PRR 1877: Nr. 611. 
435  Vgl. Kantonsrat von Solothurn: Gesetz über Wasserbau und Entsumpfungen vom 4. Juni 1858: Art. 17-20. 
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Verben schwellen oder wuhren umschrieben. Schupfwehre als besondere Art der Querwerke bewirk-
ten die Ableitung einer Strömung zum anderen Ufer. Entsprechend wurden bis Ende des 19. Jahr-
hunderts immer wieder Klagen von Anrainern laut, welche von solchen Bauwerken auf der anderen 
Uferseite bedroht wurden. Im vorindustriellen Zeitalter wurde vorwiegend dasjenige Material ge-
nutzt, das vor Ort gewonnen und verarbeitet werden konnte. Dazu gehörten Weiden, stärkere 
Baumstämme, Kies und Steinblöcke, mit denen Verbundkonstruktionen aus Holz und Stein herge-
stellt wurden.436 Die Emme wirkte stark auf diese Verbauungen ein und zerstörte sie oft. Auch die 
unvermeidlichen Fäulnisprozesse führten dazu, dass diese aus Holz erstellten Bauwerke bloss zehn 
bis zwölf Jahre standhielten.437  
 Die einfachste Art des Uferschutzes im Emmental bestand im sogenannten „Achäiche“. An der 
bedrohten Stelle wurde eine Tanne oder auch nur der Wipfel einer Tanne mit der Kronenseite ins 
Wasser gestürzt, der untere Teil des Stamms mit Ketten umwunden und durch Pfähle um Ufer fest-
gehalten.438 Gemäss Dietler waren die an der Emme angebrachten Uferschutzverbauungen der Solo-
thurner eine Nachahmung derjenigen Bauten, welche die Berner im Emmental verwendeten.439 Im 
Jahr 1584 verordnete der Rat, dass zehn Fuder Tannen zur Emmenwehr nach Biberist geliefert wer-
den sollten.440 Genau 200 Jahre später befahl er wiederum eine Lieferung Tannenholz an die Emme, 
da den Gemeinden Biberist und Gerlafingen das Holz zur Erstellung der Wehrung fehlte.441 Daraus 
lässt sich schliessen, dass die oben beschriebene Technik auch in Solothurn angewandt wurde. 
 Später wurden Uferschutzbauten von besserer Qualität angebracht, wozu die sogenannten Fa-
schinen zählen.442 Diese bestanden nicht bloss aus einem gefällten Baum, sondern aus Flechtwerken. 
Die konsequente Anwendung des Faschinenbaus hatte sich erst mit der 1807 bis 1816 durchgeführ-
ten Linthkorrektion durchgesetzt.443 Die Faschine bestand aus einem Bündel weicher Holzsträucher, 
die frisch geschlagen verarbeitet wurden, da die Biegsamkeit wegen der Unregelmässigkeit des Bo-
dens eine wichtige Eigenschaft war. Sie wurden mit mindestens zwei Bändern aus Weidenruten oder 
Eisendraht zusammengebunden. Ein Arbeiter konnte ungefähr 40 bis 50 Weidenfaschinen pro Tag 
schneiden und binden. Eine normale Faschine mass ungefähr drei Meter in der Länge und 30 Zenti-
meter in der Höhe. Auf einen Kubikmeter konnten sieben bis acht normale Faschinen angebracht 
werden, welche wiederum mit Flechtbändern zusammengebunden wurden.444 Dieses aus einzelnen 
Faschinenlagen bestehende Bauwerk wurde Packwerk genannt und konnte vom Ufer aus auf der 
Oberfläche des Wassers hergestellt werden. Die einzelnen Faschinen wurden zusammengebunden 
und jede Lage mit Beschwerungsmaterial bedeckt, wodurch die Schichten nach und nach bis zum 
Untergrund sanken.445 Vor diese Bauten wurden Rundhölzer gelegt, um sie vor dem Anprallen der 
Flösse zu schützen. Zur besseren Befestigung am Ufer wurden manchmal auch Hakenbalken ange-
bracht. Die Dauerhaftigkeit der Wehre wurde durch das Wasser selbst verstärkt, da es diese mit 
Schlamm bespülte und verschloss. Diese Packwerkbauten wurden auch an der Emme in Solothurn 
verwendet.446 
 
                                                     
436  Vgl. Vischer 2003: 40, 44. 
437  Vgl. ebd.: 58-59. 
438  Vgl. Huber-Renfer 1941: 79. 
439  Vgl. Dietler, Hermann: Über Regulierung der Emme und Birs. Bericht des Bau-Departements an den Regie-
rungsrath des Kantons Solothurn, Solothurn 1868. Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1: 10. 
440  Vgl. STASO PKR 1584: S. 378. 
441  Vgl. STASO PKR 1784: S. 235-236. 
442  Vgl. VAW, GIUB 1987: 56. 
443  Vgl. Hügli 2007: 57. 
444  Vgl. Scheck 1885: 4-5. 
445  Vgl. ebd.: 26-27. 
446  Dietler, Hermann: Über Regulierung der Emme und Birs. Bericht des Bau-Departements an den Regierungs-
rath des Kantons Solothurn, Solothurn 1868. Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1: 7. 
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4.2.3. Aufwand für Schutzverbauungen 
In der Einleitung des Kapitels ist auf die grosse Anzahl von Einträgen zu Schutzverbauungen in den 
Protokollen des Kleinen Rats bzw. des Regierungsrats hingewiesen worden, was den riesigen Auf-
wand für die Gemeinden und ihre Einwohner erahnen lässt. In einzelnen Quellen finden sich Zahlen 
zu den Kosten für die Verbauungen. Unterbiberist beispielsweise musste im Jahr 1817 seine Schutz-
verbauungen herstellen. Die Kosten dazu sind in Tab. 3 aufgelistet.   
 
Tab. 3: Kosten der Schutzverbauungen im Jahr 1817. Bitt-Schrift, 24.05.1818, Emmenkorrektion, 1868-1918; 
STASO B 21,1. 
Dienstleistung Aufwand  Kosten  Geldwert 2009 
Arbeiter 2’601 Arbeitstage  CHF 2’601.00  CHF 304’004.00 
Spezialmannschaft 26 Arbeitstage  CHF 19.50  CHF 2’279.00 
Emmenmeister Jahreslohn   CHF 15.00  CHF 1’755.00 
Material Tannenholz  CHF 302.50  CHF 35’357.00 
Transport 107 Arbeitstage  CHF 428.00  CHF 50’024.00 
Total   CHF 3’366.00  CHF 393’417.00 
 
Die Zahlen zeigen, dass der grösste Teil des finanziellen Aufwands für die Arbeitskräfte verwendet 
wurde. Der Tageslohn eines Arbeiters betrug 1 CHF (2009: 117 CHF). Die Spezialmannschaft, welche 
mit Seilen gesichert ins Wasser stieg, um die nötigen Arbeiten zu verrichten, erhielt einen Zuschlag 
von 15 Rappen pro Tag. Anhand der Einsatzdauer und der Gesamtkosten für die Spezialmannschaft 
lässt sich errechnen, dass diese aus fünf Arbeitern bestand, welche während 26 Tagen im Wasser 
standen. Die drei Emmenmeister verfügten über einen Jahreslohn und wurden für die genannten 
Arbeiten nicht zusätzlich bezahlt. Deshalb wurde in der Abrechnung ihr Jahreslohn angegeben, wel-
cher 5 CHF (2009: 585 CHF) pro Person betrug. Aus dem eigenen Wald mussten 17 grosse Tannen-
stämme und 520 „Thännli“ bereitgestellt werden, deren Transport ebenfalls grosse Kosten verur-
sachte.447 
 Abgesehen von den hohen Kosten für die Verbauungen muss auch beachtet werden, dass der 
Arbeitsaufwand die Menschen von anderen Verpflichtungen abhielt. Im Jahr 1743 hatte die Emme 
dermassen grosse Schäden angerichtet, dass die Bewohner der Gemeinden Biberist und Luterbach 
mehrere Tage damit beschäftigt waren, die Wehre wiederherzustellen. In dieser Zeit war auch die 
Ernte reif und musste eingebracht werden. Die Regierung enthob die betroffenen Gemeindemitglie-
der zwar von Transport- und Frondiensten, welche dieselben der Mühle von Subingen zusätzlich ge-
schuldet hätten, ordnete aber eine Fortführung der Verbauungen an.448 
 
4.2.4. Entlohnung und Belohnung 
Während die Kostenzusammenstellung im letzten Kapitel zeigt, dass die Arbeitskräfte zu Beginn des 
19. Jahrhunderts monetär entschädigt wurden, erhielten die Regierungsmitglieder und Werktätigen 
im 16. und 17. Jahrhundert häufig Naturalien und Kleidung. Es ist nicht ganz klar, ob es sich dabei um 
eine Bezahlung oder um eine Belohnung für speziell geleistete Dienste, etwa in Form eines Trink-
gelds, handelte. Gemäss Haffner war der Säckelmeister für die wöchentliche Bezahlung der Werk-
                                                     
447  Vgl. Bitt-Schrift, 24.05.1818, Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
448  Vgl. STASO PKR 1743: S. 789. 
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meister und Handwerker zuständig.449 Inwieweit diese Bezahlung aus Geld oder Naturalien bestand, 
beschrieb er an dieser Stelle nicht. Es war allerdings möglich, dass die Entschädigung sowohl aus Geld 
wie auch aus Naturalien bestand. So erhielt der Werkmeister für die Reparatur der Emmenbrücke im 
Jahr 1548 für seine Dienste Geld und Getreide.450 
 Der Bannerherr und der Säckelmeister erhielten im Jahr 1444 für ihre Präsenz an der Emme sechs 
Mass451 Schankwein.452 Klaus Huselmann von Langental und seine Gesellen bekamen je ein paar Ho-
sen geschenkt, weil sie die Emmenbrücke mit Schindeln eingedeckt hatten.453 Den Knechten des 
Werkmeisters wurde 1584 für ihre Arbeit an der Emme je ein paar Hosen überreicht454, Peter Münch 
erhielt 1610 drei Mütt455 Korn als Belohnung.456 Um 1600 schenkte der Rat dem Ammann Benedikt 
Schreier von Zuchwil mehrmals Hosen und Rock in den Ehrenfarben Weiss und Rot, weil er so fleissig 
an der Emme gearbeitet hatte.457 Ebenfalls mit einem Paar Hosen wurde der Emmenmeister Hans 
Rubi von Biberist 1633 entschädigt.458  
 Bei Unfällen während der Bauarbeiten an der Emme unterstützte die Obrigkeit ihre Untertanen 
ebenfalls. Ein Knecht des Werkmeisters hatte 1590 beim Bau an der Emme zwei Finger verloren, 
wofür der Rat ihm eine Unterstützung zusicherte.459 Bei einem Arbeiter, der wegen der Arbeit an der 
Emme schwer erkrankt war, veranlasste der Rat eine Verlegung ins Spital.460  
 
4.2.5. Zusammenarbeit der Gemeinden 
In den Quellen des 16. und 17. Jahrhunderts finden sich einige Einträge, welche eine Zusammenar-
beit mehrerer Gemeinden aus der Vogtei beim Erstellen von Schutzverbauungen belegen. Im Jahr 
1588 musste Lützlingen Frohndienste an der Emme leisten461, während die Einwohner von Deitingen 
1605 eine Fuhr von Steinen an die Emmenbrücke liefern sollten.462 Drei Jahre später bestimmte der 
Rat, dass die Gemeinden Biberist, Ammansegg und Lohn dem Emmenmeister zu helfen hätten, die 
Emme abzuwehren. Vermutlich stellten diese die Autorität des Emmenmeisters in Frage, denn der 
Rat wies darauf hin, dass Ungehorsam mit Gefängnis und 50 Pfund Busse bestraft werde. Zudem 
wurde beschlossen, dass bei Hochwasser der Emme das ganze Gericht Kriegstetten zur Abwehr von 
Schäden aufgeboten werden konnte.463 1688 erhielt der Vogt von Kriegstetten vom Rat den Auftrag, 
die Gemeinden Subingen, Kriegstetten und Deitingen zur Verbesserung eines beschädigten Wehres 
aufzufordern.464 
 Die Quellenlage zum 18. Jahrhundert erlaubt einen genaueren Einblick in die Zuständigkeiten des 
Schwellenwesens. 1710 verordnete der Regierungsrat, dass alle Haushaltungen der Gemeinden 
                                                     
449  Vgl. Haffner 1666: 57. 
450  Vgl. ebd.: 334. 
451  In Solothurn entsprach ein Mass Wein der heutigen Menge von 1,59 Liter. Bannerherr und Säckelmeister 
bekamen also beide ungefähr 9,5 Liter Wein. Vgl. Dubler 1975: 46. 
452  Vgl. STASO SM 1444: 157. 
453  Vgl. STASO PKR 1576: S. 167. 
454  Vgl. STASO PKR 1584: S. 405. 
455  In Bern und Solothurn entsprach ein Mütt einem Sack, der zwischen 158 und 168 Liter zu fassen vermochte. 
Peter Münch erhielt somit etwa 500 Liter Korn. Vgl. Dubler 1975: 33. 
456  Vgl. STASO PKR 1610: S. 394. 
457  Vgl. Tatarinoff 1987: 56. 
458  Vgl. STASO PKR 1633: S. 659. 
459  Vgl. STASO PKR 1590: S. 178. 
460  Vgl. STASO PKR 1614: S. 297. 
461  Vgl. Schmidlin 1886: 320. 
462  Vgl. STASO PKR 1605: S. 415. 
463  Vgl. STASO PKR 1608: S. 269. 
464  Vgl. STASO PKR 1688: S. 47. 
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Ober- und Unterbiberist beim Gemeinwerk an der Emme helfen sollten. Die Obrigkeit bezog sich 
dabei auf einen alten Emmenbrief, welcher nicht mehr existierte. Mit Zustimmung der Gemeinden 
Lohn und Ammansegg wurde 1711465 ein neuer Emmenbrief angefertigt, der die Gemeinden Biberist 
und Gerlafingen dazu berechtigte, die erstgenannten Gemeinden in der Not zu rufen. Diese sollten, 
nachdem diejenigen von Biberist bereits zwei Tage gearbeitet hatten, mit Ross und Wagen zu Hilfe 
eilen, jedoch nicht länger als einen halben Tag im Einsatz sein.466  
 Diese Zusammenarbeit gestaltete sich nicht immer einfach, was anhand eines Beispiels467 aus 
dem Jahr 1721 gezeigt werden soll. Den Rat erreichte die Meldung, dass die Emme beim letzten 
Hochwasser oberhalb der Derendinger Brücke eingefressen habe und ein Ausbruch aus dem Fluss-
bett, der die Brücke trockenlegen würde, zu befürchten sei. Deshalb wurden der Obervogt von 
Kriegstetten sowie je ein Alt- und Jungrat am 15. September zum Augenschein beordert.468 Der 
Strom hatte mehrere Jucharten Land vom Derendinger Schachen weggespült, weshalb die Errichtung 
von drei Schupfwehren flussaufwärts verordnet wurde. Zudem sollten die drei grossen Eichen und 
vier oder fünf Tannen, welche das Wasser an Land getragen hatte, für den Aufbau des Wehrs ver-
wendet sowie das Gehölz, welches sich an den Jochen der Emmenbrücke verfangen hatte, zerhauen 
und weggenommen werden. Die Zuständigen hatten bezüglich der Ausführung freie Hand. Während 
die Gemeinde Zuchwil nur Aufräumarbeiten verrichten mussten, waren Derendingen und Luterbach 
zusätzlich für die Errichtung des Wehrs verantwortlich.469 Die Zusammenarbeit der drei Gemeinden 
funktionierte nicht, während der Schaden zunahm, weshalb ein neuer Augenschein verordnet wurde. 
Sollte es notwendig sein, durften die Beauftragten die ganze Vogtei Kriegstetten zur Verhinderung 
des Schadens aufbieten.470 Es stellte sich heraus, dass die aufgetragenen Arbeiten saumselig durch-
geführt wurden und ein grosser Teil der Arbeiter ohne Werkzeug war. Deshalb sollte je ein Vorge-
setzter aus den betroffenen Dörfern erscheinen und seine Leute zu mehr Fleiss anhalten. Der Jungrat 
beschaffte die notwendigen Pickel und Schaufeln aus dem Zeughaus und sollte beaufsichtigen, dass 
diese nicht gestohlen wurden.471 
 Die Angelegenheit wurde zusätzlich erschwert, weil Johann Ludwig Balthasar von Roll472 als Besit-
zer des Emmenholzes von seinen Lehensleuten Verbauungen hatte anlegen lassen, die das Wasser in 
seinen Wässerungsgraben lenkten. Diese Schwellen befanden sich direkt unter der Emmenbrücke 
und bewirkten, dass das Wasser bei drei Brückenpfeilern nicht durchfliessen konnte und so der Lauf 
der Emme gehemmt wurde. Der Rat verordnete einen Augenschein, vorerst durfte aber nichts an 
den Verbauungen geändert werden.473 Vermutlich hütete sich der Rat davor, allzu voreilig in das 
Rechtsgebiet474 des Patriziers einzugreifen. Nachdem sich die Experten ein Bild von der Lage gemacht 
hatten, erklärten sie unmissverständlich, dass diese Verbauung „anders nicht als sehr gefährlich und 
                                                     
465  Auf Berner Gebiet erliess Burgdorf im Jahr 1711 ebenfalls eine neue Ordnung, welche das Schwellenwesen 
betraf. Dies war eine Reaktion auf die Hochwasser im Februar desselben Jahres, in denen das Wasser innert 
14 Tagen zweimal eine solche Höhe erreicht hatte, dass das Wasser zwischen Oberburg und Burgdorf von 
einer Seite des Tales bis zur anderen reichte. Vgl. Huber-Renfer 1941: 110. 
466  Vgl. Schmidlin 1886: 320-321. 
467  Herzog hat diesen Fall bereits aufgearbeitet und zusammenfassend wiedergegeben, wobei ihm kleine Un-
genauigkeiten unterlaufen sind. Vgl. Herzog 1959: 30-31. Basierend auf denselben Quellen soll die Episode 
deshalb noch einmal mit Ausrichtung auf die übergeordnete Fragestellung ausführlich aufgearbeitet wer-
den.  
468  Vgl. STASO PKR 1721: S. 907-908. 
469  Vgl. ebd.: S. 917-918. 
470  Vgl. ebd.: S. 988. 
471  Vgl. ebd.: S. 1013-1014. 
472  Johann Ludwig Balthasar von Roll (1680 bis 1736) hatte den gesamten Emmenholzbesitz im Jahr 1717 ge-
erbt. Vgl. Studer 1981: 548. 
473  Vgl. STASO PKR 1721: S. 1014. 
474  Wie in Kapitel 2.2. erläutert, stellte das Emmenholz ein besonderes Rechtsgebiet dar, dessen Verbleib seine 
Besitzer vehement verteidigten. 
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schädlich“ sei. Damit keine Klagen von den Parteien auf beiden Seiten der Emme aufkommen konn-
ten, wurde ein Durchstich in der Mitte des Wehres befohlen.  
 Die mit der Angelegenheit betraute Kommission berichtete weiter, dass selbst in ihrer Gegenwart 
liederlich gearbeitet wurde. Als der Ingenieur Jean Fortier, welcher die Oberaufsicht hatte, sie zu 
fleissigerer Arbeit antreiben wollte, hätten einige ihn nicht nur verspottet, sondern sogar mit Steinen 
beworfen und sich während der Arbeitszeit zum Spielen gesetzt. Dies war schliesslich zu viel für den 
Rat und er leitete einen Prozess ein, zu dem alle erscheinen mussten, die bei der Auseinandersetzung 
vor Ort gewesen waren. Zudem wurden auch die Emmenholzer, welche die Verbauung unter der 
Brücke angebracht hatten, an demselben Montag zur Anhörung vorgeladen.475 Einer aus dem Rat 
sollte sich an die Emme begeben und den Arbeitern erklären, dass sie Herrn Fortier zu gehorchen 
hätten.476 Um ihrem Missfallen Ausdruck zu verleihen, wurde der Haupttäter im Fall Fortier von der 
Regierung mit drei Tagen Haft „zu Wasser und Brodt“ bestraft und zusätzlich der Stadt und des Lan-
des verwiesen. Die anderen drei Täter, welche auch Steine geworfen, aber nicht getroffen hatten, 
wurden für 24 Stunden eingesperrt. Die zwei Arbeiter von Äschi und die beiden von Etzikon, welche 
sich mit Spielen vergnügt hatten, sollten drei Tage hintereinander an der Emmenwehrung arbeiten, 
um das Versäumte nachzuholen.477 Da die Gemeinde Biberist nicht bei der Emmenwehrung erschie-
nen war, verordnete der Rat, dass dieselbe sich schon am nächsten Tag dort einfinden und der Vogt 
von Kriegstetten das ganze Gericht zum Frondienst478 auffordern solle. Zudem sei auch niemand von 
Subingen anwesend gewesen, weshalb dessen Bewohner das Versäumte übermorgen nachzuholen 
hatten.479  
 Die Lehensleute des Herrn von Roll wurden am 20. Oktober gefragt, weshalb sie die Wehrung 
unter der Brücke so angelegt hatten, dass diese bei jedem „grossen Wasser die Brugg in besorglich 
schaden“ setze. Sie antworteten, dass Hauptmann von Roll ihnen dies vor seiner Abreise so befohlen 
hätte und baten den Rat, er solle vor dem Handeln die Ankunft des Herrn von Roll abwarten, welcher 
innert 14 Tagen zurückkehren sollte, da man bei drohendem Hochwasser die Schwelle schnell ent-
fernen könnte. Vorerst gewährte die Regierung diesen Aufschub.480 Doch bereits am 27. Oktober 
wurde die im geschilderten Fall eingesetzte Kommission erneut einberufen. Es wurde befürchtet, 
dass die Emme das Joch der Brücke von hinten unterspülen und gegen Luterbach ausbrechen könnte, 
weshalb sie die Derendinger mit der Anlegung einer Wehrung beauftragten. Diese sollten die fach-
kundigen Biberister um Rat fragen. Weiter wurde befohlen, die von den Emmenholzern angelegte 
Wehrung unter der Brücke vollständig zu entfernen, obwohl Herr von Roll noch nicht eingetroffen 
war.481 Die Regierung wies darauf hin, dass der gemeine Rat den Partikularinteressen vorgezogen 
werden sollte und einer allfälligen Beschädigung der Brücke vorgebeugt werden müsse.482 
 Dieser Fall ist deshalb so ausführlich geschildert worden, weil hierbei mehrere wesentliche Ele-
mente der Arbeit zusammenkommen. Der Hintergrund der Episode ist ein Hochwasser, das einen 
Schaden angerichtet hatte, welcher zu einer Bedrohung hätte werden können. Das Hochwasser wird 
lediglich als „letzterer Überguss“ bezeichnet, womit sich keine Rückschlüsse auf das Datum483 ziehen 
lassen. Auch die Intensität lässt sich mit den Angaben in den Quellen kaum einschätzen. Auf jeden 
                                                     
475  Vgl. STASO PKR 1721: S. 1022-1024. 
476  Vgl. ebd.: S. 1024. 
477  Vgl. ebd.: S. 1034-1035. 
478  Interessanterweise hatte Kirchberg im Emmental zur selben Zeit ähnliche Probleme. Nach dem Schadens-
hochwasser erwartete man von mehreren anderen Gemeinden, dass diese bei der Reparatur der beschä-
digten Wehren helfen würden, weil sie auch bei Bränden immer halfen. Da sich die Gemeinden anschei-
nend zurückhielten, mussten die Behörden ihnen den Befehl zukommen lassen. Vgl. Graf 1898: 13. 
479  Vgl. STASO PKR 1721: S. 1043. 
480  Vgl. ebd.: S. 1040-1041. 
481  Vgl. ebd.: S. 1067-1068. 
482  Vgl. ebd.: S. 1076. 
483  Es ist möglich, dass es sich um dasselbe Ereignis handelte, welches am 4. Mai schwere Schäden im Emmen-
tal angerichtet hatte. Gemäss Graf wurden unterhalb von Kirchberg alle Brücken und Wehre beschädigt. 
Vgl. Graf 1898: 10. 
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Fall war es nicht das Ausmass des Schadens, sondern die Möglichkeit eines Ausbruchs, welche nach 
schnellen Massnahmen und einem grossen Aufgebot an Arbeitskräften verlangte. Diese Ausgangsla-
ge wurde einerseits durch die mangelnde Kooperationsfähigkeit der betroffenen Gemeinden und 
andererseits durch die eigenwillige Verbauung und Nutzung eines rechtlichen Sondergebiets ver-
schärft.  
 Nicht immer funktionierte die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden so schlecht, wie ein 
Beispiel aus dem Jahr 1813 belegt. Als das Anschwellen der Emme die Brücke bei Biberist und die 
Hammerschmiede in Niedergerlafingen bedrohte, eilten von überall Hilfskräfte herbei, welche die 
drohende Gefahr abwehren konnten. Der Rat beauftragte den Vogt von Kriegstetten, denjenigen, die 
sich besonders ausgezeichnet hatten, seinen Wohlgefallen zu übermitteln. Des Weiteren offerierte er 
der militärischen Einheit, welche ebenfalls geholfen hatte, einen Trunk und dankte den Befehlsha-
bern.484 
 Nutzungs- und Verbauungskonflikte konnten auch zwischen Solothurner und Berner Gemeinden 
entstehen. Die Einwohner von Wyler und Zielebach weigerten sich beispielsweise zu schwellen, weil 
die Biberister und Gerlafinger im Jahr 1728 Schleusen zur Bewässerung ihrer Wiesen angebracht 
hatten. Erstere setzten sich schliesslich durch und die Schleusen mussten entfernt werden.485 
 
4.2.6. Überregionale Verbauungsprojekte in vorindustrieller Zeit 
Wie bereits erwähnt, konnte bereits 1608 das gesamte Gericht Kriegstetten zu Wehrarbeiten an der 
Emme aufgeboten werden.486 Dies war zwar nur eine Notfallmassnahme bei Überschwemmungsge-
fahr, zeigt aber dennoch, dass eine Zusammenarbeit über die Gemeindegrenzen schon früh ange-
strebt wurde. Die ständigen Schäden durch Überschwemmungen sowie die unkoordinierte Nutzung 
und Verbauung werfen die Frage auf, ob nicht schon vor der grossen Korrektion ein Projekt bestan-
den haben könnte, welches Verbauungen über die Gemeindegrenzen hinweg vorsah. Ähnliche An-
sätze gab es nämlich auch im Emmental. Auf Basis des bereits erwähnten Schwellenreglements von 
1766 sollte in der Gegend oberhalb von Burgdorf nach einem einheitlichen System verbaut wer-
den.487 Alle Schwellenpflichtigen mussten die Wehre bei Mängeln in einen guten Zustand versetzen 
und durften keine Arbeit ohne Benachrichtigung und Weisungen des Schwellenmeisters durchfüh-
ren.488 Im Hinblick auf eine Gesamtkorrektion lassen sich im 19. Jahrhundert auf Berner Gebiet einige 
Ansätze feststellen. Im Jahr 1817 erstellten die Geometer der kantonalen Baudirektion einen Plan 
des Laufs der Emme. Als Vorarbeit für eine spätere Korrektion sollte 1833 wiederum auf Kosten des 
Staates ein Plan aufgenommen werden. 1866 liess die Berner Regierung durch Ingenieur Anselmier 
Pläne für eine Verbauung der Emme bei Bätterkinden und zwischen Hasle und Lochbach ausarbeiten. 
Der Beauftragte sah eine Eindämmung und teilweise eine Verlegung des Flusslaufes vor. Das Teilpro-
jekt konnte aber wegen Geldmangels nicht ausgeführt werden.489 
 Auf Solothurner Gebiet lassen sich ebenfalls Ansätze für eine Gesamtkorrektion finden. Bereits im 
zweiten Kapitel ist auf die Grenzstreitigkeiten der Gemeinden Luterbach und Zuchwil sowie dem 
Emmenholz eingegangen worden. Diese Grenzstreitigkeiten waren eng mit den Schutzverbauungen 
verbunden. Ein Hochwasser im Jahr 1730 bedrohte die Wiesen der Luterbacher. Sie beantragten 
daher, dass der Strom der Emme abgeleitet werde, da der Schaden ansonsten sehr gross werden 
könnte. Der Herr des Emmenholzes schaltete sich sofort ein, da er befürchtete, die Luterbacher wür-
den die Emme auf sein Gebiet lenken. Durch den unsicheren Grenzverlauf war es der Gemeinde Lu-
                                                     
484  Vgl. STASO PKR 1813: S. 782. 
485  Vgl. Graf 1898: 14. 
486  Vgl. STASO PKR 1608: S. 269. 
487  Vgl. VAW, GIUB 1987: 56. 
488  Vgl. Huber-Renfer 1941: 120. 
489  Vgl. VAW, GIUB 1987: 56. 
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terbach untersagt, die notwendigen Arbeiten zu verrichten. Sie beriefen sich auf einen Brief aus dem 
Jahr 1530, dem der Besitzer des Emmenholzes eine andere Auslegung gab, als die Kläger.490  
 Die zuständige Kommission legte 1732 einen Plan vor, auf dem das Flussbett der Emme von der 
Emmenbrücke in Derendingen bis zur Aare abgebildet war. Der Rat wollte die gesamte Strecke mit 
Wehrungen versehen, wobei der Lauf grösstenteils in den Schachen der Luterbacher verlegt werden 
sollte. Der Realisierung des Projekts, welches als „ein opus von grosser Mühe“ angesehen wurde, 
standen mehrere Hindernisse im Weg. Zunächst fehlte das technische Wissen, wo genau und wie die 
Schutzbauten angebracht werden sollten. Zudem stellte sich auch die Frage, wer dies bezahlte und 
woher das benötigte Holz kommen sollte. Letztlich führte vor allem die fehlende Regelung bezüglich 
der Grenzen des Emmenholzes und der Gemeinde Luterbach dazu, dass der Plan bis zur Revision in 
die Kanzlei gewiesen wurde und bei Bedarf zu einem späteren Zeitpunkt noch einmal hervorgeholt 
werden sollte.491 Die Lösung des Grenzproblems im Jahr 1808 ermöglichte es den Luterbachern nun, 
ihre seit langem gewünschte Wehrung zu erstellten. Der Rat verordnete hierzu den Abstand zwi-
schen der Grenzlinie zum Emmenholz, damit Letzteres nicht vom abgeleiteten Wasser bedroht wer-
den konnte. Eine Verbauung in einem grösseren Stil, wie etwa beim Plan von 1732 vorgesehen, ist 
nicht diskutiert worden.492 
 Ein letzter Versuch, die Schwellenarbeiten besser zu koordinieren, unternahm der Rat im Jahr 
1818. Er ernannte Josef Bollinger zum Emmenmeister für den gesamten Lauf auf Solothurner Boden. 
Der Emmenmeister sollte jährlich mit 100 CHF (2009: 11’688 CHF) entschädigt werden, woran die 
Gemeinden einen Anteil zu entrichten hatten. Die Gemeinden Unterbiberist, Derendingen, Zuchwil 
und Luterbach reagierten umgehend auf die Anordnung und baten um Erlass dieses Beitrags. Sie 
ersuchten darum, die Verbauungen wie bisher unter der Aufsicht und Anleitung des Flussinspektors, 
jedoch ansonsten selbständig erstellen zu dürfen und versprachen die Schwellen vorschriftsgemäss 
in gutem Zustand zu erhalten.493 Zuchwil wies darauf hin, dass sie ihren eigenen Emmenmeister und 
schon genügend Kosten zu tragen hätten.494 Unterbiberist führte alle Wehrkosten des Jahres 1817495 
und die dabei verbrachten Arbeitsstunden auf und bat darum, dass der Staat die Kosten für den Em-
menmeister übernehme.496 Die Ratsangehörigen waren zwar der Ansicht, dass das Amt des Emmen-
meisters notwendig sei, kamen den Gemeinden nach sorgfältiger Besprechung entgegen und liessen 
verfahren wie bisher. Der Unterschied bestand darin, dass das Dekret, welches die Anstellung des 
Emmenmeisters anordnete, nicht aufgehoben, sondern lediglich suspendiert wurde. Der Rat übte 
damit Druck auf die Gemeinden aus, indem er mit einer erneuten Inkraftsetzung des Dekrets drohte, 
sobald Klagen von Seiten des Flussinspektors wegen ungenügender oder schlecht verrichteter 
Schwellenarbeit eintreffen sollten.497 
 Die Beispiele zeigen, dass zumindest ansatzweise das Verständnis und der Wille da waren, die 
Flussverbauungen über die Gemeindegrenzen hinweg zu koordinieren und anzubringen, wofür sich 
vor allem der Solothurner Rat einsetzte. Er nahm aber lediglich eine beratende Funktion ein, da er 
weder eine finanzielle Unterstützung zusagte, noch den Willen äusserte, die Oberleitung für die 
Flussverbauungen zu übernehmen. Die ungeklärte territoriale und rechtliche Situation, das fehlende 
technische Wissen sowie der grosse Aufwand an Arbeitskraft und Verbauungsmaterial, welche die 
Gemeinden bei einer grossen Korrektion hätten tragen müssen, stellten letztlich unüberwindbare 
Hürden für ein gemeinsames Projekt dar.  
                                                     
490  Vgl. Herzog 1959: 31. 
491  Vgl. STASO PKR 1732: S. 104. 
492  Vgl. Kopie der Ratssitzung vom 20.12.1795, 30.08.1808, Emmenkorrektion, 1781-1818; STASO B 21,1. 
493  Vgl. Bericht, 24.08.1818, Emmenkorrektion, 1781-1818; STASO B 21,1. 
494  Vgl. Memorial, 12.10.1818, Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
495  Siehe dazu Tab. 3 in Kapitel 4.2.3. 
496  Vgl. Bitt-Schrift, 24.05.1818, Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
497  Vgl. Bericht, 24.08.1818, Emmenkorrektion, 1781-1818; STASO B 21,1. 
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5. Zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts 
5.1. Strukturelle Veränderungen 
Solothurn war um das Jahr 1850 ein landwirtschaftlich geprägter Kanton und trotz einiger industriel-
ler Betriebe, wie der Eisenwerke von Roll, fast ohne Industrie und ohne nennenswertes Gewerbe. 
Alle bis dahin gemachten Versuche von Patriziern, Gewerbevereinen und Behörden, Industriebetrie-
be anzusiedeln, waren gescheitert. Bereits um 1885 war die Industrialisierung weit fortgeschritten 
und bis Mitte des 20. Jahrhunderts zählte Solothurn zu den am stärksten industrialisierten Kantonen 
der Schweiz.498 Im nächsten Unterkapitel werden die grundlegenden strukturellen Veränderungen, 
welche diese Entwicklung erst ermöglicht hatten, erörtert. 
 
5.1.1. Entstehung des Eisenbahnnetzes 
Während die USA, Frankreich, Belgien, Deutschland, Österreich, Russland, Italien und die Niederlan-
de schon in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts über Eisenbahnlinien verfügten, befand sich die 
Schweiz noch kaum in der Planungsphase. Gründe für diesen Rückstand waren vor allem auf die poli-
tisch-strukturelle Situation zurückzuführen. Denn erst mit der Schaffung und dem Ausbau des Bun-
desstaates ab 1848 konnten Verkehrshindernisse wie Binnenzölle, Gewerbemonopole und Trans-
portprivilegien beseitigt werden.499 
 Die Geschichte der Industrialisierung des Wasseramts ist eng mit dem Ausbau der Verkehrswege 
und insbesondere der Eisenbahn verbunden. Im zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts setzen die neu-
en Fabrikunternehmer auf das noch junge, aber zukunftsträchtige Transportmittel. Innerhalb von 20 
Jahren wurden in der Region Wasseramt drei Bahnlinien eröffnet: 1857 ermöglichte die Linie Solo-
thurn bis Herzogenbuchsee den Anschluss Solothurns an das Netz der 1853 gegründeten Schweizeri-
schen Centralbahn500. 1875 wurde die Emmentalbahn von Solothurn nach Burgdorf und 1876 die 
Gäubahn entlang des Jurasüdfusses von Solothurn nach Olten erstellt. Die Zürcher Baufirma Locher 
bemühte sich schon früh um die Konzession für eine Pferdebahn entlang des Emmekanals, welche 
1858 genehmigt wurde und den Anschluss an den nächstgelegenen Bahnhof in Derendingen ermög-
lichte. Sie wurde 1864 in Betrieb genommen und diente der Versorgung der Baumwollspinnerei Em-
menhof, welche im selben Jahr ihre Produktion aufnahm. Ein Jahr später wurde die Papierfabrik Bi-
berist angebunden und 1870 die Pferdebahnlinie bis Gerlafingen verlängert, wodurch auch die Ei-
senwerke von Roll Anschluss fand. Der Ausbau der Transportlinie wurde fortgesetzt, indem 1872 die 
Pferde durch Lokomotiven ausgetauscht wurden. Für den Personenverkehr verlor die sogenannte 
Industrielinie allerdings bald an Bedeutung und wurde ab 1884 für diesen Zweck nicht mehr genutzt, 
da die Gemeinden Biberist und Gerlafingen mit der Eröffnung der Strecke Solothurn-Burgdorf im Jahr 
                                                     
498  Vgl. Altermatt et al. 1949: 252. 
499  Vgl. Schluchter 2011: 183-184. 
500  Die Schweizerische Centralbahn wurde in Basel gegründet und baute von dort aus Bahnlinien in wichtige 
Städte wie Bern, Thun und Luzern. Das Hauptziel war die Errichtung eines schweizerischen Eisenbahnkreu-
zes mit dem Mittelpunkt in Olten. 1860 verband sie das Schweizer Netz mit dem französischen und 1873 
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den, war sie auf französische und Basler Banken, private Aktionäre und verschiedene Kantone als Geldgeber 
angewiesen. Vgl. Bärtschi 2011 (e-HLS). 
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1875 eigene Bahnhöfe erhalten hatten. Für den Material- und Warenverkehr der Baumwollspinnerei 
Emmenhof wurde sie noch bis 1967 mit einem Batterietraktor weiterbetrieben.501  
 
5.1.2. Entwicklung der Elektrizitätsübertragung 
Die geografische und geologische Beschaffenheit des Territoriums sowie die Bedürfnisse der Bevöl-
kerung sind wesentliche Faktoren, welche die Entstehung und Beschaffenheit von Elektrizitätswerken 
beeinflussen. Der Kanton Solothurn besass keine Bodenschätze, die als kalorische Energiequellen 
dienen konnten. Infolgedessen wurde zur Erzeugung elektrischer Energie lange Zeit auf die vorhan-
dene Wasserkraft gesetzt.502 Auf dem Gebiet der Elektrizitätsübertragung wurden Ende des 19. Jahr-
hunderts grosse Fortschritte gemacht, die unter anderem auf Entwicklungen im Kanton Solothurn 
zurückzuführen waren.  
 Im Jahr 1886 beauftragte der Solothurner Unternehmer Josef Müller-Haiber den jungen Ingenieur 
Charles Brown mit dem Bau eines Wasserkraftwerks an der Ösch in Kriegstetten und mit der Entwick-
lung einer elektrischen Freileitung, mit Hilfe derer die im Kraftwerk produzierte Energie über eine 
Distanz von sieben Kilometern zu seiner Schraubenfabrik geleitet werden konnte. Die Leitung war 
eine der frühesten elektrischen Kraftübertragungen über lange Distanz in Europa. Sein Bruder Sidney 
W. Brown entwickelte für das 1888 gebaute Wasserkraftwerk Luterbach zwei Generatoren, die eine 
ursprünglich geplante Seiltransmission zur Kammgarnspinnerei Derendingen überflüssig machten, da 
sie durch eine Stromübertragung ersetzt wurden. Die Entwicklung der elektrischen Kraftübertragung 
schritt danach schnell voran. Bereits 1893 konnte eine 29 Kilometer lange Leitung von Frinvillier im 
Bieler Jura nach Biberist in Betrieb genommen werden. Sie ermöglichte es der Papierfabrik, die Gas-
beleuchtung durch elektrisches Licht zu ersetzen. Ein Jahr danach begann das am heute nicht mehr 
existierenden Aarekanal in Luterbach gebaute Wasserkraftwerk der Gesellschaft des Aare- und 
Emmekanals (AEK) Strom nach Solothurn zu liefern.503 Da nun eine Stromübertragung über weite 
Distanzen möglich war, mussten die Industrieanlagen nach 1890 nicht mehr zwingend in der Nähe 
des Wassers gebaut werden. Neu waren eine gute Verkehrslage sowie die Nähe des Absatzgebietes 
zu grossen Siedlungen von Bedeutung.504  
 
5.1.3. Gewerbekanal 
Wie bereits beschrieben, nutzten die Eisenwerke von Roll seit 1813 die Wasserkraft der Emme mit-
tels eines bei Zielebach abgezweigten Kanals. Abgesehen von der genannten Gesellschaft fand sich 
bis Mitte des 19. Jahrhunderts kein moderner Industriebetrieb an der Emme. Eine wesentliche 
Grundlage zur Ansiedlung anderer grosser Produktionswerke war der Bau des Gewerbekanals, der 
eine erweiterte Nutzung der Wasserkraft ermöglichte. Der Bau dieses Kanals zog sich über mehrere 
Jahre hin, da die Teilstrecken etappenweise errichtet wurden. 
 Die Idee stammte ursprünglich vom Papierfabrikanten Benedikt Ziegler aus Kriegstetten, welcher 
der Regierung im Jahr 1858 den Bau eines Gewerbekanals von der Emmenbrücke bei Biberist bis 
nach Derendingen vorschlug. Die Regierung wollte diesen Plan nur innerhalb der Schranken ihrer 
Befugnisse unterstützen und entschloss sich, die nötigen technischen Untersuchungen und Vorarbei-
ten vornehmen zu lassen.505 Der Ingenieur Zschokke erhielt daraufhin die Bewilligung zur Aufnahme 
der technischen Vorarbeiten, welche die Anlage eines Gewerbekanals ermöglichen sollten. Zudem 
                                                     
501  Vgl. Blank 2002: 7-8. 
502  Vgl. Liechtenhan 1939: 15. 
503  Vgl. Blank 2002: 8-9. 
504  Vgl. Gerber 1967: 13. 
505  Vgl. Schwab 1927: 528. 
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gewährte ihm die Regierung das Vorrecht zum Bau des Kanals und der Benutzung desselben in der 
Einung Biberist und von der Emmenbrücke zu Derendingen bis an die Aare.506 Kurze Zeit später er-
suchte auch die Firma Locher aus Zürich um die Erlaubnis zum Bau eines Gewerbekanals von Biberist 
bis zur Eisenbahn in der Einung Derendingen und von dort bis zur Aare. Zudem plante letztere, einen 
Schienenweg von Gerlafingen auf dem rechten Ufer der Emme bis zur Aare anzufügen.507  
 Neben den beiden Gesuchstellern wurden auch die Gemeinden Biberist, Luterbach und Derendin-
gen sowie die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll in die Verhandlungen einbezogen. Nachdem sich 
das Baudepartement mit Benedikt Ziegler mündlich verständigt hatte, beschloss der Regierungsrat 
am 6. April 1859, dass die Baugesellschaft Locher aus Zürich die Konzession für die Anlage eines Ge-
werbekanals von Biberist auf dem rechten Emmeufer bis zur Aare in Richtung Attisholz erhalten soll-
te. Sie erhielt das Recht, das Wasser, welches bis anhin aus dem Gewerbekanal der Eisenwerke bei 
Biberist in die Emme geflossen war, dort aufzufassen und in einen neuen Kanal zu leiten. Der neue 
Gewerbekanal musste direkt an denjenigen der Eisenwerke anschliessen, da das Wasser zwischen 
den beiden Kanälen nicht in die Emme fliessen sollte. Die Firma Locher durfte noch mehr Wasser bei 
Biberist in den Kanal einleiten, insofern sie sich mit der Gesellschaft der Eisenwerke von Roll verstän-
digen konnten und die Regierung die betreffenden baulichen Anlagen genehmigte. Ebenso erhielten 
sie das Recht, den Grütt- oder Sägebach zwischen Biberist und Derendingen in den Kanal einzulei-
ten.508  
 Die Konzession war auch an bestimmte Bedingungen gebunden. So mussten die Arbeiten spätes-
tens sechs Monate nach Erteilung der Konzession beginnen. Zuerst sollte die Strecke südlich der 
Emmenbrücke bei Derendingen in Angriff genommen und innerhalb von drei Jahren erstellt werden. 
Für den nördlich der Emmenbrücke gelegenen Kanalabschnitt wurde ein zeitlicher Rahmen von fünf 
Jahren vorgegeben. Zudem sollte Locher dafür sorgen, dass die Centralbahngesellschaft unterhalb 
der Emmenbrücke bei Derendingen eine Haltestelle einrichtete.509 Der Baubeginn verzögerte sich, 
weshalb das Baudepartement die Pläne des Projekts erst 1861 erhielt.510 Drei Jahre danach geneh-
migte das Baudepartement die Anlage von Stauvorrichtungen in Biberist, mit Hilfe derer zusätzliches 
Wasser in den Kanal geleitet werden konnte. Sollten infolge von Hochwassern Schäden durch zu spä-
tes oder ganz unterlassenes Ziehen der beweglichen Stauvorrichtungen entstehen, haftete die Ge-
sellschaft. Die Konzessionäre verpflichteten sich, notwendige Änderungen durchzuführen, falls später 
eine Emmekorrektion erfolgen sollte. Allerdings würden sie nicht die Kosten dieses Eingriffs zu tragen 
haben und das Schwellenwerk durfte nicht so verändert werden, dass der Wasserzufluss zum Ge-
werbekanal vermindert werden würde. Weiter wurde die Verlegung des Grüttbachs genehmigt, da-
mit dessen Wasser genutzt werden konnte.511 
 Aufgrund von Fehlberechnungen der Baugesellschaft Locher war das Wassergefälle bei der 
Baumwollspinnerei Emmenhof zu gering ausgefallen, weshalb der bereits erstellte Kanal im Jahr 
1866 aufgedämmt werden musste.512 Im darauffolgenden Jahr ging die Konzession für den Gewerbe-
kanal und die Eisenbahnlinie von Gerlafingen bis zur Aare an die Baugesellschaft Näff und Zschokke 
über.513 Auch die Fertigstellung des Gewerbekanals nördlich der Emmenbrücke, die in der Konzession 
an Näff und Zschokke auf das Jahr 1872 festgelegt worden war, verzögerte sich und wurde auf das 
Jahr 1875 verschoben.514 Der letzte offene Abschnitt befand sich zwischen der Gäubahnlinie und der 
Emmemündung. Infolge des zunehmenden Energiebedarfs der Kammgarnspinnerei in Derendingen 
entschlossen sich die Verantwortlichen des Betriebs, den Gewerbekanal bis an die Aare zu verlängern 
                                                     
506  Vgl. STASO PRR 1858: Nr. 2069. 
507  Vgl. ebd.: Nr. 2313. 
508  Vgl. STASO PRR 1859: Nr. 641. 
509  Vgl. ebd. 
510  Vgl. STASO PRR 1861: Nr. 1724. 
511  Vgl. STASO PRR 1864: Nr. 216. 
512  Vgl. Blank 2002: 26. 
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und mittels eines Kraftwerks in Luterbach das Wasser zur Energiegewinnung zu nutzen.515 Die ge-
wonnene Kraft sollte auf elektrischem Weg entlang des Kanals bis in die Nähe der Kammgarnspinne-
rei geleitet werden. Die Konzession dazu wurde der Firma Lang und Koch 1886 erteilt und war auf 
drei Jahre befristet.516 Das Kraftwerk Luterbach war zwei Jahre danach fertiggestellt und konnte mit 
der Energieproduktion beginnen.517 
 
5.2. Industrielle Wasserkraftnutzung an der Emme 
In diesem Unterkapitel wird auf die Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte der Industriebetriebe 
an der Emme eingegangen. Da dieses grosse Thema im Rahmen der Arbeit nicht ausführlich behan-
delt werden kann, werden nur für die Fragestellung relevante Sachverhalte geschildert. Zu erläutern 
ist, wie die Fabriken die Emme nutzten, inwiefern diese Nutzung für sie von Bedeutung war und wel-
che Entwicklungen erkennbar sind. Zur Beantwortung dieser Fragen sind die bereits genannten struk-
turellen Veränderungen wesentlich. 
 
5.2.1. Eisenwerke von Roll 
Im Kapitel 4.1. zur vorindustriellen Nutzung wurde bereits geschildert, dass die Möglichkeit des Holz-
flössens und der Wasserkraftgewinnung wichtige Faktoren zur Wahl und zum Ausbau des Standorts 
der Eisenwerke in Gerlafingen waren. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts musste die schwei-
zerische Eisenindustrie feststellen, dass sie gegenüber den mit Steinkohle arbeitenden Auslandwer-
ken nicht mehr zu bestehen vermochte. In kurzer Zeit fielen fast alle Hochöfen und Hammerwerke 
des Landes der billigeren Konkurrenz zum Opfer, weshalb sich das Unternehmen von Roll den verän-
derten Produktionsverhältnissen anpassen musste. Es stellte sich die Frage, ob die Betriebsstelle in 
Gerlafingen, die besonders wegen der Flösserei gewählt worden war, beibehalten werden sollte. Die 
Unternehmungsleitung entschied sich für diesen Standort, wodurch ein umfassendes Erneuerungs- 
und Bauprogramm518 eingeleitet wurde. Ab dem Jahr 1859 wurden neue Produktionsanlagen instal-
liert, welche mit Steinkohle betrieben werden konnten. Letztere wurde aus dem Ausland importiert 
und von 1870 an von der Station Derendingen über die Industrielinie nach Gerlafingen geführt. Die 
stufenweise Umstellung auf Steinkohle führte zur Aufgabe des Holz- und Flössereigeschäfts im Jahr 
1869.519 1894 wurde eine elektrische Kraftübertragung eingerichtet, die später beim Antrieb der 
Walzwerke eine grosse Bedeutung erlangte.520 Besonders im Jahr 1918, als beinahe keine Kohle mehr 
erhältlich war, wurde die elektrische Energie auch zur Wärmeerzeugung herangezogen, wodurch der 
Bezug von Fremdenergie beträchtlich anstieg.521  
 Im Zusammenhang mit dem Ausbau der Produktionsanlagen stieg der Bedarf an Triebkraft, weil 
das Werk in Gerlafingen stets unter dem unbeständigen Wasserstand der Emme litt. Es wurde ver-
sucht, den damit verbundenen Energieausfall durch die Verwendung der Abhitze der Öfen zur 
Dampferzeugung und der Installation einer neuen Dampfkesselanlage wettzumachen. In den 1850er 
Jahren wurden die alten Wasserräder durch Turbinen ersetzt und Anfang der 1890er Jahre ein neuer 
Kanal oberhalb von Gerlafingen gebaut, wodurch mehr Wasserkraft gewonnen werden konnte.522 Zu 
diesem Zweck baute die Firma von Roll im Jahr 1916 ein neues Wasserkraftwerk am Grütt- und Sagi-
                                                     
515  Vgl. Blank 2002: 10. 
516  Vgl. STASO PRR 1886: Nr. 2154. 
517  Vgl. Blank 2002: 10. 
518  In Abb. 9 in Kapitel 6.1.1. ist erkennbar, wie die Fabrik zwischen 1889 und 1946 erweitert wurde. 
519  Vgl. Direktorium von Roll 1973: 139-141. 
520  Vgl. Schwab 1927: 184-185. 
521  Vgl. Liechtenhan 1939: 20. 
522  Vgl. Schwab 1927: 184-185. 
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bach in Gerlafingen. Trotz dieser Erweiterungen sah sich die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll in 
demselben Jahr gezwungen, einen Lieferungsvertrag für den Bezug von Fremdenergie mit dem Elekt-
rizitätswerk Wangen abzuschliessen. Die Wasserkraft wurde jedoch weiterhin zur Deckung des inter-
nen Bedarfs genutzt.523  
 Im Jahr 1994 beschloss die Geschäftsführung der Von Roll AG524, dass der defizitäre Schmiedebe-
trieb in Gerlafingen stillgelegt werden sollte. Nachdem die Inhaber mehrmals gewechselt hatten, 
übernahm der italienische Stahlkonzern AFV Beltrame die Anlagen und betreibt heute unter dem 
Namen Stahl Gerlafingen AG weiterhin ein Stahlwerk, ein Walzwerk und eine Betonstahlfabrik.525 
 
5.2.2. Baumwollspinnerei Emmenhof in Derendingen 
Die Zürcher Baufirma Locher war nicht nur für den Bau des Gewerbekanals verantwortlich, sondern 
setzte sich auch für die Errichtung einer Grossspinnerei ein, zumal sie einen Abnehmer für die Was-
serkraft benötigte. Weiter bekundeten verschiedene Unternehmer aus Winterthur, Zürich, Sankt 
Gallen und Aarau ihr Interesse am Bau der Spinnerei, weil sie die Maschinen und Anlagen herstellen 
und liefern konnten. Neben dem Vorhandensein der Wasserkraft, wobei ursprünglich mit etwa 500 
PS526 für die Baumwollspinnerei gerechnet wurde, sprachen auch das niedrige Lohnniveau und die 
tiefen Lebenskosten in der Region für diesen Standort. Die Gründer des Unternehmens sicherten sich 
die Fürsprache des damals einflussreichsten solothurnischen Politikers, Regierungsrat Wilhelm Vigier, 
der sich für das Zustandekommen des Plans einsetzte.527 
 Nach der Gründungsversammlung im Jahr 1861 dauerte es drei Jahre, bis die Baumwollspinnerei 
ihre Produktion aufnehmen konnte. Nach den Eisenwerken von Roll in Klus und Gerlafingen sowie 
den Bally-Schuhfabriken in Schönenwerd war dies erst die vierte grössere Fabrik im Kanton Solo-
thurn. Obwohl die Textilindustrie im 19. Jahrhundert die führende Branche in der Schweiz war, hatte 
die Baumwollspinnerei Emmenhof von Beginn an mit Schwierigkeiten zu kämpfen. Neben einer un-
günstigen Marktlage528 und hohen Betriebsinvestitionen bereitete besonders die Wasserkraftnut-
zung Probleme. Der periodische Wassermangel der Emme sowie die anfängliche Fehlkonstruktion 
des Kanals führten dazu, dass die Maschinen immer wieder stillgelegt werden mussten.529 Die von 
der Firma Locher zugesicherten 150 PS konnten nicht erreicht werden und die beim Gründungsplan 
genannten 500 PS erwiesen sich als reine Illusion. Schon 1866 setzte die verfügbare Wasserkraft der 
Produktion Grenzen.530 Zur Überbrückung der unbefriedigenden Wasserkraftverhältnisse wurden 
1873 eine erste und 1891 eine zweite Dampfmaschine in Betrieb genommen.531 Die ursprüngliche 
Wasserkraftanlage wurde durch zwei neue Turbinen, welche zusammen 300 PS generierten, ersetzt 
und in den 1890er Jahren durch eine dritte Turbine mit einer Leistung von 117 PS ergänzt.532 Wäh-
rend bis ins Jahr 1895 der überwiegende Teil des Energiebedarfs noch mit der Wasserkraft gedeckt 
werden konnte, setzte das Unternehmen ab 1901 stärker auf die Dampfkraft. 1911 stammte noch 
                                                     
523  Vgl. Liechtenhan 1939: 19-20. 
524 Die Firma wurde 1962 umbenannt. Vgl. Direktorium von Roll 1973: 201. 
525 Vgl. Kaiser, Bertolaccini, Dirlam 2013: 15-16. 
526  Ein PS (Pferdestärke) entspricht 736 Watt. Vgl. Liechtenhan 1939: 11. 
527  Vgl. Schwab 1927: 288. 
528  Die Garnausfuhr ins Ausland erwies sich als schwierig, weil Deutschland, Frankreich und Italien ihre Märkte 
durch Zölle schützten. Zudem sank der Garnpreis infolge der zunehmenden Baumwollernten in Amerika 
ständig und nach dem Deutsch-Französischen Krieg (1870 bis 1871) entstanden in Deutschland sehr viele 
Spinnereien. Vgl. Flury 1907: 23. 
529  Vgl. Blank 2002: 26. 
530  Vgl. Schwab 1927: 290-291. 
531  Vgl. Blank 2002: 26. 
532  Vgl. Schwab 1927: 291. 
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ein Viertel der gewonnenen Energie aus der Emme. Danach wurde zusätzlich Fremdstrom bezogen, 
wodurch der Anteil noch kleiner wurde.533  
 Von dem Moment an, wo die eigene Wasserkraft nicht mehr ausreichte, sah sich die Spinnerei mit 
enormen Kosten konfrontiert. Gemäss Schwab lag der optimale Standort einer Baumwollspinnerei an 
den Kraftlagern, da es ansonsten nicht möglich war, die von der Konkurrenz diktierten billigen Garn-
preisen einzuhalten. Deshalb war die Kraftfrage für ihn auch der Hauptgrund für den Niedergang der 
Fabrik. Zudem erwies sich die Abgelegenheit der Spinnerei als ungünstig, da die Transportkosten für 
die Rohstoffe und das Endprodukt hoch waren. Die Ansiedlung weiterer Grossindustrien am Gewer-
bekanal hatte zur Folge, dass die auf dem Arbeitsmarkt geltenden Löhne anstiegen. Nach einem zwi-
schenzeitlichen Konkurs im Jahr 1904 wurde ein Jahr später eine neue Aktiengesellschaft gegründet, 
welche den Betrieb trotz ungünstiger Marktlage weiterführte. Der Ausbruch des Ersten Weltkriegs 
brachte der schweizerischen Textilindustrie eine sehr gute Konjunktur, die das Ende der Gesellschaft 
um einige Jahre hinauszögerte. Ende 1925 wurde die Fabrik schliesslich wegen Zahlungsunfähigkeit 
an die deutsche Firma Gebrüder Schüller AG verkauft.534 
 Die Teigwarenfabrik Scolari AG übernahm 1932 die Einrichtungen der ehemaligen Baumwollspin-
nerei und versah sie mit modernen Anlagen. So wurde die gewonnene Energie durch Wasserkraft 
aufgrund der Installation einer neuen Turbinenanlage mit 390 PS Leistung im Jahr 1941 erhöht.535 
Mit der Einführung des neuen Wasserkraftzinses, welcher auf die Abänderung des Bundesgesetzes 
über die Nutzbarmachung der Wasserkräfte zurückging, wurde die genutzte Energie 1956 berechnet. 
Insgesamt konnte die Teigwarenfabrik jährlich 506 PS nutzen.536 Im Jahr 1973 wurde auch die Teig-
warenfabrik geschlossen und die Bauten dienen heute als Lager- und Büroräume für eingemietete 
Betriebe.537 
 
5.2.3. Papierfabrik Biberist 
Wie bereits mehrfach erwähnt, erbaute die Zürcher Baufirma Locher den Gewerbekanal und ergriff 
zugleich die Initiative zur Gründung weiterer Unternehmen. Sie setzte sich dabei mit Maschinenfab-
rikanten in Zürich und Winterthur in Verbindung. Bei der Gründung der Papierfabrik Biberist war es 
vor allem die Firma Escher-Wyss aus Zürich, welche sich um die Gründung einer Aktiengesellschaft im 
Jahr 1862 bemühte. Die Anlagen der Papierfabrik wurden im Frühling des Jahres 1865 sukzessive in 
Betrieb genommen.538 Der Standort Biberist bot günstige Voraussetzungen, besonders nachdem der 
Gewerbekanal auf diesem Abschnitt fertiggestellt war. Neben der damit gesicherten Energiegewin-
nung war der Betrieb ebenfalls auf Fabrikationswasser539 sowie genügend Arbeitskräfte, welche zu 
dieser Zeit im Kanton Solothurn ausreichend vorhanden waren, angewiesen.540  
 Zu Beginn hatte die Fabrik mit Problemen zu kämpfen und erzielte deswegen negative Ergebnisse. 
Sie war stark auf den Export ins Ausland angewiesen, weil die Papierfabriken auf dem schweizeri-
schen Markt einen scharfen Konkurrenzkampf führten.541 Nach der Inbetriebnahme wurde die Fabrik 
ständig ausgebaut, um mit den Neuerungen der Zeit Schritt zu halten. Das Problem dabei war, dass 
                                                     
533  Vgl. Zimmermann 1946: 14. 
534  Vgl. Schwab 1927: 292-294. 
535  Vgl. Blank 2002: 27. 
536  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats des Kantons Solothurn Nr. 4952, 16.10.1956; FW [Archiv 
des Amts für Umwelt, Fachstelle Wasserbau Solothurn], Derendingen, 47, 1. 
537  Vgl. Blank 2002: 27. 
538  Vgl. Zimmermann 1946: 66. 
539  Dieses Wasser wurde aus dem umgeleiteten Grütbach entnommen. Der Staat verpflichtete sich gegenüber 
der Papierfabrik, dass keine Konzession für einen Betrieb an demselben Gewässer erteilt werden durfte, 
welcher das Wasser verunreinigt und das Papier dadurch gefährdet hätte. Vgl. STASO PRR 1864: Nr. 216. 
540  Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 100-101. 
541  Vgl. Zimmermann 1946: 66-67. 
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die Wasserkraft der Emme schon bald nicht mehr ausreichte. Nach dem Deutsch-Französischen Krieg 
(1870 bis 1871) wurde eine dritte Papiermaschine aufgestellt, für deren Betrieb eine Dampfmaschine 
notwendig war. 1882 entschied sich die Unternehmungsleitung, den für die Papierherstellung not-
wendigen Holzstoff selbst herzustellen. Da die Wasserkraft der Emme nicht einmal für die Papierfab-
rikation ausreichte, wurde mit Rondchâtel oberhalb Biel ein ausserkantonaler Standort für die Holz-
stofffabrik gewählt. Nach dem Umbau des Gewerbekanals konnte 1886 eine weitere Turbine ange-
schlossen und drei Jahre danach eine vierte Papiermaschine aufgestellt werden. Wegen fehlender 
Wasserkraft musste allerdings die dritte Maschine wieder ausser Betrieb genommen werden. Zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts wurden deswegen Dampfmaschinen angeschafft und Strom aus dem 
Elektrizitätswerk Wangen bezogen. Trotz der Installation neuer Turbinen im Jahr 1906 spielte die 
Wasserkraft, die für die Standortwahl der Fabrik wesentlich gewesen war, schon bald eine unterge-
ordnete Rolle.542 In Tab. 4 ist aufgeführt, wie sich der Anteil der Wasserkraft im Vergleich zur gesam-
ten Energienutzung zwischen 1890 und 1913 verändert hatte. Während die Wasserkraft 1890 noch 
den überwiegenden Teil der Energie zur Verfügung stellte, nahm der Anteil danach stetig ab, bis sie 
ab dem Jahr 1913 lediglich als Ergänzung diente.  
 
Tab. 4: Energiegewinnung der Papierfabrik in Biberist von 1890 bis 1913. Schwab 1927: 540. 
Jahr Wasserkraft (PS) Dampf (PS) Elektrizität (PS) Total (PS) 
1890 370 200 - 570 
1893 370 200 250 820 
1896 370 500 250 1’120 
1906 600 500 250 1’350 
1913 600 2’000 750 3’350 
1916 600 2’000 500 3’100 
1923 600 2’000 1’150 3’750 
 
5.2.4. Kammgarnspinnerei Derendingen und Wasserkraftwerk Luterbach 
Im Jahr 1850 existierte am Standort der späteren Kammgarnspinnerei eine Wollfabrik, welche unter 
der Leitung des politischen Flüchtlings Paul Thoma stand.543 Bei der Gründung der Kammgarnspinne-
rei Derendingen im Jahr 1872 war dieses Gewerbe noch relativ jung.544 Sie war die dritte Fabrik ihrer 
Art in der Schweiz. Da die benötigten Rohstoffe importiert werden mussten, war das Unternehmen 
auf billige Arbeitskräfte angewiesen. Der Gewerbekanal, der 1864 für die Baumwollspinnerei gebaut 
worden war, konnte kostengünstig erweitert und somit die Energiegewinnung sichergestellt werden. 
Nachdem die Bauarbeiten 1874 abgeschlossen waren, drohte ihr bereits 1877 das finanzielle Ende, 
welches 1879 durch eine Auffanggesellschaft verhindert wurde und die Umbenennung545 auf den 
Namen Lang und Koch zur Folge hatte.546 Die erfahrenen Unternehmer Ludwig Lang-Neher, der 
frühere Direktor der Kammgarnspinnerei Schaffhausen, und Alexander Koch aus Zürich übernahmen 
den Betrieb und bauten ihn kontinuierlich aus. Allein zwischen 1880 und 1890 stieg die Zahl der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer von 202 auf 655, die Leistung der Kraftwerkanlagen wurde ver-
vierfacht und die Anzahl Spindeln nahm um das Dreifache zu. 1884 wurde der Spinnerei eine Webe-
                                                     
542  Vgl. Schwab 1927: 532-535, 539-540. 
543  1851 soll dieser über 100 Arbeiter an 25 Halbleinstühlen beschäftigt haben. Es ist nicht bekannt, was mit 
dem Unternehmen danach geschehen ist. Vgl. Zimmermann 1946: 17-18. 
544  Vgl. ebd.: 18. 
545  1887 benannte man die Fabrik wiederum in Kammgarnspinnerei Derendingen um. Vgl. Riesen 2004: 121. 
546  Vgl. ebd.: 119-120. 
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rei angegliedert, welche sich ebenfalls schnell entwickelte. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts befand 
sich das Unternehmen in einer Krise, die durch den Sturz der internationalen Rohwollepreise ausge-
löst und durch einen folgenreichen Brand in der Weberei im Jahr 1901 verschärft wurde. Diese Krise 
war bereits 1902 überwunden und 1907 folgte die Fusion mit der Kammgarnspinnerei Schaffhau-
sen.547 Das Grossunternehmen unter dem Namen Vereinigte Kammgarnspinnereien Schaffhausen 
und Derendingen beschäftigte zu dieser Zeit allein in Derendingen 1’100 Angestellte und war somit 
einer der wichtigsten Arbeitgeber der Region. Während des Zweiten Weltkriegs waren der Export 
von Waren und der Import von Rohstoffen schwierig. Nach einer weiteren Umbenennung in Schoel-
ler Textil AG wurde der Betrieb mangels Rentabilität 1987 eingestellt. Die Fabrikationsgebäude und 
das Land wurden an die Maschinenfabrik Scintilla verkauft.548 
 Die Folge des Ausbaus ab 1880 war, dass die Wasserkraft nicht mehr ausreichte und der schwan-
kende Wasserstand der Emme die gleichmässige Produktion in erheblicher Weise erschwerte, wes-
halb an der Erhöhung der motorischen Leistung gearbeitet wurde. Der Gewerbekanal wurde bis zur 
Emmemündung erweitert, damit das neue Gefälle mit Turbinen ausgenutzt werden konnte.549 Am 
neuen Kanalstück in Luterbach liess die Unternehmungsleitung 1888 ein Wasserkraftwerk mit einer 
Leistung von 150 PS errichten, das eigens der Deckung des Energiebedarfs der Kammgarnspinnerei 
diente. Zuvor existierten bereits drei Turbinen mit je 150 PS Leistung. Als Ergänzung zur Wasserkraft 
wurden die 1890 in Betrieb gesetzte Sulzer-Dampfmaschine und der 1911 erworbene Sulzer-
Dieselmotor genutzt. 1903 entstand ein neues Turbinenhaus mit einer 250 PS-Turbine. An der Stelle 
des ersten Kraftwerkes von 1874 wurde 1918 ein vergrössertes Turbinenhaus gebaut, welches bis 
heute erhalten geblieben ist.550 Nach der Schliessung der Kammgarnspinnerei im Jahr 1987 wurde 
das Kraftwerk von der Hydroelectra AG erworben, welche dieses restaurierte und als Museum zu-
gänglich machte. Neben den Teilen des alten Kraftwerks befindet sich dort heute ebenfalls eine voll-
automatische Anlage.551 
 Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der Bau des Gewerbekanals und die damit verbun-
dene Aussicht auf die Wasserkraftnutzung ein wesentlicher Faktor für die Ansiedlung der verschie-
denen Industriebetriebe an der Emme war. Aufgrund der unregelmässigen und ungenügenden Was-
serführung des Flusses mussten alle Fabriken schon kurz nach Produktionsaufnahme andere Formen 
der Energiegewinnung, wie Dampfkessel oder Dieselmotoren, hinzuziehen. Obwohl die Wasserkraft-
werke teilweise bis heute in Betrieb geblieben sind, konnten sie bereits zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts nur noch als Ergänzung angesehen werden. Die Wasserkraft der Emme verlor somit für die 
Fabriken innerhalb von 50 Jahren stark an Bedeutung. Ein wesentlicher Faktor war dabei auch das 
schnelle Wachstum der Fabriken und der damit einhergehende erhöhte Energiebedarf. Dank der 
raschen Entwicklung auf dem Gebiet der Elektrizitätsübertragung konnte das Energieproblem gröss-
tenteils gelöst werden. Für die Eisenwerke in Gerlafingen war die Umstellung von Holzkohle auf 
Steinkohle ein entscheidender Schritt, mit dem auch die Flösserei auf der Emme verschwand. 
 
5.3. Entwicklung des schweizerischen Hochwasserschutzes 
Durch strukturelle Veränderungen und die Industrialisierung hatte sich in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts ein grosser Wandel vollzogen, der sich sowohl auf die Nutzung wie auch auf die Schutz-
bemühungen auswirkte. Gleichzeitig entwickelten sich der Hochwasserschutz und die dazu erforder-
liche Gesetzgebung auf nationaler Ebene. Die Folge waren zahlreiche kleinere und grössere Flusskor-
rektionen, zu denen auch die Korrektion der Emme zählt.  
                                                     
547  Vgl. Blank 2002: 19-22. 
548  Vgl. Riesen 2004: 122. 
549  Vgl. ebd.: 120-121. 
550  Vgl. Blank 2002: 19, 24-25. 
551  Vgl. ebd.: 10-11. 
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5.3.1. Institutionelle und rechtliche Veränderungen 
In der alten Eidgenossenschaft wurde ein Hochwasserschutzproblem, welches nur einen einzigen Ort 
betraf, von diesem selbst gelöst. Wurden mehrere Orte oder Gemeine Herrschaften bedroht, war die 
Tagsatzung dafür zuständig und sollte zumindest eine koordinative Funktion einnehmen. So betraf 
beispielsweise die Kanderumleitung552 von 1711 bis 1714 nur den Ort Bern und wurde deshalb auch 
von diesem alleine bewältigt, während die Versumpfung der Linthebene und der Gegend um Walen-
stadt die Orte Schwyz und Glarus sowie die Gemeinen Herrschaften Gaster und Uznach beschäftigte. 
Die Tagsatzung beauftragte deshalb 1783 den Berner Artillerieoffizier Andreas Lanz mit der Ausarbei-
tung eines Sanierungsprojekts, welches er ein Jahr später ablieferte und dessen Kernstück der Vor-
schlag zur Umleitung der Linth durch den Walensee war. In Folge der Französischen Revolution und 
der Besetzung der Eidgenossenschaft wurde die Tagsatzung kurzzeitig abgeschafft, erstand aber 1803 
von neuem und beschloss 1804 die Linthkorrektion.553 Dies war das erste Projekt, welches als natio-
nale Unternehmung ausgeführt wurde und als solche ins Bewusstsein trat, was vor allem für die Vor-
bereitung der ersten Juragewässerkorrektion wichtig war.554 Nach 1830 setzte politisch ein Demokra-
tisierungs- und Liberalisierungsprozess ein, der zahlreiche Veränderungen und Auseinandersetzun-
gen, wie den Sonderbundskrieg im Jahr 1847, mit sich brachte. Dies führte schliesslich dazu, dass sich 
1848 die Kantone auf eine Verfassung einigten und aus dem bisherigen Staatenbund ein Bundesstaat 
wurde.555 Diese Verfassung verlieh dem Bund unter Artikel 21 (später 23) das Recht, öffentliche Wer-
ke zu errichten oder die Errichtung derselben zu unterstützen, sofern das Interesse der Eidgenossen-
schaft oder eines Teils derselben gegeben war. Auf der Grundlage dieses Verfassungsartikels liess der 
Bund die ersten grösseren Gewässerkorrektionen ausführen. Dazu gehören die Rheinkorrektion 
(Bundesbeschluss 1854), die Juragewässerkorrektion (Beschlüsse 1857, 1863 und 1867) und die Kor-
rektion der Rhone (Beschlüsse 1863 und 1870).556   
 Die Aufnahme des Wasserbaugesetzes in die Bundesverfassung ist eng mit demjenigen des Forst-
polizeigesetzes verbunden. Dies zeigt die Entwicklung, welche Pfister und Brändli als Karriere des 
Abholzungsparadigmas bezeichneten. 1987 wies das Nachrichtenmagazin India Today in einem Arti-
kel das Königreich Nepal und dessen Bewohnern die Schuld für die Überschwemmungskatastrophen 
in der Ganges-Ebene zu. Die Reaktionskette schien folgendermassen auszusehen: Das starke Bevöl-
kerungswachstum im Himalajagebiet führte zu einer zunehmenden Nachfrage für Brennholz, was 
wiederum die Entwaldung immer höher gelegener und steilerer Gebiete nach sich zog. Diese Abhol-
zung führte zu erhöhten Abflüssen, zunehmender Erosion sowie grösserer Sedimentfracht der Flüsse 
und endlich zu vermehrten Überschwemmungen in tiefer gelegenen Gebieten. Ein Projekt der United 
Nations University untersuchte in den folgenden Jahren die Ursachen der Überschwemmungen und 
kam zum Schluss, dass diese in erster Linie durch das regionale Niederschlagsgeschehen verursacht 
wurden. Es konnte kein Zusammenhang zwischen den Rodungen in Nepal und der Abflussbildung 
hergestellt werden. Wurden die entwaldeten Flächen nämlich landwirtschaftlich bewirtschaftet oder 
war der Boden zumindest mit Gras bedeckt, nahmen weder der Oberflächenabfluss noch die Erosion 
zu.557  
 Die argumentative Verknüpfung von Abholzungen im Gebirge und dem Auftreten von Über-
schwemmungen wurde erstmals im späten 18. Jahrhundert hergestellt. Pfister und Brändli zeigten in 
ihrem Aufsatz, wie sich das sogenannte Abholzungsparadigma über verschiedene Phasen in Wissen-
schaft, Öffentlichkeit und Politik der Schweiz als gängiges Erklärungsmuster für Überschwemmungen 
etablierte. Wesentlich dazu beigetragen hatten verheerende Überschwemmungen in den Jahren 
                                                     
552  Zur Nutzungs- und Verbauungsgeschichte der Kander hat Dominic Bütschi eine Lizentiatsarbeit verfasst. Vgl. 
Bütschi 2008. 
553  Vgl. Vischer 2003: 191-192. 
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1834, 1837 und 1839, welche die Menschen beunruhigten und nach Erklärungen suchen liessen. 
Zwischen 1847 und 1856 häuften sich wiederum verheerende Überschwemmungen im gesamten 
Alpenvorland, die den Zusammenhang mit den Abholzungen zu bestätigen schienen. Besonders 
Schweizer Forstfachleute argumentierten in dieser Weise, da sie sich die Lösung von zwei Problemen, 
welche in der Diskussion des 19. Jahrhunderts einen hohen Stellenwert einnahmen, erhofften. Einer-
seits sollte die Zerstörung der Wälder verhindert und andererseits ein Mittel gegen die scheinbar 
immer häufiger auftretenden Überschwemmungen gefunden werden. Die Institutionalisierung des 
Schweizerischen Forstvereins im Jahr 1843 bestärkte den Erfolg des Abholzungsparadigmas, da hier-
mit ein Expertenforum gegründet wurde, welches den Behörden als Ansprechbasis diente.558  
 Nach den oben genannten Überschwemmungen und dem ständigen Druck des Forstvereins be-
auftragte der Bundesrat 1858 Elias Landolt559 mit der Erstellung eines Lageberichts. Darin forderte 
der Experte die Ausschüttung von Bundesmitteln für Aufforstungen und Hangverbauungen.560 Ein 
Jahr danach veranlasste der Bundesrat eine Untersuchung über die wasserbaulichen Aspekte der 
Gebirgsgewässer. Der von Professor Karl Culmann561 1864 vorgelegte Bericht über die Untersuchung 
der schweizerischen Wildbäche enthielt verschiedene Massnahmen, mit Hilfe derer die Situation 
verbessert werden sollte. Unter anderem schlug er vor, dass der Bund die wasserbauliche Gesetzge-
bung regeln und die Überwachung der Arbeiten übernehmen sollte. Er empfahl, dass die Kosten für 
die Schutzbauten dem Bund, den Kantonen und den Beteiligten obliegen und Letztere über die Wir-
kungen der Verbauungen aufgeklärt werden sollten. Ein sorgfältiges Studium der hydrologischen, 
hydraulischen und flussbautechnischen Grundlagen sah er ebenfalls als unabdingbar.562  
 Die Forderungen in den beiden Expertenberichten erhielten erst nach den katastrophalen Über-
schwemmungen des Jahres 1868563 Gewicht. Zur Vermeidung ähnlicher Katastrophen setzte der 
Bundesrat eine technische Kommission ein, zu deren Mitgliedern auch Elias Landolt und Carl Cul-
mann gehörten. Um die Schäden zu erklären, knüpften die beiden Experten an ihre Berichte an und 
setzten sich nun stärker für eidgenössische Gesetze in den Bereichen Wasserbau und Forstwesen ein. 
Der Schweizerische Forstverein nutzte die Gegebenheiten, um auf seine Vorschläge zur Hochwasser-
prävention aufmerksam zu machen. Das Parlament hatte diese Einwände zuvor zwar zur Kenntnis 
genommen, sie bei der Umsetzung jedoch immer wieder abgeblockt. Nach der Katastrophe im Jahr 
1868 konnten diese Vorstösse nicht mehr ignoriert werden und wurden ausnahmslos innerhalb von 
zehn Jahren umgesetzt.564 
 Der 1874 in die revidierte Bundesverfassung565 aufgenommene Artikel 24 sicherte dem Bund das 
Recht der Oberaufsicht über die Wasserbau- und Forstpolizei im Gebirge. Seine Aufgabe bestand in 
der Korrektion und Verbauung der Wildwasser sowie der Aufforstung ihrer Quellengebiete. Weiter 
                                                     
558  Vgl. ebd.: 303-309. 
559  Elias Landolt war von 1855 bis 1893 Professor an der Forstschule des Eidgenössischen Polytechnikums in 
Zürich, von 1864 bis 1882 Kantonsoberförster des Kantons Zürich und von 1881 bis 1893 Präsident des 
schweizerischen Forstvereins. Vgl. Hürlimann 2007 (e-HLS). 
560  Vgl. Pfister, Brändli 1999: 309. 
561  Karl Culmann war besonders für seine baumechanische Forschung im Bereich der Statik und des Brücken-
baus bekannt. Daneben führte er aber auch Studien über Schweizer Wildbäche und den Einfluss der Wälder 
auf die Wasserressourcen durch. Vgl. Fuchs 2004 (e-HLS). 
562  Vgl. Götz 2002: 200-201. 
563  Bei dieser Katastrophe kamen im schweizerischen Alpenraum 50 Menschen durch Überschwemmungen 
oder Erdrutsche ums Leben. Zudem entstanden immense Schäden an Kulturland, Gebäuden, Strassen und 
Eisenbahnlinien. Gemessen an der Zahl der Opfer und dem Ausmass der Schäden war dies die schwerste 
Naturkatastrophe, welche sich in der Schweiz im 19. und 20. Jahrhundert ereignet hatte. Vgl. Schmid 2002: 
88. 
564  Vgl. Summermatter 2007: 207-208, 211-212. 
565  Die föderalistische Struktur des Bundesstaates hatte zunächst die Durchsetzung einer Rechtsvereinheitli-
chung verhindert. Erst mit der 1874 angenommenen Verfassungsrevision erhielt der Bund die notwendigen 
Kompetenzen, um diesbezüglich Bestimmungen zu erlassen. Vgl. Studer 1998: 14. 
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sollten diese Werke erhalten und schon vorhandene Wälder geschützt werden.566 Dies war die 
Grundlage für das Bundesgesetz über die Forstpolizei im Jahr 1876 und dasjenige über die Wasser-
baupolizei im Jahr 1877. Diese zusätzlichen Gesetze zum Artikel 24 waren notwendig, weil sich die 
beiden Aufgaben technisch voneinander unterschieden und auch von Seiten der Organisation beson-
dere Verwaltungen erforderten.567 Der Bund bezeugte mit diesen beiden Gesetzen, dass die Bekämp-
fung der Hochwasserschäden durch wasserbauliche und forstwirtschaftliche Massnahmen eine Auf-
gabe von nationaler Bedeutung ist.568 Die Oberaufsicht war gerade deswegen wichtig, weil darauf 
hingewiesen wurde, dass die Vernachlässigung der Wasserbau- und Forstpolizei nicht nur die dafür 
verantwortlichen Kantone und Gemeinden betraf, sondern sich auch auf andere Kantone und Ge-
meinden auswirken konnte. Der Artikel 24 wurde 1897 teilweise revidiert, da sich die Kompetenzen 
des Bundes bezüglich Wasserbau und Forstwirtschaft bis dahin nur auf die Hochgebirge erstreckt 
hatten. Nach der Revision war der Artikel auf die ganze Schweiz anwendbar.569 Dank Subventionszah-
lungen des Bundes erlebte der Hochwasserschutz im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts und nach 
der Jahrhundertwende eine Blütephase, in Folge derer zahlreiche Flussverbauungen und Meliorati-
onswerke ausgeführt wurden.570 
 
5.3.2. Erste Juragewässerkorrektion (1868 bis 1891) 
Die erste Juragewässerkorrektion war das bis dahin grösste flussbauliche Unternehmen der Schweiz 
und betraf Gebiete der fünf Kantone Waadt, Freiburg, Neuenburg, Bern und Solothurn. Die Ursache 
dafür war, dass der Wasserspiegel von Flüssen und Seen seit der Bronzezeit um mehrere Meter an-
gestiegen war. Dieser Prozess, der über Jahrhunderte angedauert hatte, wurde ab etwa 1500571 in 
Form von schweren Überschwemmungen und sich ausdehnenden Sümpfen zur Bedrohung. Bei aus-
serordentlichen Überschwemmungen kam es vor, dass sich der Neuenburger-, der Murten- und der 
Bielersee zu einem einzigen See vereinigten. Auch die Fläche zwischen Büren und Solothurn verwan-
delte sich gelegentlich zu einem See. Diese Entwicklung wurde durch die unablässige Arbeit der Em-
me und der Aare verursacht. Die Emme führte der Aare erhebliche Mengen an Geschiebe zu, was die 
Aare flussaufwärts staute und sie zwischen Büren und Solothurn zu einem träge fliessenden und mä-
andrierenden Strom machte.572 Das Flussbett bei Solothurn hatte früher viel tiefer gelegen. Durch 
das Vorschieben des Schuttkegels durch die Emme wurde die Aare gegen die höheren Felsplatten bei 
Attisholz getrieben und so aufgestaut. Das Geschiebe573 blieb liegen und der Fluss trat über die Ufer. 
Die Überschwemmungen bewirkten die Auffüllung der Ebene von Solothurn bis nach Büren und eine 
                                                     
566  Vgl. ASF 1977: 8. 
567  Vgl. Schollenberger 1905: 242. 
568  Vgl. Götz 2002: 201. 
569  Vgl. Schollenberger 1905: 240-242. 
570  Vgl. Salvisberg 2017: 134. 
571  Weshalb dieser Prozess erst ab 1500 solche Folgen hatte, wusste Vischer nicht zu beantworten (Vgl. Vischer 
2003: 105). Als mögliche Ursache der zunehmenden Versumpfung nennt Pfister die Überschwemmung von 
1566, in deren Folge die Aare ihren Flusslauf veränderte und zwar im Sinne einer Drehung nach Westen. 
Dies bewirkte, dass die Zihl in Regensommern stärker gegen den Bielersee zurückgestaut wurde. Vgl. Pfister 
2006: 377. 
572  Vgl. Vischer 2003: 105. 
573 Strohmeier wies bereits 1836 darauf hin, dass das Geschiebe der Emme den Fluss der Aare hindere. Vgl. 
Strohmeier 1836: 48. Aus diesem Grund wurde in Quellen des 18. und 19. Jahrhunderts nach Hinweisen ge-
sucht, welche eine Überschwemmung der Aare durch einen Rückstau der Emme belegt hätten. Dabei wur-
den mehrere Jahre ausgewählt, in denen gleichzeitige Überschwemmungen der Aare und der Emme be-
kannt waren. In keiner Quelle wurde ein Einfluss der Emme auf ein Hochwasser der Aare erwähnt. Erst Ro-
bert Müller beschrieb, wie sich die Hochwasser der Emme 1944, 1950 und 1955 auf den Abfluss der Aare 
auswirkten. Vgl. Müller 1959: 7. Für den Zusammenhang zwischen Hochwassern der Emme und Über-
schwemmungen der Aare vgl. Bolzern 2017.  
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Erhöhung des Schuttkegels der Aare von Büren aufwärts, wodurch auch die Flusssohle kontinuierlich 
erhöht wurde.574  
 Ab 1652 wurde mit den ersten Hochwasserschutzmassnahmen begonnen, indem künstliche 
Dämme beseitigt, Flussbette ausgeräumt und Mühleschwellen entfernt wurden. Offenbar hatte die 
Überschwemmung von 1651 einen Höchststand erreicht, der die ausufernde Aare oberhalb von Solo-
thurn mit dem Bielersee zu einem grossen See verbunden hatte. Bis ins Jahr 1842 wurden viele Pro-
jekte ausgearbeitet, welche unter anderem die Schlüsselstellen an der Emmemündung und beson-
ders die aus dem Bielersee fliessende Zihl betrafen.575 Allein die Berner Regierung holte zwischen 
1704 und 1840 ein Dutzend Gutachten und Vorschläge für Korrektionsprojekte von namhaften Sach-
verständigen im Wasserbau ein. Das letzte Projekt, welches vom Bündner Kantonsingenieur Richard 
La Nicca stammte, wurde von Dr. Johann Rudolf Schneider 1840 in Auftrag gegeben und 1842 abge-
liefert.576 In der Folge wurden die Verhandlungen zwischen den Kantonen infolge der Freischarenzü-
ge und des Sonderbundskrieges erschwert und verzögert.577 Nach Einholung von Stellungnahmen der 
Auftraggeber und der betroffenen Kantone erhielt La Nicca 1847 den Auftrag, sein Projekt detailliert 
aufzusetzen, sodass 1850 schliesslich die Baupläne vorlagen. Die Idee, die Aare in den Bielersee um-
zuleiten, wurde als sehr kühn angesehen und fand bei vielen Zeitgenossen keine grosse Zustimmung. 
Aus diesem Grund wurden weitere Gutachten eingezogen und Alternativprojekte vorgeschlagen. Das 
Projekt von La Nicca wurde 1857 geringfügig verändert, traf aber weiterhin auf Widerstand. Letztlich 
setzte der Bundesbeschluss im Jahr 1867 den Auseinandersetzungen ein Ende und 1868 wurde unter 
Oberaufsicht des Bundes mit den Bauarbeiten für die Juragewässerkorrektion begonnen.578 
 Das Projekt sah eine Wasserspiegelsenkung des Bieler-, Neuenburger-, und Murtensees und die 
Ableitung der Aare aus ihrem alten Bett in den Bielersee vor. Zu diesem Zweck wurden verschiedene 
Korrektionsarbeiten notwendig, die auf die Kantone aufgeteilt wurden. Der Kanton Bern hatte die 
Ausführung des Nidau-Büren-Kanals und des Aarberg-Hagneck-Kanals zu übernehmen, während dem 
Kanton Solothurn die Arbeiten auf der Flussstrecke Büren-Attisholz oblagen, jedoch nur, insofern 
diese als notwendig erachtet wurden.579 Aus diesem Grund nahm Solothurn eine abwartende Hal-
tung ein, wurde aber immer wieder von Bern zu Korrektionsarbeiten aufgefordert.580 Letztlich wur-
den die Arbeiten auf Solothurner Boden nicht ausgeführt, was zu Unstimmigkeiten im Kanton Bern 
führte, welcher noch 1916 die Durchführung verlangte. Der Kanton Solothurn sah zu diesem Zeit-
punkt keine Notwendigkeit zur Ausführung, da sich die Senkung des Wasserspiegels im Seengebiet 
und in seinen Abflüssen gemäss Projektplan vollzogen hatte.581 Da Solothurn juristisch im Recht war, 
wies Bern auf die fehlende moralische Gerechtigkeit hin. Dies wurde damit begründete, dass der 
Kanton Solothurn von der Arbeit der anderen Kantone profitiere, ohne sich an den Arbeiten beteiligt 
zu haben.582 
 
5.4. Die Emmekorrektion 
Die günstige topografische Situation des Kantons Solothurn, die eher schwache Besiedlung und we-
nig intensive Bewirtschaftung erforderten bis ins 20. Jahrhundert keine grösseren und ausgedehnten 
Wasserbauten. Eine Ausnahme stellte die Emme dar, welche seit Mitte des 19. Jahrhunderts die neu 
                                                     
574  Vgl. Peter 1922: 4. 
575  Vgl. Vischer 2005: 23. 
576  Vgl. Ehrsam 1974: 113. 
577  Vgl. Moser 1991: 232-233. 
578  Vgl. Vischer 2005: 26-27. 
579  Vgl. Peter 1922: 142. 
580  Vgl. Ehrsam 1974: 19. 
581  Vgl. Moser 1991: 234, 246-247. 
582  Vgl. Peter 1922: 142. 
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erstellten Bahnanlagen583, den Gewerbekanal und die sich entwickelnden Industriebetriebe bedroh-
te.584 Mit dem Gesetz über Wasserbau und Entsumpfungen aus dem Jahr 1858 war die Grundlage für 
eine Gesamtkorrektion geschaffen worden, da unter Artikel 16 festgesetzt wurde, dass der Staat die 
technische Oberleitung und Aufsicht über alle Versicherungs- oder Korrektionsarbeiten an Flüssen 
übernahm.585 Infolgedessen beauftragte der Solothurner Regierungsrat Hermann Dietler586, Vorste-
her des Baudepartements, einen Bericht über den Zustand der Emme auszuarbeiten, welcher 1868 
vorlag und in dem eine vollständige Regulierung vorgeschlagen wurde. Im nachfolgenden Unterkapi-
tel werden die wesentlichen Punkte aus diesem Bericht587 zusammenfassend wiedergegeben, da die 
Arbeiten grösstenteils nach den darin enthaltenen Empfehlungen ausgeführt wurden. 
 
5.4.1. Situationsanalyse 
Dietlers Situationsanalyse des Zustands der Emme ist schon in der Einleitung zur vorindustriellen 
Verbauung in Kapitel 4.2. erwähnt worden. Darin wurde besonders auf die Planlosigkeit, mit der 
Wehrungen vor der Gesamtkorrektion angebracht worden waren, hingewiesen. Aus technischer 
Sicht beurteilte er die vorhandenen Packwerkbauten als geeignetes Mittel zur Flussverbauung. Da 
diese Verbauungen aber isoliert und nicht parallel angelegt wurden, vermochten sie einerseits die 
Geschiebeführung nicht zu regulieren und wurden andererseits immer wieder umspült und wegge-
schwemmt, was immense Kosten für die Wiederherstellung der Wehrungen mit sich brachte.588 Die 
unbefriedigende Situation der Emme schrieb Dietler aber nicht nur der mangelnden Kooperation der 
Anwohner zu, sondern er verwies auch auf das Wesen des Flusses. Viel Geschiebe wurde der Emme 
von den Wildbächen im Oberlauf, wie etwa dem Steinenbach, der Ilfis und der Trub, zugeführt. Die 
Folge waren Ablagerungen von Kiesbänken, welche die Strömung gegen die Ufer lenkten und deren 
Abbruch verursachten. Der abgebrochene Schutt selbst wurde nach einiger Entfernung wiederum 
abgelagert, wodurch sich das Flussbett ständig veränderte. Die Ufer wurden weiter auseinander ge-
drängt und vermochten den Wassermassen bei Hochwasser keine Richtung mehr zu geben. Zudem 
wurde das Flussbett durch die Ablagerung des Geschiebes erhöht und zog so neben Uferabbrüchen 
auch Überschwemmungen nach sich.589 
 Um die damaligen Missstände zu beheben, sah Dietler eine Korrektion des gesamten Flusslaufs 
vor. Dabei berief er sich auf den bereits erwähnten Professor Culmann, welcher die Emme auf Berner 
Gebiet untersucht und eine vollständige Korrektion vorgeschlagen hatte. Dietler sah drei Hauptziele 
für die Korrektionsarbeiten an der Emme vor: Als erstes musste die Geschiebebewegung reguliert, 
zweitens die Ufer vor Abbruch geschützt und drittens sollten Überschwemmungen möglichst verhin-
dert werden.590 Für die technische Ausführung und Einschätzung der Kosten besichtigte Dietler meh-
                                                     
583  Die Eisenbahnbauer hielten sich gerne an die Flussniederungen und mussten deshalb selbst Hochwasser-
schutzmassnahmen treffen, was auch für den Strassenbau galt. Gemäss Vischer war deshalb im 19. Jahr-
hundert fast jeder Bahn- und Strassenbauingenieur des 19. Jahrhunderts auch ein Wasserbauingenieur. Vgl. 
Vischer 2003: 25. 
584  Vgl. ASF 1977: 98. 
585  Vgl. Kantonsrat von Solothurn: Gesetz über Wasserbau und Entsumpfungen vom 4. Juni 1858: Art. 16. 
586  Hermann Dietler (1839 bis 1924) war ein international anerkannter Eisenbahnfachmann, der in Solothurn 
beim Bau der Emmental- und der Gäubahn massgeblich beteiligt war und sich auch im Strassen- und Fluss-
bau verdient gemacht hatte. 1864 bis 1866 war er Solothurner Kantonsingenieur und bekleidete 1866 bis 
1871 als freisinniger Regierungsrat das Amt des Baudirektors. Vgl. Flatt 2004 (e-HLS).  
587  Die Emmekorrektion auf Solothurner Gebiet ist bisher nur ansatzweise aufgearbeitet worden. Vischer kon-
zentrierte sich in seiner Geschichte des Hochwasserschutzes in der Schweiz im Abschnitt zur Emmekorrekti-
on vorwiegend auf das Berner Projekt. Vgl. Vischer 2003: 136-138. 
588  Vgl. Dietler, Hermann: Über Regulierung der Emme und Birs. Bericht des Bau-Departements an den Regier-
ungsrath des Kantons Solothurn, Solothurn 1868. Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1: 6-7. 
589  Vgl. ebd.: 5-6. 
590  Vgl. ebd.: 10-11. 
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rere Flussverbauungen in Bayern, welche vom dortigen Baurat Gumpenberg ab 1852 durchgeführt 
wurden. Hier sah er bereits seit längerem fertiggestellte Teilstücke, von deren Wirkung er beein-
druckt war. Bei denjenigen Abschnitten, die noch im Bau begriffen waren, konnte er die technische 
Ausführung des Verbauungssystems beobachten. Er besichtigte die Flüsse Lech, Wertach, Iller, Isar 
und die Donau und war überzeugt, dass das System von Gumpenberg das billigste und zweckmässigs-
te sei, um die Emme aus ihrem verwilderten Zustand in einen korrigierten überzuführen.591 
 Bezüglich der Grösse war die Emme mit der Wertach vergleichbar. Die Emme wies aber ein aus-
sergewöhnlich grosses Gefälle auf, welches bei den Flüssen in Bayern nirgends vorhanden war. Den-
noch sah er das Parallelbausystem mit Sinkwalzen, welches Gumpenberg angewendet hatte, als ge-
eignet. Die Richtung des neuen Flussbettes sollte möglichst gerade und regelmässig sein, wozu der 
Fluss auf eine bestimmte Normalbreite beschränkt werden sollte. Die Bestimmung dieser Normal-
breite sah er als grosse Schwierigkeit, da es bei einer zu grossen Einschränkung zu Auskolkungen und 
bei einer zu geringen zu Ablagerungen kommen konnte. Die sehr unregelmässigen Wasserabflüsse 
der Emme erschwerten die Bestimmung. Er schätzte die optimale Normalbreite auf 90 bis 100 
Fuss592, was auch derjenigen der Wertach entsprach. Durch die Kanalisierung des Flussbettes sollte 
eine Vertiefung desselben eintreten, womit grössere Hochwasser abgeführt werden konnten. Sollte 
dies nicht genügen, sah Dietler die Anlage von Hinterdämmen vor, welche in einer Entfernung von 
etwa 30 Metern parallel zum inneren Ufer verliefen. Dieses Hochwasserprofil wäre nur einzelne Tage 
im Jahr unter Wasser und könnte somit teilweise genutzt werden. Die Kosten schätzte er auf unge-
fähr 150’000 CHF (2009: 11’229’608 CHF). Als Vergleichswerte zog er die Kosten der Verbauungen in 
Bayern und diejenigen an der schweizerischen Thur hinzu. Die Hälfte davon sollte auf Holzlieferungen 
entfallen, welche von den Gemeinden geleistet werden konnten.593 
 Den Kostenaufwand der Gesamtkorrektion stellte er abschliessend den regelmässig anfallenden 
Reparaturkosten der Gemeinden gegenüber und argumentierte, dass eine einmalige Korrektion lang-
fristig günstiger ausfallen würde. Zudem verwies er auf die 150 Jucharten Land, die mit einer Korrek-
tion neu genutzt werden könnten. Diese Durchführung sei jedoch nur möglich, wenn der Staat die 
Oberaufsicht übernehme. Die Kosten sollten durch Beiträge der Gemeinden, beteiligter Privater und 
der Gesellschaften sowie durch Beiträge des Staates gedeckt werden. Die Gemeinden als grösste 
Nutzniesser sollten vor allem Materiallieferungen übernehmen. Die am Gewerbekanal liegenden 
Industriebetriebe könnten von einer regelmässigeren Fortleitung des Geschiebes profitieren und 
würden zusammen mit einigen Privaten von der Wehrpflicht enthoben werden.594 
 
5.4.2. Durchführung der Emmekorrektion 
Das vorgeschlagene Projekt wurde vom Rat gutgeheissen und dem Baudepartement aufgetragen, 
dasjenige auf Papier zu übertragen.595 Die fünf betroffenen Gemeinden berieten sich am 30. Januar 
1870 über ihre gemeinschaftlichen Verpflichtungen und setzten folgende Punkte fest: Das Projekt 
sollte gemäss dem Plan von Dietler durchgeführt werden und unter oberster Aufsicht und Leitung 
des Kantons Solothurn stehen. Die Gemeinden lieferten das erforderliche Holz, welches aus den 
Schachen genommen werden konnte und sollten allfällige Transporte übernehmen. An den Gesamt-
kosten oblagen ihnen 30 Prozent, die je nach Uferlänge, Grösse des im Überschwemmungsgebiet 
                                                     
591  Vgl. ebd.: 17-22. 
592  1835 hatten sich mehrere Kantone, darunter auch Solothurn, auf gleiche Masse und Gewichte geeinigt, 
welche bis zur Einführung des Bundesgesetzes über Masse und Gewichte im Jahr 1877 bestanden. Ein Fuss 
betrug 30 Zentimeter. Die von Dietler gewählte optimale Normalbreite lag somit bei 27 bis 30 Metern. Vgl. 
Dubler 1975: 11-12. 
593  Vgl. Dietler, Hermann: Über Regulierung der Emme und Birs. Bericht des Bau-Departements an den Regie-
rungsrath des Kantons Solothurn, Solothurn 1868. Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1: 22-26. 
594  Vgl. ebd.: 29-31. 
595  Vgl. STASO PRR 1870: Nr. 143.  
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gelegenen Landes und mit Berücksichtigung des gewonnenen Bodens verteilt wurden. Die Pflichten 
und Kosten der Gemeinden konnten auch ganz oder teilweise auf Private übertragen werden, wenn 
es deren Eigentum betraf. Der gewonnene Strandboden sollte in das Eigentum der Gemeinden über-
gehen, während sich der Staat das gesetzliche Recht der Kiesausbeutung vorbehielt. Abgesehen von 
ausserordentlichen Verheerungen sollten die Gemeinden die Kosten für zukünftige Unterhaltsarbei-
ten tragen. Eine Kommission bestehend aus Vertretern sämtlicher Gemeinden sollte schliesslich die 
Interessen der Gemeinden und Privaten überwachen. Die Beteiligung von Eisenbahn- und Wasser-
werkskonzessionären war ebenfalls vorgesehen, wurde in diesem ersten Gesetzesentwurf jedoch 
nicht detailliert ausgeführt.596  
 Schon während dieser Verhandlungen erklärten die Abgeordneten von Zuchwil, dass sie nur teil-
nehmen würden, damit ihnen das Protokoll offen bliebe.597 Die Übereinkunft, welche aus den Ver-
handlungen hervorging, wurde schliesslich vom Kantonsrat als Gesetzesvorschlag598 ausformuliert 
und von den Gemeinden Niedergerlafingen, Biberist und Luterbach 1870 genehmigt.599 Unter der 
Leitung des Kantons wurden die Arbeiten in den drei genannten Gemeinden noch in demselben Jahr 
aufgenommen.600 1871 nahm Solothurn 2’592 Männer der französischen Ostarmee601, besser be-
kannt als Bourbakiarmee, auf. Um die Ordnung aufrecht zu erhalten, versuchte die Regierung die 
Soldaten so gut als möglich zu beschäftigen. Aus diesem Grund wurden zur Eindämmung der Emme 
bei Biberist täglich 200 bis 300 Internierte eingesetzt. Die Rekrutierung geschah auf freiwilliger Basis 
und gegen Bezahlung von 50 Rappen (2009: 33 CHF) Tageslohn sowie einer Erfrischung.602   
 
Tab. 5: Aufteilung der Kosten der Emmekorrektion unter den Industrie- und Eisenbahngesellschaften. Bericht 
des Regierungsrathes betreffend den Stand der Emmen-Regulirung [!], 20.11.1878, Emmenkorrektion, 1868-
1918; STASO B 21, 1. 
Gesellschaft Beitrag 1876 Geldwert 2009 
1. Gesellschaft der Eisenwerke von Roll CHF 8’000  CHF 414’632 
2. Papierfabrik Biberist CHF 12’000  CHF 621’948 
3. Baumwollspinnerei Emmenhof CHF 12’000  CHF 621’948 
4. Kammgarnspinnerei Derendingen CHF 12’000  CHF 621’948 
5. Centralbahn  CHF 10’000  CHF 518’290 
6. Emmentalbahn CHF 6’000  CHF 310’974 
7. Zschokke und Näf (Konzession Gewerbekanal) CHF 6’000  CHF 310’974 
Total CHF 66’000  CHF 3’420’711 
                                                     
596 Vgl. Regulierung der Emme. Übereinkunft, 30.01.1870, Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
597 Vgl. ebd. 
598 Im Gesetz über Wasserbau und Entsumpfungen des Jahres 1858 wurde festgesetzt, dass bei Korrektionen 
an öffentlichen Gewässern, welche das bisherige Flussbett ganz oder wesentlich veränderten, jeweils geset-
zliche Bestimmungen aufgestellt werden sollten. Vgl. Kantonsrat von Solothurn: Gesetz über Wasserbau 
und Entsumpfungen vom 4. Juni 1858: Art. 27. 
599 Vgl. Gesetz betreffend der Regulirung[!] der Emme, 20.11.1870, Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 
21,1. 
600 Vgl. Bericht des Regierungsrathes betreffend den Stand der Emmen-Regulirung[!], 20.11.1878, Emmenkor-
rektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
601 Die französische Ostarmee kämpfte im Deutsch-Französischen Krieg (1870 bis 1871) unter General Charles 
Denis Soter Bourbaki und wurde mit seinen desorganisierten und demoralisierten Truppen zur Schweizer 
Grenze abgedrängt. Nach einem Suizidversuch Bourbakis bat der neu eingesetzte General Justin Clinchant 
den Bundesrat um eine Internierung der Truppen. Insgesamt passierten 87’000 Männer und 12’000 Pferde 
die Schweizer Grenze und wurden vom Bundesrat auf alle Kantone (ausser dem Tessin) aufgeteilt. Vgl. 
Weck, Gamper 2004 (e-HLS). 
602 Vgl. Moser 1997: 334-340. 
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Obwohl Zuchwil der Übereinkunft nicht beigetreten war, wurden auch hier kleinere Verbauungs-
arbeiten durchgeführt. Die Regierung stützte sich dabei auf das 1858 erlassene Wasserbaugesetz603, 
welches es dem Staat ermöglichte, dieses Werk ohne die Zustimmung der Gemeinde durchzuset-
zen.604 1876 unterzeichneten schliesslich auch die Gemeinden Derendingen und Zuchwil die Überein-
kunft. Die Verhandlungen mit den Industrie- und Eisenbahngesellschaften erforderte mehrere 
Zusammenkünfte und Konferenzen, bis sich die Betreffenden Ende 1876 auf die Beiträge einigen 
konnte. Insgesamt sollten die Gesellschaften 66’000 CHF (2009: 3’420’711 CHF) an der Korrektion 
beisteuern.605 Die Aufteilung der Kosten ist in Tab. 5 aufgeführt. 
 Erst nach Abschluss dieser Verhandlungen wurde der bereits 1870 entworfene Gesetzesvorschlag 
dem Volk zur Abstimmung vorgelegt und am 7. Januar 1877 mit grosser Mehrheit verworfen. Die 
Korrektionsarbeiten606 wurden dennoch weitergeführt.607 Bis zu diesem Zeitpunkt befanden sich 
bereits 4’450 Meter in einem korrigierten Zustand, während 2’020 Meter noch ausstehend waren. 
Noch nicht korrigiert war die 1’570 Meter lange Stecke von der Kantonsgrenze in Gerlafingen bis zum 
Wehr in Biberist und die letzten 450 Meter vor der Mündung in die Aare.608  
 
 
Abb. 12: Ausschnitt aus der Siegfriedkarte des Jahres 1880. Auf diesem Ausschnitt der Siegfriedkarte ist erkenn-
bar, dass die Emme unterhalb der Brücke der Emmentalbahn kanalisiert war, während sie sich oberhalb davon 
in einem noch nicht korrigierten Zustand befand. Bundesamt für Landestopografie swisstopo (Hg.): Siegfriedkar-
te 1880, www.swisstopo.admin.ch, 19.09.2014. Reproduziert mit Bewilligung von swisstopo (BA18004). 
                                                     
603 Unter Artikel 34 wurde festgesetzt, dass der Regierungsrat nach eingeholter Ermächtigung durch den Kan-
tonsrat die Ausführung eines Unternehmens, insofern dieses dem gemeinen Wohl diente, auch dann veran-
lassen konnte, wenn die Mehrheit der Beteiligten sich gegen das Unternehmen aussprachen. Vgl. Kantons-
rat von Solothurn. Gesetz über Wasserbau und Entsumpfungen vom 4. Juni 1858: Art. 34. 
604 Vgl. Schreiben an Herrn Urs von Arx, 09.08.1890, Emmenkorrektion; STASO B 21,1. 
605 Vgl. Bericht des Regierungsrathes betreffend den Stand der Emmen-Regulirung [!], 20.11.1878, Emmenkor-
rektion 1868-1918; STASO B 21,1. 
606 Wie bereits erwähnt, konnte der Regierungsrat mit der Zustimmung des Kantonsrats die Ausführung eines 
Unternehmens durchsetzen, wenn dieses im Interesse des gemeinen Wohles war oder wenn durch den be-
stehenden Zustand eine Gefahr bestand. Vgl. Kantonsrat von Solothurn: Gesetz über Wasserbau und 
Entsumpfungen vom 4. Juni 1858: Art. 34. 
607 Vgl. Bericht des Regierungsrathes betreffend den Stand der Emmen-Regulirung [!], 20.11.1878, Emmenkor-
rektion, 1868-1918; STASO B 21, 1. 
608 Vgl. ebd. 
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Die Korrektionsarbeiten auf Solothurner Boden gestalteten sich bis zum Jahr 1877 schwieriger, lang-
wieriger und kostenaufwendiger, als von Dietler veranschlagt. Mehrere Querverbauungen mussten 
angelegt werden, damit an der vorgesehenen Korrektionslinie festgehalten werden konnte. Diese 
mussten zudem stärker ausgeführt werden, als geplant. Dietler hatte schon 1868 auf die Möglichkeit 
späterer Steinversicherungen verwiesen, diese jedoch nicht in den Voranschlag genommen, weil er 
sie nicht als notwendig erachtet hatte. Ein neues Expertengutachten ergab, dass dies nun doch der 
Fall sei, wofür Steinlieferungen angeordnet werden mussten. Ein weiteres Problem war, dass den 
Gemeinden das Holz ausgegangen war. Teilweise wurde gewartet, bis wieder Holz in den Schachen 
vorhanden war, teilweise kaufte der Kanton Holz ein. Da die Bereitstellung der Baumaterialien den 
Gemeinden oblag, sollte diesen das Holz später in Rechnung gestellt werden.609  
 Die Gemeinden waren allerdings mit den geforderten Materiallieferungen und Arbeitsleistungen 
nicht immer einverstanden und widersetzten sich, weshalb der Regierungsrat öfters Druck ausüben 
musste. So teilte er der Gemeinde Luterbach 1878 mit, dass sie die ihr aufgetragenen Arbeiten in der 
folgenden Woche beginnen solle; andernfalls würde das Baudepartement die Arbeiten auf Rechnung 
der Gemeinde ausführen lassen.610 Zur Durchsetzung der Forderungen an die Gemeinden Derendin-
gen und Zuchwil wurde der Rechtsweg beschritten.611 Weiter erschwert wurden die Arbeiten durch 
Hochwasser, welche in den Jahren 1876, 1877612 und 1881 die angelegten Verbauungen beschädigt 
hatten, weshalb diese wiederhergestellt werden mussten.613 Der Regierungsrat des Kantons Solo-
thurn ordnete 1883 an, dass die dringend notwendigen Unterhaltungsarbeiten an der Emme in den 
Gemeinden Derendingen, Luterbach und Zuchwil sofort in Angriff genommen werden sollten.614 Zu-
sätzlich stellte er klar, dass er für den Bau der Wehre und nicht für deren Unterhalt zuständig sei. 
Hochwasserschäden mussten folglich von den betroffenen Gemeinden oder Fabrikbesitzern behoben 
werden.615 Die Kosten beliefen sich bis Ende 1881 auf insgesamt 198’782.90 CHF (2009: 10’894'254 
CHF). In Tab. 6 ist aufgeführt, wie sich diese auf die Gemeinden verteilen sollten.616  
 
Tab. 6: Kosten der Emmekorrektion bis Ende 1881. Schreiben von Urs von Arx, Fürsprech, 09.08.1890, Emmen-
korrektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
Gemeinde Beitrag 1881 Geldwert 2009 
Biberist CHF 18’500  CHF 1’013’889 
Derendingen CHF 16’000  CHF 876’877 
Luterbach CHF 15’000  CHF 822’072 
Zuchwil CHF 10’500  CHF 575’450 




                                                     
609 Vgl. ebd. 
610 Vgl. STASO PRR 1878: Nr. 383. 
611 Vgl. STASO PRR 1879: Nr. 1666. 
612 Vgl. STASO PRR 1877: Nr. 611. 
613 Vgl. Vor Rath 1883, 09.08.1883, Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
614 Vgl. STASO PRR 1883: Nr. 198. 
615 Vgl. ebd.: Nr. 439. 
616 Vgl. Schreiben von Urs von Arx, Fürsprech, 09.08.1890, Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
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1880 wurde festgestellt, dass das Emmebett oberhalb der Brücke in Biberist bis hinauf nach Gerlafin-
gen gleich hoch wie das Uferland lag.617 Verantwortlich dafür war das sogenannte Gewerbewehr, 
welches die Industrieanlagen in Biberist schützte, zugleich aber auch den Abtransport des Geschiebes 
hemmte. Die Breite des Flussbetts betrug dort zwischen 100 und 150 Meter.618 Bei einem Hochwas-
ser wäre die Gemeinde Biberist in grosse Gefahr geraten, weshalb die Anlage eines bisher nicht vor-
gesehenen Damms auf dem rechten Emmeufer verordnet wurde.619 Zum Schutz des Gewerbekanals 
wurde in der gleichen Zeit ein steinerner Damm unterhalb der Brücke bei Biberist erbaut.620  
 Gemäss Schmidlin arbeiteten durchschnittlich 70 Personen von Niedergerlafingen und 80 Perso-
nen von Biberist an diesen Korrektionen. Der Tageslohn betrug 2.40 bis 2.60 CHF (2009: 132 bis 
142 CHF).621 Für die Finanzierung der Korrektion auf diesem Abschnitt ersuchte der Solothurner Fi-
nanzrat den Bund um einen Beitrag. Der Bundesrat genehmigte im Jahr 1882 eine Beteiligung von 
30’000 CHF (2009: 1’644’144 CHF), worauf in demselben Winter eine grosse Strecke verbaut wur-
de.622 Die versprochenen 30’000 CHF wurden im Jahr 1886 in zwei Raten ausbezahlt.623 In den Win-
tern der Jahre 1883 bis 1885 wurden die ausstehenden Arbeiten bei der Emmemündung auf Seite 
Luterbachs ausgeführt.624 Ab 1887 wurden die letzten Verbauungen auf dem Gebiet des Emmenhol-
zes angebracht625, wonach die Emmekorrektion im Jahr 1889 offiziell abgeschlossen werden konn-
te.626 Die gesamten Kosten beliefen sich ohne Materiallieferungen auf 433’213 CHF (2009: 
21’205’591 CHF). Davon hatten die fünf Ufergemeinden letztlich rund 88’000 CHF (2009: 4’307’562 
CHF) zu begleichen.627 
 
5.4.3. Schadenshochwasser während der Emmekorrektion 
Wie bereits erwähnt, wirkten sich die während der Verbauungsarbeiten auftretenden Schadens-
hochwasser hinderlich auf den Fortschritt des Projekts aus. So wurden grosse Teile der korrigierten 
Flusslänge im Juni 1876628 und im Februar 1877 beschädigt. Diese beiden Ereignisse werden genauer 
behandelt, da die verursachten Schäden die tiefgreifenden Veränderungen nach 1850 widerspiegeln.  
 Der Grund für die Schäden unterhalb von Derendingen sahen die Solothurner Behörden in der 
lückenhaften Verbauungslinie, welche dadurch bedingt war, dass Derendingen bis im Sommer 1876 
nicht an der Korrektion teilgenommen hatte.629 Im oberen Abschnitt unmittelbar nach der Kantons-
grenze war die Uferübertretung eine Folge fehlender und mangelhafter Hochwasserdämme der Ber-
ner Gemeinde Wiler, was eine Beschwerde der darunter sich befindlichen Gemeinden Gerlafingen 
und Biberist sowie der Emmentalbahn und der Gesellschaft der Eisenwerke von Roll nach sich zog.630 
                                                     
617 Vgl. Schreiben an das Baudepartement des Kantons Solothurn, 07.05.1880, Emmenkorrektion, 1868-1918; 
STASO B 21,1. 
618 Vgl. Schmidlin 1886: 323. 
619 Vgl. Schreiben an das Baudepartement des Kantons Solothurn, 07.05.1880, Emmenkorrektion, 1868-1918; 
STASO B 21,1. 
620 Vgl. Schmidlin 1886: 323. 
621 Vgl. ebd. 
622 Vgl. STASO PRR 1883: Nr. 1702. 
623 Vgl. STASO PRR 1886: Nr. 391, Nr. 498. 
624 Vgl. Vor Rath 1885, 11.12.1885, Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
625 Vgl. Auszug aus den Rechnungen der Staatskasse per 1873 bis 1895, 1895, Emmenkorrektion, 1868-1918; 
STASO B 21,1. 
626  Vgl. STASO PRR 1886: Nr. 391. 
627  Vgl. Jäggi, Ingold 1966: 57. 
628  Gemäss Pfister waren die im Frühjahr 1876 gemessenen Niederschlagswerte in weiten Teilen des Mittellan-
des die höchsten, die in den letzten 130 Jahren in dieser Jahreszeit gefallen sind. Vgl. Pfister 1999: 227. 
629 Vgl. Bericht des Regierungsrathes betreffend den Stand der Emmen-Regulirung [!], 20.11.1878, Emmenkor-
rektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
630 Vgl. STASO PRR 1876: Nr. 1029. 
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Auch die Überschwemmung des Jahres 1877 wurde auf mangelnde Schutzvorrichtungen der Berner 
Gemeinden Zielebach631, Utzenstorf und Wyler zurückgeführt. In einem Protokoll des Regierungsrats 
wurde ausführlich geschildert, wie die beiden Überschwemmungen zustande gekommen waren: Bei 
hohem Wasserstand überflutete die Emme in den Gemeinden Zielebach, Wyler und teilweise Ut-
zenstorf ihre Ufer und somit die Schachengebiete flussabwärts. Dies wäre kein Problem gewesen, 
wenn weitere Hochwasserdämme, wie sie oberhalb von Utzenstorf bestanden, die Ausbreitung des 
Wassers in das bebaute Land verhindert hätten. Davon betroffen wurden nicht die genannten Ge-
meinden des Kantons Bern, sondern die Gemeinden und Gewerbeanlagen auf Solothurner Boden bis 
Derendingen. Ein Teil des Wassers, welches sich seinen Weg durch den Schachen bahnte, wurde von 
kleineren Gräben sowie dem Wylerbächlein und dem Sagebach aufgenommen und wieder in die 
Emme geführt. Oberhalb der Eisenwerke in Gerlafingen beschrieb das Terrain eine grosse flache 
Mulde, durch die ebenfalls Wasser zurück in die Emme geführt wurde. Der grössere Teil des ausge-
tretenen Wassers jedoch gelangte in den Gewerbekanal und verursachte einen Rückstau, wodurch 
das Wasser einerseits gegen den Damm der Emmentalbahn oberhalb der Station Gerlafingen und 
andererseits in die Anlagen der Eisenwerke floss. Der Damm der Emmentalbahn wurde dabei durch-
brochen, wonach sich die Wassermassen über Feld und Wiesen gegen Biberist und die Papierfabrik 
ergossen, dort alles unter Wasser setzten und schliesslich in den Gewerbekanal flossen. Beim Eintre-
ten in den Kanal entstanden zusätzliche Schäden und die Gefahr von Dammbrüchen, weil dieser sol-
che Wassermengen nicht aufzunehmen vermochte.632 
 1877 fand oberhalb der Spinnerei Emmenhof ein Dammbruch gegen die Emme statt, der theore-
tisch auch gegen Derendingen hin hätte brechen können, was die Überschwemmung der Spinnerei 
und des unteren Dorfteils nach sich gezogen hätte. Aufgrund dieser Gefahren für das Eigentum von 
Staat, Gemeinden und Privaten ersuchte die Regierung des Kantons Solothurn diejenige von Bern, 
ihre flusspolizeilichen Verpflichtungen dringend zu erfüllen und die beiden letztgenannten Gemein-
den zur Erstellung der notwendigen Hochwasserdämme aufzufordern, damit diese noch vor dem 
Sommer standen.633 Die Gemeinden Wyler und Zielebach erstellten noch in demselben Jahr Dämme 
am rechten Ufer und an der solothurnisch-bernischen Grenze den Strackbachdamm, was den Aus-
bruch der Emme gegen die Gemeinde Gerlafingen zukünftig verhindern sollte.634 
 Anhand dieses Beispiels wird deutlich, wie sehr sich die Landschaft durch die Nutzung unmittelbar 
um die Emme nach 1850 verändert hatte. Die nahe am Fluss gelegenen Fabriken und die Eisenbahn-
linien wurden nun direkt durch die Hochwasser und Überschwemmungen bedroht. Hinzu kam, dass 
der Gewerbekanal die Situation noch verschärfte und dadurch eine Gefahr für die Wohngebiete ent-
stand. Zugleich wurde evident, dass sektorielle Verbauungen das Schutzbedürfnis der neuen Betriebe 
nicht zu befriedigen vermochten. Es ist wahrscheinlich, dass die Klagen der Solothurner Regierung 
die Planung der Emmekorrektion auf Berner Gebiet beschleunigt hat. 
  
                                                     
631 Die Schwellenpflicht der Gemeinde Zielebach hatte die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll im Jahr 1815 
übernommen. Aus diesem Grund mahnte die solothurnische Regierung die Gesellschaft ihre Pflichten aus-
zuüben und andernfalls für allfällige Schadensersatzforderungen aufzukommen. Vgl. STASO PRR 1877: Nr. 
611. 
632 Vgl. STASO PRR 1877: Nr. 611. 
633 Vgl. ebd. 
634 Vgl. Schmidlin 1886: 322. 
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5.4.4. Emmekorrektion im Kanton Bern 
Im Kanton Bern wurde 1834 ein Wasserbaupolizeigesetz erlassen, welches alle öffentlichen Gewässer 
unter Aufsicht des Staates stellte.635 Nach den Hochwassern der Jahre 1858, 1860 und insbesondere 
demjenigen von 1868 wurde endgültig eine Gesamtkorrektion der Emme ins Auge gefasst. Da der 
Kanton bereits mit mehreren grossen Korrektionen beschäftigt war, fehlten die nötigen Mittel für 
den Baubeginn an der fast 60 Kilometer langen Strecke. Erst mit dem Inkrafttreten des Bundesgeset-
zes über die Wasserbaupolizei im Gebirge von 1877 und der damit einhergehenden Unterstützung 
konnte die Projektierung in Angriff genommen werden. Ab 1886 arbeiteten sich die Berner ab-
schnittsweise von der Solothurner Grenze bis zum Quellgebiet vor. Die Vorbereitungen und die Aus-
führung bis 1894 unterstanden dem bernischen Kantonsingenieur Emil Oscar Ganguillet636. Das Un-
ternehmen konnte erst Anfang des 20. Jahrhunderts fertiggestellt werden.637  
                                                     
635  Vgl. Summermatter 2012: 107. 
636 Emile Oscar Ganguillet war von 1858 bis zu seinem Tod 1894 Oberningenieur des Kantons Bern und betreu-
te vor allem Brücken- und Wasserbauten. Bei der Ausführung der ersten Juragewässerkorrektion war er 
ebenfalls beteiligt. Vgl. Fuchs 2005 (e-HLS). 
637 Vgl. Vischer 2003: 136-138. 
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6. Nutzung und Verbauung im 20. Jahrhundert 
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts hatte sich die Flusslandschaft der Emme tiefgreifend ver-
ändert. Innerhalb von wenigen Jahrzehnten entstanden drei grosse Fabriken und ein Wasserkraft-
werk, während die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll ihren bestehenden Betrieb stark erweiterte. 
Der Bau des Industriekanals, die Vernetzung der Region mit dem schweizerischen Eisenbahnnetzwerk 
sowie die Fortschritte im Elektrizitätswesen hatten nicht nur das Landschaftsbild beeinflusst, sondern 
wirkten sich massgeblich auf die Energiepolitik der Fabriken aus. Entscheidend war hierbei die Kana-
lisierung der Emme in den Kantonen Solothurn und Bern. Es handelte sich um grossangelegte Hoch-
wasserschutzprojekte, deren Durchführung – neben dem technischen Fortschritt – vor allem auf 
Basis politischer und verfassungsrechtlicher Entwicklungen auf kantonaler sowie nationaler Ebene 
möglich wurde. Seit der Gründung des Bundesstaates hatte derselbe im Bereich des Wasserbaus 
zunehmend Verantwortung übernommen und Hochwasserschutzprojekte gefördert. 
 Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts wurde die lokale und regionale Praxis zunehmend von den 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Entwicklungen auf nationaler Ebene beeinflusst. 
Einerseits prägte der Bund mit dem Erlass von Rahmengesetzen und der gezielten Förderung durch 
Subventionen die Gesetzgebung und den Vollzug in den Kantonen und Gemeinden, andererseits 
nahmen auch Experten- und Interessensverbände Einfluss darauf. Es ist folglich nicht möglich, die 
Veränderungen an der Emme ohne Einbindung des gesamtschweizerischen und kantonalen Kontexts 
darzustellen. Aus diesem Grund werden zunächst die wichtigsten Prozesse auf nationaler und kanto-
naler Ebene überblicksartig abgebildet, wobei der Schwerpunkt auf der Entwicklung der Gesetzge-
bung liegt. Die zunehmenden Auswirkungen der Zivilisation auf die Umwelt und die damit einherge-
hende Entstehung eines Umweltbewusstseins bilden den Rahmen für die Veränderungen in den Be-
reichen Hochwasser- und Gewässerschutz sowie der Fischerei. Die letzten beiden Themen werden 
auch auf kantonaler Ebene eingehend behandelt, da kaum wissenschaftliche Arbeiten existieren, 
welche diese Grundlagenarbeit bereits geleistet hätten. Basierend auf diesem Kontextkapitel wird 
anschliessend auf die Nutzung und Verbauung der Emme im 20. Jahrhundert eingegangen. 
 
6.1. Veränderungen auf nationaler und kantonaler Ebene 
6.1.1. Entstehung des Umweltbewusstseins 
Der technische Fortschritt im 19. Jahrhundert vermittelte einerseits ein Gefühl der Sicherheit gegen-
über den Bedrohungen der Natur, andererseits traten in den Jahrzehnten vor und nach 1900 zuneh-
mend die menschgemachten Schäden an natürlichen Ressourcen ins Bewusstsein. Aufgrund der stei-
genden Bevölkerungskonzentration sahen sich viele Städte ab 1850 mit Ausbrüchen von Epidemien 
konfrontiert, welche auf unreine Luft und gesundheitsschädliche Abwässer zurückgeführt wurden.638 
Bezüglich des Wissens über Infektionen wurden im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts wegweisende 
Entdeckungen gemacht. Die Hygiene wurde zu Beginn des 20. Jahrhunderts zu einem allgegenwärti-
gen Thema, welches diejenigen Gebiete umfasste, die mit der Gesundheit des Menschen zu tun hat-
ten, und Bereiche zusammenbrachte, welche bisher getrennt betrachtet worden waren. Zunächst 
führten Wissenschaftler, Mediziner und Politiker die Propagandakampagne zugunsten der Hygiene, 
welche auch als Hygienebewegung bezeichnet wird, an und später trugen sie Vereine und speziali-
                                                     
638  Vgl. Walter 1996: 59-60, 71. 
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sierte Gruppierungen weiter.639 In der Folge wurden in den Städten die Kanalisationssysteme und 
Abwassernetze ausgebaut. Wo ausreichend Wasserressourcen vorhanden waren, wurde die 
Schwemmkanalisation eingeführt. Allgemein verliessen sich die Verantwortlichen dabei auf das 
Selbstreinigungsvermögen des Wassers und die Kraft der Flüsse, welche Fäulnisgefahren beseitigen 
sollten. Obwohl die hygienische Revolution zur Sensibilisierung gegenüber der Umwelt beigetragen 
hatte, stand die menschliche Gesundheit und nicht die Gefährdung der Umwelt im Vordergrund.640 
 Die Umwelt und ihre Bedrohung durch den Menschen wurde vor allem mit der Gründung der 
grossen Naturschutzverbände641 wie der Heimatschutzvereinigung (1905) oder des Naturschutzbun-
des (1909) ins Zentrum gerückt. Gemäss François Walter ist das Verhältnis dieser Organisationen zur 
Umwelt als präökologisch zu bezeichnen, da sie sich dem punktuellen und partiellen Schutz von 
Landschaften oder gefährdeten Objekten widmeten.642 Diese Art von Landschaftsschutz konnte ei-
nerseits ökonomisch, andererseits ästhetisch motiviert sein. Erstere betrachtete Landschaft unter 
dem Gesichtspunkt der Nützlichkeit und ihrem Potenzial zur Vermarktung im Zuge des aufkommen-
den Tourismus. Letztere war Ausdruck einer Sehnsucht nach Ästhetik und Harmonie, die in einem 
Gegensatz zu den Folgen der industriellen und städtischen Entwicklung stand. Den Fokus auf die Äs-
thetik teilte die frühe Naturschutzbewegung mit derjenigen des Heimatschutzes, welche oft diesel-
ben Ziele verfolgte. Der Naturschutz war zu dieser Zeit stark patriotisch gefärbt, da die Schönheit 
schützenswerter Landschaften mit dem Vaterland assoziiert wurde.643 Ein gemeinsames Bestreben 
beider Bewegungen stellte die Schaffung von Naturreservaten sowie die Bekämpfung technischer 
Eingriffe in bedeutsame Naturabschnitte dar, wobei vor allem Bahnprojekte auf bekannte Berggipfel 
im Fokus standen.644 Auch wenn das ästhetisch-patriotische Leitbild in der Zwischenkriegszeit prä-
gend blieb, erfuhr die präökologische Bewegung im Zuge der beiden Weltkriege sowie der wirtschaft-
lichen und sozialen Schwierigkeiten in der Zeit dazwischen eine Veränderung. Insbesondere während 
des Zweiten Weltkriegs wurden wirtschaftliche Argumente der ästhetisch-patriotischen Haltung vor-
gezogen. Nach Kriegsende nahm die Kritik an der Zerstörung der Landschaft infolge der Kriegswirt-
schaft zu. Trotz Bemühungen in Richtung eines umfassenden Naturschutzes, welcher sowohl ästheti-
sche, wissenschaftliche wie auch gesellschaftspolitische Gesichtspunkte berücksichtigt hätte, blieb es 
aufgrund des Widerstands gegen die Erweiterung der Bundeskompetenzen bei einem Umwelt-
schutzkonzept, welches jeden Bereich isoliert betrachtete. Umweltschäden wurden weiterhin als 
Preis für wirtschaftliches Wachstum in Kauf genommen, was auch in den Massnahmen zu deren Be-
kämpfung zum Ausdruck kam. Umweltschutz wurde nur dann betrieben, wenn die Gefahr bestand, 
dass durch Beeinträchtigung der natürlichen Ressourcen die wirtschaftliche Rentabilität gefährdet 
war.645 
 Ab den 1950er Jahren veränderte sich die Lebens- und Wirtschaftsweise in der Schweiz und in 
Westeuropa grundlegend, wofür in der Forschung der Begriff „1950er Syndrom“ geprägt wurde. 
Gründe für diese Veränderungen waren eine Zunahme des Energieverbrauchs, ein starkes Wachstum 
des Bruttoinlandprodukts, der ansteigende Flächenbedarf von Siedlungen, das grössere Abfallvolu-
men sowie die zunehmende Schadstoffbelastung von Luft, Wasser und Boden. Die Landwirtschaft 
wurde motorisiert und maschinisiert, wobei zunehmend Kunstdünger, Pestizide, Herbizide und Fun-
gizide Verwendung fanden, welche die in Form von Monokulturen angebauten Hochertragssorten 
vor schädlichen Umwelteinflüssen schützen sollten. Aus gesellschaftlicher Sicht eröffnete die Verfüg-
barkeit einer breiteren Güterpalette neue Formen des Konsums, die dem Individuum erweiterte 
Handlungsspielräume boten. Die Verbreiterung des materiellen Wohlstandes zog auch eine Ver-
schiebung der gesellschaftlichen Wertprioritäten nach sich. Aufgrund der zentralen Bedeutung des 
                                                     
639  Vgl. Heller 2010 (e-HLS). 
640  Vgl. Walter 1996: 61. 
641  Zur Entstehung des Naturschutzes in der Schweiz vgl. Bachmann 1999. 
642  Vgl. Walter 1996: 71. 
643  Vgl. ebd.: 82, 90. 
644  Vgl. Mathieu 2015: 201-202. 
645  Vgl. Walter 1996: 156-161. 
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Konsums wird die Phase der 1950er Jahre als Übergang von der Industrie- zur Konsumgesellschaft 
bezeichnet.646 Parallel zu dieser Wachstums- und Wohlstandseuphorie zeigten sich in den 1950er 
und 1960er Jahren Ansätze einer ökologischen Fortschrittskritik, welche in vermehrtem Widerstand 
gegen Wasserkraftwerke oder die Folgen der Gewässer- und Luftverschmutzung zum Ausdruck ka-
men.647 Diese führten dazu, dass 1962 der Bund dazu ermächtigt wurde, Bestrebungen des Natur- 
und Heimatschutzes zu subventionieren und Bestimmungen zum Schutz der einheimischen Tier- und 
Pflanzenwelt zu erlassen. Auf dieser Basis wurde 1966 das Bundesgesetz über den Natur- und Hei-
matschutz erlassen, welches wichtige Impulse auslöste und in den meisten Kantonen die Schaffung 
von Naturschutzbehörden nach sich zog.648 
 Im wissenschaftlichen Bereich wurden in den 1920er und 1930er Jahren wesentliche Schritte in 
Richtung ganzheitlicher Umweltkonzepte gemacht, indem sich insbesondere die Naturwissenschaf-
ten stärker auf die Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Elementen der Umwelt fokussierten 
statt nur auf die einzelnen Mechanismen. In diesem Zusammenhang führte Arthur G. Tansley im Jahr 
1935 den Begriff des Ökosystems ein. In der Schweiz flossen die wissenschaftlichen Erkenntnisse in 
der Folge auch in die Praxis ein. Auf den Gebieten der Abwasserreinigung und Trinkwasserversorgung 
arbeitete beispielweise die ETH Zürich eng mit Ingenieurbüros zusammen. Auch auf politischer Ebene 
wurden wissenschaftliche Erkenntnisse zunehmend stärker gewichtet. Die 1925 erfolgte Revision 
einer Verordnung über die Verschmutzung von Wasserläufen sollte auf dem damals neuesten Stand 
der Wissenschaft erfolgen. Die Diagnose von Abwasserproblemen sollte sich nicht nur auf chemische 
Analysen stützen, sondern auch technische, biologische und ökonomische Untersuchungen beinhal-
ten.649 Einen wesentlichen Einfluss auf den gesellschaftlichen Wandel hin zu einem ökologischen 
Denken bewirkten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, welche sich darum bemühten, Ökosys-
temtheorien allgemein verständlich darzustellen. Publikationen wie Silent Spring (1962) der amerika-
nischen Biologin Rachel Carson, Avant que Nature meure (1965) des Franzosen Jean Dorst und in der 
Schweiz das Werk Natur in Not. Gefahren der Zivilisationslandschaft (1970) des Geografen Emil Egli 
bewirkten, dass sich die grossen Naturschutzverbände veränderten und zu Umweltorganisationen 
wurden, deren Schwerpunkt nicht bloss auf einem partiellen Landschaftsschutz lag, sondern auch auf 
der Vermittlung des Wissens um komplexe und ganzheitliche Ökosysteme.650 
 Das vom Europarat ausgerufene Jahr der Natur 1970, der Umweltschutzartikel in der Bundesver-
fassung im Jahr 1971 sowie der erste Bericht des Club of Rome 1972 führten dazu, dass das öffentli-
che Bewusstsein für Umweltprobleme in der Schweiz zu Beginn der 1970er Jahre651 einen ersten 
Höhepunkt erreichte. Die Erdölkrise und wirtschaftliche Rezession im Jahr 1973 schwächten zudem 
den Fortschrittsglauben. Dieser gesellschaftspolitische Hintergrund ermöglichte die Entstehung einer 
modernen ökologischen Bewegung, die durch neue Formen der Opposition – wie etwa Besetzungen, 
Demonstrationen und direkte Aktionen – politischen Einfluss zu gewinnen versuchte.652 Die moderne 
ökologische Bewegung unterschied sich von der Naturschutzbewegung dahingehend, dass sie sich 
nicht bloss auf die Rettung des von der ursprünglichen Natur übriggebliebenen Reichtums kon-
zentrierte, sondern sich auch um die Vermittlung von Wissen über komplexe und ganzheitliche Öko-
systeme bemühte. Wesentlich waren hierbei wissenschaftliche Konzepte und der Einbezug von Ex-
pertinnen und Experten.653 Die Einbindung der ökologischen Bewegung ins politische System der 
Schweiz setzte in den 1980er Jahren mit dem Einzug Grüner Parteien in das Parlament ein.654 Obwohl 
                                                     
646  Vgl. Pfister et al. 21996: 22-26. 
647  Vgl. Skenderovic 2012 (e-HLS). 
648  Vgl. Summermatter 2012: 284-285. 
649  Vgl. Walter 1996: 129-131. 
650  Vgl. ebd.: 196-198. 
651  Nicht nur in der Schweiz, sondern auch in vielen anderen Ländern stellten die 1970er Jahre einen Wende-
punkt dar, welcher als ökologische Revolution oder ökologische Wende bezeichnet wird. Für weiterführen-
de Informationen zur Entwicklung der ökologischen Bewegung auf internationaler Ebene vgl. Radkau 2011. 
652  Vgl. Skenderovic 2012 (e-HLS). 
653  Vgl. Walter 1996: 196. 
654  Vgl. Skenderovic 2012 (e-HLS). 
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durch neue soziale Bewegungen, in welchen die ökologische Bewegung eine wichtige Rolle spielte, 
grosse Teile der Bevölkerung für umweltverträglichere Entwicklungsmodelle sensibilisiert wurden, 
blieb das politische System in diesem Prozess stecken. Mehrere Versuche, ein Umweltschutzgesetz 
zu erlassen, scheiterten. Erst die Diskussion um das Waldsterben im Jahr 1983 führte dazu, dass das 
Umweltschutzgesetz innert weniger Wochen verabschiedet wurde.655 Gemäss diesem Gesetz oblag 
es den Behörden, vor der Planung und Errichtung einer Anlage die Umweltverträglichkeit derselben 
zu prüfen. Beachtet werden mussten sowohl das Umweltschutzgesetz als auch die Vorschriften, wel-
che Natur- und Heimatschutz, Landschaftsschutz, Gewässerschutz, Forstwirtschaft sowie Jagd und 
Fischerei betrafen. Dem Bereich Gewässerschutz wurden verschiedene Landschaftselemente und 
Lebensräume, wie etwa stehende Gewässer, Fliessgewässer, Grundwasser und Quellen, zugerechnet. 
Dabei galt es die Bedürfnisse von Mensch, Tier und Pflanzen, aber auch das landschaftliche Erschei-
nungsbild sowie deren Abhängigkeiten und Verflechtungen zu berücksichtigen.656 
 
6.1.2. Wandel im nationalen Hochwasserschutz 
Nach dem Inkrafttreten des Wasserbaupolizeigesetzes von 1877 wurden nach und nach die Wildbä-
che der Schweiz stabilisiert.657 Auch in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts wurden mit Un-
terstützung des Bundes noch zahlreiche Flüsse und Bäche verbaut und grosse Meliorationswerke 
ausgeführt.658 Um der raschen Zunahme der Arbeitslosigkeit zu Beginn der 1920er Jahre659 entgegen 
zu wirken, wurden besonders in dieser Zeit viele Flusskorrektionen, Seeregulierungen, Bachverbau-
ungen, Meliorationen und Projekte zur Nutzbarmachung der Wasserkräfte durchgeführt.660 Die Fort-
schritte in Wissenschaft und Technik im Verlauf des 20. Jahrhunderts machten es möglich, dass eine 
Vielzahl neuer Grundlagen und Hilfsmittel zur Projektierung und Ausführung von Hochwasser-
schutzmassnahmen entwickelt wurden.661 Während die Errichtung von Abfluss- und Niederschlags-
messnetzwerken die Planung vereinfachten, wurden die Verbauungsarbeiten durch die fortwähren-
de Entwicklung von Baumaschinen662 wie Bagger, Seilbahnen, Kränen usw. erheblich erleichtert und 
die Zufahrtswege ausgebaut. Bis um die Mitte des 19. Jahrhunderts wurden die Verbauungen mit 
Holz oder Steinen erstellt, später kam bei den Mauerwerken auch Mörtel zum Einsatz. Nach 1900 
setzte sich zunehmend Beton als wichtigstes Baumaterial durch; ab Mitte des 20. Jahrhunderts wur-
den armierte Betonsperren zur Norm.663 Dank des technologieorientierten Hochwasserschutzes 
konnten Siedlungen sowie Transport- und Infrastrukturanlagen effizienter vor Hochwassern ge-
schützt werden, wobei auch Kulturlandflächen zunehmend gesichert wurden.664 Diese Präventions-
strategie, welche einen umfassenden Schutz vor Hochwassern mit wasserbaulichen Massnahmen 
vorsah, wurde in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts nicht in Frage gestellt. Kam es zu Über-
schwemmungen, wurden meistens die Witterungsverhältnisse oder noch fehlende Verbauungen als 
Ursachen angeführt. Obwohl sich verschiedene Probleme, wie beispielsweise die stetige Zunahme 
der Verwundbarkeit durch die wachsenden Siedlungs- und Landwirtschaftsflächen, Veränderungen 
der Sohlenhöhe in korrigierten Flüssen oder die Konzentration von Hochwasserspitzen abzuzeichnen 
                                                     
655  Vgl. Haefeli 1998: 242-246. 
656  Vgl. BUWAL 1990: 1-2. 
657  Vgl. Götz 2002: 202. 
658  Vgl. Salvisberg 2017: 143. 
659  Die Zunahme der Arbeitslosigkeit setzte im Herbst 1920 ein und erreicht den Höhepunkt im Februar 1922. 
Betroffen waren vor allem Exportindustrien (Uhren, Metall und Maschinen, Textilien) und später auch das 
Baugewerbe. Vgl. Degen 2013 (e-HLS). 
660  Vgl. STASO PRR 1923: Nr. 2730 (26. Juni). 
661  Vgl. Götz 2002: 202. 
662  Zur Mechanisierung des Wasserbaus im 19. Jahrhundert vgl. Vischer 2003: 47-49. 
663  Vgl. Salvisberg 2017: 136-137. 
664  Vgl. Zaugg Stern 2006: 17. 
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begannen, bestand die Reaktion darauf zunächst nicht in einem Überdenken des Systems, sondern in 
einer Verstärkung und Anpassung der Hochwasserdämme nach bewährtem Muster.665 
 Allgemein gründete die Praxis im Hochwasserschutz auf einem in der Gesellschaft fest veranker-
ten Fortschrittsglauben, der bis in die 1970er Jahre vorherrschte und erst im Rahmen der ökologi-
schen Diskurse dieser Zeit erschüttert wurde. Politische Bewegungen kritisierten die Auswirkungen 
des Wasserbaus für die aquatische oder gewässernahe Flora und Fauna, wobei die schwindenden 
Fischbestände mit der sich verschlechternden Wasserqualität wie auch mit den Flusskorrektionen in 
Zusammenhang gebracht wurden. Weiterhin wurden ästhetische Folgen, wie die Veränderung des 
Landschaftsbildes durch die Begradigung und wirtschaftliche Nutzung von Fliessgewässern, kriti-
siert.666 Dies hing auch damit zusammen, dass Gewässer im 20. Jahrhundert zunehmend als Freizeit- 
und Erholungsraum genutzt wurden.667 Neben den ästhetischen und ökologischen Beeinträchtigun-
gen traten Risiken ins Bewusstsein, welche direkt oder indirekt mit der Wasserbaupraxis zusammen-
hingen. Die vermeintliche Sicherheit, welche der technische Hochwasserschutz bot, zog eine zuneh-
mende Nutzung und Bebauung der gewässernahen Gebiete nach sich, womit die Schadenssummen 
bei Überschwemmungen anstiegen. Seit der Kanalisierung und Begradigung der Fliessgewässer im 
19. Jahrhundert wurde durch wasserbauliche Massnahmen angestrebt, dass aufgrund der Einengung 
des Gerinnes die Fliessgeschwindigkeit vergrössert und so das Geschiebe besser wegtransportiert 
werden konnte. Zu diesem Zweck sollte sich der Fluss in der Mitte des Betts eingraben, was durch 
eine gezielte Erosion der Flusssohle geschehen sollte. Die unerwünschten Folgen waren, dass die 
Beschleunigung der Fliessgeschwindigkeit vor allem im Unterlauf der Flüsse zu teilweise erheblich 
grösseren Abflussspitzen führte und so das Risiko für Hochwasserschäden anstieg. Verschärft wurde 
dieser Prozess durch den mit den Korrektionen einhergehenden Verlust an Retentionsräumen zu-
gunsten der landwirtschaftlichen Nutzung. Zudem musste die fortdauernde Sohlenerosion mit 
Schutzmassnahmen gestoppt werden, weil sie den Grundwasserhaushalt beeinflusste. Um die Sohle 
zu sichern, wurden deshalb an schnell fliessenden Gewässern kostspielige Querriegel eingesetzt.668 
 Der Bund reagierte auf die Entwicklungen, indem er ab den 1960er Jahren mehrere Weisungen 
zum Umgang mit Hochwasserschutzprojekten publizierte.669 Das damalige Bundesamt für Wasser-
wirtschaft übertrug im Jahr 1980 einer interdisziplinären Arbeitsgruppe den Auftrag, eine Wegleitung 
zu entwerfen, die Grundsätze für die Erstellung ganzheitlicher Schutzkonzepte liefern sollte. Obwohl 
die 1982 vorgelegte Schrift in der Praxis gut aufgenommen und auch auf internationaler Ebene Be-
achtung gefunden hatte, wurde die Gültigkeit dieser Hochwasserschutzphilosophie durch das Unwet-
ter von 1987670 in Frage gestellt. Die in Auftrag gegebene Ursachenanalyse zeigte, dass im Hochwas-
serschutz weiterhin Mängel bestanden.671 Neu sollte prioritär die menschliche Nutzung der Gefahr 
angepasst werden und nicht mehr ausschliesslich die Gefahr der menschlichen Nutzung. Dieser neu-
en Prioritätensetzung lagen drei Ursachen zugrunde: Erstens zeigten die Überschwemmungsereignis-
se des Jahres 1987, dass Hochwasser mit überdurchschnittlich hohen Wassermengen nur begrenzt 
beeinflusst werden können. Zweitens wurde im Raumplanungsbericht des Bundesrates von 1987 
festgehalten, dass sich der Lebensraum in der Schweiz in den letzten 30 Jahren stärker und schneller 
verändert hatte als in der gesamten Siedlungsgeschichte zuvor. Das hatte zur Folge, dass der Sied-
lungsdruck auf Gebiete mit ungünstigen Standorteigenschaften zunahm. Der letzte Punkt betraf die 
finanziellen Mittel, welche immer nur als beschränkte Ressource zur Verfügung standen. Diese Res-
                                                     
665  Vgl. Summermatter 2012: 279. 
666  Vgl. Zaugg Stern 2006: 82-83. 
667  Vgl. Herrmann 2012: 199. 
668  Vgl. Zaugg Stern 2006: 84-86. 
669  Vgl. Salvisberg 2017: 137. 
670  Infolge schwerer Überschwemmungen wurden 1987 weite Teile der Schweiz verwüstet. Acht Menschen 
starben dabei, enorme Sachschäden entstanden. Der Bund erteilte daraufhin den Auftrag, die Ursachen 
dieser Katastrophe zu analysieren und abzuklären, inwiefern die damals gültigen Kriterien im Bereich der 
Hochwasserschutzmassnahmen angepasst werden müssen. Vgl. BWW, BUWAL, Landeshydrologie und -
geologie 1991. 
671  Vgl. Götz 2002: 202-204. 
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triktionen schränkten den Lösungsraum ein und machten eine Planung erforderlich.672 Die Erkennt-
nisse fanden ihren Niederschlag im 1991 erlassenen Bundesgesetz über den Wasserbau, welches das 
Schwergewicht auf die Prävention legte. Der Schutz des Lebensraums sollte primär durch sachge-
rechten Unterhalt der Gewässer und durch raumplanerische Massnahmen gewährleistet werden, 
bevor wasserbauliche Massnahmen in Erwägung gezogen werden.673 
 
6.1.3. Gewässerschutz 
6.1.3.1. Schweizweite Entwicklungen im Gewässerschutz 
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts trat allmählich ins Bewusstsein, dass der Aufschwung der 
Industrie Risiken wie die Beeinträchtigung von Gewässern zur Folge hatte. Insbesondere Fischer 
machten auf die Abnahme von Fischbeständen aufmerksam, weshalb der Bund674 die Kantone ab 
1875 dazu aufforderte, die Verschmutzung ihrer Gewässer zu untersuchen.675 Mit der Annahme von 
Artikel 25 der Bundesverfassung von 1874 erhielt der Bund das Recht, gesetzliche Bestimmungen676 
über die Ausübung der Fischerei zu erlassen. Neben dem Rückgang der Fischbestände wurde die 
Schaffung nationalen Rechts unter anderem damit begründet, dass sich weder Fischgewässer noch 
die Fische an den Verlauf der Kantonsgrenzen677 halten und somit eine Gesetzgebung auf höherer 
Ebene notwendig war.678 Die Kompetenzen des Bundes beschränkten sich aber lediglich auf polizeili-
che Bestimmungen, während die Fischerei als grundherrliches Regal679 weiterhin den Kantonen ge-
hörte und diesen vom Bund nicht entzogen werden konnte.680 Das 1875 in Kraft getretene Fischerei-
gesetz war ein Rahmengesetz und verpflichtete die Kantone lediglich zum Erlass von Vollzugsbe-
stimmungen.681 Auch wenn zu dieser Zeit bereits bekannt war, dass durch die Einleitung von Abwäs-
sern mit schädlichen Substanzen die Fischbestände gefährdet wurden, galten die Menschen noch 
nicht als bedroht.682 Da die Fischereiwirtschaft im 19. Jahrhundert einerseits die Einnahmequelle von 
Netzfischern683 war, andererseits aber auch für viele Angelfischer eine wichtige Ergänzung der Ernäh-
rung darstellte, wurden im Bundesgesetz zur Fischerei von 1888 erste rechtliche Ansätze zur Vermin-
derung von Gewässerverschmutzungen erlassen. Verboten war, Fischgewässer in dem Masse zu ver-
                                                     
672  Vgl. Egli 1996: 13. 
673  Vgl. Götz 2002: 207. 
674  Ende des 19. Jahrhunderts erschienen mehrere wissenschaftliche Publikationen zur Fischerei und zu Fischen 
in Schweizer Gewässern, welche teilweise im Auftrag oder mit Unterstützung des Bundes verfasst wurden. 
Vgl. hierzu Fatio 1882; Asper 1890; Liebenau 1897. 
675  Vgl. Walter 1996: 76. 
676  Im Bundesarchiv befinden sich zahlreiche Dokumente zum Entstehungsprozess der verschiedenen nationa-
len Gesetze und Verordnungen im Bereich der Fischerei und des Gewässerschutzes. 
677  Dies bezog sich sowohl auf die Kantons- als auch auf die Landesgrenzen, weshalb in der Folge zahlreiche 
Abkommen mit Nachbarstaaten abgeschlossen und zwischen den Kantonen Übereinkünfte getroffen wur-
den. Vgl. Coaz 1903: 993. 
678  Vgl. Mathey-Doret 1952: 325. 
679  Grundherrliche Regalien waren Alleinrechte des Staates als Grundherr oder Nachfolger desselben und 
erstreckten sich auch auf die Pertinenz des Wassers. Vgl. Schollenberger 1905: 277. 
680  Vgl. ebd.: 243-244. 
681  Vgl. Wild 1972: 26. 
682  Vgl. Walter 1996: 77. 
683  Im 19. Jahrhundert wurde zwischen Netz- und Angelfischern unterschieden. Während erstere Landwirte, 
Weinbauern usw. waren, welche die Fischerei als Nebenberuf ausübten, stellte sie für letztere eine Neben-
erwerbsquelle dar. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts reduzierten die Kantone die Zahl der Netzpa-
tente und vergaben frei gewordene Patente vorzugsweise an hauptberufliche Fischer. Die Angelfischerei 
wurde ab der Industrialisierung nach und nach zur Freizeitbeschäftigung ohne Gewinnstreben, die als Aus-
gleich zur eintönigen Fabrikarbeit betrieben wurde. Im Verlauf des 20. Jahrhundert hatte sich somit die be-
griffliche Unterscheidung zwischen Berufs- und Sportfischern etabliert. Vgl. Geiger 2015 (e-HLS). 
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unreinigen, dass der Fisch- oder Krebsbestand geschädigt wurde.684 In einer Spezialverordnung wur-
de eingehend beschrieben, welche Substanzen, Verdünnungsverhältnisse, Einbringungsmethoden 
usw. verboten waren. Das Gesetz bezog sich nur auf fischhaltige Gewässer, schloss aber neben den 
öffentlichen auch die privaten Gewässer mit ein.685 1925 wurde in einer weiteren Spezialverordnung 
ergänzt, dass das Verbot nicht nur für Abgänge aus Fabriken galt, sondern für Abfälle und Abwässer 
aller Art, sowohl aus Ortschaften wie auch aus gewerblichen und landwirtschaftlichen Betrieben.686 
 Mitte des 20. Jahrhunderts wurde erkannt, dass das Fischereigesetz von 1888 und die Spezialver-
ordnung von 1925 nicht ausreichten, um eine umfassende Gewässerschutzpolitik zu betreiben, da es 
einerseits von Kanton zu Kanton unterschiedliche Rechtsgrundlagen gab, andererseits auch die Um-
setzung der gesetzlichen Bestimmungen stark von den jeweiligen Behörden abhing.687 Bis dahin wur-
den vor allem Klagen von Berufsfischern registriert, welche auf die Abnahme der Edelfischbestän-
de688 sowie auf den schlechteren Geschmack der Fische verwiesen hatten. Nach und nach trat ins 
Bewusstsein, dass die Gewässerverschmutzung neben den wirtschaftlichen Interessen der Fischer 
auch negative Auswirkungen für die menschliche Gesundheit haben könne. Teilweise war das 
Grundwasser689 nicht mehr ohne Vorsichtsmassnahmen geniessbar und in bestimmten Gewässern 
musste das Baden aufgrund der Gefahr von Infektionen verboten werden.690 Bereits in den 1930er 
Jahren wurde vereinzelt gefordert, dass zur Lösung der Probleme im Gewässerschutz die Einführung 
eines neuen Artikels in die Bundesverfassung notwendig sei. Aufgrund der zunehmenden Verunreini-
gung der Gewässer und den ungenügenden gewässerrechtlichen Bestimmungen brachte ein Zürcher 
Nationalrat den Vorschlag 1944 ins Parlament ein, was nach einem langen Aushandlungsprozess691 
zur Inkraftsetzung des eidgenössischen Gewässerschutzgesetzes im Jahr 1957 führte. Eine wesentli-
che Rolle spielten hierbei die Bemühungen des 1944 gegründeten Verbands Schweizerischer Abwas-
serfachleute sowie der Schweizerischen Vereinigung für Gewässerschutz, welche 1949 ins Leben 
gerufen wurde. Während sich der erstgenannte Verband vor allem auf die Weiterbildung von Fach-
leuten konzentrierte, setzte sich der letztgenannte zum Ziel, allgemein über drohende Gefahren von 
Gewässerverschmutzungen zu informieren und sich für einen stärkeren Gewässerschutz einzuset-
zen.692 Auch andere überregional organisierte Vereinigungen, wie beispielsweise der 1950 gegründe-
te Gewässerschutzverband Nordwestschweiz, brachten ihre Empfehlungen auf Bundesebene ein, 
obwohl ihr Schwerpunkt eher auf lokalen Projekten lag.693 
 Mit dem Erlass des Gewässerschutzgesetzes bestanden erstmals gesamtschweizerische Ziele für 
die Gewässernutzung. Allerdings kämpften die kantonalen Fachstellen mit Durchsetzungsproblemen, 
weil Gemeinden und Betriebe gegen die angeordneten Sanierungsmassnahmen oft Widerstand leis-
                                                     
684  Vgl. Bussmann 1981: 149-150. 
685  Vgl. Wild 1972: 28-29. 
686  Vgl. Bussmann 1981: 150. 
687  Vgl. ebd.: 152. 
688  Unterschieden wird generell zwischen Edelfischen, zu denen die Forelle und Äsche zählen, und den als Spei-
sefischen weniger beliebten Karpfenfischen (Cypriniden), welche auch Weiss- oder Ruchfische genannt 
werden. Vgl. Büttiker 1979: 50. 
689  Eine erste überregionale Untersuchung der Trinkwasserverhältnisse in weiten Teilen der Schweiz wurde 
durch Militärgeologen nach Ausbruch des Ersten Weltkriegs vorgenommen. Dadurch sollte einerseits eine 
Orientierung über die Trinkwasserverhältnisse in den von Truppen belegten Ortschaften erfolgen und ande-
rerseits den zivilen Behörden Vorschläge für die Verbesserung der Trinkwasserqualität gemacht werden. 
Vgl. Zusammenfassender Bericht über die Ergebnisse der militär-geologischen Trinkwasseruntersuchungen 
und daraus sich ergebende Möglichkeiten einer Trinkwassersanierung, Trinkwasser; STASO BK 8,16. 
690  Vgl. Walter 1996: 165. 
691  In diesem Zusammenhang ist die Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung vom 28. April 1953 
sehr aufschlussreich. Darin wurden eingehend die damalige Situation und die Notwendigkeit für einen Ge-
wässerschutzartikel beschrieben. Vgl. Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung über die Auf-
nahme eines Artikels 24quater in die Bundesverfassung (Schutz der Gewässer gegen Verunreinigung) (Vom 
28. April 1953). In: Schweizerisches Bundesblatt 105/18 (1953): 1-23. 
692  Vgl. Bussmann 1981: 155-157. 
693  Vgl. Küry, Zehringer, Herriott 2000: 7-8. 
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teten. In der Presse und Öffentlichkeit694 trat der Gewässerschutz aufgrund von Ölunfällen, Fischver-
giftungen, Schaumbildung an Flüssen und Bächen immer stärker ins Bewusstsein, wobei der zu lang-
sam fortschreitende Bau von Kläranlagen ein häufiger Kritikpunkt war. Auch von Seiten der Rechts-
wissenschaften wurde bemängelt, dass der zögerliche Fortschritt beim Gewässerschutz mit den Un-
zulänglichkeiten des geltenden Rechts zu begründen sei.695 In den 1960er Jahren mussten aufgrund 
starker Verschmutzung viele natürliche Gewässer mit Badeverboten belegt werden und zahlreiche 
stehende Gewässer litten unter einer Überdüngung696 mit Phosphaten.697 Mehrere Einzelvorstösse 
und insbesondere eine Initiative von Fischerei- und Naturschutzverbänden, welche die Ausweitung 
der Bundeskompetenzen forderte, führten schliesslich dazu, dass im Jahr 1971 eine neue Fassung 
des Gewässerschutzgesetzes erlassen wurde, welche durch verschiedene Verordnungen ergänzt 
wurde.698 Obwohl das Grundkonzept der Zuständigkeiten gleich blieb, fanden sich in den Bestim-
mungen präzisere Vorschriften. Der Bund war für die Überwachung und Koordination der von den 
Kantonen getroffenen Massnahmen zuständig, während die Kantone Vollzugsvorschriften erlassen 
und die Gemeinden zur Umsetzung anhalten sollten. Innerhalb einer Frist von zehn Jahren sollten 
alle verunreinigenden Einleitungen in die Gewässer und Versickerungen in den Boden aufgehoben 
worden sein. Zu diesem Zweck hatten die Kantone einen Sanierungsplan zu erstellen, welcher auf-
grund eines von den Gemeinden entworfenen Verzeichnisses über alle ungenügenden Einleitungen 
(Abwasserkataster) ausgearbeitet werden sollte. Die Kanalisationsplanung sowie der Bau, Betrieb 
und Unterhalt der öffentlichen Anlagen und Einrichtungen für die Sammlung und Beseitigung der 
Abwässer und Abfälle oblag den Gemeinden, welche auch für die Sanierung nicht an das kommunale 
Kanalisationsnetz angeschlossener Gebiete zuständig waren.699  
 Vor dem Hintergrund der ökologischen Bewegung hielt in den 1970er und 1980er Jahren die öf-
fentliche Debatte über die negativen Auswirkungen von Gewässerkorrektionen auf den ökologischen 
Zustand der Fliessgewässer an. Die 1970 gegründete Aktionsgemeinschaft Aqua Viva, welche sich der 
Erhaltung von Fliessgewässern und Seen widmete und sich gegen die weitere Schiffbarmachung des 
schweizerischen Flusssystems einsetzte, lancierte 1984 eine Volksinitiative „zur Rettung unserer Ge-
wässer“. Die Initiative verlangte eine Einschränkung von wasserbaulichen Eingriffen, den umfassen-
den Schutz von natürlichen oder naturnahen Gewässern sowie die Sanierung belasteter Gewässer 
und Gewässerabschnitte. Die Initiative selbst wurde zwar abgelehnt, führte aber dazu, dass das Par-
lament als indirekten Gegenvorschlag eine revidierte Fassung des Gewässerschutzgesetzes vorlegte, 
welche angenommen wurde und 1992 in Kraft trat.700 Bis 1992 hatten Bund, Kanton und Gemeinden 
rund 35 Milliarden CHF in den Gewässerschutz investiert. Unter anderem aufgrund dieser erhebli-
chen Kosten wurde seit den 1980er Jahren anstelle von kurativen Massnahmen ein präventiver Ge-
wässerschutz gefördert. Im Gewässerschutzgesetz von 1992 wurde neben der Festlegung von Rest-
wassermengen auch der Landschaftsschutz eingebunden. Die Vielfalt von Fauna und Flora sollte un-
ter anderem durch Renaturierungen der Wasserläufe erhalten bleiben.701 
 
6.1.3.2. Gewässerschutz im Kanton Solothurn 
Bereits im Jahr 1863 wurde in der Verordnung zum Schutze des Fischereiregals und der Fischzucht 
festgesetzt, dass Verunreinigungen von Bächen und Gewässern, welche für die Fischbestände oder 
                                                     
694  Zur Schilderung und Deutung von Gewässerverschmutzungen in der öffentlichen Berichterstattung vgl. 
Gugerli 2000. 
695  Vgl. Bussmann 1981: 173, 190, 197, 199. 
696  Zum Zustand der Schweizer Gewässer in der Mitte des 20. Jahrhunderts verfasste Otto Jaag, welcher von 
1952 bis 1970 Direktor der Eidgenössischen Anstalt für Wasserversorgung, Abwasserreinigung und Gewäs-
serschutz war, mehrere Studien und hielt Vorträge. Vgl. beispielsweise Jaag 1949. 
697  Vgl. Illi 2002 (e-HLS). 
698  Vgl. Walter 1996: 167-168. 
699  Vgl. Flury 1974: 7-8. 
700  Vgl. Zaugg Stern 2006: 84. 
701  Vgl. Illi 2002 (e-HLS). 
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die Ausübung der Fischerei nachteilig seien, polizeirechtlich verfolgt werden können, „sofern diese 
nicht zur Reinigung der Bach- und Flussbette oder zur Ausübung eines bestimmten Gewerbes oder 
einer Fabrikation nothwendig ist“. Somit war es legitim, Gewässer zu verschmutzen, wenn es einem 
gewerblichen Zweck diente.702 Die solothurnische Vollzugverordnung von 1877, die aufgrund des 
1875 erlassenen Bundesgesetzes zur Fischerei erstellt werden musste, enthielt nur sehr allgemein 
gehaltene Vorschriften, welche in erster Linie darauf abzielten, dass die bundesrechtlichen Bestim-
mungen eingehalten wurden. Da sich die Verhältnisse aus Sicht der Solothurner Regierung in der 
Folge verschlechterten, erliess sie 1884 eine Verordnung, welche konkretere Formulierungen zum 
Gewässerschutz enthielt. Erstens wurde festgesetzt, dass alle öffentlichen Gewässer der polizeilichen 
Aufsicht des Kantons unterstellt wurden. Zweitens sollten alle Verunreinigungen öffentlicher Gewäs-
ser – sowohl privat als auch gewerblich verursacht – sanktioniert werden, insofern dieselben sanita-
rische oder wirtschaftliche Übelstände zur Folge hatten. Den Fabriken und unterschiedlichen Gewer-
ben war das Ablassen von Abwässern nur gestattet, wenn sie vorher durch eine entsprechende Be-
handlung „unschädlich“ gemacht worden waren. Abwässer, die giftige Stoffe enthielten, sollten 
chemisch bearbeitet werden, während Abgänge mit hohen Temperaturen sowie saurer oder alkali-
scher Beschaffenheit entweder in Senkgruben, mit Hilfe von Berieselungsanlagen oder durch starke 
Verdünnung soweit als möglich neutralisiert werden sollten. Wenn alle Vorkehrungen erfolglos blie-
ben und die Abwässer einer gewerblichen Anlage nachteiligen Einfluss auf die Fischfauna hatten, 
konnte der Betrieb dazu angehalten werden, die Fischenzenpacht für den verschmutzten Bereich zu 
übernehmen.703 
 Gemäss Max Wild bestanden die Mängel dieser Verordnung darin, dass die Interdependenz der 
Gewässer nicht berücksichtigt wurde, indem Bestimmungen zu privaten Gewässern und Grundwas-
servorkommen fehlten. Zudem bezog sich der Artikel zu den Sanktionen vor allem auf akute Ver-
schmutzungen, während er in dieser Form kaum bei einer schleichenden Degeneration eines Gewäs-
sers angewandt werden konnte. Mit der Übernahme der Fischenzenpacht bei Verunreinigung wurde 
ebenfalls nur der kurzfristige Schaden auf den Urheber übertragen, wobei längerfristige und weitrei-
chendere Konsequenzen nicht bedacht wurden. Ungeachtet der erläuterten Schwächen war diese 
Verordnung ein wichtiger Meilenstein, da die Regierung das Problem der Gewässerverunreinigung 
erkannt und die Entwicklung des Gewässerschutzrechtes eingeleitet hatte. Abgesehen von der Aus-
dehnung des Geltungsbereichs zog das Bundesgesetz von 1888 keine Konsequenzen für die solothur-
nische Gesetzgebung im Bereich des Gewässerschutzes nach sich. Das kantonale Gesetz von 1884 
blieb weiterhin die rechtliche Grundlage und wurde bis zum Erlass der Verordnung über die Reinhal-
tung der oberirdischen Gewässer und des Grundwassers im Jahr 1944 nicht verändert.704 
 Ende des 19. Jahrhunderts und in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts gab es im Kanton Solo-
thurn immer wieder Fälle von Gewässerverschmutzungen, welche entweder von Fischereiaufsehern 
oder von Fischern, deren Pachtstrecke705 betroffen war, wahrgenommen und zur Anzeige gebracht 
wurden. Betroffen waren neben der Aare auch kleinere Flüsse und Dorfbäche des Kantons. 1890 
wurde beispielsweise der Inhaber einer Bleicherei angezeigt und bestraft, weil er Lauge in den Dorf-
bach hatte ablaufen lassen. Der Beklagte hatte angeführt, dass dies für die Fischerei nicht schädlich 
und schon seit 1808 – also vor den Bestimmungen im Bundesrecht – so praktiziert worden sei. Mit 
Verweis auf die bestehende Gesetzgebung wurde dieser Vorwand abgewiesen.706 Der Chronik des 
1913 gegründeten Fischereivereins Solothurn und Umgebung lässt sich entnehmen, dass es in den 
Jahren 1915, 1919, 1920 zu Fischvergiftungen in seinen Pachtstrecken in der Aare unterhalb von So-
lothurn gekommen war, wobei der Verein von den Verursachern entschädigt wurde. Die Entschädi-
gungssummen waren aber meistens wesentlich tiefer, als vom Verein gewünscht. So musste sich der 
                                                     
702  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn: Verordnung zum Schutze des Fischereiregals und der Fischzucht 
vom 23. Mai 1863: Art. 2d. 
703  Vgl. STASO PRR 1884: Nr. 1479. 
704  Vgl. Wild 1972: 26-29. 
705  Zum Pachtsystem im Fischereiwesen des Kantons Solothurn siehe Kapitel 6.1.4.2. 
706  Vgl. STASO PRR 1890: Nr. 1931. 
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Vorstand 1920 mit 125 CHF (2009: 1’688 CHF) begnügen, während 200 bis 300 CHF (2009: 2’701 bis 
4’052 CHF) erwartet worden waren.707 Nach einer schweren Fischereivergiftung in der Aare schlos-
sen sich mehrere Fischereivereine zusammen, bestimmten einen Anwalt und reichten Klage ein. 
Beim Schiedsgericht amteten der eidgenössische Fischereiinspektor Georg Surbeck als Obmann und 
Paul Steinmann708 als Vertreter der Kläger. Aufgrund der geringen Ausbeute beim ersten Probefi-
schen wurde auf ein zweites verzichtet. Mit Prozesskosten betrug sich die Gesamtschadenssumme 
auf 31’486 CHF (2009: 442’512 CHF), wovon der Fischereiverein Solothurn und Umgebung 1’500 CHF 
(2009: 21’081 CHF) für Fischaussatz und 450 CHF (2009: 6’324 CHF) als Pachtentschädigung erhielt.709 
 Während bei den genannten Beispielen die Gewässerverschmutzungen unter dem Gesichtspunkt 
ihrer Auswirkungen auf die Fischerei behandelt wurden, gingen in der Folge häufiger Klagen über 
Verunreinigungen, welche die öffentliche Hygiene bedrohten, ein. So bezeichnete beispielsweise das 
Baudepartement 1945 die in den Witibach in Grenchen eingeleiteten Abwässer als „in einem Miss-
verhältnis zu den heutigen Forderungen der öffentlichen Hygiene“ und ordnete umgehende Mass-
nahmen an.710 Mit derselben Begründung wurden auch 1949 Vorkehrungen für die Entfernung von 
giftigem Schlamm in der Dünnern in die Wege geleitet.711 An diesem Fluss wurde 1947 eine Untersu-
chung der Gewässerqualität durchgeführt, weil zwischen Egerkingen und Hägendorf eine Badestelle 
geschaffen werden sollte. Der Kantonschemiker schrieb in seinem Bericht, dass die Dünnern Haus- 
und Industrieabwässer, welche in den bestehenden Einzel- und Hauskläranlagen nicht vollständig 
gereinigt werden konnten, aufnahm und deshalb das Wasser aus hygienischer und ästhetischer Sicht 
wenig fürs Baden geeignet sei. Da sich die geplante Badestelle etwa zweieinhalb Kilometer vom letz-
ten Abwassereinlauf befand, sollte jedoch gemäss den bisherigen Erfahrungen keine Infektionsgefahr 
bestehen.712  
 Ab den 1940er Jahren intensivierte der Kanton Solothurn die Bemühungen im Bereich des Gewäs-
serschutzes. Auf gesetzlicher Ebene wurde 1944 die Verordnung über die Reinhaltung oberirdischer 
Gewässer lanciert, in welcher der Geltungsbereich des Gesetzes auf die Grundwasservorkommen 
erweitert und die Ablagerung von potenziell schädlichen Materialien oder Stoffen in unmittelbarer 
Nähe der Gewässer oder in Bereichen mit Grundwasservorkomme verboten wurden. Da ein generel-
les Verbot des Einbringens von Abwässern in Gewässer als nicht sinnvoll erachtet wurde, konnten 
Bewilligungen dafür eingeholt werden, insofern hinreichend belegt wurde, dass die Abwässer nicht 
schädlich wirkten. Die Verbote und Bewilligungspflicht galten für bereits bestehende Einleitungen 
und Materialablagerungen.713 In demselben Jahr wurde auch die Gründung einer Sachverständigen-
kommission zur Reinhaltung der oberirdischen Gewässer und des Grundwassers beschlossen, welche 
aus Vertretern des Baudepartements, des Sanitätsdepartements, des Volkswirtschaftsdepartements, 
einem Geologen und allfälligen weiteren Funktionären bestehen sollte.714 Die Kommission wurde 
somit bewusst mit Beamten verschiedener Verwaltungsstellen, welche das Thema Wasser in unter-
schiedlicher Weise beschäftigte, besetzt und auch der Austausch mit weiteren Akteuren angestrebt. 
So wurden im Jahr 1949 eine Vertretung des Solothurnischen Handels- und Industrie-Vereins sowie 
                                                     
707  Vgl. Burkhalter 1963: 7-9. 
708  Paul Steinmann verfasste zahlreiche Arbeiten und Gutachten zur Fisch- und Gewässerkunde und war als 
Redaktor der Schweizerischen Fischereizeitung, Präsident des Schweizerischen Fischereivereins sowie als 
Präsident der wissenschaftlichen Kommission desselben Vereins tätig. Vgl. Bäschlin 1958: 226. 
709  Vgl. Burkhalter 1963: 16. 
710  Vgl. Schreiben des Baudepartements des Kantons Solothurn, 19.10.1945, Verunreinigung oberirdischer 
Gewässer; STASO BK 8,16. 
711  Vgl. Schreiben des Baudepartements des Kantons Solothurn, 06.09.1949, Verunreinigung oberirdischer 
Gewässer; STASO BK 8,16. 
712  Vgl. Bericht des Kantonschemikers des Kantons Solothurn, 30.05.1947, Periodische Kontrollen und Berichte; 
STASO BK 8,16. 
713  Vgl. Wild 1972: 28-31. 
714  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats des Kantons Solothurn Nr. 3617, 25. Juli 1944; STASO 
Finanz-Departement 16 Sachverständigenkommission für die Reinhaltung oberirdischer Gewässer und des 
Grundwassers (1944-1966). 
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Mitglieder von Fischereivereinen zur Diskussion eines Vorentwurfs zum ersten eidgenössischen Ge-
wässerschutzgesetz eingeladen.715 Im Fokus der Sachverständigenkommission standen zunächst Ver-
unreinigungen der Aare, welche vor allem bei Niedrigwasser wahrgenommen wurden. Die Kommis-
sion forderte umfassende Untersuchungen zur Herkunft der schwerwiegendsten Verunreinigungen 
und zur weiteren Entwicklung der Wasserqualität.716 Ab 1951 arbeitete der Kanton Solothurn auch 
mit der Regionalgruppe Nordwestschweiz zusammen, welche methodisch und zeitlich koordinierte 
Gewässeruntersuchungen an Aare717, Birs und Rhein durchführte.718 
 Des Weiteren trat der Kanton dem 1944 gegründeten Verband Schweizerischer Abwasserfachleu-
te bei, welcher im Interesse der Allgemeinheit die Förderung des Wissens auf dem Gebiet der Ab-
wassertechnik anstrebte und zu diesem Zweck auch mit der Beratungsstelle für Abwasserreinigung 
und Trinkwasser an der ETH Zürich zusammenarbeitete.719 Der Verband setzte sich zum Ziel, Richtli-
nien über die Entwässerung von Liegenschaften auszuarbeiten, wovon der Dringlichkeit halber zuerst 
der Teil zu Abwasserreinigungsanlagen erschien. Die Solothurner Regierung, welche der Verunreini-
gung der Bäche und Flüsse durch die zunehmende Einleitung von Abwässern entgegenarbeiten woll-
te, sah die Schwemmkanalisation720 in Verbindung mit Sammelreinigungsanlagen als einzige Lösung. 
Solche Reinigungsanlagen waren in den Gemeinden zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorhanden, wes-
halb der Regierungsrat die in der Publikation des Verbands ausgearbeiteten Richtlinien für das ge-
samte Gebiet des Kantons als verbindlich erklärte.721 Die Richtlinien sahen die Erstellung von Haus-
kläranlagen vor, welche als Übergangslösung bis zum Bau von kommunalen Sammelkläranlagen in 
allen Gemeinden dienen sollten. Auch der zweite Teil der vom Verband ausgearbeiteten Richtlinien, 
welcher Abscheider zur Zurückhaltung von Öl, Benzin, Fett usw. behandelte, wurde vom Kanton So-
lothurn 1953 für verbindlich erklärt.722 
 Die Reinhaltungsverordnung von 1944 wurde nach Inkrafttreten des 1957 erlassenen Bundesge-
setzes zum Gewässerschutz nur geringfügig modifiziert, da sie als Übergangslösung bis zur Inkraftset-
zung des neuen Gesetzes über die Rechte am Wasser im Jahr 1960 diente.723 Der Verordnung aus 
dem Jahr 1944 waren in der Praxis wenige Massnahmen gefolgt, was vor allem mit der fehlenden 
finanziellen Unterstützung des Kantons begründet wurde. Gemäss dem 1960 geltenden Gesetz wur-
den die Gemeinden mit der Planung, Erstellung und dem Unterhalt der Anlagen zur Ableitung und 
Aufbereitung der Abwässer beauftragt. Säumige Gemeinden konnte der Staat zur Erfüllung der Auf-
gaben verpflichten. Der Kanton beteiligte sich an den Kosten für Projektierungen und am Bau von 
Hauptsammelkanälen sowie Anlagen zur Abwasserreinigung und Kehrichtbeseitigung. Je nach Fi-
nanzkraft der Gemeinden lag der Anteil des Kantons zwischen 30 und 60 Prozent.724 Die erste Kläran-
lage im Kanton Solothurn wurde 1962 in Nuglar in Betrieb genommen.725 Nach dem Inkrafttreten des 
                                                     
715  Vgl. Protokoll über die 4. Sitzung der Sachverständigen-Kommission zur Reinhaltung der oberirdischen Ge-
wässer und des Grundwassers, 09.12.1949, Gesetze, Reglemente, Vorschriften, Weisungen; STASO BK 8,16. 
716  Vgl. Schreiben an den Regierungsrat des Kantons Solothurn vom 22. Oktober 1945; STASO BK 8,16. 
717  Die Untersuchungen ergaben, dass die Aare unterhalb von Solothurn stark verschmutzt war. Vgl. Vorläufi-
ger Bericht über die Untersuchung des Aarewassers vom 30. September / 1. Oktober 1952, Periodische 
Kontrollen und Berichte; STASO BK 8,16. 
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nanz-Departement 16 Sachverständigenkommission für die Reinhaltung oberirdischer Gewässer und des 
Grundwassers (1944-1966). 
720  Zur Diskussion um die am besten geeignete Abwasserentsorgungsmethode im Verlauf des 19. Jahrhunderts 
vgl. Stalder 2002. 
721  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats des Kantons Solothurn Nr. 238, 16.01.1948, Gesetze und 
Weisungen; STASO BK 8,16. 
722  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats des Kantons Solothurn Nr. 233, 20.01.1953, Gesetze und 
Weisungen; STASO BK 8,16. 
723  Vgl. Wild 1972: 43. 
724  Vgl. Looser 1964: 2. 
725  Vgl. Zweckverband Abwasserregion Solothurn-Emme 1976: 4. 
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Gesetzes wurden Abwasserregionen gegründet, wobei die Region Solothurn-Emme 21 Gemeinden, 
darunter auch vier bernische, umfasste.726 Die Abwasserreinigungsanlage in Zuchwil, welche diese 
abdeckte, wurde 1974727 fertiggestellt.728 Von Seiten der Papierindustrie bestand ein grosses Interes-
se, ihre Abwässer selbst aufzuarbeiten, um möglichst viele Stoffe in den Fabrikationsprozess zurück-
führen zu können und den Wasserverbrauch zu verringern. Die Betriebe hatten diesbezüglich schon 
Massnahmen ergriffen und teilweise neue Verfahren entwickelt, wie der Verschmutzungsgrad ge-
senkt und gleichzeitig wertvolle Nebenprodukte zurückgewonnen werden konnten.729 Auch im Be-
reich der Landwirtschaft wurden Anfang der 1970er Jahre zahlreiche Betriebe überprüft und viele für 
den Gewässerschutz sichernde Massnahmen ergriffen.730 1981 wurde eine Vollzugsverordnung erlas-
sen, welche die Aufgaben der kantonalen Instanzen, Gemeinden und Zweckverbände sowie die Rech-
te und Pflichten der Privaten gemäss Bundesrecht festsetzten. Somit war sie weitgehend eine Kom-
petenzordnung auf dem Gebiete des Gewässerschutzes.731 
 Bis 1983 waren im Kanton Solothurn 26 regionale und kommunale Kläranlagen732 gebaut worden, 
welche die Abwässer von 96 Prozent der Bevölkerung abdeckten.733 Trotz Durchführung mehrerer 
Fluss- und Bachverbauungen im ganzen Kanton waren die Ausgaben für die Abwassersanierung und 
den Gewässerschutz zwischen 1957 und 1981 mehr als viermal höher als diejenigen für den Wasser-
bau.734 Eine Zusammenfassung der vorgenommenen Gewässerschutzbemühungen sowie der damals 
vorherrschenden Situation und des zukünftigen Handlungsbedarfs wurde 1998 in der Publikation 
Gewässerschutzkonzept beschrieben. Es waren bis dahin inflationsbereinigt rund 900 Millionen CHF 
in den Gewässerschutz investiert worden, womit die Verschmutzungen der 1960er und 1970er Jahre 
weitgehend rückgängig gemacht werden konnten. Gleichzeitig wurde vermerkt, dass ab 1982 keine 
nennenswerten Verbesserungen mehr vorgenommen worden seien und die Gewässerbelastung auf-
grund der grösseren Abwassermengen in Industrie, Gewerbe, Haushalten und Landwirtschaft wiede-
rum zuzunehmen drohe. Seit dem nationalen Gewässerschutzgesetz von 1991 beschränkte sich der 
Gewässerschutz zudem nicht mehr nur auf das Sammeln und Reinigen von Abwasser, sondern sah 
einen gesamtheitlichen Schutz des Wasserkreislaufes vor. Die zentrale Aufgabe bestand neu darin, 
einen Ausgleich zwischen den verschiedenen Nutzungen und dem Schutz der Gewässer zu finden, 
wobei auf eine umweltverträgliche Siedlungswasserwirtschaft und Landwirtschaft zu achten war.735 
 Auf Verwaltungsebene wurde 1957 innerhalb des Baudepartements das Kantonale Amt für Was-
serwirtschaft geschaffen, welches für die Bearbeitung aller wasserwirtschaftlichen Belange, ein-
schliesslich Wasserbau und Gewässerschutz, zuständig war.736 Die Bereiche Abwassersanierung und 
Gewässerschutz wurden in zwei Abteilungen aufgeteilt, innerhalb derer sich weitere Sektionen bilde-
ten und neue Stellen geschaffen wurden. Während geologische Gutachten im Zusammenhang mit 
dem Grundwasser bis dahin von Geologen nebenamtlich erstellt worden waren, beschloss der Regie-
rungsrat 1963 die Schaffung einer Stelle für einen hauptamtlichen Kantonsgeologen. Um den zu-
nehmenden Aufgaben und erforderlichen Fachkenntnissen auf dem Gebiet des Gewässerschutzes 
gerecht zu werden, wurde 1965 die Stelle eines Gewässerschutzchemikers geschaffen und ein ab-
                                                     
726  Vgl. Looser 1964: 2. 
727  Bis zu diesem Zeitpunkt waren auch alle Gemeinden im unteren und mittleren Emmental an Abwasserreini-
gungsanlagen angeschlossen worden. Vgl. Zweckverband Abwasserregion Solothurn-Emme 1976: 7-8.  
728  Vgl. Amiet 1982: 11. 
729  Vgl. Looser 1964: 2. 
730  Vgl. Bussmann 1982: 50. 
731  Vgl. Baudepartement des Kantons Solothurn 1981: 11. 
732  Vor allem in den 1970er Jahren förderten Bund und Kanton die Errichtung von Gewässerschutzbauten mit 
Hilfe von Subventionszahlungen. Für eine Übersicht der ausbezahlten Subventionen im Kanton Solothurn 
zwischen 1961 und 1995 vgl. Würsten, Leuenberger, Zimmermann 1998: 109. 
733  Vgl. Looser 1983: 2. 
734  Vgl. Amiet 1982: 14-17. 
735  Vgl. Würsten, Leuenberger, Zimmermann 1998: 9-10. 
736  Vgl. Looser 1983: 1. 
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wasserchemisches Laboratorium errichtet.737 Die Qualität der Oberflächengewässer wurde ab 1967 
überwacht, wobei sich das Monitoring zunächst nur auf die Aare und Emme beschränkte, in den 
nachfolgenden Jahren aber auf alle Fliessgewässer ausgeweitet wurde. Seit 1994 umfasst es 9 per-
manente und 18 periodische Messstellen.738 Neben mehreren Reorganisation, Kompetenzanpassun-
gen und Umbenennungen des für den Umweltschutz zuständigen Amts wurden ab den 1980er Jah-
ren vermehrt Publikationen über den Zustand verschiedener Umweltbereiche verfasst, an denen 
verschiedene Fachstellen beteiligt waren. Das Hydrographische Jahrbuch des Kantons Solothurn, 
welches von 1980 bis 2000 erschien, enthielt Informationen über die Grundwasser- und Bachstände 
sowie die an verschiedenen Stationen gemessenen Abflussmengen. Zusammen mit dem Umweltda-
tenband und der kantonalen Rohstoffstatistik wurde es ab 2000 im Annual Umweltdaten zusammen-
geführt.739 Für die Information der Bevölkerung erschienen ab 1991 die Umweltberichte des Kan-
tons.740 Zum Zustand der Solothurner Gewässer wurden seit 2000 drei Berichte publiziert.741 
 
6.1.4. Fischerei 
6.1.4.1. Schweizweite Entwicklungen im Fischereiwesen 
Für die in einem Fliessgewässer vorkommenden Organismen – besonders die Fische – sind die Zu-
sammensetzung der Wasserinhaltstoffe und die Morphologie des Gewässerbettes von grosser Be-
deutung.742 1875 trat das erste Fischereigesetz auf Bundesebene in Kraft, das die Kantone zum Erlass 
von Vollzugsbestimmungen verpflichtete. Neben Gewässerverschmutzungen wurden zu dieser Zeit 
auch weitere menschgemachte Ursachen für den Rückgang der Fischbestände angeführt, welche sich 
vornehmlich auf Einschränkungen der Laichplätze bezogen. Während Kanäle, Dämme und Regulie-
rungsbauten die Brutplätze beschränkten, konnte der Laich bei der Reinigung von Wasserläufen ver-
nichtet oder beim Öffnen von Schleusen und Wehren zerstreut werden. Zudem wurde der Fang von 
Fischen zur Laichzeit oder der Fang von Jungfischen als problematisch angesehen.743 
 Auf Basis der in der Zwischenzeit gemachten Erfahrungen wurde 1888 ein revidiertes Fischereige-
setz erlassen, dem ein Jahr später eine Vollzugsverordnung folgte. Während die Verleihung des 
Rechts zum Fischfang den Kantonen zustand, reglementierte der Bund die Ausübung der Fischerei 
nun eingehender. Neben Bestimmungen über die Art und Beschaffenheit von Fanggeräten und stän-
digen Fischereivorrichtungen wurde darin unter anderem festgehalten, dass die Kantone Schon-
gebiete bei Einmündungen von Flüssen in Seen bestimmen sollten, damit die freie Zirkulation der 
Fische nicht gehindert werde. Zudem wurden für die als wertvoll erachteten Fischarten Schonzeiten 
und Mindestlängen erlassen, an welche auch Bestimmungen zu Kauf und Verkauf geknüpft waren. 
Ausnahmen beim Fangverbot konnten bewilligt werden, wenn im Interesse der künstlichen Fisch-
zucht744 Brutmaterial gewonnen werden sollte. Besitzer von Wasserwerken wurden dazu verpflich-
tet, Vorrichtungen zu erstellen, damit die Fische nicht in die Triebwerke gerieten und bei Verbauun-
gen, welche den Durchgang der Fische erschwerten oder verhinderten, Fischstege745 zu errichten. 
Die Kantone hatten an grösseren Wasserläufen mit starkem Gefälle Zufluchtsorte (Refugien) anzu-
bringen, in denen sich Fische ausruhen konnten und bei Hochwasser Unterschlupf fanden. Bestanden 
bei der Erbauung dieser Vorrichtungen besondere Hemmnisse oder wären unverhältnismässige Kos-
                                                     
737  Vgl. Amiet 1982: 9. 
738  Vgl. Amt für Umwelt des Kantons Solothurn 2015b: 13. 
739  Vgl. beispielsweise Amt für Umwelt des Kantons Solothurn 2004. 
740  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn 1991. 
741  Vgl. Amt für Umwelt des Kantons Solothurn 2015b. 
742  Vgl. Büttigker 1979: 50. 
743  Vgl. Slominski 1983: 7. 
744  Zur künstlichen Fischzucht in der Schweiz Ende des 19. Jahrhunderts vgl. Asper 1890: 86-111. 
745  Bis 1901 waren in der Schweiz 37 Fischstege erstellt worden, welche allerdings von der Konstruktion her 
teilweise mangelhaft waren. Vgl. Coaz 1903: 986-987.  
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ten entstanden, musste der Bund entscheiden, ob das Projekt durchgeführt wurde oder nicht. Für 
den Vollzug der Gesetzesbestimmungen zur Fischerei sollten die Kantone ihre Polizeibeamten ver-
pflichten. Als wichtig eingestufte Gewässer sollten von sachverständigen Fischereiaufsehern über-
wacht werden, welche gleichzeitig allfällige Fischbrutanstalten und die Gewinnung des Brutmaterials 
kontrollieren sollten. Der Bund beteiligte sich an den Auslagen für die Ausbildung der Aufseher in 
Fischereikursen und übernahm die Hälfte der Kosten für deren Anstellung. Massnahmen, welche zur 
Hebung der Fisch- oder Krebsbestände unternommen wurden, konnten ebenfalls bis zur Hälfte vom 
Bund mitfinanziert werden. Dazu gehörten die Errichtung von Fischwegen und Refugien sowie die 
Minderung der für die Fischerei schädlichen Tiere, wie den Fischotter oder den Fischreiher.746  
 Der Bund versuchte somit dem Rückgang der Fischbestände entgegenzuwirken, indem die kanto-
nalen Behörden durch präzisere Bestimmungen einerseits und die Aussicht auf finanzielle Beteiligung 
andererseits zum Handeln bewegt werden sollten. Aus Sicht der Initianten des 1883 gegründeten 
Schweizerischen Fischereivereins747 genügten die Bemühungen der Behörden nicht, weil die Unter-
stützung aus der Bevölkerung – insbesondere von den Fischern selbst – fehlte. Das Ziel war es, einen 
nationalen Verband zu gründen, dem sich nach und nach kantonale Sektionen anschliessen konnten. 
Begründet wurde diese Notwendigkeit auch mit wirtschaftlichen Argumenten und den Erfolgen von 
Fischereivereinen in Nachbarländern. Wesentlichen Anteil an der Gründung des Vereins hatten Jo-
hann Coaz, welcher 1875 zum ersten eidgenössischen Oberforstinspektor ernannt worden war, und 
Gottlieb Asper, der als Professor für aquatische Zoologie am Polytechnikum der Universität Zürich 
lehrte. Ab 1893 wurde die Schweizerische Fischereizeitung publiziert, in welcher der Verein seine 
Mitglieder und alle Interessierten über die aktuellsten Entwicklungen im Fischereiwesen informierte. 
Dank der Unterstützung prominenter Parlamentarier schaffte es der Verein in den folgenden Jahren 
seine Interessen auf höchster politischer Ebene einzubringen. So erwirkte er beispielsweise, dass die 
Abschaffung der seit 1908 bestehenden Stelle des eidgenössischen Fischereiinspektors im Jahr 1936 
nach einer Intervention wieder rückgängig gemacht wurde.748 In demselben Jahr nahm auch die Eid-
genössische Beratungsstelle für Abwasserreinigung und Gewässerschutz (ab 1946 EAWAG, Eidgenös-
sische Anstalt für Wasserversorgung, Abwasserreinigung und Gewässerschutz) an der ETH in Zürich 
ihre Arbeit auf und wurde nach und nach von einer technischen Beratungsstelle zu einem professio-
nalisierten Forschungsinstitut.749 Der Schweizerische Fischereiverein hatte sich sowohl für die Grün-
dung dieser Institution wie auch für die Ansiedlung der Abteilung für Fischereiwissenschaften im Jahr 
1969 ausgesprochen.750 Neben diesen Einzelbeispielen spielte der Verein, welcher neben einflussrei-
chen Politikern auch namhafte Wissenschaftler zu seinen Mitgliedern zählte, eine wesentliche Rolle 
bei Entwicklungen im Fischereiwesen und im Gewässerschutz.751 
 Der Bund bemühte sich ab dem Ende des 19. Jahrhunderts nicht nur um das Fischereiwesen, in-
dem er gesetzliche Bestimmungen erliess, sondern auch durch erhebliche Subventionszahlungen. 
Einerseits wurden Beiträge an die Fischereiaufsicht der Kantone bezahlt, andererseits die Fischzucht-
anstalten unterstützt. Zur Fischereiaufsicht steuerte der Bund im Jahr 1930 insgesamt 119’347 CHF 
(2009: 1’677’331 CHF) bei. Aufgrund von Sparmassnahmen und dank der grösseren Selbstständigkeit 
der Kantone wurde dieser Betrag verringert und betrug 1945 noch 44’298 CHF (2009: 517’225 CHF). 
Die Zahl der subventionierten Fischzuchtanstalten stieg von 25 Betrieben im Jahr 1880 auf 199 im 
Jahr 1945 an, während sich die Stückzahl der erbrüteten Jungfische in derselben Zeitspanne von 
knapp 2 Millionen auf 256 Millionen vermehrte. Bei den Subventionen für die Setzlinge wurde darauf 
geachtet, dass trotz Sparmassnahmen keine starke Verminderung erfolgte. So belief sich der Bun-
                                                     
746  Vgl. ebd: 985-989, 992. 
747  Anlässlich des 75-jährigen Bestehens des Schweizerischen Fischereivereins wurde 1958 beschlossen, den-
selben in „Schweizerischer Fischerei-Verband“ umzubennenen, damit er auch äusserlich als Dachorganisati-
on erkennbar sei. Vgl. Smolinski 1983: 77. 
748  Vgl. ebd.: 7-9, 14, 28, 58. 
749  Vgl. Gugerli 2000: 284-285. 
750  Vgl. Slominski 1983: 55, 93. 
751  In der Festschrift zum 100-jährigen Bestehen des Vereins wurden die wichtigsten Themen fast aller Vereins-
jahre zusammengefasst. Vgl. ebd. 
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desbeitrag 1930 auf 68’000 CHF (2009: 955’688 CHF) und bewegte sich in der Zeitspanne von 1940 
und 1945 zwischen 56’000 und 64’000 CHF (2009: 653’859 bis 747’267 CHF).752 
 Die wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts wirkten sich ebenfalls auf das Fischereiwesen aus. Infolge der vielen Wasser-
bauprojekte zur Verminderung der Arbeitslosigkeit Anfang der 1920er Jahre wurde häufig die Fische-
rei beeinträchtigt. Deshalb forderte 1923 das gesamtschweizerische Departement des Innern die 
Kantone in einem Kreisschreiben dazu auf, insbesondere bei neuen Vorhaben die Bedürfnisse der 
Fischerei stärker zu berücksichtigen. Zudem wurde die Durchführung von Spezialkursen beschlossen, 
in welchen die kantonalen Wasserbau- und Kulturingenieure über die Fischfauna, die ökonomische 
Bedeutung der Fischereiwirtschaft sowie Massnahmen zum Schutz der Fischerei orientiert werden 
sollten.753 Analog zur Anbaupflicht754 forderte der Schweizerische Fischereiverein im Jahr 1942 einen 
„Mehranbau“ im Wasser. Konkret sollte eine Ertragssteigerung durch vermehrte Einsätze von Fisch-
brut erzielt werden. Begründet wurde diese Forderung damit, dass infolge der Einschränkung der 
Fleischproduktion und des Ausbleibens von Meerfischimporten die Nachfrage nach einheimischen 
Fischen stark gestiegen und dadurch die Fischbestände einer ausserordentlichen Nutzung unterwor-
fen seien. Das Schreiben enthielt noch weitere Empfehlungen, wie ausreichend Brutmaterial gewon-
nen werden könne. Unter anderem wurden Versuche mit Regenbogenforellensömmerlingen oder 
die Lockerung der kantonalen Gesetze vorgeschlagen.755 Während dieser Zeit wurden in manchen 
Gebieten auch Vorwürfe laut, dass Grossindustrielle seit Ausbruch des Zweiten Weltkriegs durch das 
Bieten von hohen Summen Pachtstrecken ersteigert hätten, welche bis dahin von Fischereivereinen 
genutzt worden waren. Letztere fürchteten, dass die Unternehmer nur auf einen kurzfristigen Ge-
winn in der Krisenzeit aus waren, was sich längerfristig negativ auf den Zustand der Fliessgewässer 
auswirken würde.756 
 Auf gesetzlicher Ebene wurde nach 1888 erst im Jahr 1973 ein neues Bundesgesetz zur Fischerei 
erlassen. Der Schwerpunkt lag dabei auf der Nachhaltigkeit des Ertrags und der Förderung als wert-
voll eingestufter Fischarten. Im Gegensatz dazu fokussierte das vierte Bundesgesetz zur Fischerei aus 
dem Jahr 1991 auf die Wiederherstellung und Erhaltung der natürlichen Artenvielfalt einheimischer 
Fische, Krebse und Fischnährtiere und zwar unabhängig vom wirtschaftlichen Stellenwert.757 Auf 
Basis von Fangstatistiken und Beobachtungen der Fischereiinspektorate wurde kurz vor der Jahrtau-
sendwende erkannt, dass sich die Fischbestände seit den 1980er Jahren verringert hätten und bei 
vielen Fischen Hinweise auf eine Beeinträchtigung der Gesundheit bestünden. Unter der Leitung des 
Bundesamts für Umwelt, Wald und Landschaft sowie der Eidgenössischen Anstalt für Wasserversor-
gung, Abwasserreinigung und Gewässerschutz wurde 1998 das Projekt Fischnetz lanciert, welches die 
Untersuchung der gesamtschweizerischen und regionalen Entwicklung der Anglerfänge sowie eine 
Verbesserung des Wissenstransfers zum Ziel hatte. Dabei wurden Grundlagen für standardisierte 
                                                     
752  Vgl. Steinmann 1948: 91. 
753  Vgl. STASO PRR 1923: Nr. 2730 (26. Juni). 
754  Die planmässige Förderung des agrarischen Mehranbaus und die daraus resultierende Ertragssteigerung 
sollten zur Sicherung der Nahrungsmittelversorgung und zur Umstellung auf Selbstversorgung beitragen. 
Bereits in den Jahren 1939 und 1940 hatte der Bund eine erste Ausweitung der Ackerfläche um 37’500 Hek-
taren vorgenommen. Eine wirkliche Umstellung begann erst mit dem sogenannten Plan Wahlen. Dieser er-
weiterte Anbauplan stammte von Friedrich Traugott Wahlen, dem Chef der Abteilung für landwirtschaftli-
che Produktion und Hauswirtschaft im Eidgenössischen Kriegsernährungsamt. Bis 1945 sollte durch Um-
wandlung von Wiesen zu Äckern, durch Rodungen, Meliorationen, Industriepflanzwerke und die Förderung 
der Kleinpflanzer die verfügbare Anbaufläche von 183’000 Hektaren auf 500’000 Hektaren erhöht werden. 
Letztendlich wurden 352’000 Hektaren erreicht. Vgl. Tanner 2010 (e-HLS). 
755  Vgl. Schreiben des Schweizerischen Fischerei-Vereins, 06.10.1942; STASO Finanz-Departement 16 Sachver-
ständigenkommission für die Reinhaltung oberirdischer Gewässer und des Grundwassers (1944-1966). 
756  Vgl. Schreiben an den Regierungsrat des Kantons Solothurn, 20.03.1943; STASO Finanz-Departement 16 
Sachverständigenkommission für die Reinhaltung oberirdischer Gewässer und des Grundwassers (1944-
1966). 
757  Vgl. Geiger 2015 (e-HLS). 
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Überwachungssysteme geschaffen, welche auch für die Erhebung zukünftiger Kontrollen dienen soll-
ten.758 
 
6.1.4.2. Fischerei im Kanton Solothurn 
Der Kanton Solothurn erliess bereits 1863 eine Verordnung, die auf den Schutz der Fischbestände 
abzielte. So wurden die Pächter dazu verpflichtet, jedes Jahr eine je nach Pachtstrecke festgesetzte 
Anzahl an Jungfischen auszuwerfen.759 In den Steigerungsbedingungen des Jahres 1873 wurde fest-
gehalten, dass das Finanzdepartement zur Kontrolle des letzten Punktes Experten einsetzen kön-
ne.760 Das Bundesgesetz von 1888 bedingte, dass der Regierungsrat eine Vollziehungsordnung mit 
angepassten Bestimmungen erliess. Abgesehen von der Aare, in der ausserhalb der Schonzeiten das 
Angelfischen erlaubt war, musste für alle übrigen kantonalen Gewässer das Recht durch Pacht er-
worben werden. Die Fischenzen wurden in öffentlichen Versteigerungen auf die Dauer von zehn Jah-
ren vergeben. Der Regierungsrat setzte die Bedingungen fest und konnte auch in bestimmten Fällen 
Schonzeiten für Reviere erlassen. Alljährlich wurden Warnungen gegen Verunreinigungen der Ge-
wässer erlassen und die Pächter mussten weiterhin Setzlinge auswerfen.761 Vorweg musste nachge-
wiesen werden, dass die entsprechende Anzahl selbst besorgt werden konnte, ansonsten sorgte der 
Staat für die Beschaffung.762 Da bei der Versteigerung im Jahr 1893 ein bedeutend höherer Pachtzins 
erzielt worden war, sah sich die Regierung veranlasst, dem Schutz der Fischerei vermehrte Aufmerk-
samkeit zu widmen, weshalb sie verschiedene Amtsstellen über die Verstösse gegen die gesetzliche 
Ordnung im Fischereiwesen informierte.763 Die kantonale Verordnung wurde in den nachfolgenden 
Jahren häufig geringfügig angepasst, was meistens mit den Pachtversteigerungen in Zusammenhang 
stand.764 So wurde beispielsweise 1903 ergänzt, dass künstlich angelegte Wasserläufe, wie etwa Ge-
werbekanäle, unter der Hand an die betreffenden Eigentümer der Anlage erfolgen konnten.765 
 Neben der gesetzlichen Ausdifferenzierung scheinen ab den 1880er Jahren die Bemühungen um 
den Erhalt oder die Hebung der Fischbestände mit Hilfe der Fischzucht zugenommen zu haben. Wäh-
rend bis 1882 im ganzen Kanton keine Fischbrut- oder Fischzuchtanstalten bestanden hatten,766 lie-
ferte die Fischereigesellschaft Solothurn ab 1884 Setzlinge an den Staat.767 Letztere hatte auch 1883 
die Pacht für mehrere Bäche im Bezirk Solothurn-Lebern übernommen.768 Zur Überwachung der Fi-
scherei und Aussaat der Jungfische wurde ab 1887 ein Fischereiagent eingesetzt.769 Dessen Aufgabe 
bestand darin, dem Finanzamt am Jahresende über seine Handlungen und die Beobachtungen an 
den Wasserläufen Bericht zu erstatten.770 Da sich der Bund zu einer Vergütung der Hälfte der Kosten 
für den kantonalen Fischereiaufseher verpflichtet hatte, leitete das Finanzdepartement die Abrech-
nung jeweils an die zuständige Stelle weiter. Im Jahr 1906 betrugen die Kosten für den Aufseher 
75 CHF (2009: 2’883 CHF) als Honorar und 668.45 CHF (2009: 25’693 CHF) für Reiseauslagen und 
Taggelder.771 Nach dem Tod des seit 1887 tätigen Fischereiagenten wurden 1907 die Fischereigewäs-
                                                     
758  Vgl. Projekt Fischnetz 2004: 1-2. 
759  Vgl. STASO PRR 1863: Nr. 603. 
760  Vgl. STASO PRR 1873: Nr. 712. 
761  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn: Kantonale Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz über die 
Fischerei vom 21. Dezember 1888: Art. 5, 6, 11. 
762  Vgl. STASO PRR 1893: Nr. 1041. 
763  Vgl. STASO PRR 1893: Nr. 2294. 
764  Vgl. STASO PRR 1903: Nr. 1002 (15. April); STASO PRR 1913: Nr. 1552 (18. April). 
765  Vgl. STASO PRR 1903: Nr. 1002 (15. April). 
766  Vgl. STASO PRR 1882: Nr. 1901. 
767  Vgl. STASO PRR 1884: Nr. 113. 
768  Vgl. STASO PRR 1883: Nr. 1120. 
769  Vgl. STASO PRR 1887: Nr. 1526. 
770  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn: Kantonale Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz über die 
Fischerei vom 21. Dezember 1888: Art. 11, 18, 20. 
771  Vgl. STASO PRR 1907: Nr. 184 (22. Januar). 
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ser des Kantons in vier Aufsichtsbezirke mit eigenen Aufsehern eingeteilt, welche jeweils vor Jahres-
ende ihren Bericht und die Kostenzusammenstellung für die Besichtigung der Fischbrut, das Kupieren 
des Zuchtmaterials, das Auswerfen von Setzlingen und für Extraaufträge an das Finanzdepartement 
abzugeben hatten.772 Trotz gesetzlicher Verankerung scheint die Aussaat von Jungfischen in der Pra-
xis nicht immer vorgenommen worden zu sein. Der Fischereiverein Solothurn und Umgebung setzte 
ab 1914 keine Forellen in der Aare mehr aus, weil auch die Pächter oberhalb und unterhalb von ihm 
dies nicht taten.773 
 Ebenso zeigten sich bei den Kantonen grosse Unterschiede, was die Anzahl an gezüchteten Jung-
fischen und Fischarten anbelangte. Um die Jahrhundertwende wurden insgesamt 38 Millionen Fische 
ausgebrütet. In Solothurn beschränkte sich die Zucht auf Fluss- und Bachforellen, die 309’000 der 
schweizweit knapp fünf Millionen Fische dieser Art ausmachten.774Ab 1923 setzte der Schweizerische 
Fischereiverein eine Vermittlungsstelle für Zucht- und Besatzmaterial ein, welche den Kontakt zwi-
schen Bezügern und Produzenten herstellen sollte.775 Der Bund beteiligte sich 1935 aufgrund von 
Budgetkürzungen noch zu einem Drittel an den Auslagen des Vorjahres.776 Zur Schulung der Fische-
reiaufseher veranstaltete die Abteilung Inspektion für Forstwesen, Jagd und Fischerei im gesamt-
schweizerischen Departement des Innern regelmässig Instruktionskurse in Luzern, an denen auch 
Aufseher des Kantons Solothurn teilnahmen.777 Eine wichtige Funktion kam den Fischereiaufsehern 
bei Anpassungen von Pachtzinsen zu. Sie amteten als Gutachter, wenn ein Antrag auf Pachtreduktion 
wegen einer Beeinträchtigung der Fischbestände durch Hochwasser oder wasserbauliche Massnah-
men eingereicht wurde.778 
 In den Rechenschaftsberichten des Regierungsrats an den Kantonsrat779 wurde teilweise aufge-
führt, wie viele Verstösse780 gegen das Fischereigesetz in den einzelnen Bezirken bei der Polizei zur 
Anzeige gebracht worden waren. Die Anzahl der registrierten Vergehen variierte dabei sehr stark. So 
wurden beispielsweise im Jahr 1901 im Bezirk Bucheggberg-Kriegstetten nur drei und im ganzen Kan-
ton neun Anzeigen erstattet, während es 1904 insgesamt 75 Übertretungen und 30 davon im ge-
nannten Bezirk waren.781 Dem Bericht eines Fischereiaufsehers im Jahr 1934 lässt sich entnehmen, 
dass im Bezirk Kriegstetten 38 Strafanzeigen wegen Zuwiderhandlungen gegen die Fischereivorschrif-
ten eingingen, während es im vorangegangenen Jahr lediglich 21 gewesen waren. Gleichzeitig merkte 
der Fischereiaufseher an, dass Verstösse gegen die Fischereivorschriften von den Gerichten meistens 
sehr milde, oft nur mit dem Bussen-Minimum, geahndet würden.782 Auch aus Sicht der lokalen und 
regionalen Fischereivereine waren die Bemühungen der Behörden nicht ausreichend. Neben Forde-
rungen für eine schärfere Handhabung der Aufsicht seitens der Polizei suchten sie auch nach anderen 
Ansätzen, um Probleme im Fischereiwesen anzugehen. Auf Initiative des Fischereivereins Olten tra-
fen sich im Jahr 1914 die Aarefischenzenpächter zu einer Konferenz in Olten, wo eine Kommission 
                                                     
772  Vgl. ebd.: Nr. 185 (22. Januar). 
773  Vgl. Burkhalter 1963: 6. 
774  Vgl. Coaz 1903: 991. 
775  Vgl. Schweizerischer Fischereiverein. Bekanntmachung der Vermittlungsstelle für Zucht- und Besatzmateri-
al, 12.10.1923; STASO B 1923 Regalien: Jagd, Fischerei, Salz, Bergbau. 
776  Vgl. Schreiben der Eidgenössischen Inspektion für Forstwesen, Jagd und Fischerei, 25.12.1935; STASO B 
1935 Regalien: Jagd, Fischerei, Salz, Bergbau. 
777  Vgl. STASO PRR 1919: Nr. 240 (17. Januar); STASO Rechenschaftsbericht 1927: 362; STASO PRR 1931: Nr. 
791 (20. Februar). 
778  Vgl. STASO PRR 1931: Nr. 968 (3. März), Nr. 1934 (5. Mai); STASO PRR 1938: Nr. 2958 (15. Juli). 
779  Bei den Rechenschaftsberichten ist zu berücksichtigen, dass die Publikation jeweils ein Jahr nach der Be-
richtsperiode erschien. In der vorliegenden Arbeit wird bei der Zitation immer das Jahr der Berichtsperiode 
und nicht das Erscheinungsjahr angegeben. 
780  In späteren Rechenschaftsberichten wurden die verschiedenen Vergehen nicht mehr differenziert aufgelis-
tet, weshalb auch genaue Zahlen zu Verstössen gegen das Fischereirecht fehlen. 
781  Vgl. STASO Rechenschaftsbericht 1901: 266; STASO Rechenschaftsbericht 1904: 220. 
782  Vgl. Jahresbericht über die Fischereiaufsicht im Wasseramt pro 1934, 20.12.1934; STASO B 1935 Regalien: 
Jagd, Fischerei, Salz, Bergbau. 
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gegründet wurde, die Massnahmen zur Beseitigung der Missstände treffen sollte. Weiterhin wurde 
eine stärkere Zusammenarbeit mit den kantonalen Fischereiaufsehern angestrebt. Zur Unterstützung 
setzte der Fischereiverein Solothurn und Umgebung ab 1933 fünf Mitglieder als freie Fischereiaufse-
her ein.783  
 Aufgrund der Anpassungen der kantonalen Vollzugsverordnung zum Fischereiweisen im Jahr 1933 
war es möglich, dass das Finanzdepartement Mitglieder von solothurnischen Fischereivereinen als 
freie Fischereiaufseher zulassen durfte. Diese waren berechtigt, Strafanzeigen wegen Übertretungen 
gegen Fischereivorschriften einzureichen oder beim nächsten Polizeiposten Meldung zu machen. 
Neben dieser Änderung wurden weitere Artikel ergänzt und präzisiert. Während Pächtern, welche 
Fischzuchtanstalten betrieben, wie bis anhin bei den Pachtversteigerungen Vorzug erhalten sollten, 
galt dies neu auch für Fischereivereine. Das Freianglerrecht in der Aare wurde auf die Emme ausge-
dehnt, wobei der Erwerb einer Kontrollkarte vorgeschrieben war. Bei Gewässerkorrektionen hatte 
der Staat im Interesse des Schutzes des Fisch- und Krebsbestandes für die Erhaltung des Gebüsch- 
und Baumwuchses längs der Ufer zu sorgen. Für die Beratung fachtechnischer Fragen, die sich mit 
der Durchführung des Fischereigesetzes ergaben, wurde neu eine Kommission bestehend aus fünf 
Mitgliedern784 eingesetzt, welche auch die Steigerungsbedingungen zusammen mit dem Regierungs-
rat festsetzte. Neben dem Vorsteher des Finanzdepartements, welcher den Vorsitz führte, sollten 
auch Vertreter des kantonalen Fischereivereins, der Fischzüchter und Fischereiaufseher eingebunden 
werden.785 Während des Zweiten Weltkriegs wurde zusätzlich ein Fonds gegründet, mit Hilfe dessen 
das Fischereiwesen unterstützt werden sollte.786 
 Gestützt auf das seit 1975 geltende Bundesgesetz traten im Kanton Solothurn 1979 ein Fischerei-
gesetz und eine Vollzugsverordnung in Kraft. Abgesehen von der Struktur und einigen Ergänzungen 
unterschieden sich die neuen Bestimmungen inhaltlich nicht wesentlich von der alten Verordnung, 
da sich auch die Praxis im Fischereiwesen nicht verändert hatte. Das Pachtsystem blieb weiterhin 
bestehen, ebenso das Freianglerrecht in Aare und Emme. Anhand der Formulierung der Artikel – 
besonders durch die mehrmalige Verwendung des Begriffs „Ökologie“ – lässt sich der Einfluss der 
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen seit den 1970er Jahren erkennen. So sollten 
die Fischenzen vom zuständigen Departement neu nach biologischen und ökologischen Gesichts-
punkten gebildet und Gewässer mit vorwiegendem Forellenbestand von solchen mit gemischtem 
Fischbestand getrennt werden. Bei den Fischeinsätzen musste darauf geachtet werden, dass das 
ökologisch vertretbare Mass nicht überschritten wurde.787 Die zunehmende Etablierung der Angel-
fischerei als Freizeitbeschäftigung788 zeigt sich bei den Beschränkungen für die Fangausübung, indem 
Bestimmungen für die Ausführung von Wettfischen formuliert wurden.789 Analog zum Bundesgesetz, 
das auf den Erhalt von Fischarten, welche als wertvoll eingestuft worden waren, abzielte, wurden in 
der Vollzugsverordnung Fangzahlbeschränkungen für bestimmte Fischarten in Aare, Emme, Dünnern, 
Lützel und Lüssel eingeführt sowie ganzjährige oder temporäre Schonstrecken bestimmt.790 Im Jahr 
2009 traten ein neues Fischereigesetz und eine Vollzugsverordnung in Kraft. Während das Pachtsys-
                                                     
783  Vgl. Burkhalter 1963: 6, 8, 19. 
784  Für die Zusammensetzung der Kommission in der Amtsperiode von 1933 bis 1937 vgl. STASO PRR 1933: Nr. 
3512 (1. August). 
785  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn: Kantonale Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz über die 
Fischerei vom 21. Dezember 1888 (Stand 7. April 1933): Art. 5, 6, 17, 20, 24. 
786  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn: Kantonale Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz über die 
Fischerei vom 21. Dezember 1888 (Stand 27. März 1944): Art. 27. 
787  Vgl. Kantonsrat von Solothurn: Fischereigesetz vom 24. September 1978: Art. 14, 31. 
788  Vgl. hierzu Geiger 2012 (e-HLS). 
789  Vgl. Kantonsrat von Solothurn: Fischereigesetz vom 24. September 1978: Art. 27. 
790  Vgl. Regierungsrat von Solothurn: Vollzugsverordnung zum Fischereigesetz vom 19. Dezember 1978: Art. 
23-25. 
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tem weiterhin für bestimmte Gewässer galt, unterlagen die wichtigsten Flüsse des Kantons neu dem 
Patentrecht.791 
 Analog zu den Resultaten des nationalen Projekts Fischnetz zeigten sich auch im Kanton Solothurn 
Veränderungen bei den Fischbeständen Ende des 20. Jahrhunderts. Einerseits war eine zahlenmässi-
ge Abnahme, andererseits eine Veränderung der Artenzusammensetzung beobachtet worden. Im 
Aare-Abschnitt zwischen Grenchen und Flumenthal nahmen die Fangzahlen von 20’000 Stück in den 
1980er Jahren auf unter 10’000 in den 1990er Jahren ab. Einen wesentlichen Einfluss auf die Arten-
zusammensetzung hat die Wassertemperatur. Seit den 1970er Jahren war die Jahresmitteltempera-
tur der Solothurner Aare um 1,7 Grad Celsius und die Jahresmaxima um 1,94 Grad Celsius angestie-
gen. Diese Temperaturveränderungen sind für kälteliebende Fischarten wie die Forelle und Äsche 
nachteilig, weil ihr Temperaturoptimum für wichtige Lebensvorgänge überschritten wird. Sie werden 
deshalb zunehmend von anderen Fischarten wie zum Beispiel dem Flussbarsch (Egli) verdrängt.792 
 
6.2. Nutzung der Emme im 20. Jahrhundert 
Im Verlauf des 19. Jahrhunderts waren verschiedene Nutzungsformen wie die Goldsuche und die 
Flösserei aufgegeben worden, während die Wasserkraftnutzung intensiviert wurde. Obwohl die 
dadurch gewonnene Energie schon bald nicht mehr für den steigenden Energiebedarf der Fabriken 
ausreichte, sind einzelne Wasserwerke noch heute in Betrieb. Bei den nachfolgend behandelten Nut-
zungsformen handelt es sich um Gebiete, welche stark von den beschriebenen Prozessen auf natio-
naler und kantonaler Ebene beeinflusst wurden und nicht isoliert betrachtet werden können. So zeigt 
sich beim Fischereiwesen eine enge Verbindung zum Thema Gewässerschutz, während die Nutzung 
des Emmevorlandes eine Konsequenz der Bevölkerungs- und Siedlungsentwicklung war. Die Kiesför-
derung wurde vor allem durch die Veränderungen des Flussbetts infolge wasserbaulicher Massnah-
men notwendig. 
 
6.2.1. Fischerei und Gewässerqualität 
6.2.1.1. Zustand der Emme 
Die Morphologie des Flussbetts und die Zusammensetzung der Wasserinhaltsstoffe sind Faktoren, 
welche für die Artenzusammensetzung und Individuendichte der Fische von grosser Bedeutung sind. 
Mit der Korrektion und der Ansiedlung der Industriebetriebe hatte sich die Situation an der Emme 
grundlegend verändert. Es konnten allerdings nicht viele Dokumente gefunden werden, anhand de-
rer sich die Entwicklung des qualitativen Zustands der Emme seit Ende des 19. Jahrhunderts rekon-
struieren lassen würde. Eine erste Beschreibung stammt von Max von dem Borne, der um 1880 die 
Fischereiverhältnisse in der Schweiz untersuchte. Gemäss seiner Einschätzung war die Wasserquali-
tät in der Emme grundsätzlich gut, wurde aber durch die Abgänge aus industriellen Betrieben – ins-
besondere der Papierfabrik Biberist – beeinträchtigt. Neben der Bedrohung durch schädliche Abwäs-
ser befanden sich zu dieser Zeit auch viele Fischotter in der Umgebung von Burgdorf, welche den 
Fischbestand verringerten.793 Die vorherrschende Fischart in der Emme war die Forelle, die auch in 
den Zuflüssen vorkam und vier bis fünf Pfund wiegen konnte. Unterhalb von Fraubrunnen und in der 
Nähe der Mündungen von Zuflüssen fanden sich häufig auch Äschen, welche bis zu einem Pfund 
                                                     
791  Vgl. Regierungsrat Kanton Solothurn: Fischereiverordnung vom 25. August 2008: Art. 3-4. Bereits 1936 hat-
ten zwei Mitglieder des Fischereivereins Solothurn und Umgebung vorgeschlagen, dass zum Ende der 
Pachtperiode ein Patensystem eingeführt werden könnte. Diese Forderung wurde in den nachfolgenden 
Jahren immer wieder gestellt. Vgl. Burkhalter 1963: 21. 
792  Vgl. Amt für Umwelt des Kantons Solothurn 2015b: 34-35. 
793  Vgl. Borne 1882: 111-112. 
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schwer wurden. Während Barben und Nasen früher bis Burgdorf vorkamen, waren sie um 1880 nur 
noch auf Solothurner Gebiet vorhanden. Bei Fraubrunnen gab es zudem einzelne Barsche, Plötzen, 
Döbel und Krebse. Letztere seien gemäss von dem Borne früher zahlreich vorhanden gewesen, nun 
aber beinahe ausgestorben.794 Während des 19. Jahrhunderts waren noch zahlreiche Atlantiklachse 
über den Rhein in die Aare und ihre Zuflüsse gelangt. Mit dem Bau von Stauwehren und aufgrund 
von Verunreinigungen wurde dieser Aufstieg795 ab den 1840er Jahren zunehmend erschwert.796 Um 
1880 waren in der Emme noch Lachse von der Mündung bis Gerlafingen zu finden.797 Die letzten 
Lachse in der Aare wurden dann zwischen 1900 und 1910 bei Solothurn und Bern erbeutet.798 
 Für die nachfolgenden Jahre konnten im Gegensatz zu anderen Fliessgewässern keine Hinweise799 
auf Verschmutzungen der Emme oder Fischvergiftungen gefunden werden. Bei den zunehmenden 
Untersuchungen der Gewässer nach dem Zweiten Weltkrieg lag der Fokus auf anderen Flüssen des 
Kantons. So analysierte die Fachkommission für regionale Abwasserfragen der Regionalplanungs-
gruppe Nordwestschweiz ab 1951 die Wasserqualität in der Aare und in der Birs.800 Die kantonalen 
Behörden sahen die Schwerpunkte der Abwasserbelastung in den Gebieten an der Aare, der Dün-
nern und der Lüssel.801 Erst mit dem Inkrafttreten des Gewässerschutzgesetzes wurden ab 1955 auch 
an der Emme Voruntersuchungen durchgeführt und 1964 ein technischer Bericht vorgelegt. Nach der 
Klärung verschiedener Fragen rund um den Standort und die Finanzierung wurde 1972 mit dem Bau 
der Abwasserreinigungsanlage Emmenspitz begonnen, welche zwei Jahre danach in Betrieb genom-
men werden konnte.802 Die Wasserqualität an der Emme kann seit dem Beginn systematischer Mes-
sungen im Jahr 1967 kontrolliert werden.803 Nach einer Belastungsspitze mit Abwasserinhaltsstoffen 
um 1970 verbesserte sich die Situation danach durch den Bau von Kläranlagen stark. Um 1990 lag die 
Konzentration des gelösten organischen Kohlenstoffes allerdings noch über dem Grenzwert.804 Auch 
im ersten Bericht über den Zustand der Solothurner Gewässer, welcher im Jahr 2000 erschien, wurde 
festgehalten, dass in der Emme und im Emmekanal weiterhin eine chemische Belastung mit ver-
schiedenen Stoffen bestehe und die Zielvorgaben der eidgenössischen Gewässerschutzgebung somit 
nicht erreicht würden.805 Während sich die Wasserqualität in der Emme bis 2007 nicht wesentlich 
veränderte, war im Emmekanal eine Verschlechterung erkennbar.806 Bei letzterem war gemäss dem 
                                                     
794  Vgl. Borne 1882: 111-112. 
795  Die schweizerisch-badische Kommission für die Untersuchung der Fischereiverhältnisse im Rhein erforschte 
im Jahr 1923 die Fischwanderung sowie die Wirksamkeit von Fischtreppen, wobei sie auch Abschnitte der 
Aare im Kanton Solothurn begutachtete. Vgl. Schreiben an das Finanz-Departement des Kantons Solothurn, 
24.04.1923; STASO B 1923 Regalien: Jagd, Fischerei, Salz, Bergbau. 
796  Vgl. Büttiker 1979: 48. 
797  Vgl. Borne 1882: 112. 
798  Vgl. Büttiker 1979: 48. 
799  Es ist möglich, dass es Verschmutzungen gegeben hat, die aber nicht wahrgenommen oder sanktioniert 
wurden. Einerseits wird das Wasser der Emme und des Gewerbekanals bei der Mündung in die Aare stark 
verdünnt, andererseits hatten die Fabriken die Strecken an der Emme selbst gepachtet (siehe hierzu Kapitel 
6.2.1.2.), um möglicherweise Konflikten vorzubeugen. Wie in Kapitel 6.1.3.2. gezeigt, war es für Industriebe-
triebe gesetzlich legitim, gewisse Abschnitte zu pachten, wenn eine Verschmutzung derselben kaum ver-
hindert werden konnte. Um diesbezüglich grössere Sicherheit zu haben, müssten die Akten des Finanzde-
partements systematisch durchgearbeitet werden, was im Rahmen dieser Arbeit nicht geleistet werden 
konnte. 
800  Vgl. Schreiben an die Baudirektion des Kantons Solothurn, 25.05.1951, Periodische Kontrollen und Berichte; 
STASO BK 8,16. 
801  Vgl. Bussmann 1982: 43. 
802  Vgl. Zweckverband Abwasserregion Solothurn-Emme 1976: 9-10, 26. 
803  Vgl. Amt für Umwelt des Kantons Solothurn 2015b: 13. 
804  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn 1991: 29. 
805  Vgl. Amt für Umwelt des Kantons Solothurn 2000: 37. 
806  Vgl. Amt für Umwelt des Kantons Solothurn 2008: 36. 
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jüngsten Zustandsbericht von 2015 wiederum eine Verbesserung erfolgt. Die Emme blieb stabil, war 
jedoch immer noch ausserhalb der angestrebten Qualitätsziele.807 
 Neben dem chemischen Zustand des Gewässers wurden in den 1990er Jahren Defizite im biologi-
schen Bereich festgestellt, vor allem bei den Makroinvertebraten. Dies sind wirbellose Tiere am Ge-
wässergrund, welche noch mit blossem Auge erkennbar sind. Dazu gehören Larven von Insekten 
(Eintagsfliegen, Steinfliegen, Köcherfliegen, verschiedene Mückenarten usw.), Kleinkrebse, Würmer 
und andere, welche den Fischen als Nahrung dienen. Die Artenzusammensetzung und Individuen-
dichte in der Emme auf Solothurner Gebiet entsprach nicht der erwarteten Ausprägung, wie sie für 
organisch schwach belastete Gewässer typisch gewesen wären. Neben der Beeinträchtigung der 
Gewässerqualität durch den Eintrag verschiedener Stoffe wurden auch die Wasserkraftnutzung und 
die wasserbaulichen Eingriffe als Ursachen angeführt. Die stark variierende Wasserführung808 führte 
zu einer Instabilität des Gewässergrundes und auch zeitweise höheren Wassertemperaturen, was 
sich negativ auf Artenzahl und Individuendichte auswirkte.809 
 
6.2.1.2. Fischerei und Besatz 
Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts wurde die Emme im Gegensatz zu Fliessgewässern wie der Dün-
nern und Birs nicht verpachtet. Dem Steigerungsrödel von 1883 lässt sich entnehmen, in welchen 
Bächen das Fischrecht zu welchem Preis versteigert wurde. Erkennbar ist, dass Inhaber von Indust-
riebetrieben darum bemüht waren, das Pachtrecht für angrenzende Bäche zu erhalten.810 Gefördert 
wurde dies auch indirekt auf gesetzlicher Ebene, indem einerseits in der Gewässerschutzverordnung 
von 1884 die Möglichkeit erwähnt wurde, dass Betriebe, welche Verschmutzungen nicht verhindern 
konnten, die betroffenen Strecken selbst pachten konnten, und andererseits, indem das Fischrecht 
für künstlich angelegte Wasserläufe auf Wunsch des Eigentümers der Anlage unter der Hand verge-
ben wurden.811 Infolge der Anpassungen nach dem Erlass des Bundesgesetzes zur Fischerei von 1888 
wurde die Emme ab 1893 schliesslich ebenfalls verpachtet, wobei die Eisenwerke von Roll812 und die 
Papierfabrik Biberist das Recht für den Fischfang813 in der Emme ersteigerten. In den nächsten Jahren 
gingen immer wieder Gesuche ein, das Freianglerrecht in der Emme zu erlauben. 1904 wies die Re-
gierung einen entsprechenden Antrag ab. Begründet wurde der Entscheid damit, dass die Emme 
nicht zu den grösseren Flüssen gehöre. Eine allfällige Erlaubnis für freien Fischfang hätte aus ihrer 
Sicht erhebliche Ertragseinbussen zur Folge gehabt, da dieses Recht auch auf andere Wasserläufe 
hätte ausgedehnt werden müssen.814 Bereits vier Jahre danach wurde allerdings ein Beschluss ge-
fasst, welcher auf die Wiederherstellung der „herkömmlichen Übungen in Bezug auf die Fischerei in 
der Emme“ abzielte. Im natürlichen Flussbett der Emme, das heisst ohne künstlich angelegte Kanäle 
und Seitenbäche, war es nun erlaubt, vom 1. Mai bis 30. September vom Ufer aus mit Hilfe einer 
einzigen Angelrute zu fischen.815 Sowohl die Eisenwerke von Roll als auch die Papierfabrik Biberist 
                                                     
807  Vgl. Amt für Umwelt des Kantons Solothurn 2015b: 18. 
808  Besonders im Emmental bestand das Problem, dass die Emme bei Niedrigwasser auf kilometerlangen Stre-
cken ganz austrocknete, weil das verfügbare Wasser zur Wasserkraftgewinnung in Kanäle geleitet wurde. 
Zwischen Schalunen und Äfligen kam dies alle zwei bis drei Jahre vor, wobei dieser Zustand 30 bis 45 Tage 
andauerte. Vgl. Marrer, Werner, Winzeler 1982a: 14-17. 
809  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn 1991: 30. 
810  Vgl. STASO PRR 1883: Nr. 1120. 
811  Vgl. STASO PRR 1884: Nr. 1479; STASO PRR 1903: Nr. 1002 (15. April).  
812  Die Eisenwerke von Roll hatten unter anderem auch die Pachtstrecke an der Dünnern in der Nähe ihres 
Betriebs ersteigert. Vgl. STASO PRR 1893: Nr. 1604. 
813  Für die Pachtversteigerungen in den Jahren 1943 und 1953 ist umfangreiches Quellenmaterial vorhanden. 
Vgl. STASO Finanz-Departement 16 Neuverpachtung der Fischenzen (Pachtperiode 1943-1947); STASO Fi-
nanz-Departement 16 Neuverpachtung der Fischenzen (Pachtperiode 1953-1957). 
814  Vgl. STASO Rechenschaftsbericht 1904: 22. 
815  Vgl. STASO PRR 1908: Nr. 3431 (20. November). 
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hatten sich mit der Änderung einverstanden erklärt und eine Pachtreduktion erhalten.816 Dieser Re-
gierungsratsbeschluss wurde 1913 in Form einer Anpassung der Fischereiverordnung gesetzlich ver-
ankert.817 Das Recht blieb auch in der angepassten Vollzugsverordnung von 1933 bestehen, in wel-
cher allerdings zusätzliche Bestimmungen zur Ausübung festgesetzt wurden. So musste neu jährlich 
eine Kontrollkarte gelöst und eine Kanzleigebühr entrichtet werden.818 Im Bereich der Emmemün-
dung hatte es immer wieder Streitigkeiten zwischen den verschiedenen Pächtern bezüglich Aus-
übung der Fischerei gegeben.819 1959 einigten sich die Papierfabrik Biberist und der Fischereiverein 
Solothurn und Umgebung, dass beide auf bestimmten Strecken des anderen fischen durften.820  
 Neben morphologischen Veränderungen und Gewässerverunreinigungen wird die Zusammenset-
zung der Fischarten auch durch den künstlichen Besatz beeinflusst. Dadurch können auch seltene 
oder nicht vorkommende, wirtschaftlich aber erwünschte Fischarten gefördert werden.821 Diesbezüg-
lich werden sich auch die erwähnten Bemühungen für die Fischzucht und die Aussaat von Setzlingen 
auf kantonaler und nationaler Ebene ausgewirkt haben. Die Eisenwerke von Roll verfügten über eine 
eigene Fischbrutanlage und bewarben sich entsprechend auch um Bundesbeiträge.822 Zudem benö-
tigten sie Genehmigungen für das Fangen von Laichfischen.823 Aufgrund der Fischwanderungen müs-
sen bei der Emme mindestens auch die angrenzenden Pachtstrecken der Aare berücksichtigt werden, 
welche vom Fischereiverein Solothurn und Umgebung nach seiner Gründung 1913 ersteigert wur-
den. Ab 1923 wurden hier jährlich tausende Setzlinge (Forellen und Äsche) ausgeworfen. Auf Initiati-
ve des Vereins hin inspizierte der eidgenössische Fischereiinspektor die Strecke von der Archbrücke 
bis zur Mündung der Emme und verfasste ein Gutachten, auf Grundlage dessen auch das Aussetzen 
von Hechten erlaubt wurde. Im Jahr 1937 wurde schweizweit für die Einführung des Zanders824 ge-
worben, weshalb auch der Fischereiverein Solothurn und Umgebung 200 Setzlinge in seine Pacht-
strecken einbrachte. Allerdings blieb dieser Versuch erfolglos.825 Der Fischereiverein Solothurn und 
Umgebung, welcher die Pachtstrecken in der Emme Ende der 1960er Jahre übernommen hatte, führ-
te den Besatz mit Bachforellen und teilweise mit Äschen bis ins Jahr 2016 fort. Herangezogen wurden 
die Setzlinge im vereinseigenen Dürrbach. Infolge der Hochwasserschutz- und Revitalisierungsprojek-
te wurden nach 2016 keine Sömmerlinge mehr in der Emme ausgesetzt.826 
 Während die Bestände bestimmter Fischarten durch Besatz gefördert wurden, zielten andere 
Massnahmen auf die Schonung ab. Damit Barben und Alet nicht während des Laichs gefangen wür-
den, war das Anbringen von Reusen 1929 auf einer bestimmten Strecke nahe der Emmemündung 
ganzjährig verboten worden.827 Auf Gesuch des Kantonalen Fischereivereins828 bestimmte der Regie-
                                                     
816  Vgl. ebd.: Nr. 3430 (20. November). 
817  Vgl. STASO PRR 1913: Nr. 1552 (18. April). 
818  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn: Kantonale Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz über die 
Fischerei vom 21. Dezember 1888 (Stand 7. April 1933): Art. 5. 
819  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Solothurn Nr. 2173, 03.05.1935; STASO B 
1935 Regalien: Jagd, Fischerei, Salz, Bergbau. 
820  Vgl. Burkhalter 1963: 35. 
821  Vgl. Büttiker 1979: 50. 
822  Vgl. Schreiben an das Eidgenössische Departement des Innern, 12.06.1923; STASO B 1923 Regalien: Jagd, 
Fischerei, Salz, Bergbau. 
823  Vgl. Schreiben an das Finanz-Departement des Kantons Solothurn, 08.10.1935; STASO B 1935 Regalien: 
Jagd, Fischerei, Salz, Bergbau. 
824  Die Einbürgerung des Zanders in schweizerische Gewässer wurde 1937 auch im Schweizerischen Fischerei-
verein diskutiert und anschliessend ein Rundschreiben an die Kantonsregierungen und Fischereivereine ge-
schickt, welches verschiedene Informationen sowie Fragen zur Praxis der entsprechenden Stellen enthielt. 
Vgl. Slominski 1983: 59. 
825  Vgl. Burkhalter 1963: 5, 11, 13, 22. 
826  Vgl. Fischereiverein Solothurn und Umgebung: Gewässerbewirtschaftung. Aufzucht und Besatz, 
http://www.fischereivereinsolothurn.ch/startseite/gewaesserbewirtschaftung.html, 20.02.2019 
827  Vgl. Burkhalter 1963: 15. 
828  Der Kantonale Fischereiverein wurde 1919 auf Initiative des Fischereivereins Solothurn und Umgebung 
gegründet. Vgl. ebd.: 9. 
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rungsrat des Kantons 1935 beim Mündungsgebiet der Emme ein temporäres Schongebiet, in wel-
chem jegliche Ausübung der Fischerei vom 15. Mai bis 30. Juni verboten war. Damit sollten die Bar-
ben, welche damals massenhaft mit und ohne Netze gefangen worden waren, während ihrer Laich-
zeit geschont werden.829 Da sich in der Folge die Barben stark vermehrten, ging die Population der 
Edelfische – insbesondere der Forellen und Äschen – zurück, da die Barben deren Laich frassen. Ent-
sprechend wurde das Schongebiet 1941 wieder aufgehoben und angeordnet, dass der Barbenbe-
stand durch Netzfänge dezimiert werden sollte.830 Bei den Anpassungen des kantonalen Fischerei-
gesetzes von 1978 wurden nach und nach Fangzahlbeschränkungen für Solothurner Flüsse einge-
führt. Während im Jahr 1981 Bestimmungen für die Dünnern, die Lützel und die Lüssel erlassen wur-
den, folgten 1995 Beschränkungen für das Fischen in Aare und der Emme. In den beiden letztgenann-
ten Flüssen durften pro Tag nicht mehr als 6 Edelfische (Bachforelle und Äsche), 25 Felchen und 5 
Hechte gefangen werden.831 
 
6.2.2. Nutzung des Emmevorlandes 
Die Bevölkerung der Schweiz wuchs zwischen 1850 und 2000 von 2,3 Millionen auf 7,3 Millionen an, 
wobei diese Entwicklung zeitlich und räumlich sehr unterschiedlich verlief.832 Neben dem Wirt-
schaftswachstum, der zunehmenden individuellen Mobilität durch die Erweiterung des Verkehrsnet-
zes sowie damit einhergehenden veränderten Lebensgewohnheiten war die Bevölkerungszunahme 
ein wesentlicher Treiber für den Siedlungsausbau im 20. Jahrhundert. Insbesondere ab den 1970er 
Jahren nahm die Siedlungsfläche in der Schweiz stark zu, weshalb gesetzliche Massnahmen bezüglich 
der Raumplanung erlassen wurden.833 Dieselben Entwicklungen lassen sich auch in der Umgebung 
der Emme erkennen. So hatte sich beispielsweise die Zahl der Einfamilienhäuser im Bezirk Wasser-
amt zwischen 1960 und 1990 mehr als verdoppelt.834 Das Bevölkerungswachstum war im Vergleich 
zu demjenigen in der Schweiz und im Kanton Solothurn wesentlich ausgeprägter. Gemäss Eidgenössi-
scher Volkszählung nahm die Bevölkerung im Bezirk Wasseramt und in allen Gemeinden an der Em-
me – trotz unterschiedlichen Verlaufs und Intensität – erheblich zu, was in Tab. 7 ersichtlich ist.835 
 Durch die Kanalisierung der Emme hatten die Gemeinden Land zur Nutzung und Besiedlung ge-
wonnen, das infolge des Bevölkerungswachstums zunehmend besiedelt wurde. In Abb. 13 ist diese 
Verbauungstendenz im Geissschachen von Biberist deutlich erkennbar. War dieses Land 1889 kaum 
bebaut, befand sich 1946 eine ganze Häuserreihe in unmittelbarer Nähe der Emme. Ebenso auffal-
lend ist die Besiedlung in der Umgebung der Brücke bei Biberist und der Ausbau der Eisenwerke von 
Roll. 
  
                                                     
829  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Solothurn Nr. 2173, 03.05.1935; STASO B 
1935 Regalien: Jagd, Fischerei, Salz, Bergbau. 
830  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats des Kantons Solothurn Nr. 5492, 06.12.1941; STASO B 
1935 Regalien: Jagd, Fischerei, Salz, Bergbau. 
831  Vgl. Kantonsrat von Solothurn: Fischereigesetz vom 24. September 1978 (Stand 26. September 1995): Art. 
24.  
832  Vgl. Head-König 2011 (e-HLS). 
833  Vgl. Leimgruber 2015 (e-HLS). 
834  Vgl. Regierungsrat des Kantons Solothurn 1991: 31. 




Tab. 7: Bevölkerungsentwicklung der Gemeinden an der Emme, des Bezirks Wasseramt und des Kantons Solo-
thurn von 1850 bis 2000. Vgl. Kanton Solothurn 2017: Entwicklung Wohnbevölkerung historisch. 
 1850 1900 1950 2000 
Biberist 1’071 Einwohner 2’871 Einwohner 5’283 Einwohner 7’603 Einwohner 
Derendingen 627 Einwohner 3’116 Einwohner 4’010 Einwohner 5’810 Einwohner 
Gerlafingen 381 Einwohner 1’743 Einwohner 3’774 Einwohner 4’694 Einwohner 
Luterbach 447 Einwohner 1’050 Einwohner 2’221 Einwohner 3’112 Einwohner 
Zuchwil 435 Einwohner 1’125 Einwohner 3’970 Einwohner 8’922 Einwohner 
Wasseramt 7’812 Einwohner 16’333 Einwohner 28’375 Einwohner 46’319 Einwohner 
Kt. Solothurn 69’674 Einwohner 100’762 Einwohner 170’508 Einwohner 244’341 Einwohner 
 
Neben dieser vorgesehenen Nutzung versuchten die Gemeinden und Fabriken in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts vermehrt in das sogenannte Emmevorland, welches als Schutzzone836 gedacht 
war, einzudringen. Dieses Land durfte nur unter Vorbehalt der Oberaufsicht des Regierungsrats ge-
nutzt werden.837 Aus der grossen Anzahl der Gesuche lässt sich darauf schliessen, dass eine gewisse 
Dringlichkeit vorhanden war. Auf Seiten des Kantons lässt sich anhand der nachfolgenden Beispiele 
erkennen, dass Gesuche ab den 1970er Jahren nicht nur im Hinblick auf den Hochwasserschutz ge-
prüft wurden, sondern auch ökologische und ästhetische Gesichtspunkte sowie die Funktion des 
Emmevorlandes als Erholungsraum zunehmend eine Rolle spielten. 
 Durch einen Bundesratsbeschluss vom 13. Januar 1911 ist die Verstärkung und teilweise Verle-
gung des linksufrigen Hochwasserdamms vom Altisberg bis zur Strassenbrücke in Biberist subventio-
niert worden. In der Folge sollte ein Teil des Schachenlandes zwischen dem ehemaligen und dem 
neuen Hochwasserdamm aufgefüllt werden. Die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll bemühte sich 
nun um den Kauf des gesamten Gebiets zwischen der Emme und dem alten Hochwasserdamm, weil 
sie ihre industriellen Anlagen erweitern wollte. Damit wäre auch der bis anhin vom Staat und der 
Gemeinde besorgte Unterhalt des rechten Ufers an die Gesellschaft übergegangen. Die Anwohner 
befürchteten, dass dadurch die Hochwassergefahr steigen könnte, weshalb das Gesuch abgelehnt 
wurde.838 
 
                                                     
836 Bei der Planung der Emmenkorrektion wurde festgesetzt, dass zwischen den inneren Uferschutzverbauun-
gen und den 30 Metern entfernt angebrachten Hinterdämmen eine beschränkt nutzbare Zone bestand, 
welche bei grösseren Hochwassern überschwemmt werden konnte. Vgl. Dietler, Hermann: Über Regulie-
rung der Emme und Birs. Bericht des Bau-Departements an den Regierungsrath des Kantons Solothurn, So-
lothurn 1868. Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1: 24. 
837 Vgl. Bericht des Regierungsrathes betreffend den Stand der Emmen-Regulirung [!], 20.11.1878, Emmenkor-
rektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
838  Vgl. An das schweiz. Oberbauinspektorat, 23.10.1918, Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1. 
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Abb. 13: Ausschnitte aus der Siegfriedkarte der Jahre 1889, 1917, 1946. In diesen Ausschnitten der Siegfriedkar-
te der Jahre 1889, 1917 und 1946 ist die Strecke etwas unterhalb der Kantonsgrenze bis kurz nach der Brücke in 
Biberist abgebildet. In der Mitte befindet sich der Geissschachen von Biberist. Bundesamt für Landestopografie 
swisstopo (Hg.): Siegfriedkarte 1889, 1917, 1946, www.swisstopo.admin.ch, 19.09.2014. Reproduziert mit Be-
willigung von swisstopo (BA18004). 
 
Besonders nach dem Zweiten Weltkrieg nahm die Zahl der Gesuche zu. Die Gemeinde Biberist sah 
sich 1945 mit einem Mangel an Wohnungen konfrontiert und versuchte deshalb auch weniger bemit-
telten Bauinteressenten die Erstellung eines eigenen Hauses zu ermöglichen. Dazu sollte billiges Bau-
land, welches zum Teil von der Uferschutzlinie durchschnitten wurde, zur Verfügung gestellt werden. 
Für die Verbauung vorgesehen war die Landstrecke an der unteren Neuquartierstrasse zwischen dem 
Weg und der Emme sowie zwischen der Liegenschaft Fürholz und der Eisenbahnbrücke EBT. Die Ge-
meindebehörde setzte sich dabei auf den Standpunkt, dass die Überschwemmungsgefahr in diesem 
Bereich nicht grösser sei als in anderen überbauten Gebieten weiter unten.839 Das Eidgenössische 
Oberbauinspektorat und das Amt für Wasserwirtschaft verwiesen auf die Abflussmengen der letzten 
Hochwasser und führten an, dass diese von einem Katastrophenhochwasser noch übertroffen wer-
den könnten. Zudem sahen sie die Gefahr einer Einschnürung des Flusses durch zu nahes Bauen an 
die Ufer. Aus diesem Grund wurde das Gesuch abgelehnt und der Gemeinde empfohlen, sich mit der 
Überbauung des Landes bis an diese 30 Meter des Emmevorlandes zu begnügen.840 In einem ande-
ren Fall hatte ein Eigentümer, dessen Grundstück an das Emmevorland grenzte, damit begonnen, 
Letztgenanntes aufzufüllen. Er wurde umgehend dazu aufgefordert, die Arbeiten einzustellen.841 
 Bereits 1948 erfolgte in Biberist ein erneuter Versuch, in das Emmevorland vorzudringen. Ein 
Elektroinstallateur ersuchte um die Erlaubnis, eine Garage mit Magazin und Werkzeug zu bauen, 
                                                     
839  Vgl. Betr. Überbauung Neuquartier, 05.12.1945; FW Biberist, 43, 4,0, 1A. 
840  Vgl. Betr. Überbauung Emmevorland in Biberist, 28.01.1946; FW Biberist, 43, 4,0, 1A. 
841  Vgl. Schreiben des Baudepartements, 19.03.1952; FW Luterbach, 57, 76/2.2. 
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welche ungefähr fünf Meter in die Schutzzone hineinreichen würde. Der Grund dafür war, dass sich 
an dieser Stelle der verfügbare Raum zwischen Vorland und Strasse aufgrund des Widerlagers der 
EBT-Brücke verengte. Unter Berücksichtigung dieser Umstände und weil es sich nicht um ein Wohn-
haus handelte, wurde der Antrag gestattet.842 1965 plante die Einwohnergemeinde Biberist die Kor-
rektur der Neuquartierstrasse, wozu eine Unterführung in das Vorland der Emme gebaut werden 
sollte. Obwohl bei einem Katastrophenhochwasser mit einer kurzfristigen Überflutung der Unterfüh-
rung zu rechnen war, wurde der Antrag angenommen. Der Kanton übernahm allerdings keine Ver-
antwortung für allfällige Überschwemmungsschäden.843  
 Ab 1970 gab es mehrere Versuche von Seiten der Industriebetriebe, in das Emmevorland einzu-
dringen. Die Von Roll AG stellte 1972 das Gesuch, eine Entstaubungsanlage zur Reinigung der Abluft 
eines ihrer Öfen bauen zu dürfen. Aufgrund der Grösse war auf dem bereits dicht verbauten Werk-
areal kein Platz für die Anlage. Um den Durchfluss von Hochwassern im Emmevorland nicht zu be-
hindern, sollte der Neubau auf Stahlstützen gestellt werden. Der Regierungsrat verwies auf das Ver-
bot der Verbauung des Flussgebiets, nannte aber auch sein Recht auf die Bewilligung von Ausnah-
men und liess das Amt für Wasserwirtschaft das Vorhaben unter Berücksichtigung verschiedener 
Gesichtspunkte überprüfen. Im Bericht wurde das Emmevorland als Erholungsgebiet bezeichnet, 
dessen vorhandene Bepflanzung erhalten werden sollte. Die Anlage sollte deshalb optisch möglichst 
verdeckt werden, was durch eine zusätzliche Bepflanzung erreicht werden konnte. Besonders die 
Tatsache, dass es sich um einen Bau zum Schutz der Umwelt handelte, überzeugte den Regierungs-
rat, dem Gesuch zuzustimmen. Der Staat übernahm keine Gewähr für Schäden durch Überschwem-
mungen und forderte die genannten Massnahmen zur Erhaltung des Erholungsgebietes.844 Drei Jahre 
später wurde ein beinahe identisches Gesuch eingereicht, das den Bau von zwei Kühltürmen im „Sin-
ne eines ökonomischen Wasserhaushaltes“ im Emmevorland vorsah, welche auf Stahlpfeiler abge-
stützt werden sollten. Wiederum unterstützte der Regierungsrat das Vorhaben unter der Bedingung, 
dass die Objekte möglichst verdeckt würden.845  
 Die Papierfabrik Biberist beabsichtigte 1978 eine Mess- und Regelstation für die Erdgasleitung im 
Vorland der Emme zu erstellen. Obwohl das Amt für Wasserwirtschaft auf die Überschwemmungsge-
fahr im gewählten Bereich aufmerksam gemacht hatte, war die Papierfabrik bereit, den Bau auf ei-
genes Risiko zu erstellen. Da das Vorhaben vom wasserbaulichen Standpunkt kein Problem darstellte, 
bewilligte die Regierung das Gesuch unter der Bedingung, die Anlage möglichst unauffällig zu gestal-
ten und lehnte die Verantwortung für allfällige Schäden ab.846 
 
6.2.3. Kiesentnahme 
Mit Annahme des Gesetzesentwurfs zur Emmekorrektion hatten die Gemeinden das Recht erhalten, 
bis zu den bei der Korrektion errichteten Hinterdämmen Kies und Sand zu schöpfen, während dies 
zwischen dem Emmeufer und den Hinterdämmen verboten war.847 Die Gemeinde Derendingen er-
hielt 1880 die Genehmigung, das für öffentliche Bedürfnisse erforderliche Kies und Sand aus dem 
linksseitigen Emmevorland bei der Emmenbrücke auszugraben, was an strenge Bedingungen ge-
knüpft war. So unterstanden die Arbeiten der Kontrolle des Baudepartements und beschränkten sich 
auf ein festgelegtes Terrain, welches bis maximal 15 Meter an die Uferlinien angrenzte. Alle 40 Meter 
mussten Querverbauungen angebracht und in widerstandsfähigem Zustand erhalten werden, damit 
bei Hochwasser keine starke Strömung entstehen konnte.848 In Biberist erteilte man in den Jahren 
                                                     
842 Vgl. Emmevorland in Biberist, 30.01.1948; FW Biberist, 43, 4,0, 1A, 76/3.43. 
843  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats Nr. 1036, 18.02.1966; FW Biberist, 43, 4,0, 1C, 1. 
844  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats Nr. 4103, 01.08.1972; FW Gerlafingen, 49, 1C, 7. 
845  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats, Nr. 780, 11.02.1975; FW Gerlafingen, 49, 1C, 14. 
846  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats, Nr. 4562, 16. August 1978; FW Biberist, 43, 4,0, 1C. 
847  Vgl. STASO PRR 1879: Nr. 422. 
848  Vgl. STASO PRR 1880: Nr. 341. 
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1923 und 1931 eine Konzession zur gewerbsmässigen Kiesgewinnung, welche ebenfalls an strenge 
Auflagen bezüglich Uferschutz und Sohlenstabilität geknüpft war.849 
 In den folgenden Jahren wurde die Entnahme von Kies aus dem Flussbett notwendig, um die Ver-
besserung des Wasserabflusses zu gewährleisten. Aus diesem Grund wurde die Gefängnisverwaltung 
Oberschöngrün im Jahr 1938 mit der Förderung von Kies und dessen Abtransport beauftragt. Die 
Gefängnisverwaltung begrüsste diese Beschaffung einer dauernden und günstigen Arbeitsmöglich-
keit und erhielt mit dem Regierungsratsbeschluss vom 22. Dezember 1939 die Erlaubnis zum Betrieb 
einer Kiesaufbereitungsanalage an der Emmemündung. Bedingung war, dass sie eine Rinne schaffte, 
welche einen guten Wasserabfluss gewährleistete. Weiter sollten dem Baudepartement die benötig-
ten Kiesmengen zu landesüblichen Preisen zur Verfügung gestellt werden. In Folge der Anbaupflicht 
und des Rückgangs der Gefängnisinsassen während des Zweiten Weltkriegs konnte sich die Gefäng-
nisverwaltung der Kiesausbeutung nicht im ursprünglich beabsichtigten Rahmen widmen und musste 
die Anlage im Frühjahr 1943 gänzlich stilllegen. Da die Kiesauflandungen zunahmen, drängte das 
kantonale Tiefbauamt auf die Wiederaufnahme der Kiesförderung. Die Gefängnisverwaltung war 
nicht in der Lage, die notwendigen Entnahmen zu bewerkstelligen, weshalb das Kieswerk verpachtet 
wurde. Die Sand und Kies AG Lüsslingen übernahm die Anlage und erhielt das Recht der Kiesausbeu-
tung auf 30 Jahre. Die Firma verpflichte sich, sämtliches durch die Emme antransportiertes Geschiebe 
bei der Emmemündung auszubeuten. Des Weiteren durften flussbauliche Einrichtungen nicht ge-
fährdet werden und die Pächterin hatte verursachte Schäden auf eigene Kosten zu beheben.850  
 Infolge der zweiten Juragewässerkorrektion erhielt die Aare-Tessin Aktiengesellschaft für Elektrizi-
tät (ATEL) die Konzession zum Bau des Kraftwerks Flumenthal. Nach Einspruch der Sand und Kies AG 
stellte der Regierungsrat klar, dass bei Verwirklichung des Kraftwerkprojekts die bestehenden Anla-
gen für die Kiesausbeutung nicht mehr verwendet werden konnten und setzte sich deshalb für eine 
Verständigung zwischen den beiden Unternehmen ein. Der Vertrag zwischen der Sand und Kies AG 
und dem Staat Solothurn wurde am 31. März 1967 aufgelöst. Sämtliche Ansprüche der Sand und Kies 
AG gingen an die ATEL über, welche die erstgenannte Firma entschädigen musste. Die ATEL verpflich-
tete sich überdies zur Errichtung, Unterhaltung und zum Betrieb eines Auffangraums für das Ge-
schiebe, welcher ungefähr 300 Meter oberhalb der Einmündung der Emme in die Aare platziert wur-
de.851 
 
6.3. Verbauungen nach der Emmekorrektion 
Die Ziele der Emmekorrektion im 19. Jahrhundert waren die Regulierung des Geschiebehaushalts der 
Emme und die Stabilisierung der Sohlenhöhe. Dadurch sollten die Ufer vor Abbruch geschützt und 
Überschwemmungen verhindert werden.852 Trotz der ausgeführten Arbeiten bewirkten kleinere Ver-
änderungen der Sohlenhöhe auch nach der Korrektion Uferabbrüche. Diese wurden durch Hochwas-
ser der Emme verstärkt und zwangen die Gemeinden an der Emme zur Erhaltung der bestehenden 
Wehre sowie zu Neubauten. Nicht zuletzt wurden die Verbauungen durch ein zunehmendes Sicher-
heitsbedürfnis der Bevölkerung notwendig.853 
 Im nachfolgenden Kapitel werden die bedeutendsten Veränderungen im Flussbett erläutert und 
auf die zwischen 1890 und 1985 durchgeführten Schutzverbauungen eingegangen. Es können dabei 
                                                     
849  Vgl. VAW, GIUB 1987: 106. 
850  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats, Nr. 2210, 03.05.1946; FW Emme 143, 7. 
851  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats, Nr. 2011, 21.04.1967; FW Emme 143, 7. 
852  Vgl. Dietler, Hermann: Über Regulierung der Emme und Birs. Bericht des Bau-Departements an den Regie-
rungsrath des Kantons Solothurn, Solothurn 1868. Emmenkorrektion, 1868-1918; STASO B 21,1: 11. 
853  Vgl. VAW, GIUB 1987: 74. 
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nicht alle Reparaturen und Neubauten854 genannt werden, weshalb nur einige Beispiele ausgewählt 
wurden, welche die Auswirkungen der genannten Prozesse unterstreichen. Danach folgt ein Einschub 
zur zweiten Juragewässerkorrektion, die – im Gegensatz zur ersten – die Emme direkt betraf. Im letz-
ten Unterkapitel wird der Wandel im schweizerischen Hochwasserschutz thematisiert und in diesem 
Zusammenhang die Entstehungsgeschichte der Studie Emme behandelt. 
 
6.3.1. Schäden an Verbauungen und Veränderungen im Flussbett der Emme 
6.3.1.1. Hochwasser und Überschwemmungen 
Es ist für das 20. Jahrhundert unerlässlich, zwischen Hochwassern und Überschwemmungen855 zu 
unterscheiden, weil sich grosse Abflussmengen – auch wenn sie keinen direkten Schaden anrichteten 
– auf die Geschiebebewegung und die Sohlenhöhe auswirkten. Die Gemeinde Gerlafingen zeichnete 
seit Juli 1921856 die Abflussmengen der Emme auf.857 Im Zeitraum von 1921 bis 1979 konnte ein 
schrittweiser Anstieg der Hochwasserspitzen festgestellt werden. Lag der höchste gemessene Was-
serabfluss zwischen 1921 und 1940 bei 340 Kubikmeter pro Sekunde, wurde dieser Wert zwischen 
1940 und 1960 fünfmal überschritten und eine neue Spitze von 390 Kubikmeter pro Sekunde er-
reicht. Zwischen 1960 und 1979 wurde letztgenannter Wert viermal überschritten, wobei im Jahr 
1968858 mit 560 Kubikmeter pro Sekunde der Höchstwert erreicht wurde.859 Das Ingenieurbüro Oskar 
Keller in Solothurn stellte fest, dass der Wasserstand in Zuchwil bei der 1968 durchgeführten Mes-
sung 61 Zentimeter höher lag, als bei allen bisher ermittelten Daten.860 Diese Entwicklung wurde 
unter anderem anthropogenen Eingriffen wie der stärkeren Kanalisierung861 des Emmebetts zuge-
schrieben. Infolge dieser häufiger auftretenden und erhöhten Abflussmengen entstanden auch ver-
mehrt Schäden, welche rasch behoben werden mussten, damit sich das Ausmass derselben und die 
Kosten nicht vergrösserten. Das Kantonale Amt für Wasserwirtschaft bezeichnete diese Sanierungs-
arbeiten deshalb auch als Feuerwehraktionen.862 Als Reaktion auf die erhöhten Abflussmengen wur-
den auch Umbauarbeiten an den Schutzverbauungen vorgenommen. So einigte sich der Kanton Solo-
thurn mit der Papierfabrik Biberist, der Teigwarenfabrik Scolari in Derendingen und der Kammgarn-
spinnerei Derendingen 1953 auf einen Umbau des Stauwehrs bei Biberist, welches das Wasser in den 
Gewerbekanal lenkte. Dadurch sollte erreicht werden, dass ein Hochwasserabfluss von 500 Kubikme-
ter pro Sekunde schadlos abgeführt werden konnte. Zudem wurde angeführt, dass das neue Wehr 
landschaftlich besser in das Flussbild passen würde. Die Baukosten sollten 850’000 CHF (2009: 
7’612’252 CHF) betragen.863 
                                                     
854  In den jährlichen Rechenschaftsberichten des Regierungsrates an den Kantonsrat wurden jeweils die Aus-
gaben für Reparaturen oder Neubauten an allen Solothurner Flüssen und Bächen festgehalten. Diese Anga-
ben eignen sich als Grundlage für weiterführende Nachforschungen zu wasserbaulichen Massnahmen an 
der Emme oder anderen Gewässern. 
855  Zur Begriffsunterscheidung siehe Kapitel 3.1.1. 
856  1970 wurde diese Einrichtung durch die Station Wiler-Limpachmündung nahe der Kantonsgrenze ersetzt. 
Vgl. Steiner 2007: 19. 
857  Vgl. Abflussmengen Emme 1954, 1921-1954; FW Emme. 
858  Das Hochwasser des 21. Septembers 1968 folgte auf starke Niederschläge und verursachte erhebliche 
Überschwemmungen in mehreren Schweizer Kantonen. Die Schäden erreichten fast das Ausmass der Katas-
trophe vom Juni 1910. Vgl. Röthlisberger 1991: 86. 
859  Vgl. Konsolidierungsmassnahmen an der Emme, 27.08.1982, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
860  Vgl. Hochwasser vom 21./22.9.68, 27.09.1968, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
861  Unterhalb der Brücke Derendingen beispielsweise betrug die Breite des Flussbetts infolge neuerer 
Uferschutzverbauungen nur noch 20 Meter. Vgl. VAW, GIUB 1987: 103. 
862  Vgl. Konsolidierungsmassnahmen an der Emme, 27.08.1982, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
863  Vgl. Projekt für den Umbau des Stauwehres Biberist an der Emme, 06.03.1954, 1. Stauwehr Biberist; FW 
Emme 143, 3. 
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 Neben den erhöhten Abflussmengen wurden die Gemeinden an der Emme auch nach der grossen 
Korrektion von Überschwemmungen heimgesucht. Bereits 1891 musste die Gemeinde Biberist zur 
Abwendung der Gefahr des Hochwassers vom 25. Juni am Wehr Arbeiten verrichten und ersuchte 
deshalb den Kanton um eine Entschädigung. Die Regierung wies darauf hin, dass ihre Hilfeleistung im 
Gesetz nicht vorgeschrieben sei und der Antrag somit abgelehnt werden müsse. Weil die Gemeinde 
bei der Emmekorrektion aber eine vorbildliche Haltung eingenommen hatte, wurde ihr ein Betrag 
von 618.40 CHF (2009: 30’664 CHF) zugesichert, welcher als Unvorhergesehenes im Bauwesen aus-
gewiesen wurde.864 Bei demselben Hochwasser wurde auch die Brücke bei Biberist beschädigt und 
musste für 2’700 CHF (2009: 133’880 CHF) repariert werden.865 
 Röthlisberger bezeichnete das Jahr 1910 als Katastrophenjahr mit mehreren Grossereignissen, in 
dem vor allem die Überschwemmungen im Juni enorme Schäden anrichteten. Die Ursachen waren 
extreme Regenfälle und eine grosse Schneeschmelze auf die ohnehin schon gesättigten Böden. 
Schweizweit waren 21 Kantone der Alpennordseite betroffen und die totale Schadensumme erreich-
te eine Höhe von 16 Millionen CHF (2009: 548’704’192 CHF). Das Emmental wurde in diesem Jahr 
insgesamt zehnmal von Unwettern und Schadenshochwassern heimgesucht.866 Im Kanton Solothurn 
entstanden die grössten Schäden bei der Überschwemmung vom 15. Juni. Diese beliefen sich auf 
226’591 CHF (2009: 7’770’714 CHF) und betrafen besonders die Papierfabrik Biberist.867 Die Emme 
hatte – wie bereits 1877 – das rechtsseitige Ufer oberhalb von Utzenstorf868 durchbrochen und 
strömte durch den Utzenstorfer Schachen auf Gerlafingen zu. Dabei wurden die tiefer gelegenen 
Dorfteile in Mitleidenschaft gezogen sowie das Trassee der Emmentalbahn teilweise zerstört.869 Auf 
dem Areal der Eisenwerke wurden mehrere Einrichtungen und ein Wasserkraftwerk stark beschä-
digt.870 
 Ein weiteres schweres Hochwasser ereignete sich im Jahr 1935. Die Emmenbrücke war stark be-
schädigt worden, weshalb umgehende Reparaturarbeiten angeordnet werden mussten. Im Hinblick 
darauf, dass die Brücke in absehbarer Zeit ersetzt werden sollte, wurden nur die nötigsten Arbeiten 
vorgenommen.871 Unterhalb der Gemeindegrenze von Biberist und Derendingen872 waren zudem die 
rechtsufrigen Verbauungen auf einer Länge von 140 Metern vollständig zerstört worden. Da ein er-
neutes Hochwasser die Ortschaften Derendingen und Luterbach gefährdet hätte, wurden ebenfalls 
umgehende Wiederinstandstellungsarbeiten durchgeführt.873 
 
6.3.1.2. Notstandsarbeiten 
Infolge der Wirtschaftskrise zu Beginn der 1920er Jahre wurden in der Schweiz verschiedene Be-
schäftigungsprogramme lanciert, um der zunehmenden Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken.874 Die 
Arbeitslosen wurden häufig im Tiefbau beschäftigt, um nicht die Privatwirtschaft zu konkurrieren. 
Der Wasserbau war besonders gut geeignet, weil für diese zeitintensiven Arbeiten viele Arbeitslose 
beschäftigt werden konnten und Hochwasserschäden immer wieder vorkamen.875 Auch im Kanton 
                                                     
864  Vgl. STASO PRR 1891: Nr. 1417. 
865  Vgl. Schreiben des Kantonsingenieurs an das Baudepartement Nr. 52, 2. Juli 1891, Brücken; STASO 16,1. 
866  Vgl. Röthlisberger 1991: 76-78. 
867  Vgl. WSL: Unwetterschadens-Datenbank. 
868  Im Bundesarchiv finden sich mehrere Fotografien, auf denen die Schäden in Utzenstorf und Umgebung 
ersichtlich sind. 
869  Vgl. Hösli 1996: 141. 
870  Vgl. Kaiser, Bertolaccini, Dirlam 2013: 36-37. 
871  Vgl. STASO PRR 1935: Nr. 5148 (18. November). 
872  Eine Fotografie, auf welcher Hochwasserschäden bei Derendingen sichtbar sind, befindet sich in der Samm-
lung von Ernst Klöti. Die Sammlung wird momentan von der Zentralbibliothek Solothurn für die Veröffentli-
chung auf wikimedia bearbeitet.  
873  Vgl. STASO PRR 1935: Nr. 5262 (26. November). 
874  Vgl. STASO PRR 1923: Nr. 2730 (26. Juni). 
875  Vgl. Salvisberg 2017: 217. 
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Solothurn wurden in der Folge viele vom Bund mitsubventionierte Bach- und Flusskorrektionen vor-
genommen. Im Jahr 1926 erforderten beispielsweise schwere Hochwasserschäden im Passwang-
gebiet, dass umfassende Räumungs- und Wiederherstellungsarbeiten durchgeführt werden mussten. 
Der Regierungsrat wurde vorübergehend ermächtigt, dringliche Arbeiten oder solche, die der Be-
schäftigung von Arbeitslosen dienten, ausführen zu lassen.876 Dieselbe Ermächtigung erhielt er für 
die Zeitspanne von 1934 und 1937, in der ihm 1,2 Millionen CHF (2009: 19,47 Millionen CHF) für Not-
standsarbeiten zur Verfügung gestellt wurden.877 Die Gemeinden an der Emme nahmen zu dieser 
Zeit verschiedene Wasserbauprojekte vor, welche als Notstandsarbeiten deklariert und entspre-
chend von Bund und Kanton subventioniert wurden. Im Jahr 1934 plante die Gemeinde Biberist Si-
cherungsarbeiten an der Emme, um einen Teil der Arbeitslosen beschäftigen zu können. Bund und 
Kanton beteiligten sich zu jeweils 20 Prozent an den projektierten Lohnausgaben.878 Die bereits ge-
nannten Uferbeschädigungen infolge des Hochwassers von 1935 wurden ebenfalls als Notstandsar-
beiten und mit Hilfe von Arbeitslosen der Gemeinde Derendingen ausgeführt.879 Der Bund sicherte 
eine Beteiligung von 25 Prozent an den veranschlagten Gesamtkosten zu.880 
 Auf Seiten der Fischereikreise wurde oft kritisiert, dass sich die Durchführung dieser zahlreichen 
Flusskorrektionen und Bachregulierungen nachteilig auf die Fischerei auswirken würde. In dem be-
reits erwähnten Kreisschreiben an die Kantone hatte das eidgenössische Departement des Innern im 
Jahr 1923 eine stärkere Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse der Fischerei gefordert.881 Ein Schreiben 
mit ähnlichem Inhalt erhielt dieselbe Behörde im Jahr 1932 vom Präsidenten des Schweizerischen 
Fischereivereins. Hierin wurde ausgeführt, dass infolge der Verbauungen den Fischen jegliche Unter-
schlupf- und Standmöglichkeit genommen und durch betonierte Bachböden die den Fischen als Nah-
rung dienenden Lebewesen vernichtet würden. Da die Baupläne dem Bund zur Erlangung der Sub-
ventionen jeweils vorgelegt werden mussten, wurde vorgeschlagen, dass hierbei eine notwendige 
Anzahl an Uferrefugien und andere Vorkehrungen vorgeschrieben werden sollten.882 Auch im Kanton 
Solothurn wurden zu dieser Zeit Stimmen laut, welche die Ausführung der Hochwasserschutzbauten 
scharf kritisierten. Der Fischereiaufseher des Wasseramts beendete seinen Bericht im Jahr 1934 mit 
folgendem Zitat: „Heimatschutz, Vogelschutz und Sein und Nichtsein einer Fischenze ist diesen Ze-
mentbaronen schnuppe, schnurrgerade[!] sei die Strasse, die Eisenbahn und – auch der Bach.“883 
 
6.3.1.3. Veränderungen der Sohlenhöhe und Uferabbrüche 
Bereits 1895 wurde bemerkt, dass eine grosse Menge an Geschiebe im Emmebett gegenüber den 
Eisenwerken eine Bedrohung für die Gemeinde Biberist darstellte, weil die Ablagerungen stellenwei-
se höher lagen als der Damm. Aus diesem Grund sollte der linksufrige Damm bis zum Altisberg ver-
breitert und erhöht werden, woran sich der Kanton, die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll, die 
Gemeinde Biberist sowie eine Privatperson beteiligen sollten.884 Seit 1928 wurden periodisch Län-
genprofile aufgenommen, um die Veränderungen in der Flusssohle zu kontrollieren. Bis nach 1960 
vermochten die Massnahmen der Emmekorrektion den Fluss in einem guten Gleichgewichtszustand 
zu erhalten, denn die gelegentlichen Erhöhungen und kleineren Abtragungen der Sohle hielten sich 
                                                     
876  Vgl. STASO Rechenschaftsbericht 1926: 73. 
877  Vgl. Kantonsrat von Solothurn: Beschluss über die Ausführung weiterer Notstandsarbeiten und Erhebung 
einer vorübergehenden kantonalen Krisenabgabe vom 31. Januar 1934. 
878  Vgl. STASO PRR 1934: Nr. 1141 (9. März). 
879  Vgl. STASO PRR 1935: Nr. 5262 (26. November). 
880  Vgl. STASO PRR 1936: Nr. 257 (10. Januar). 
881  Vgl. STASO PRR 1923: Nr. 2730 (26. Juni). 
882  Vgl. Slominski 1983: 50. 
883  Jahresbericht über die Fischereiaufsicht im Wasseramt pro 1934, 20.12.1934; STASO B 1935 Regalien: Jagd, 
Fischerei, Salz, Bergbau. 
884  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Einwohner-Gemeinderaths Biberist, 12.01.1895, Emmenkorrektion, 
1868-1918; STASO B 21,1.  
 127 
die Waage.885 Nichtsdestotrotz konnten auch diese Veränderungen zu Uferabbrüchen führen und 
besonders im untersten Teil des Flusslaufs auf Solothurner Boden mussten mehrmals Reparaturar-
beiten durchgeführt werden. Nachdem sich die Sohle der Emme auf der Strecke von Derendingen bis 
zur Emmemündung in den Jahren 1903 bis 1928 eher abgesenkt hatte, lagerten sich danach auf 
demselben Abschnitt grössere Kiesbänke ab. Diese Ablagerungen drängten den Fluss gegen die bei-
den Ufer, wodurch Abbrüche entstanden.886 Neben der Beschädigung der Ufer war eine Verbreite-
rung des Flussbetts bei der Einmündung in die Aare festgestellt worden. Gegenüber den 27 Metern 
nach der Emmekorrektion mass die Breite im Jahr 1945 ungefähr 65 Meter. In einem dreiteiligen 
Verbauungsprojekt wurde die Breite der Emme wiederum auf 27 Meter beschränkt.887 Die Arbeiten 
konnten 1949 abgeschlossen werden. Die Kosten beliefen sich auf 17’862.75 CHF (2009: 
172'218 CHF), wovon der Kanton einen Drittel übernahm.888  
 Auch in anderen Gemeinden entstanden immer wieder Schäden an den Ufern. In Derendingen 
mussten 1940 verschiedene Reparaturarbeiten durchgeführt werden, da ein Stück des Ufers wegge-
rissen worden war.889 Die Gemeinde Zuchwil hatte in den Jahren 1949890 und 1954 Beschädigungen 
an den Ufern zu beheben.891 Infolge des Hochwassers von 1968 und der Verbauungen im Zusam-
menhang mit der Errichtung des Kraftwerks Flumenthal892 wurden im Flussbett auf dem Gebiet der 
Gemeinde Luterbach grössere Sohlenerosionen und Uferanrisse festgestellt.893 Zwischen den Jahren 
1978 und 1985 wurden insgesamt 15 Bauprojekte in allen fünf Gemeinden an der Emme durchge-
führt, wovon der überwiegende Teil die Sanierung der Ufer betraf. Daneben wurden auch mehrere 
Schwellen zur Stabilisierung der Sohle angebracht. Die Gesamtkosten beliefen sich auf 
3’116’709.15 CHF (2009: 5’014’666 CHF). Die Kosten wurden unter Bund, Kanton und Gemeinden 
nahezu gleichmässig aufgeteilt. Mit 547’623.80 CHF (2009: 881’105 CHF) hatte Biberist ungefähr die 
Hälfte des Gemeindeanteils zu begleichen.894  
 
6.3.2. Verbauungen infolge der zweiten Juragewässerkorrektion 
Die erste Juragewässerkorrektion bedeutete für das Seeland die Befreiung von Überschwemmungen 
und der damit einhergehenden Versumpfung, was den Anbau von Getreide-, Kartoffel-, Zuckerrüben- 
und Gemüsekulturen aller Art ermöglichte. Der Bedarf an Boden nahm Ende des 19. Jahrhunderts zu 
und führte zu einer Bebauung trockengelegter Strandböden ohne Rücksicht auf die Hochwasserge-
fahr. Diejenigen Teile der Ebene, deren Untergrund Torfeinlagen enthielt, senkten sich stellenweise 
bis zu einem Meter ab, was auf die Entwässerung und Kultivierung zurückzuführen war. Diese Absen-
kungen bewirkten einen verringerten Höhenunterschied zwischen den Wasserspiegeln der Seen und 
der Fläche der Moosebenen. Als Folge dieser Entwicklungen895 wurde häufiger Kulturland über-
                                                     
885  Vgl. Konsolidierungsmassnahmen an der Emme, 27.08.1982, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
886  Vgl. Emmenkorrektion von Derendingen bis zur Einmündung in die Aare, 24.02.1942, Allgemeines; FW Em-
me 143, 0. 
887  Vgl. 2. Emmeverbaung an der Einmündung in die Aare, 09.01.1946, Zuchwil/Luterbach; FW Emme 143, 6. 
888  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats des Kantons Solothurn, Nr. 4240, 11.11.1949; FW Luter-
bach, 57. 
889  Vgl. 1. Verbauung der Emme, 12.09.1940, Derendingen; FW Emme 143, 4. 
890  Vgl. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats des Kantons Solothurn, Nr. 1596, 29.04.1949, Emme; FW 
Zuchwil, 64. 
891  Vgl. Schreiben an die Gemeinde, 20.04.1954, Emme; FW Zuchwil, 64. 
892 Siehe dazu Kapitel 6.2.2. 
893  Vgl. 1. Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats, Nr. 5729, 07.11.1969, Zuchwil/Luterbach; FW Emme 
143, 6. 
894  Vgl. Abrechnung der Verbauungen zwischen 1978 und 1985, o. J, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
895  La Nicca hatte das Eintreten dieser Prozesse bereits bei der Projektierung der ersten Juragewässerkorrekti-
on vorausgesagt und somit eine zweite Korrektion erahnt. Vgl. Vischer 2003: 115. 
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schwemmt.896 Ab 1891 begannen die Uferanwohner regelmässig über diesen Missstand zu klagen 
und auch andere Nutzergruppen artikulierten ihre Klagen und Wünsche. So forderten einige Kantone 
die Hebung des Niedrigwassers, damit die Schifffahrt nicht mehr behindert wurde, während die Fi-
scher des Bielersees zum Schutz der Fischbestände kleinere Niveauschwankungen des Wassers for-
derten. Die Elektrizitätswerke wünschten eine effizientere Ausnützung der Speicherkapazität der 
Seen und bessere Regulierungsmöglichkeiten.897 
 Den Anstoss für eine zweite Korrektion gaben neben den genannten Forderungen die katastro-
phalen Hochwasserereignisse im Jahr 1910. In Folge des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs konnte ein 
erstes geplantes Projekt nicht zur Ausführung gebracht werden. Nach einer Konferenz aller betroffe-
nen Kantone, welche von Bern einberufen worden war, wurde letztgenannter Kanton mit der Ausar-
beitung eines neuen Projekts beauftragt. Dabei sollten auch die Erwartungen von Vertretern der 
Landwirtschaft und Fischerei sowie der Besitzer von Kraftwerken und Gebäuden erfüllt werden. Die 
Aufgabe wurde einer speziellen Abteilung der Baudirektion unter Ingenieur Arthur Peter zugewiesen, 
welche 1921 ihren Bericht vorlegte. Die anfallenden Kosten wären im Verhältnis zum Nutzen, den die 
einzelnen Kantone aus einer weiteren Korrektion gezogen hätten, aufgeteilt worden. Die damalige 
Wirtschaftskrise wirkte sich hindernd aus, sodass die Kantone eine zögerliche Haltung einnahmen 
und der Bund die Angelegenheit nicht weiterverfolgte. Einzig die neue Wehranlage im Nidau-
Bürenkanal wurde zwischen 1936 und 1940 vom Kanton Bern mit Unterstützung des Bundes gebaut 
und bildete den ersten Bestandteil der zweiten Juragewässerkorrektion.898 
 Im November und Dezember 1944 ereignete sich die grösste Überschwemmungskatastrophe seit 
der ersten Juragewässerkorrektion. Dieses Ereignis war ein Impuls für die Inangriffnahme einer wei-
teren Korrektion, welcher durch Hochwasser in den Jahren 1948, 1950, 1952, 1953 und 1955 ver-
stärkt wurde. Die betroffenen Kantone unterbreiteten dem Bundesrat 1952 ein Projekt mit den wich-
tigsten Massnahmen, dem dieser zustimmte. Die detaillierte Ausarbeitung nahm allerdings noch 
einige Jahre in Anspruch. 1956 wurde Professor Robert Müller zum Direktor der zweiten Juragewäs-
serkorrektion ernannt und im selben Jahr ein Vertrag der fünf Kantone Bern, Freiburg, Neuenburg, 
Solothurn und Waadt abgeschlossen, welchen der Bundesrat 1959 genehmigte. Damit waren die 
Vorarbeiten nach einer Dauer von rund 45 Jahren (1914 bis 1959) abgeschlossen.899 Das Ziel der 
zweiten Juragewässerkorrektion war die Verhinderung der Überschwemmungen im Gebiet des Bie-
ler-, Murten- und Neuenburgersees und im Aaretal zwischen Büren und Solothurn. Dazu sollte ein 
regulierfähiges System geschaffen werden, welches bei Hochwasserzuflüssen die Seen rund einen 
Meter weniger hoch aufsteigen liess, als bisher. Durch die Senkung des Höchstwasserspiegels der 
Seen und der Aare sollte der Schwankungsbereich auf 1,3 bis 1,6 Meter900 vermindert werden.901 Die 
auszuführenden Arbeiten wurden in vier Abschnitte eingeteilt. Solothurn fiel das vierte Los zu, wel-
ches die Korrektion der Strecke Büren bis Solothurn vorsah.902  
 Die Emme hatte mit ihrer früheren Geschiebeführung das Aaretal geformt. Unterhalb ihrer Mün-
dung bestand ein Gefälle von 1,2 Promille, das für den Weitertransport des Geschiebes ausreichte. 
Direkt bei der Mündung befand sich eine Molasseschwelle, die auch als Emmeriegel bezeichnet wur-
de und die Sohlenhöhe an dieser Stelle fixierte. Auf der Strecke vom Bielersee bis zu diesem Punkt 
wies das Gefälle ein Mittel von 0,1 Promille auf. Bei einem normalen Abfluss genügte dieses Gefälle, 
da aus dem Bielersee nur geschiebeloses Wasser austrat. Bei grösseren Abflussmengen beeinflusste 
diese flache Strecke jedoch die Abflusskapazität des Wehrs bei Nidau. Führte die Emme Hochwasser, 
so wirkte sich der Rückstau bis zum Bielersee aus. Bei den Hochwassern der Jahre 1944, 1950 und 
                                                     
896  Vgl. Ehrsam 1974: 21-22. 
897  Vgl. Moser 1991: 248. 
898  Vgl. Ehrsam 1974: 22-23. 
899  Vgl. Moser 1991: 250-251. 
900  Der Schwankungsbereich der Aare lag nach der ersten Juragewässerkorrektion bei 3,55 Metern. Vgl. Müller 
1959: 6. 
901  Vgl. Ehrsam 1974: 114. 
902  Vgl. Moser 1991: 256. 
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1955 erhielten die Seen starken Zufluss. Da die Emme zur selben Zeit ebenfalls Hochwasser903 führte, 
konnte die Abflusskapazität von Nidau nicht vollständig ausgenutzt werden.904 Die im Zuge der zwei-
ten Juragewässerkorrektion festgesetzten Höchststände der Seen konnten nur durch die Erhöhung 
des Ausflussvermögens aus dem Bielersee erreicht werden, für dessen Regulierung das Wehr Port 
bei Nidau zuständig war. In der Folge sollte die Molasseschwelle entfernt werden. Weil diese Mass-
nahme eine Senkung des Niedrigwassers bewirkt hätte, was sich auf die Fundations- und Grundwas-
serverhältnisse in Solothurn und Büren gefährlich auswirken konnte, sah das Projekt den Bau eines 
Regulierwehres oberhalb der Emmemündung vor. Dieses sollte den Aufstau bei Niedrigwasser er-
möglichen und einen konstanten Wasserspiegel bei der Rötibrücke in Solothurn gewährleisten.905 
Vorerst war ein reines Regulierwerk geplant, obwohl sich die Projektleitung der Möglichkeit bewusst 
war, dass diese Aufgabe auch durch ein Wasserkraftwerk ausgeführt werden konnte. 1965 erhielt die 
ATEL die Konzession für den Bau des Kraftwerks Flumenthal, welches 1972 fertiggestellt wurde.906 
Neben der Regulierung des Wasserstandes verpflichtete sich das Kraftwerk für sämtliche notwendi-
gen Arbeiten an der Emmemündung und weiter flussabwärts. Das Entfernen des Emmeriegels mittels 
Sprengungen dauerte von Mitte 1970 bis Mitte 1972.907  
 
6.3.3. Studie Emme 2050 
Erfolgte auf nationaler Ebene ein Wandel, liess sich auch auf kantonaler Ebene ein Umdenken im 
Bereich der Hochwasserschutzplanung feststellen, welches auf verschiedene Faktoren zurückzufüh-
ren war. Während sich die Emme bis 1960 in einem guten Gleichgewichtszustand befunden hatte, 
zeigte die Längsprofilaufnahme von 1970 Anzeichen grösserer Veränderungen. Bei der EBT-Brücke in 
Biberist wurde eine Absenkung der Sohle von 40 Zentimetern gegenüber 1928 gemessen, 50 Zenti-
meter waren es bei der SBB-Brücke in Derendingen, während bei der N5 keine Veränderungen fest-
stellbar waren. Ab 1977 setzten dann starke Erosionserscheinungen ein, welche Absenkungen der 
Sohle von bis zu 1,7 Metern nach sich zogen. Diese Absenkungen führten dazu, dass bereits baufälli-
ge Uferbefestigungen unterspült wurden und vielerorts Uferabbrüche entstanden. Der Grund für 
diese Erscheinungen war ein Geschiebemangel im Unterlauf der Emme, der einerseits auf die inten-
sive Verbauung der Bäche, welche in die Emme flossen sowie die Aufforstungen in den Seitentälern 
zurückzuführen war. Andererseits hing das Problem auch mit den Verbauungen im bernischen Em-
mental zusammen. Hier wurde die Korrektion des 19. Jahrhunderts so ausgeführt, dass die zwei Me-
ter zu hoch liegende Sohle durch den Fluss eingefressen und tiefergelegt wurde. Das dabei entste-
hende Geschiebe wurde in den Unterlauf verfrachtet. Mittels des Baus von Sohlenschwellen wurde 
dieser Prozess nach Erreichung der richtigen Sohlenhöhe aufgehalten, wodurch die Geschiebemen-
gen im Unterlauf abnahmen. Weiter wurde eine Zunahme der Hochwasserspitzen beobachtet, wel-
che zu einer stärkeren Erosionskraft des Wassers führten. Infolge der geringeren Geschiebezufuhr 
aus dem Oberlauf und der stärkeren Erosionskraft des Wassers senkte sich die Sohle ab.908  
 Aufgrund der genannten Prozesse fasste das Kantonale Amt für Wasserwirtschaft in Solothurn im 
Jahr 1980 eine Gesamtsanierung der Emme ins Auge. In einem ersten Schritt sollte der damalige Zu-
stand erhoben werden, wozu den Ingenieurbüros Michael Spichiger und Theo Müller beiden eine 
Teilstrecke zur Untersuchung aufgetragen wurde.909 Auf Basis dieser Aufnahmen erstellte Professor 
                                                     
903  Diese Entwicklung war neu, denn Ingenieur Arthur Peter hielt 1921 fest, dass nach der ersten Juragewäs-
serkorrektion keine Überschwemmungen zwischen Büren und Solothurn vorgekommen waren. Vgl. Peter 
1922: 139. 
904  Vgl. Müller 1959: 5-7. 
905  Vgl. Moser 1991: 260-263. 
906  Vgl. Ehrsam 1974: 74-75. 
907  Vgl. Moser 1991: 273, 275. 
908  Vgl. Konsolidierungsmassnahmen an der Emme, 27.08.1982, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
909  Vgl. Schreiben an den Regierungsrat, 08.10.1981, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
 130 
Lichtenhahn, ehemaliger Abteilungschef des Eidgenössischen Amtes für Strassen- und Flussbau und 
Spezialist in Geschiebefragen, eine Expertise über die zukünftigen Flussverbauungen. Er empfahl die 
Hebung der Sohle auf eine Höhe des Standes von 1970, was mit Hilfe von Schwellen und der Einstel-
lung der Kiesförderung in Derendingen erreicht werden sollte. Ergänzend ermittelten die Ingenieur-
büros die kritische Überflutungsgrenze. Dies war ein Wert, der nicht überschritten werden durfte. 
Auf Grundlage dieser Unterlagen favorisierte das Kantonale Amt für Wasserwirtschaft den Bau von 
Schwellen oberhalb der Strassenbrücke Zuchwil-Luterbach und oberhalb der Mündung des Dorf-
bachs, während die Errichtung weiterer Schwellen offengelassen wurde. Die Auswirkungen der Kies-
förderung in Derendingen sollten geprüft und die defekten Uferverbauungen sukzessive stabilisiert 
werden. Die Kosten sollten wie bis anhin zu 35 Prozent von den Gemeinden übernommen werden.910  
 Im November 1982 fand eine Besprechung der Zuständigen von Solothurn mit verschiedenen 
Vertretern von Bern statt, in der über die Auswirkungen der Kiesförderung in Utzensdorf diskutiert 
wurde. Diese beeinflusste das Flussbett auf dem Gebiet des Kantons Bern aufgrund einer anderen 
Gerinnegeometrie und einer fortgeschrittenen Sohlensicherung kaum, während die Unterbindung 
der Geschiebezufuhr auf Solothurner Boden ein Problem darstellte. Die Vertreter aus Solothurn ver-
traten den Standpunkt, dass der Kiesabbau einen negativen Einfluss auf die Sohlenabsenkung bewir-
ke, der quantitativ schwer belegbar sei. Auf Seiten Berns wurde auf die wirtschaftlichen und politi-
schen Aspekte einer Einstellung der Kiesförderung in Utzensdorf hingewiesen. Nichtsdestotrotz teil-
ten die Zuständigen aus Bern die Ansicht, dass zukünftig nur dann Material aus der Emme genom-
men werden sollte, wenn Gefahr durch Auflandungen drohte. Während dieser Besprechung wurde 
das erste Mal die Inangriffnahme einer umfassenden hydrologischen Studie über die Emme in Aus-
sicht gestellt.911 
 Heinz Marrer912, Fischereibiologe und Mitglied des Fischereivereins Solothurn und Umgebung, 
richtete im März 1983 einen Antrag an die Generalversammlung des Vereins. Darin kritisierte er die 
oben genannten wasserbaulichen Massnahmen an der Emme, welche der Sohlenerosion entgegen-
wirken sollten. Er forderte den Vorstand auf, beim Kanton vorstellig zu werden und auf einer einge-
henden Überprüfung des bisherigen Verbauungskonzepts zu bestehen. Im Rahmen eines umfassen-
den Gestaltungs- und Pflegeplans sollten neben flussbaulichen Gesichtspunkten auch ökologische 
Belange berücksichtigt werden und zwar unter Einbezug des Schachens.913 In der Generalversamm-
lung wurde Heinz Marrer zur Ansprechperson des Vereins in Sachen Emmeverbauung ernannt und 
das Kantonale Amt für Wasserwirtschaft daraufhin auf die Missstände aufmerksam gemacht.914 In 
einem Gespräch zwischen Marrer und Vertretern des zuständigen Amts wurde das angestrebte Ziel, 
die Emme naturnäher auszubauen, diskutiert und auf geplante Verbauungsprojekte eingegangen. 
Grundsätzlich erkannten die kantonalen Vertreter, dass die zukünftigen Massnahmen rücksichtsvol-
ler gestaltet werden könnten, als die bereits durchgeführten Sofortmassnahmen.915 Die im Frühjahr 
1983 angebrachte Blockschwelle oberhalb der Dorfbachmündung in Biberist wurde schliesslich mit 
Rücksicht auf die Fische konstruiert.916 
 Im Jahr 1984 einigten sich die Vertreter der Kantone Solothurn und Bern, der Eidgenössischen 
Technischen Hochschule Zürich einen Auftrag zur Eruierung des zweckmässigsten Vorgehens bezüg-
                                                     
910  Vgl. Konsolidierungsmassnahmen an der Emme, 27.08.1982, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
911  Vgl. Besprechung und Augenschein, 15.12.1982, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
912  Heinz Marrer verfasste zahlreiche Gutachten und Studien zum Einfluss von Hochwasserschutzbauten auf 
das Ökosystem von Gewässern und leitete eidgenössische Fortbildungskurse für Fischereiaufseher. Unter 
anderem publizierte das Bundesamt für Umweltschutz seine Schrift Vorschläge für Massnahmen im Interes-
se der Fischerei bei technischen Eingriffen in Gewässer. Vgl. Marrer 1981. Im Auftrag der Fischerei-
Pachtvereinigung Emmental untersuchte er den Zustand der Gewässer im Emmental. Vgl. Marrer, Werner, 
Winzeler 1982b. 
913  Vgl. Anfragen und Anträge, 03.03.1983; Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
914  Vgl. Künftige Verbauungsarbeiten der Emme, 25.03.1983, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
915  Vgl. Berücksichtigung ökologischer Gesichtspunkte, 25.04.1983, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
916  Vgl. Pressekaffee des Regierungsrats, 17.04.1984, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
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lich der Konsolidierung des Emmebettes zu erteilen.917 Die Studie, welche in Zusammenarbeit mit 
dem Geographischen Institut der Universität Bern entstand, lag 1987 vor. In der Einleitung der Studie 
wurde vermerkt, dass sich das Emmebett nicht im Gleichgewicht befinde. Daraus wurde das Ziel ab-
geleitet, Massnahmen aufzuzeigen, wodurch dasselbe wieder in einen Gleichgewichtszustand ge-
bracht werden konnte. Dabei wurden verschiedene Szenarien zukünftiger Weiterentwicklungen an-
genommen, auf Basis derer Empfehlungen für Massnahmen einzelner Abschnitte der Emme ausge-
arbeitet wurden.918 Die Hochwasserereignisse der Jahre 2005 und 2007 zeigten, dass die Sicherheit 
der Gemeinden Biberist, Gerlafingen, Derendingen, Luterbach und Zuchwil damals nicht gewährleis-
tet war. Das Amt für Umwelt des Kantons Solothurn erstellte deshalb ein Leitbild, in dem die Zielset-
zungen für die zukünftige Entwicklung der Emme festgehalten wurden. Unter Berücksichtigung der 
vorhandenen Nutzungsweisen und der Hochwassersicherheit sollte auch das ökologische Potenzial 
der Flusslandschaft aktiviert werden.919 Basierend auf dem Leitbild wurde in einem ersten Schritt die 
Strecke zwischen der Kantonsgrenze und dem Wehr in Biberist im Rahmen eines Hochwasserschutz- 
und Revitalisierungsprojekts erneut korrigiert. In einem zweiten Schritt wird der Abschnitt vom Wehr 
Biberist bis zur Aare in Angriff genommen. Zusätzlich zur Verbesserung des Hochwasserschutzes und 
der Aufwertung der Gewässerlandschaft für Natur und Mensch sollen ehemalige Deponien920 saniert 
werden. Der Abschluss des Projekts ist für das Jahr 2022 vorgesehen.921 
                                                     
917  Vgl. Verbauungskonzept Emme, 25.04.1984, Allgemeines; FW Emme 143, 0. 
918  Vgl. VAW, GIUB 1987: III. 
919  Vgl. Hunziker, Dönni, Kaufmann 2012: 1. 
920  Im Rahmen der Arbeit konnte nicht untersucht werden, inwiefern das Emmevorland für die sachgemässe 
und unsachgemässe Ablagerung von Abfällen verschiedenster Art genutzt worden ist.  
921 Amt für Umwelt des Kantons Solothurn 2015a: 1, 11. 
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7. Fazit 
In dieser Arbeit sollte untersucht werden, wie sich die Nutzung und Verbauung der Emme unter der 
Einwirkung von Überschwemmungen zwischen den Jahren 1500 und 2000 verändert hatte und wie 
sich diese Themen gegenseitig beeinflussten. Zum Schluss werden noch einmal die wichtigsten Punk-
te aufgegriffen. Das Ziel ist, basierend auf den Ausführungen der Arbeit die wechselseitige Beziehung 
zwischen Hochwasser, Nutzung und Verbauung aufzuzeigen.  
 Die Emme und ihre Flusslandschaft wurde bis ins Mitte des 19. Jahrhunderts auf sehr vielfältige 
Weise genutzt. Ende des 16. Jahrhunderts drang auf Druck des Bevölkerungswachstums eine sozial 
tiefergestellte Schicht in den Schachen vor und begann diesen landwirtschaftlich und teilweise als 
Wohngebiet zu nutzen. Als Folge wurden um das Jahr 1600 mehrmals Häuser und Kulturland weg-
geschwemmt. Dieser Umstand kann aus zwei Perspektiven unterschiedlich begründet werden. Aus 
sozialgeschichtlicher Sicht steht im Vordergrund, dass sich Menschen aufgrund gesellschaftlicher 
Entwicklungen gezwungen sahen, neue Gebiete zu besiedeln und zu nutzen. Da sie sich im Schachen 
niederliessen, wurden sie fortan von Überschwemmungen bedroht. Eine mögliche Begründung für 
die vielen Schäden in kurzer Zeit könnte sein, dass die erste Generation dieser Siedler im Umgang mit 
den Hochwassern noch unerfahren war und erst später Strategien zum Schutz entwickelte. Aus der 
Perspektive der Historischen Klimatologie war die Zeit um 1600 für die Menschen ungünstig, weil die 
durchschnittliche Temperatur gesunken und besonders die Sommermonate überdurchschnittlich 
niederschlagsreich waren. Diese Erkenntnisse stimmen auch mit den Einträgen in der Solothurner 
Chronik von Franz Haffner überein. In der Untersuchung dieses Zeitraums konnte dementsprechend 
eine Häufung von Überschwemmungen festgestellt werden. Das Beispiel zeigt zwei mögliche Erklä-
rungsansätze. Bei dem ersten wird die Häufung an Hochwasserschäden aus anthropogener Perspek-
tive betrachtet und auf menschliche Prozesse zurückgeführt, während sich der zweite Ansatz stärker 
auf die natürlichen Begebenheiten, welche zu erhöhten Abflussmengen und somit zu einer grösseren 
Bedrohung führten, stützt. Dadurch wird deutlich, dass Überschwemmungen nur unter Berücksichti-
gung der wechselseitigen Beeinflussung von Mensch und Natur zu verstehen sind und monokausale 
Erklärungsansätze zu kurz greifen.  
 Die unterschiedlichen Formen und Konsequenzen dieses Wechselspiels werden deutlich, wenn 
die Situation jenseits der Solothurner Grenze betrachtet wird. In Bern war die Besiedlung der 
Schachen im 16. Jahrhundert schon weit fortgeschritten und die Regierung musste sich diesem Um-
stand nach der Überschwemmung von 1566 annehmen. Die Reihe von Hochwasserschäden gegen 
Ende desselben Jahrhunderts wurden zu dieser Zeit der menschlichen Übernutzung der Wälder und 
Schachengebiete sowie der Einengung und Kanalisierung der Emme zugeschrieben. Die Folge war 
eine Reihe von Verordnungen und Verboten, welche besonders die Abholzung und die Flösserei be-
trafen. Letztere bot eine billige Möglichkeit, Holz und andere Waren zu transportieren. Die Verord-
nungen waren schwierig durchzusetzen, da diese Art des Handels – besonders während des Dreissig-
jährigen Kriegs – für die Bewohner des Emmentals sehr einträglich war.  
 Für Solothurn war die Flösserei ein bedeutendes Gewerbe, weil Holz in grossen Mengen mit ver-
gleichsweise geringem Transportaufwand gekauft und dadurch die eigenen Wälder geschont werden 
konnten. Zugleich profitierte die Regierung vom Durchfahrtszoll, der bei den Brücken eingezogen 
wurde. Weiter nutzten die Gemeinden an der Emme das geflösste Holz, um damit Hochwasser-
schutzverbauungen anzulegen. Die gesetzlichen Bestimmungen der Solothurner Regierung zielten 
nicht darauf ab, diese zu verbieten, sondern die gelegentlichen Beschädigungen an Brücken und 
Wehren zu vermindern. Aus diesen Gründen wandten sich die Ratsangehörigen nach Erlass der Flös-
sereiverbote an Bern und ersuchten zunächst um Ausnahmeerlaubnisse, während sie später eine 
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Auflösung der Verbote forderten. Die Flösserei begünstigte seit Mitte des 18. Jahrhunderts die An-
siedlung vorindustrieller Betriebe in der Nähe des Flusses, welche die Wasserkraft nutzten. Konse-
quenten Gebrauch von der doppelten Nutzungsmöglichkeit machte die Gesellschaft der Eisenwerke 
von Roll, welche sich als einziger Betrieb an die Veränderungen infolge der Industrialisierung anzu-
passen vermochte. Durch den starken Ausbau des Standorts in Gerlafingen erreichten die Mengen an 
geflösstem Holz in der Mitte des 19. Jahrhunderts ihren Höhepunkt. Letztlich setzten strukturelle 
Veränderungen, wie der Ausbau des Eisenbahnnetzes und der dadurch möglich gewordene Umstieg 
auf die Steinkohle sowie die Gesamtkorrektion der Emme, der Flösserei ein Ende. 
 Die vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten wirkten sich auch auf die Schutzbemühungen aus. Die 
Zuständigkeit sowie die Organisation des Schwellenwesens waren im 16. und 17. Jahrhundert noch 
weitgehend ungeklärt. In dieser Zeit traf jeweils der Rat die erforderlichen Schutzmassnahmen. Aus 
den Quellen des 18. Jahrhunderts ging hervor, dass die Zuständigkeiten zumindest im oberen Ab-
schnitt des Untersuchungsgebiets geregelt waren. Präventiv kümmerten sich die Gemeinden und 
Gewerbebetreiber um die Wehre, während bei grosser Hochwassergefahr die Möglichkeit bestand, 
dass alle Gemeinden der Vogtei aufgeboten werden konnten, um der drohenden Gefahr entgegen-
zuwirken. Somit existierte ein zweistufiges System der Hochwasserbekämpfung. Wie gezeigt wurde, 
konnte dieses System – insofern sich alle Beteiligten an ihre Verpflichtungen hielten – ein relativ 
wirksames Instrument bei der Verhütung von Überschwemmungen sein. Allerdings wurde auch auf 
mehrere Beispiele verwiesen, in denen die Zusammenarbeit der Gemeinden nicht funktionierte. 
 Dies war vor allem dann der Fall, wenn unterschiedliche Nutzungsansprüche und die Notwendig-
keit von Hochwasserschutzmassnahmen aufeinandertrafen. Mehrere Gemeinden leiteten Wasser 
aus der Emme mittels Kanälen auf ihre Felder, wozu Verbauungen im Flussbett zur Speisung der Ka-
näle angebracht wurden. Diese Anlagen mussten vor der zeitweise stark anschwellenden Emme ge-
schützt werden. Des Weiteren änderte sie immer wieder ihren Lauf, was zu Grenzstreitigkeiten führ-
te. Besonders die Gemeinden am unteren Abschnitt der Emme konnten sich lange Zeit nicht auf eine 
Grenzlinie einigen. Der Grenzkonflikt war auf der einen Seite ein Nutzungskonflikt, da die Gemeinden 
Anspruch auf die Nutzung derselben Gebiete im Schachen erhoben. Andererseits war dieser auch ein 
Auslöser für Streitigkeiten bei der Errichtung von Schutzverbauungen. Aufgrund des unsicheren 
Grenzverlaufs konnten bestimmte Gemeinden ihr Gebiet nicht ausreichend schützen, weil andere bei 
der Regierung Beschwerden gegen die Verbauungen einlegten. Anhand eines Beispiels ist ausführlich 
gezeigt worden, wie durch unsichere territoriale Rechtsverhältnisse sowie divergierende Nutzungs-
ansprüche ein Hochwasser, das von seiner Intensität vermutlich eher gering war, zu einer Bedrohung 
werden konnte. Für die Gemeinden am oberen Flussabschnitt bestand die Gefahr von Überschwem-
mungen, welche auf unzureichende Schutzverbauungen auf dem Gebiet des Kantons Bern zurückzu-
führen waren. Diese Bedrohung betraf besonders die Industriebetriebe, die sich seit dem 19. Jahr-
hundert in unmittelbarer Flussnähe niederliessen. Die Überschwemmung im Jahr 1910 verursachte in 
den Fabriken nahe der Kantonsgrenze enorme Sachschäden, deren Ursache auf einen Dammbruch 
bei Utzenstorf auf dem Gebiet des Kantons Bern zurückzuführen war. 
 In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts fanden wesentliche Veränderungen statt, welche den 
Lauf des Flusses, die Nutzung und letztlich die Landschaft in unmittelbarer Nähe der Emme prägten. 
Die Aussicht auf eine günstige Energieversorgung führte zum Bau des Gewerbekanals, mittels dessen 
die Wasserkraft auf der Strecke zwischen der Kantonsgrenze bis zur Mündung ausgenutzt werden 
konnte. Zeitgleich wurde das Wasseramt mit dem schweizerischen Eisenbahnnetzwerk verknüpft. 
Die Region verfügte weiterhin über günstige Steuerverhältnisse und genügend billige Arbeitskräfte. 
Bedingt durch diese Standortvorteile entstanden in kurzer Zeit drei neue industrielle Grossbetriebe 
und ein Wasserkraftwerk, während die Gesellschaft der Eisenwerke von Roll ihren Betrieb grundle-
gend umstrukturierte und erweiterte. Die unbeständige Wasserführung der Emme sowie das schnel-
le Wachstum der Fabriken führten dazu, dass alle Betriebe schon kurz nach ihrer Erbauung auf alter-
native Energiequellen zurückgreifen mussten. Die betriebseigene Wasserkraftnutzung verlor beson-
ders nach den Entwicklungen auf dem Gebiet der Elektrizitätsübertragung an Bedeutung. Das gestei-
gerte Schutzbedürfnis der Fabriken und der Eisenbahnen, die Entwicklung der Gesetzgebung auf 
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nationaler und kantonaler Ebene sowie die neuen Erkenntnisse im Bereich des Hochwasserschutzes 
ermöglichten es, dass die Emmekorrektion in Angriff genommen wurde. Der Staat übernahm die 
Oberaufsicht über das Projekt, an dem die Gemeinden, Fabriken, Eisenbahngesellschaften und einige 
Private beteiligt waren. Er führte es trotz Widerstand einzelner Gemeinden und Ablehnung des Ge-
setzesentwurfs durch die Volksabstimmung zu Ende, weil es für die allgemeine Sicherheit als not-
wendig erachtet wurde. Für die letzten Verbauungen konnte der Staat Bundesbeiträge beantragen, 
welche im 20. Jahrhundert ebenfalls mehrmals gewährt wurden. 
 Durch die Eingriffe in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts hatte sich der Lauf der Emme und 
deren unmittelbare Umgebung einschneidend verändert, was sich auf die Nutzung und Verbauung 
im 20. Jahrhundert auswirkte. Allerdings wurde die kantonale und lokale Praxis auch zunehmend von 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Entwicklungen auf nationaler Ebene geprägt. Das 
Wirtschaftswachstum infolge der fortschreitenden Industrialisierung, die Bevölkerungs- und Sied-
lungsentwicklung sowie die zunehmende Intensivierung, Technisierung und Motorisierung aller Le-
bensbereiche führten zu einer Belastung der Umwelt, welche nach und nach wahrgenommen wurde. 
Im Bereich der Gewässer zeigten sich die Auswirkungen verschiedener Nutzungs- und Verbauungsan-
sprüche sehr deutlich. Die Wasserqualität wurde durch die Einleitung von Abwässern beeinträchtigt, 
die Wasserführung durch Kraftwerke beeinflusst, Flussbette durch Hochwasserschutzmassnahmen 
verändert und die Fischbestände durch Übernutzung und unsachgemässen Fang vermindert. Ent-
sprechend wurden schon früh Gegenmassnahmen ergriffen, welche teilweise auch mit der Entwick-
lung der Verwaltungsorganisation einhergingen. Einerseits beeinflusste der Bund mit dem Ausbau 
von Rahmengesetzen sowie der Zusage von Subventionen die Gesetzgebung und den Vollzug in den 
Kantonen und Gemeinden, andererseits nahmen auch Expertengruppen, wie beispielsweise der Ver-
band Schweizerischer Abwasserfachleute, und Interessengruppen, etwa die Fischerei- oder die Na-
turschutzvereine, auf verschiedenen Ebenen Einfluss auf die Politik. Dieses Zusammenspiel führte mit 
den Veränderungen infolge der ökologischen Bewegung zu den ganzheitlichen Konzepten in den 
Bereichen Hochwasser- und Gewässerschutz, welche seit Ende des 20. Jahrhunderts angestrebt wer-
den. 
 Auch für den Kanton Solothurn konnte aufgezeigt werden, dass zum Zweck des Gewässerschutzes 
schon früh Gesetzesartikel formuliert wurden. Erst ab der Mitte des 20. Jahrhunderts, als sich der 
Zustand verschiedener Flüsse und vor allem der Aare verschlechtert hatte, wurden weitere Mass-
nahmen ergriffen. Trotz dieser Bemühungen wurde erst ab den 1960er Jahren mit dem Bau von Ab-
wasserreinigungsanlagen begonnen. Zur Wasserqualität der Emme vor dem Beginn der permanenten 
Messungen im Jahr 1967 konnte wenig herausgefunden werden. Es zeigte sich, dass trotz erheblicher 
Verbesserungen nach der Inbetriebnahme der Abwasserreinigungsanlage in Zuchwil sowohl im che-
mischen als auch im biologischen Bereich noch Verbesserungspotenzial vorhanden war. Besonders 
die zunehmenden Wassertemperaturen beeinflussten die Individuendichte und die Artenzusammen-
setzung. Auf diese nahmen im Verlauf des 20. Jahrhunderts auch die Fischenzenpächter Einfluss, 
welche zum Erhalt der Bestände jährlich tausende Setzlinge ausgeworfen und teilweise Versuche mit 
fremden Fischarten vorgenommen hatten. Vor allem Fischereivereine arbeiteten eng mit den kanto-
nalen Behörden zusammen und setzten sich auch für Schongebiete ein. Obwohl schon wesentlich 
früher – insbesondere während der Notstandsarbeiten infolge der Arbeitslosigkeit in der Zwischen-
kriegszeit – die Auswirkungen von Hochwasserschutzverbauungen auf die Fischbestände bemängelt 
worden waren, fanden die Fische erst bei den Emmeverbauungen ab den 1980er Jahren stärkere 
Berücksichtigung. 
 Neben schweren Überschwemmungsschäden, wie etwa bei der Katastrophe im Jahr 1910, fielen 
im Bereich des Hochwasserschutzes immer wieder Reparaturarbeiten aufgrund von Uferabbrüchen 
an, welche auf unerwünschte Veränderungen der Sohlenhöhe zurückzuführen waren. Die Kiesent-
nahmen dienten einerseits einem wirtschaftlichen Zweck, andererseits waren sie zur Regulierung des 
Geschiebehaushalts notwendig. Ab 1970 konnte festgestellt werden, dass sich die Emme nicht mehr 
in einem Gleichgewichtszustand befand und die gemessenen Abflussmengen bei Hochwasser stetig 
zunahmen. Die Folge war, dass die Gemeinden bis 1985 mehrere kostenintensive Bauprojekte durch-
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führen mussten und eine Gesamtsanierung des Flusses ins Auge fassten, wozu die Studie Emme 2050 
in Auftrag gegeben wurde. Was die Umgebung des Flusses betraf, konnte gezeigt werden, dass Ge-
meinden und Fabriken nach 1945 immer wieder versuchten, das überschwemmungsgefährdete 
Emmevorland zu überbauen. Sowohl Fabriken als auch Gemeinden waren bereit, hierzu das Risiko 
von Hochwasserschäden auf sich zu nehmen. Der Regierungsrat genehmigte mehrere Anlagen, je-
doch keine Wohnhäuser. Die Gesuche der Fabriken und die Auflagen der Regierung ab den 1970er 
Jahren waren geprägt von einer veränderten Wahrnehmung. Neu spielten ökologische und ästheti-
sche Aspekte bei den Eingriffen in die Flusslandschaft eine Rolle. Der Wandel im schweizerischen 
Hochwasserschutz, welcher auf die Erstellung ganzheitlicher Schutzkonzepte hinzielte, konnte auch 
im Kanton Solothurn festgestellt werden. Nach den Hochwassern der Jahre 2005 und 2007 wurde ein 
Leitbild erstellt, welches unter Berücksichtigung der vorhandenen Nutzungsweisen und der Hoch-
wassersicherheit auch das ökologische Potenzial der Flusslandschaft in den Vordergrund stellte. 
 In der Arbeit wurde basierend auf den Quellen des Staatsarchivs ein Überblick über die histori-
sche Situation der letzten 500 Jahre gewährt. Entsprechend konnten viele Sachverhalte nicht vertieft 
behandelt werden, was unter anderem auch mit der Auswahl der Quellen zusammenhängt. Weiterer 
Forschungsbedarf besteht beispielsweise bei den historischen Schadenshochwassern, welche unter 
Berücksichtigung der Quellen in Pfarr- und Gemeindearchiven, den Säckelmeisterrechnungen im 
Staatsarchiv Solothurn sowie derjenigen des Bundesarchivs eingehender untersucht werden könn-
ten. Vor allem was die Schäden betrifft, liessen sich basierend auf den Informationen, welche in der 
Ereignischronik überblicksartig zusammengestellt wurden, tiefergehende Nachforschungen anstel-
len. Weitgehend offen blieben die Schutzbemühungen der Fabriken an der Emme und die Auswir-
kungen der Überschwemmungen auf diese Betriebe, wozu deren Dokumente konsultiert werden 
müssten. Ebenfalls mit Hilfe von Dokumenten ehemaliger Industriebetriebe wie auch mit Zeitungsar-
tikeln könnten genauere Aussagen zur Gewässerqualität der Emme vor Beginn der permanenten 
Messungen im Jahr 1967 gemacht werden. In diesem Zusammenhang sollte auch untersucht werden, 
inwiefern das Emmevorland als Ablagerungsfläche für Abfallstoffe genutzt worden ist. 
 Die Geschichte der Nutzung und Verbauung der Emme ist somit keineswegs zu Ende, sondern 
wird auch im 21. Jahrhundert weitergeschrieben. Die Hochwasser und Überschwemmungen in unse-
rer Zeit liefern immer noch Impulse für Veränderungen und werfen viele Fragen auf. Wie in der Ein-
führung angedeutet, wird dabei auf Deutungsmuster zurückgegriffen, welche schon seit langer Zeit 
existieren. Obwohl sie weiterhin eine Bedrohung darstellt und enorme Verbauungskosten verur-
sacht, übt die Emme mit ihren vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten, ihrer Flusslandschaft und dem 
starken Anschwellen bei Hochwasser eine Faszination auf die Menschen aus, welche sowohl in der 
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10.1. Chronik der historischen Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet des Kantons Solothurn 
In der Tabelle sind alle gefundenen Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet des Kantons Solothurn enthalten. Fehlt in einer Zeile zu Beginn die Jahres-
angabe, bezieht sich der Inhalt dieser Zeile auf die letzte angegebene Jahreszahl. Es handelt sich hierbei um eine zusätzliche Quelle zu derselben Überschwem-
mung. In Spalte zwei und drei wird – insofern bekannt – das Datum und/oder der Monat beschrieben. Konnte bei einem Ereignis das Datum nicht ausgemacht 
werden, wurde in der vierten Spalte vermerkt, wann dieses im Rat besprochen wurde. Die Sicherheit der Datierung ist numerisch922 in Spalte fünf festgehalten. 
Die Zahlen in Spalte sechs geben Aufschluss darüber, ob nur Gebiete auf Solothurner Boden oder gleichzeitig auch auf Berner Territorium betroffen waren. Eine 
Kurzbeschreibung der entstandenen Schäden oder der betroffenen Objekte findet sich in der nächsten Spalte. Die achte Spalte bezeichnet die Einschätzung der 
Intensität923 der Schadensereignisse in Solothurn von 1500 bis 1849. In der letzten Spalte finden sich die Literatur- und Quellenbelege zu den einzelnen Scha-
denshochwassern, was erstens eine Überprüfung und zweitens eine zukünftige Ergänzung und Spezifizierung möglich machen soll.  
 
Tab. 8: Chronik der historischen Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet des Kantons Solothurn. 
Jahr Datum Monat Ratsbeschluss Datierung Betroffener Kanton Art des Schadens Intensität Belege 
1543 
 
 10.11.1543924 4 Solothurn Brücke bei Derendingen 3 Haffner 1666: 334 
1548   14.07.1548925 4 Solothurn Brücke bei Derendingen 3 Haffner 1666: 334 
1580   April 4 Solothurn Gebäude 2 STASO PKR 1580: S. 75 
1585   11.02.1585 4 Solothurn Kulturland 1 STASO PKR 1585: S. 41 
1590   29.01.1590 4 Solothurn Kulturland 1 STASO PKR 1590: S. 54 
1594  April 30.04.1594 2 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden 3 STASO PKR 1594: S. 192 
  
                                                     
922 Zur Bedeutung der Zahlen siehe Kapitel 3.3.1.2. 
923 Siehe dazu Kapitel 3.3.4. 
924 Datumskorrektur zum Gregorianischen Kalender: Im Julianischen Kalender wurden die Reparaturen am 31.10.1543 vorgenommen. 
925 Datumskorrektur zum Gregorianischen Kalender: Im Julianischen Kalender wurden die Reparaturen am 04.07.1548 vorgenommen. 
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Jahr Datum Monat Ratsbeschluss Datierung Betroffener Kanton Art des Schadens Intensität Belege 
     04.05.1594  
 
 3 STASO PKR 1594: S. 204 
     16.11.1594  
 
 3 STASO PKR 1594: S. 509 
1595 04.06. Juni 31.07.1595 1 Solothurn Kulturland 2 STASO PKR 1595: S. 416 
1605 
 
 01.02.1605 4 Solothurn Gebäude 2 STASO PKR 1605: S. 23 
1613 
 
April 24.04.1613 2 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden 2 STASO PKR 1613: S. 219 
1618 
 
   4 Solothurn Gebäude 2 Kaiser 1993: 135 
  
 
 11.05.1618  
 
Kulturland 2 STASO PKR 1618: S. 273 
1625 
 
 07.03.1625 4 Solothurn Kulturland 1 STASO PKR 1625: S. 159 
1639 
 
Dezember 19.12.1639 2 Solothurn und Bern Brücke und Siedlungswege 3 STASO PKR 1639: S. 749-751 
1640 
 
September 21.09.1640 2 Solothurn Brücke und Kulturland 1 STASO PKR 1640: S. 545 
1641 
 
 13.05.1641 4 Solothurn Kulturland in Biberist 2 STASO MI 1641: 57 
1642 
 
November 29.10.1642 2 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden in Gerlafingen 2 STASO PKR 1642: S. 463 
1651 
 
Februar 10.03.1651 2 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden 2 STASO PKR 1651: S. 157 
1673 
 
Juni 30.06.1673 2 Solothurn und Bern Brücke bei Derendingen 1 STASO PKR 1673: S. 430 
1688 
 
Januar 26.01.1688 2 Solothurn Verbauungen 1 STASO PKR 1688: S. 47 
1699      4 Solothurn Kulturland 1 Herzog 1959: 30 
1721 
 
August 15.09.1721 2 Solothurn Kulturland 2 STASO PKR 1721: S. 907 
1743 
 
Juli 17.07.1743 2 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden 3 STASO PKR 1743: S. 789 
1747 
 
Februar 27.02.1747 2 Solothurn Kulturland 2 STASO PKR 1747: S. 208 
1749 21.03. März 21.03.1749 1 Solothurn Kulturland 2 STASO PKR 1749: S. 353 
1764 22.08. August 22.08.1764 1 Solothurn und Bern Laufänderung 3 STASO PKR 1764: S. 924 
1781 
 
Februar  2 Solothurn Brücke bei Biberist 4 STASO Stift St. Urs 183 
1812 
 
August 20.08.1812 2 Solothurn und Bern Laufänderung 2 STASO B 21,1 
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Jahr Datum Monat Ratsbeschluss Datierung Betroffener Kanton Art des Schadens Intensität Belege 
1813 12.07. Juli  1 Solothurn und Bern unbestimmte Hochwasserschäden 1 STASO PKR 1813: S. 782 
     27.07.1813  
 
Kanal 1 STASO PKR 1813: S. 820 
1859      4 Solothurn Industrie 
 
Hösli 1996: 60 
1874 30.07. Juli   1 Solothurn Kulturland und Gebäude 
 
STASO B 21,1 
1876 10.06. Juni   1 Solothurn und Bern Gemeindegebiet 
 
Hösli 1996: 64 




   24.03.1877   Gemeindegebiet und Industrie  STASO PRR 1877: Nr. 611 
1878      4 Solothurn Verbauungen 
 
STASO B 21,1 
1881 02.09. September   1 Solothurn und Bern Uferbeschädigung 
 
STASO B 21,1 
1891 25.06. Juni   1 Solothurn und Bern Brücke bei Biberist 
 
STASO B 16,1 
  25.06. Juni      
 
STASO PRR 1891: Nr. 417 










Juni   2 Solothurn und Bern Von Roll und Papierfabrik  (Industrie)  
Neuenschwander 1976: 70 




1935 29.10. Oktober  1 Solothurn und Bern Brücke bei Biberist, Schäden an Hochwasserschutzverbauungen  
STASO PRR 1935: Nr. 
5148, 5262. 
1940 25.06. Juni   1 Solothurn und Bern Siedlungsweg 
 
FW Emme 143, 3 
1944 24.11. November   1 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden 
 
FW Emme 141, 9 
1952   Herbst   3 Solothurn Uferabbrüche in Luterbach 
 
FW Luterbach, 57 
1957 24.02. Februar   1 Solothurn Uferabbrüche in Biberist 
 
FW Biberist, 43, 2 
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Jahr Datum Monat Ratsbeschluss Datierung Betroffener Kanton Art des Schadens Intensität Belege 
1968 12.08. August   1 Solothurn und Bern Treibholzstau 
 
FW Emme 143, 0 
1971 06.06. Juni  1 Solothurn Schäden an Baustelle der Abwas-serreinigungsanlage Zuchwil  
Zweckverband Abwasser-
region 1976: 18. 
1977 10.07. Juli   1 Solothurn und Bern unbestimmte Hochwasserschäden 
 
FW Emme 143, 6 
1978 11.07. Juli   1 Solothurn und Bern Uferabbrüche 
 
FW Emme 143, 6 
1979 22.10. Oktober   1 Solothurn Abschlussdämme 
 
FW Emme 143, 3 
1980 04.02. Februar   1 Solothurn Leitungsschaden 
 
FW Emme 143, 3 
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10.2. Chronik der historischen Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet der Kantone Solothurn und Bern 
Diese Tabelle enthält alle gefundenen Schadenshochwasser der Emme. Fehlt in einer Zeile zu Beginn die Jahresangabe, bezieht sich der Inhalt dieser Zeile auf 
die letzte angegebene Jahreszahl. Es handelt sich hierbei um eine zusätzliche Quelle zu derselben Überschwemmung. In Spalte zwei und drei wird – insofern 
bekannt – das Datum und/oder der Monat beschrieben. Die Sicherheit der Datierung ist numerisch926 in Spalte vier festgehalten. Spalte fünf gibt Aufschluss 
darüber, ob nur Gebiete auf Solothurner Boden, nur auf Berner Territorium oder beide betroffen waren. Eine Kurzbeschreibung der entstandenen Schäden 
oder der betroffenen Objekte findet sich in der nächsten Spalte. Viele in die Chronik aufgenommenen Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet des Kan-
tons Bern wurden aus der Zusammenstellung von Gees entnommen, welcher die Intensität der einzelnen Ereignisse anhand einer fünfstufigen Skala (leichtes 
Schadenshochwasser, mittleres Schadenshochwasser, schweres Schadenshochwasser, sehr schweres Schadenshochwasser, katastrophales Schadenshochwas-
ser) einschätzte.927 Da in der vorliegenden Arbeit die Intensität nur für Überschwemmungen der Emme in Solothurn zwischen 1500 und 1849 eruiert wurde, ist 
die Qualifizierung von Andreas Gees ebenfalls in die Chronik aufgenommen worden. In der letzten Spalte finden sich die Literatur- und Quellenbelege zu den 
einzelnen Schadenshochwassern, was erstens eine Überprüfung und zweitens eine zukünftige Ergänzung und Spezifizierung möglich machen soll.  
 
Tab. 9: Chronik der historischen Schadenshochwasser der Emme auf dem Gebiet der Kantone Solothurn und Bern. 
Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
1543 
 
 4 Solothurn Brücke bei Derendingen   Haffner 1666: 334 
1548 
 
 4 Solothurn Brücke bei Derendingen   Haffner 1666: 334 
1570 03.12. Dezember 1 Bern Überschwemmung bei Burgdorf  Graf 1898: 8 
 
     schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 141 
1575 17.05. Mai 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Stürler 1872: 7 
1577 07.08. August 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Stürler 1872: 7 
1580 
 
April 2 Solothurn Gebäude  STASO PKR 1580: S. 75 
1585 
 
 4 Solothurn Kulturland   STASO PKR 1585: S. 41 
1585 
 
August 2 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Stürler 1872: 7 
1588 23.06. Juni 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Stürler 1872: 7 
                                                     
926  Zur Bedeutung der Zahlen siehe Kapitel 3.3.1.2. 
927  Vgl. Gees 1997: 16. 
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Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
1590 
 
 4 Solothurn Kulturland   STASO PKR 1590: S. 54 
1594 
 








  STASO PKR 1594: S. 509 
1595 04.06. Juni 1 Solothurn Kulturland   STASO PKR 1595: S. 416 
1605 
 
 4 Solothurn Gebäude  STASO PKR 1605: S. 23 
1609 
 
Juni 2 Bern Kulturland   WSL: Unwetterschadens-Datenbank 
1613 
 
April 2 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden  STASO PKR 1613: S. 219 




Kulturland   STASO PKR 1618: S. 273 
1625 
 
 4 Solothurn Kulturland   STASO PKR 1625: S. 159 
1639 
 
Dezember 2 Solothurn und Bern Brücke und Siedlungswege   STASO PKR 1639: S. 749-751 
 
    
 
Steg in Kirchberg   Neuenschwander 1976: 94 
1640 
 
September 2 Solothurn Brücke und Kulturland  STASO PKR 1640: S. 545 
1641 
 
 4 Solothurn Kulturland in Biberist  STASO MI 1641: 57 
1642 
 
Oktober 2 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden in Gerlafingen  STASO PKR 1642: S. 463 
1651 
 
Februar 2 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden  STASO PKR 1651: S. 157 
1651 21.11. November 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 9 
1652 02.07. Juli 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 9 
1658 25.09. September 1 Bern Kulturland bei Burgdorf  Merz 1937: 105, 107 
1673 
 




Unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 9 
1679 13.05. Mai 1 Bern Unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 9 
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Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
      katastrophales Schadens-hochwasser Gees 1997: 141 
1688 
 
Januar 2 Solothurn Verbauungen   STASO PKR 1688: S. 47 
1699    4 Solothurn Kulturland   Herzog 1959: 30 
1711 10.02. Februar 2 Bern Wasenmeisterbrücke und Gebäude in Burgdorf  Merz 1937: 107 
      katastrophales Schadens-hochwasser Gees 1997: 141 
1712    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Huber-Renfer 1941: 114 
1721 04.05. Mai 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 10 
1721  August 2 Solothurn und Bern Schutzverbauungen und Kanäle   Merz 1937: 108 
     Schutzverbauungen Kulturland in Rüderswil  
Franz Ludwig Wilhelmi: 




   Kulturland   STASO PKR 1721: S. 907 
1733 14.09. September 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 11 
     Wasenmeisterbrücke, Gebäude und Kulturland in Burgdorf   Merz 1937: 108 
     Brücke in Rüderswil   
Franz Ludwig Wilhelmi: 
Chronik 1717-1745 (= Euro-
Climhist, Record pf-2562-
018) 
1737 11.01. Januar 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden in Rüderswil  
Franz Ludwig Wilhelmi: 
Chronik 1717-1745 (= Euro-
Climhist, Record pf-2562-
019) 
1743  Juli 2 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden  STASO PKR 1743: S. 789 
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Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
1747 
 
Februar 2 Solothurn Kulturland   STASO PKR 1747: S. 208 
1749 21.03. März 1 Solothurn Kulturland   STASO PKR 1749: S. 353 
1749 05.06. Juni 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 11 
     Ausbruch der Emme  Merz 1937: 108 
1758 
 
Juli 2 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 11 
     Wasenmeister- und Ziegelbrücke   Merz 1937: 109 
1762 10.07. Juli 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 11 
     Ziegelbrücke   Merz 1937: 109 
1764 21.08. August 1 Solothurn und Bern 24 Häuser und Brücke bei Kirchberg weggeschwemmt  Graf 1898: 11 
 
      Merz 1937: 109 
     Laufänderung befürchtet  STASO PKR 1764: S. 924 
1769    4 Bern Unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 15 
1770    4 Bern Unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 15 
     Wasenmeisterbrücke in Burgdorf; 1 Toter  Merz 1937: 109 
1771   4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Merz 1937: 109 
1772   4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Merz 1937: 109 
1776    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 15 
1777    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 15 
1778    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 15 
1781 
 
Februar 2 Solothurn Brücke bei Biberist   STASO Stift St. Urs 183 
1781 16.11. November 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 15 
1792  Januar 2 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 15 
1795 27.07. Juli 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 15 
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Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
1799 20.09. September 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 15 
1801  Dezember 2 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 141 
     unbestimmte Hochwasserschäden  Merz 1937: 109 
1804    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 20 
      leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 141 
1812 17.02. Februar 1 Bern Wasenmeisterbrücke   Merz 1937: 109 
1812  August 2 Solothurn und Bern Laufänderung   STASO B 21,1 
 
   
 
 schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 141 
1813 12.07. Juli 1 Solothurn und Bern unbestimmte Hochwasserschäden  STASO PKR 1813: S. 781 
 
    
 
Kanal   STASO PKR 1813: S. 820 
1819   Frühling 3 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 141 
1831 
 
September 2 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 141 
1834    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Huber-Renfer 1941: 123 
1837 12.08. August 1 Bern Weitreichende Gebiete verwüstet; mehrere Tote  Röthlisberger 1991: 65 
      sehr schweres Schadens-hochwasser Gees 1997: 141 
1839    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 20 
1840 31.10. Oktober 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 20 
1842 12.07. Juli 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 20 
1844    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Huber-Renfer 1941: 123 
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Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
1845 17.12. Dezember 1 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 132 
1846 23.08. August 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 20 
      sehr schweres Schadens-hochwasser Gees 1997: 141 
1850 12.08. August 1 Bern  schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 141 
1851 01.08. August 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 20 
      leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 141 
1852 17.09. September 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 20 
      katastrophales Schadens-hochwasser Gees 1997: 141 
1858    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 21 
1859    4 Solothurn Industrie  Hösli 1996: 60 
1860 18.08. August 1 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 141 
1860 
 
September 2 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 21 
1866    4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Huber-Renfer 1941: 123 
1867   4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Merz 1937: 110 
1868 05.10. Oktober 1 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 141 
1870 31.10. Oktober 1 Bern  sehr schweres Schadens-hochwasser Gees 1997: 142 
1872   4 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Merz 1937: 110 
1874 30.07. Juli 1 Solothurn Kulturland und Gebäude  STASO B 21,1 
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Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
1876 10.06. Juni 1 Solothurn und Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Huber-Renfer 1941: 125 
 
      katastrophales Schadens-hochwasser Gees 1997: 142 
     Gemeindegebiet  Hösli 1996: 64 
1877 13.02. Februar 1 Solothurn und Bern Gemeindegebiet  Lanz-Stauffer, Rommel 1936: 515 
 
     Gemeindegebiet und Industrie  STASO PRR 1877: Nr. 611 
       Graf 1898: 22 
      sehr schweres Schadens-hochwasser Gees 1997: 142 
1878    4 Solothurn Verbauungen   STASO B 21,1 
1881 02.09. September 1 Solothurn und Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 22 
      leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 142 
     Uferbeschädigung  STASO B 21,1 
1884 03.10. Oktober 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 22 
      leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 142 
1884 27.12. Dezember 1 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 142 
1891 25.06. Juni 1 Solothurn und Bern Brücke bei Biberist   STASO B 16,1 
        STASO PRR 1891: Nr. 417 
       sehr schweres Schadens-hochwasser Gees 1997: 142 
1893 02.02. Februar 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 22 
1895 13.11. November 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 22 
1895 30.12. Dezember 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 22 
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Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
1896 08.03. März 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Graf 1898: 22 
      schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 142 
1903 13.06. Juni 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  WSL: Unwetterschadens-Datenbank 
1905 09.07. Juli 1 Bern Verbauungen und Brücken   WSL: Unwetterschadens-Datenbank 
      leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 142 
1910 20.01. Januar 1 Solothurn Gebäude in Biberist  Lanz-Stauffer, Rommel 1936: 520 
1910 14.06. Juni 1 Solothurn und Bern Ausbrüche im Emmental, Industrie in Solothurn   
WSL: Unwetterschadens-
Datenbank 
     
 
 katastrophales Schadens-hochwasser Gees 1997: 142 
1910 10.07. Juli 1 Bern  sehr schweres Schadens-hochwasser Gees 1997: 142 
1912  Juni 2 Solothurn und Bern  schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 44 
      
 
Von Roll und Papierfabrik (Industrie)  Neuenschwander 1976: 70 
1917 12.09. September 1 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 142 
1918 23.12. Dezember 1 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden  WSL: Unwetterschadens-Datenbank 
1920 29.06. Juni 1 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 142 
1926 22.06. Juni 1 Bern  sehr schweres Schadens-hochwasser Gees 1997: 142 
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Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
1930 04.07. Juli 1 Bern  schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 142 
1935 29.10. Oktober 1 Solothurn Brücke bei Biberist, Schäden an Hochwasserschutzverbauungen  
STASO PRR 1935: Nr. 5148, 
5262. 
1940 25.06. Juni 1 Solothurn und Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Huber-Renfer 1941: 129 
     Siedlungsweg  FW Emme 143,3 
1944 24.08. August 1 Bern  schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 142 
1944 24.11. November 1 Solothurn unbestimmte Hochwasserschäden  FW Emme 141,9 
1952   Herbst 3 Solothurn Uferabbrüche in Luterbach  FW Luterbach, 57 
1957 24.02. Februar 1 Solothurn Uferabbrüche in Biberist  FW Biberist, 43,2 
1968 12.08. August 1 Solothurn Treibholzstau  FW Emme 143,0 
1968 21.09. September 1 Solothurn und Bern  schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 142 
     unbestimmte Hochwasserschäden  FW Emme 143,0 
1971 06.06. Juni 1 Solothurn Schäden an Baustelle der Abwasser-reinigungsanlage Zuchwil  
Zweckverband Abwasserre-
gion 1976: 18. 
1972 18.07. Juli 1 Bern  mittelmässiges Schadens-hochwasser Gees 1997: 142 
1973 22.06. Juni 1 Bern  schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 142 
1977 10.07. Juli 1 Solothurn und Bern  schweres Schadenshoch-wasser Gees 1997: 143 
     unbestimmte Hochwasserschäden  FW Emme 143,6 
1978 11.07. Juli 1 Solothurn und Bern Millionenschäden im Emmental  Röthlisberger 1991: 91 
     Uferabbrüche  FW Emme 143,6 
1979 22.10. Oktober 1 Solothurn Abschlussdämme   FW Emme 143, 3 
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Jahr Datum Monat Datierung Betroffener Kanton Schadensbeschreibung Qualifizierung Gees Belege 
1980 04.02. Februar 1 Solothurn Leitungsschaden  FW Emme 143, 3 
1981 22.03. März 1 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 143 
1983 06.07. Juli 1 Bern Millionenschäden im oberen Em-mental  Röthlisberger 1991: 96 
1986 11.01. Januar 1 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 143 
1986 16.06. Juni 1 Bern unbestimmte Hochwasserschäden  Röthlisberger 1991: 98-99 
1987 01.07. Juli 1 Bern Millionenschäden im Emmental  Röthlisberger 1991: 100 
1990 13.08. August 1 Bern  leichtes Schadenshochwas-ser Gees 1997: 143 
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10.3. Karten und Pläne 
Im Folgenden sind alle Karten und Pläne, von denen in der Arbeit Ausschnitte verwendet wurden, in voller Grösse und ohne Färbung abgebildet.  
 
Bundesamt für Landestopografie 
swisstopo (Hg.): Siegfriedkarte 
1880, www.swisstopo.admin.ch, 
19.09.2014. Reproduziert mit Be-
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STASO Stift St. Urs 183 
Urheber: Johann Ludwig Erb; Jahr: 1762 
 
